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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Mai 1966 

II/ 1 — 68070 — 5487/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Mittelfristige Wirtschaftspolitik in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
der Kommission der EWG 

des Programms für die mittelfristige Wirtschaftspolitik 
(1966 bis 1970). 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 29. April 1966 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Das Mandat zu dem Entwurf wurde mit dem Beschluß des Rats 
der EWG vom 15. April 1964 über die Einsetzung eines Aus- 
schusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik erteilt. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Entwurf ist 
vorgesehen. 

Für die Verabschiedung des Programms ist die Annahme durch 
den Rat der EWG und durch die Regierungen der Mitglied- 
staaten erforderlich. Der Zeitpunkt der Verabschiedung im Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Entwurf übermittelte Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf des Programms 
für die mittelfristige Wirtschaftspolitik 
(1966 bis 1970) 


1. Der Beschluß des Rats vom 15. April 1964 über 
die Einsetzung eines Ausschusses für mittelfristige 
Wirtschaftspolitik, der auf Empfehlung der Kom- 
mission vom 25. Juli 1963 sowie nach Stellungnahme 
des Europäischen Parlaments vom 21. Januar 1964 
und dos Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 
29. Januar 1964 gefaßt wurde, bestimmt in Absatz 2: 

„Aufgabe des Ausschusses ist es insbesondere, 
einen Vorentwurf eines Programms für die mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik unter Berücksichtigung 
aller verfügbaren Informationen, insbesondere der 
Vorausschätzungen einer bei der Kommission ar- 
beitenden Sachverständigengruppe vorzuboreiten; 
dieser Entwurf hat die großen Linien der von den 
Mitgliedstaaten und den Institutionen der Gemein- 
schaft für die zugrunde gelegte Periode beabsich- 
tigten Wirtschaftspolitik darzulegen und darauf 
gerichtet zu sein, ihre Koordinierung zu gewähr- 
leisten. Dieses Programm wird sich auf eine Pe- 
riode von etwa fünf Jahren beziehen. Unter Zu- 
grundelegung der Arbeit des Ausschusses für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik stellt die Kommis- 
sion einen Programmentwurf auf. In diesem Ent- 
wurf sind die Punkte anzugeben, bei denen vom 
Vorentwurf des Ausschusses abgewichen wird." 

2. Der auf Grund dieses Beschlusses eingesetzte 
Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik hat 
den Vorentwurf des ersten Programms ausgearbei- 
tet, wobei er insbesondere die Vorausschätzungen 
für die Periode 1966 bis 1970 zugrunde legte, die 
von der im genannten Ratsbeschluß bczeichneten 
Sachverständigengruppe vorbereitet worden waren. 

3. Im vorliegenden Falle hat die Kommission be- 
schlossen, keinen neuen Programmentwurf aufzu- 
stellen, sondern sich den vom Ausschuß aufgestellten 
Vorentwurf im ganzen zu eigen zu machen und die- 
ses Dokument in seiner derzeitigen Form in den vor- 
liegenden Vorschlag an den Rat einzufügen. Sie 
fügt jedoch Erwägungen hinzu, die im wesentlichen 
darauf abzielen, ihre Haltung gegenüber den Orien- 
tierungen und Ergebnissen des Ausschusses näher 
zu bestimmen, ihre Sorgen im Zusammenhang mit 
einigen sich aus der Wirtschaftsentwicklung der Ge- 
meinschaft während der kommenden Jahre ergeben- 
den vordringlichen Problemen zum Ausdruck zu 
bringen. 

Ferner hat die Kommission im Benehmen mit dem 
Ausschuß beschlossen, diesem Programmentwurf 
den Bericht über die Aussichten für die wirtschaft- 
liche Entwicklung in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft bis 1970 als Anhang hinzuzufügen, der 


von der vorgenannten Sachverständigengruppe aus- 
gearbeitet wurde. 

Der Entwurf des Programms, den die Kommission 
dem Rat gemäß dem Beschluß des Rats vom 
15. April 1964 übermittelte, setzt sich somit aus zwei 
Teilen zusammen: 

— der erste enthält die obgengenannten Erwägun- 
gen (Anhang I) 

— den zweiten bildet der vom Ausschuß für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik erstellte Vorentwurf 
des Programms nebst Anhängen (Anhang II), zu 
dem die Kommission einige Änderungen vor- 
schlägt. 

4. Die Kommission ist sich der Lücken, die der Vor- 
entwurf des Ausschusses für mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik aufwoist, und auf die der Ausschuß im 
übrigen selbst hingewiesen hat, durchaus bewußt. 
Verglichen mit den beachtlichen Fortschritten, die 
die Arbeit des Ausschusses bereits jetzt darstellt 
und die die Verwirklichung seiner Anregungen er- 
möglichen würde, ist dies von geringer Bedeutung. 

Die Kommission ist außerdem der Ansicht, daß 
der erste Entwurf des mittelfristigen Programms an- 
gesichts der Vielschichtigkeit der unternommenen 
Arbeiten, der praktischen Schwierigkeiten bei seiner 
Ausarbeitung — insbesondere der für die Vorbe- 
reitung zur Verfügung stehenden kurzen Zeitspanne 

— und schließlich der schwierigen Lage, in der sich 
die Gemeinschaft im zweiten Halbjahr 1965 und 
Anfang 1966 befand, kaum, wesentlich vollständiger 
oder präziser hätte sein können. 

Zum ersten Male seit dem Inkuafttreten des Ver- 
trages von Rom haben die Vertreter der Regierun- 
gen und der Kommission die Wirtschaftspolitiken, 
die sie über mehrere Jahre hinweg verfolgen wol- 
len, konfrontiert. 

Es ist nicht der geringste Nutzen dieser Arbeiten, 
gezeigt zu haben, daß die Fragen und die tatsäch- 
lichen Einstellungen sachlich und zeitlich gesehen 
einander viel näher sind als es aus einer begrenz- 
teren Sicht ausgesehen hätte. Die Tatsache, daß die 
Mitglieder des Ausschusses auf Grund ihrer Bespre- 
chungen nach und nach eine gemeinsame und tat- 
sächlich sogar weitgehend gemeinschaftliche Sprache 
gefunden haben, ist an sich schon ein positives Er- 
gebnis. 

Das Dokument des Ausschusses bietet eine hoch 
einzuschätzende Synthese, der von den Mitglied- 
staaten und den Institutionen der Gemeinschaft wäh- 
rend des betrachteten Zeitraums beabsichtigten Wirt- 
schaftspolitik. Die Kommission ist davon überzeugt. 
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daß das Dokument in dieser Hinsicht seine Aufgabe j 
gut erfüllt. Darüber hinaus kann es sowohl durch | 
seine Zielsetzung wie auch durch den vorgeschlage- 
nen Einsatz der Instrumente einen bedeutenden Bei- 
trag zur Koordinierung der Wirtschaftspolitiken, zu 
einem ausgewogenen Wirtschaftswachstum und zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen in der Ge- 
meinschaft bis 1970 leisten. 

5. Die Kommission hält es jedoch für angebracht, 
folgende Anmerkungen zu machen. 

Sie stellt einmal fest, daß der Ausschuß die Be- 
deutung einiger Probleme oder zumindest die Dring- 
lichkeit besonderer von den Mitgliedstaaten im ge- 
meinsamen Einvernehmen zu treffenden Entschei- 
dungen zuweilen zu unterschätzen scheint. So wer- 
fen auf der Ebene der Gemeinschaft einige in 
Schwierigkeiten, wenn nicht sogar in Krise, befind- 
liche Industriezweige Probleme auf, die zum Teil, 
insbesondere in sozialer Hinsicht, mit denen der zu- 
rückgebliebenen Regionen vergleichbar sind. Die 
Kommission weist ausdrücklich auf die Bedeutung 
hin, die in diesem Zusammenhang der Ausarbeitung 
und Inangriffnahme eines Bündels von Anpassungs- 
maßnahmen beizumessen ist. 

Diese sollten sich gleichzeitig auf die Sektoren 
und die Regionen beziehen, um die mit der Umstel- 
lung verbundenen geographischen Arbeitskräftebe- j 
wegungen auf ein Minimum zu beschränken. 

Die Senkung der Binnenzölle und des gemein- 
samen Zolltarifs könnte die in bestimmten Industrie- 
zweigen bestehenden Anpassungsprobleme noch j 
verschärfen und für diese Bereiche die Inangriff- i 
nähme abgestimmter industriepolitischer Maßnah- I 
men noch notwendiger machen. Die Kommission hat i 
den Mitgliedstaaten bereits erste Anregungen im 
Hinblick auf den Schiffsbau und die Textilindustrie 
vorgelegt. Sie wünscht, daß die unternommenen Ar- 
beiten unter Berücksichtigung der allgemeinen Leit- 
linien, die der Ausschuß zur sektoralen Struktur- 
politik der Gemeinschaft im Vorentwurf entwickelt 
hat, rasch zu konkreten Ergebnissen führen. Außer- 
dem hat die Kommission Initiativen ergriffen, um 
die Beseitigung der Hindernisse zu erleichtern, die 
die gewerbliche Konzentration künstlich bremsen, 
um die Investitionen der Unternehmen aus Dritt- 
ländern besser zu kennen und um die Industrie- 
zweige zu ermitteln, in denen die Anstrengungen 
auf dem Gebiet der angewandten Forschung unzu- 
reichend sind. 

6. Hinsichtlich der Regionalpolitik stellt die Kom- 
mission fest, daß der Ausschuß im letzten Absatz 
von Ziffer 22 des zweiten Kapitels seines Vorent- 
wurfs selbst unterstrichen hat: 

„das wirtschaftliche Wachstum kann nur dann als 
optimal angesehen werden, wenn gleichzeitig eine 
gewisse Harmonie in der Einkommensentwicklung 
der verschiedenen sozialen Gruppen verwirklicht, 
der Abstand im Entwicklungsniveau der verschie- 
denen Regionen der einzelnen Mitgliedstaaten j 
vermindert und dadurch in zunehmendem Maße j 
die durchschnittliche Lebenshaltung in der Ge- : 


meinschaft insgesamt einander angeglichen wer- 
den." 

Diese Konzeption (mlspricht dem Geiste des Ver- 
trages von Rom; die Kommission ist jedoch der 
Auffassung, daß die insbesondere in Kapitel VI des 
Vorentwurfs enthaltenen Orientierungen nicht aus- 
reichen, um die notwendigen Fortschritte auf dem 
Gebiet der R('gionalpolitik in den kommenden fünf 
.lahren erzielen zu können. Sie verweist hierzu auf 
ihre erste Mitteilung an den Rat vom 11. Mai 1965 
über die Regionalpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft (Dok. 11 SEK(65) 1170 endg.) 

und auf die darin enthaltene Auizählung der zu 
treffenden Maßnahmen. 

Aus diesem Grunde schlägt die Kommission auch 
einige Änderungen zum Vorentwurf des Ausschus- 
ses vor. 

7. Ferner möchte die Kommission den Rat auf die 
große Bedeutung der cgiantitativen Projektionen 
cuifmerksam machen, die eine der Hauptgrundlagen 
des Vorentwurfs des Programms darstellen. Sie 
drückt der Sachverständigengruppe für mittelfristige 
wirtschaftliche Perspektiven, die die Projektionen 
züsammengestellt und konfrontiert haben, ihre Hoch- 
achtung aus. Für die Bundesrepublik Deutschland 
hat sich der Ausschuß für eine Piojektion entschie- 
den, die vom Bundesministcrium für Wirtschaft er- 
stellt worden ist und die sich auf eine geringere 
Wachstumsrate stützt (3,4 ^ o anstatt 4,2 ”/« für das 
Bruttoinlandsprodukt). Ohne damit zu dieser Ent- 
scheidung Stellung zu nehmen, möchte die Kommis- 
sion darauf hinweisen, daß das hohe Ausgangs- 
niveau der deutschen Wirtschaft im Jahre 1965 so- 
wie die voraussichtlich zu erwartende Stagnation 
des deutschen Arbeitskräftepotentials in jedem Falle 
die Annahme einer in den nächsten Jahren im Ver- 
gleich zu den meisten anderen Ländern niedrigeren 
Wachstumsrate rechtfertigen dürfte. 

Es ist im gegenwärtigen Stadium der Arbeiten 
unvermeidlich, daß die nationalen Projektionen Lük- 
ken und Widersprüche enthalten. Die Projektionen 
haben bis Anfang 1966 wiederholt erhebliche Ände- 
rungen erfahren, die häufig auf in der Zwischenzeit 
erhaltene Informationen über die Entwicklungs- 
perspektiven in den Partnerländern zurückgingen. 
Doch konnte die gegenseitige Kohärenz noch nicht 
ausreichend geprüft werden. 

Bei der Aufstellung der Projektionen lag das 
Schwergewicht auf der Entwicklung des Angebots; 
die Entwicklung der Nachfrage wurde auf die sich 
daraus ergebenden Möglichkeiten abgestimmt. Bei 
den wirtschaftspolitischen Diskussionen innerhalb 
der Gemeinschaft war es dagegen bisher im wesent- 
lichen darum gegangen, die Ausweitung der Nach- 
frage wurde auf die sich daraus ergebenden Mög- 
lichkeiten abgestimmt. Bei den wirtschaftspoliti- 
schen Diskussionen innerhalb der Gemeinschaft war 
es dagegen bisher im wesentlichen darum gegangen, 
die Ausweitung der Nachfrage aus konjunkturpoli- 
tischen Erwägungen unter Kontrolle zu halten. Um 
eine engere Beziehung zwischen diesen beiden 
Aspekten der Wirtschaftspolitik herzustellen, sind 
noch weitere Überlegungen notwendig. 
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Die Projektionen erfüllen jedoch bereits jetzt 
ihren Hauptzweck, nämlich Größenordnungen und 
brauchbare Entwicklungsperspektiven darzustellen 
und den verantwortlichen Stellen die Möglichkeit zu 
geben, die Grenzen ihrer Maßnahmen zu erkennen. 
Indem sie Fehlentwicklungen Vorbeugen, ermög- 
lichen sie es, drastischere Maßnahmen zu vermeiden, 
'die allein nur dann in Frage kommen, wenn die 
Fehlentwicklung bereits eingetreten ist. 

8. Die Kommission versäumte ihre Pflicht, wenn sie 
nicht abschließend den Rat auf die außerordentlich 
wichtigen Überlegungen hinwiese, die auf Grund 
der hervorragenden Arbeit des Ausschusses für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik schon möglich 
waren. 

Es hat sich damit erwiesen, daß diese umfassende 
und im eigentlichen Sinne gemeinschaftliche Unter- 
suchung der Voraussetzungen für die Entwicklung 


der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in den 
nächsten fünf Jahren besser als irgendein anderes 
Vorgehen die mit dieser Entwicklung zusammen- 
hängenden Probleme und Zielsetzungen deutlich 
heraussteilen konnte. 

Die in dem ersten Programm enthaltenen Fest- 
stellungen und Schlußfolgerungen mögen manchmal 
rigoros erscheinen. Die Kommission ist überzeugt, 
daß die Gegebenheiten von morgen noch härter 
wären, wenn die zuständigen Instanzen trotz der 
Unterstützung, um welche die Kommission den Rat 
bittet, nicht bereit wären, entschlossen die erforder- 
lichen Maßnahmen für eine bessere Vorbereitung 
der Zukunft zu treffen. 

Die Kommission unterstreicht schließlich, daß der 
Fortschritt der europäischen Integration es dennoch 
ermöglichen dürfte, die Härten zu mildern und so 
rasch wie möglich die Lebensbedingungen der Be- 
völkerung zu verbessern. 
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Programm für mittelfristige Wirtschaftspolitik 


DER RAT, 

Die im Rat versammelten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten, 

Gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 6 und 145, 

Gestützt auf den Beschluß des Rats vom 15. April 
1964 über die Einsetzung eines Ausschusses für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik, 

Gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

Nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

Nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

ln Erwägung nachstehender Gründe: 

daß der Ausschuß für mittelfristige Wirtschafts- 
politik entsprechend dem Beschluß vom 15. April 
1964 einen Vorentwurf des Programms für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik für den Zeitraum 1966 bis 
1970 erstellt hat, 

daß die Kommission sich diesen Vorentwurf mit 
einigen Änderungen zu eigen gemacht und ihn dem 
Rat als zweiten Teil ihres Programmentwurfs über- 
mittelt hat, 

daß es angebracht ist, daß mit Annahme dieses 
Programms der Rat und die Mitgliedstaaten ihrer 
Absicht Ausdruck geben, entsi)rechend den darin 
vorgesehenen Leitgedanken zu handeln, 

NEHMEN DAS NACHSTEHENDE PROGRAMM FÜR 
DIE MITTELFRISTIGE WIRTSCHAFTSPOLITIK AN: 


Erster Teil (siehe Anhang I) 

Zweiter Teil (hier soll der vom Ausschuß für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik erstellte Vorentwurf 
mit folgenden Änderungen aufgenommen werden): 

Kapitel III, zweiter Absatz des Punktes 11, in den 
Zeilen 17 bis 18 sind die Worte „auf der Ebene der 
Gemeinschaft zu konfrontieren und soweit wie mög- 
lich zu koordinieren" durch „auf der Ebene der Ge- 
meinschaft zu koordinieren" zu ersetzen. 

Kapitel IV, erster Absatz des Punktes 9, in den 
Zeilen 3 bis 4 sind die Worte „in der Gemeinschaft 
eine Konfrontierung und soweit wie möglich eine 
Koordinierung" durch „in der Gemeinschaft eine 
enge Koordinierung" zu ersetzen. 

Zweiter Absatz des Punktes 9, in der ersten Zeile 
sind die Worte „die Regionalpolitiken" durch „die 
Regionalprogramme", in der Zeile 4 das Wort „Poli- 
tiken" durch „Programmen" und in der Zeile 21 das 
Wort „Politiken" durch „Programmen" zu ersetzen. 

Außerdem ist am Ende des Punktes 9 folgender 
Absatz einzufügen: 

„In dieser Hinsicht scheint es zweckmäßig, zu den 
Beratungen zwischen den Mitgliedstaaten und den 
Institutionen der Gemeinschaft über die einzelnen 
regionalen Untersuchungen und Programme und 
über die Koordinierung der entsprechenden regio- 
nalpolitischen Maßnahmen auf der Ebene der Ge- 
meinschaft auch repräsentative Persönlichkeiten der 
jeweiligen Regionen und gegebenenfalls auch quali- 
fizierte Sachverständige hinzuzuziehen." 


5 



Drucksache V/629 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anhang I 


Erster Teil des Programms 

A. Hauptprobleme der Wirtschaftsentwicklung 
in der Gemeinschaft 

1. Vor mehr als acht Jahren ist der Vertrag von 
Rom in Kraft getreten. Der vorliegende Programm- 
entwurf gilt für den Zeitraum 1966 bis 1970, d. h. im 
wesentlichen für die restliche Übergangszeit. Da die 
Vergangenheit weitgehend die Zukunft bestimmt, ist 
cs zweckmäßig, die wichtigsten Grundlinien der 
Hntwücklung in der Vergangenheit aufzuzeigen, da- 
mit die Probleme, vor denen die Wirtschaft der Ge- 
meinschaft in allernächster Zukunft stehen wird, in 
ihrer ganzen Tragweite begriffen werden können. 

Im Jahre 1957 hatte die Wirtschaft in den sechs 
Unterzeichnerstaaten des Vertrags von Rom die 
Schwierigkeiten des Wiederaufbaus nach dem letz- 
ten Weltkrieg überwunden. Von einem Land zum 
anderen bestanden jedoch große Unterschiede; 
mehrere Länder blieben außerstande, entweder die 
Vollbeschäftigung zu erreichen, die Geldwertstabili- 
tät zu wahren oder aber ihren Außenhandel im 
Gleichgewicht zu halten. 

1965 ist die Vollbeschäftigung weitgehend eine 
Realität, die Währungen sind gefestigt und die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat bereits 
einen entscheidenden Beitrag zur Liberalisierung des 
Welthandels und zur Ausweitung der Handelsbe- 
ziehungen geleistet. 

ln der Zwischenzeit haben die EWG-Länder ■ — 
weitgehend dank der Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes — durchschnittlich eine höhere Wachstums- 
rate als die meisten großen Industrienationen zu 
verzeichnen. 

2. Es ist wichtig, die Rolle zu betonen, die in dieser 
Entwicklung die Herstellung deö Wettbewerbs in 
den sechs Ländern gespielt hat, ein wesentlicher 
Faktor für den wirtschaftlichen Fortschritt in dieser 
Zeit. Dies rechtfertigt, daß der Ausschuß im gesam- 
ten von ihm vorgeschlagcnen Programm die Aus- 
weitung des Wettbewerbs als eine wesentliche Vor- 
aussetzung zur Verwirklichung seiner Ziele ansieht. 

3. Nichtsdestoweniger ist die Gefahr groß, daß man 
bei allen Erfolgen und bei aller Zuversicht, die sich 
daraus ergibt, einige ungünstige Tendenzen über- 
sehen werden, die zwar nicht leicht zu erkennen 
sind, die nahe Zukunft jedoch in entscheidendem 
Maße bestimmen. 

4. Die Arbeitslosigkeit ist, zumindest in fünf Mit- 
gliedsländern, fast verschwunden, und in der ganzen 
Gemeinschaft ist die Entwicklung der durchschnitt- 
lichen Realeinkommen deutlich aufwärts gerichtet. 
Doch geht diese Entwicklung mit einem im Vergleich 
zu den wichtigsten Konkurrenzländern fühlbar stär- 
keren Preisanstieg einher, der immer mehr die Wett- 
bewerbsfähigkeit der Wirtschaft aushöhlt. Es besteht 
die Gefahr, daß sich die Faktoren, welche die Infla- 


tion in der jüngsten Vergangenheit begünstigten, in 
den kommenden Jahren noch verstärken. 

5. Europa lebt in einem größeren Wohlstand denn 
je. Deshalb wird die Lage derer, die am Rande des 
Fortschritts geblieben sind, schwieriger zu ertragen. 
In der heutigen Zeit ist die Tatsache, daß Gebiete 
und Wirtschaftszweige im Rückstand geblieben sind, 
eine Belastung für die Gesellschaft und eine Bremse 
für die künftige Entwicklung. Der Vertrag von Rom 
hat sich, als er der Gemeinschaft die Aufgabe über- 
trug, in ihrem gesamten Gebiet die harmonische 
Entwicklung der Wirtschaft zu fördern, nicht darauf 
beschränkt, ein rein wirtschaftliches Ziel zu verfol- 
gen; er verfolgt gleichzeitig ein soziales Ziel, das 
insbesondere im Artikel 117 niedergelegt ist, in dem 
die Notwendigkeit unterstrichen wird, auf eine Ver- 
besserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Arbeitskräfte hinzuwirken und dadurch auf dem 
Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu ermög- 
lichen. 

Seit Beginn des Gemeinsamen Marktes konnten 
zwar einige übermäßige Disparitäten im sozialen 
Bereich abgeschwächt werden. Bestehen bleibt je- 
doch, daß der Einkommensanstieg der einzelnen so- 
zialen Gruppen noch bei weitem nicht die wün- 
schenswerte Harmonie aufweist. In dieser Hinsicht 
wäre eine bessere Verteilung des Wohlstands erfor- 
derlich. Außerdem hat sich gezeigt, daß die Starrheit 
des Arbeitskräfteangebots, die in den nächsten fünf 
Jahren ein Hemmnis für die Beschleunigung des 
wirtschaftlichen Wachstums sein wird, zum großen 
Teil auf die Unzulänglichkeit der beruflichen Anpas- 
sung und der geographischen Arbeitskräftemobilität, 
die sich mangels besserer Lösungen rnanchmal als 
notwendig erweisen kann, zarückzuführen ist. Es 
ist eine dringende Aufgabe, nicht nur den Rückstand 
bei der Schaffung von Voraussetzungen für die Ein- 
gliederung, die Allgemeinbildung, Fachausbildung 
und berufliche Anpassung aufzuholen, sondern auch 
dafür zu sorgen, daß rechtzeitig Infrastrukturen da- 
für geschaffen werden. Es sollte danach gestrebt 
werden, dem Wort „Mobilität" im sozialen Bereich 
den mit ihm heute verbundenen schmerzlichen In- 
halt zu nehmen. 

Eine Anstrengung auf diesem Gebiet ist für einen 
immer größer werdenden Teil der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung ganz besonders dringend. Sie, 
die in ihrem eigenen Interesse — wenn nicht sofort, 
so doch zumindest mittelfristig — im Hinblick auf 
die Erfordernisse der Gosamtentwicklung beruflich 
umgeschult und umgesiedelt werden muß, empfindet 
stärker als alle anderen sozialen Gruppen die Här- 
ten eines solchen Zwanges. 

Die geographische Mobilität der Arbeitnehmer ist 
zwar erforderlich, darf jedoch nicht vor allen ande- 
ren Erwägungen stehen und insbesondere nicht vor 
der Notwendigkeit, daß die sozialen Nachteile der 
Entwurzelung vermieden werden müssen. Um diese 
beiden Erfordernisse miteinander zu vereinbaren, 
sollten — soweit dies wirtschaftlich rentabel ist und 
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sei ,es auch erst nach einer gewissen Frist — neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten in der Nähe von Stand- 
orten mit einer großen Konzentration an Arbeits- 
kräftereserven geschaffen werden. 

Die gegenwärtigen Tendenzen auf dem Gebiet der 
Regionalentwicklung müssen daher in den nächsten 
fünf Jahren fühlbar umgestaltet werden. Zwar hat 
die Schaffung des Gemeinsamen Marktes keines- 
wegs die zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten 
bestehenden Diskrepanzen im wirtschaftlichen 
Wachstum verschärft, sondern im Gegenteil zu einer 
gewissen Annäherung des durchschnittlichen Ein- 
kommens beigetragen. Die Unterschiede zwischen 
einigen Gebieten in der Gemeinschaft haben sich je- 
doch weiterhin vergrößert, wobei die einen voll 
vom Wirtschaftswachstum profitieren, während 
einige der rückständigsten oder der von der tech- 
nischen Entwicklung besonders in Mitleidenschaft 
gezogenen Gebiete weitgehend ausgenommen blei- 
ben. 

Wenn die Regionalpolitik auf eine übermäßige 
Streuung der Industrien abzielte, so wäre sie sicher- 
lich zum Mißerfolg verurteilt. Ebenso würde auch 
jede Politik einer harmonischen regionalen Entwick- 
lung wenigstens zunächst eine Belastung für das 
Gemeinwesen mit sich bringen. Unbestreitbar aber 
ist, daß eine solche Harmonisierung langfristig ge- 
sehen eine der Voraussetzungen für eine volle Aus- 
nutzung der Produktionsfaktoren darstellt. 

6. Der Fortschritt der modernen Gesellschaft ist 
heute mit dem Fortschritt der Wissenschaft und ihrer 
technischen Anwendung verbunden; diese erfüllt 
jetzt eine ähnliche Rolle wie der Besitz von Roh- 
stofflagern und Energiequellen in der Vergangen- 
heit. Die Forschung ist die Investition par excel- 
lence; ihr Stand bestimmt die Weltbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft in der Zukunft. 

Es ist sicherlich gegenwärtig unmöglich, genau 
den Umfang der Anstrengungen der Gemeinschaft 
auf diesem Gebiet zu messen und ihre Wirkungen 
auf das Wirtschaftswachstum festzustellen. Eine 
Studie, die cs erlaubt, die gegenwärtige Lage und 
ihre Entwicklungstendenz zu kennen, ist deshalb 
von äußerster Dringlichkeit. 

Bis dahin stellt mangels aussagekräftigerer Kri- 
terien im Vergleich mit den Forschungsanstrengun- 
gen einiger hochentwickelter Industriestaaten — - 
wenn auch auf der Grundlage sehr unvollkommener 
Daten — das einzige verfügbare Beurteilungskrite- 
rium dar. Dieser Vergleich zeigt deutlich und unbe- 
streitbar den Rückstand der Gemeinschaft. Ihre 
wachsende Unterlegenheit auf dem Gebiet der For- 
schung und ihrer technischen Anwendung stellt sie 
vor gefährliche Perspektiven. 

In den meisten traditionellen Tätigkeitsbereichen 
kann die technische Unterlegenheit, wenigstens eine 
gewisse Zeit lang, durch die geringeren Arbeits- 
kräftekosten ausgeglichen werden, was offensicht- 
lich bedeutet, daß die auf diese Weise aufrechterhal- 
tene Wettbewerbsfähigkeit auf Kosten der Löhne 
und Arbeitsbedingungen geht. Das kann aber auf 
die Dauer nicht akzeptiert werden. Bei einer stei- 
genden Anzahl neuer Tätigkeitsbereiche ist jedoch 


eine hochentwickelte Technik erforderlich, um der 
internationalen Konkurrenz standhalten zu können. 
Da die Gemeinschaft auf diesem Gebiet im Rück- 
stand ist, läuft sie Gefahr, aus vielen Bereichen, von 
denen die Zukunft abhängt, ausgeschlossen zu blei- 
ben. 

Sollten die sechs Länder weiterhin der „Haupt- 
importeur" wissenschaftlicher Erfahrungen und der 
„Hauptexporteur" geistiger Elite in der Welt blei- 
ben, wie es wahrscheinlich seit etwa einer Gene- 
ration der Fall ist, so verurteilten sie sich zu einer 
wachsenden Unterentwicklung und bald zu einem 
endgültigen Abstieg. 

Für die Gemeinschaft ist es also dringend geboten, 
daß Staat und Privatsektor unverzüglich umfassende 
finanzielle Mittel für die Forschung bereitstellen und 
eine Umstrukturierung ihrer Industrie vornehmen. 


B. Unsicherheit der erwarteten Gleichgewichte 

7. Die in dem Programm aufgezeigten Wachstums- 
perspektiven haben im wesentlichen konditionellen 
Charakter. Sie gehen insbesondere von der An- 
nahme aus, daß sich das vorgesehene Gleichgewicht 
zwischen realer Produktion und monetärer Nach- 
frage sowie das außenwirtschaftliche Gleichgewicht 
tatsächlich verwirklichen lassen. 

Man muß sich daher fragen, welche Aussichten 
für eine Verwirklichung des vorgesehenen allgemei- 
nen Gleichgewichts bestehen, welche Folgen ein 
etwaiges Scheitern nach sich zöge und welche be- 
sonderen Maßnahmen in diesem Falle zu treffen 
wären. 

8. Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate 
des Bruttoinlandsprodukts der Gemeinschaft betrug 
in den letzten fünf Jahren real (d. h. zu konstanten 
Preisen) etwa 4,9 Vo. Für die nächsten fünf Jahre 
wird die Wachstumsrate auf 4,3 Vo geschätzt. Der 
Unterschied ist in erster Linie auf die voraussicht- 
liche Entwicklung in Deutschland zurückzuführen, 
da die übrigen Mitgliedstaaten der Auffassung sind, 
daß das in der Vergangenheit verzeichnete Wachs- 
tum in den nächsten Jahren anhalten könne.- Alle 
Länder rechnen ferner mit einer relativen Preis- 
stabilität. 

Zwei Faktoren lassen jedoch deutlich erkennen, 
daß es sich hierbei um ungewisse Hypothesen han- 
delt: Einmal wird sich das verfügbare Arbeits- 
volumen angesichts der voraussichtlichen Kürzung 
der Arbeitszeit insgesamt gesehen langsamer erhö- 
hen,- zum anderen ging das in den letzten Jahren 
erzielte Wachstum wegen der übermäßig starken 
Erhöhung der Gesamtnachfrage und insbesondere 
des privaten Verbrauchs seit 1960 Hand in Hand mit 
einem zu starken Preisauftrieb, einer Verschlechte- 
rung der Handelsbilanz und teilweise einer wenig 
günstigen Entwicklung der produktiven Investitio- 
nen. 

Es besteht jedoch kein Anlaß zu der Annahme, 
daß die sich aus dem Nachfrageüberhang ergeben- 
den Spannungen plötzlich nadilassen werden. Die in 
letzter Zeit verzeichneten Schwierigkeiten könnten 
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vielmehr in Anbetracht des Sogs, der vom privaten 
und kollektiven Bedarf ausgeht, erneut auftreten. 
Die Tatsache, daß in der Vergangenheit eine ge- 
wisse Inflation geduldet wurde, verschärft durch die 
dadurch ausgelösten unheilvollen Gewohnheiten, 
ihre derzeitigen Gefahren und ihre schädlichen Wir- 
kungen in der Zukunft. Bestenfalls kann man sagen, 
daß das für die nächsten fünf Jahre vorgesehene 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ebenso unsicher 
bleibt wie im vorangegangenen Zeitraum. 

9. Die Hauptgefahr besteht darin, daß sich die 
monetäre Gesamtnachfrage, vor allem unter dem 
Einfluß der Nachfrage der privaten Haushalte, über- 
mäßig erhöht. 

Es besteht nämlich die Möglichkeit, daß die nomi- 
nale Nachfrage der privaten Haushalte im gesamten 
Zeitraum 1966 bis 1970 weiterhin etwa in dem Tempo 
zunimmt, das in den letzten Jahren in der Gemein- 
schaft verzeichnet wurde, was übrigens in einem 
ersten Stadium darin zum Ausdruck kommen könnte, 
daß der tatsächliche Verbrauch die in den Projek- 
tionen zugrunde gelegten Sätze deutlich übersteigt. 
Eine solche Entwicklung ginge jedoch entweder auf 
Kosten des außenwirtschaftlichen Gleichgewichts 
oder der Zunahme der übrigen inländischen Verwen- 
dungsarten (produktive Investitionen oder öffent- 
liche Ausgaben für Güter und Dienstleistungen). 

Es liegt aut der Hand, daß ein Mißverhältnis im 
Außenhandel nicht lange bestehen könnte und die 
dadurch erforderlich werdenden Angleichungen im 
Inland das innere Wachstum sowohl beim privaten 
Verbrauch als auch bei den übrigen Verwendungs- 
arten unmittelbar beeinflussen würden. 

Andererseits würde eine Verlangsamung der pro- 
duktiven Investitionen das künftige Wachstum und 
die künftige Wettbewerbsfähigkeit aufs Spiel setzen 
und damit die gesamtwirtschaftliche Wachstumsrate 
in den lezten Jahren des Fünfjahreszeitraums ge- 
fährden. 

10. Die einzige Möglichkeit, dem privaten Ver- 
brauch einen größeren Wachstumsspielraum zu 
sichern, bestünde offensichtlich darin, die Zunahme 
der öffentlichen Ausgaben zu dämpfen. Diese Mög- 
lichkeit ist weitgehend illusorisch. 

Zu Beginn des Jahrhunderts machten die kollek- 
tiven Ausgaben selten mehr als 15 ^/o des Brutto- 
inlandsprodukts der großen Nationen aus. Heute 
übersteigen sie trotz der durch den entsprechenden 
Steuerdruck auferlegten Opfer überall ein Drittel 
und erreichen mitunter in den Staaten, die ihr Sozial- 
system am weistesten ausgebaut haben, fast die 
Hälfte. Diese Entwicklung dürfte kaum rückgängig 
zu machen sein. 

Die Meinung, man könne sie rasch aufhalten, liefe 
auf die Annahme hinaus, bei der Befriedigung der 
individuellen und der kollektiven Bedürfnisse sei 
ein Gleichgewicht .erzielt worden. Dies ist jedoch 
nicht der Fall. Im Vergleich zur Ernährung werden 
die Erfordernisse der Volksgesundheit nach wie vor 
nicht hinreichend beachtet; der Autoverkehr nimmt 
stärker zu als die Zahl der Straßen und Parkplätze,- 
die öffentlichen Infrastrukturen auf dem Gebiet des 


Unterrichtswesens, der Kultur, der Wissenschaft und 
der Freizeit sind nach wie vor gegenüber der Ent- 
wicklung der individuellen Einrichtungen aller Art 
sehr im Rückstand. Angesichts dieser Tatsachen muß 
jeder sich bewußt werden, daß ein übermäßiges 
Wachstum des privaten Verbrauchs für die Bevölke- 
rung zwangsläufig einen noch größeren Mangel an 
Krankenhäusern, Straßen und Schulen zur Folge 
hätte. Außerdem sind ein großer Teil der öffent- 
lichen Ausgaben (Verkehr, Unterrichtswesen, For- 
schung und Wohnungswesen) Voraussetzungen für 
das künftige Wirtschaftswachstum. 

Bereits jetzt und in noch stärkerem Maße in der 
Zukunft werden daher der Lebensstandard und vor 
allem die Qualität des Existenzniveaus, vom Vor- 
handensein einer Gesamtheit kollektiver Einrichtun- 
gen und Dienstleistungen bestimmt, die letzten 
Endes nur aus Steuern dauerhaft finanziert werden 
können. 

Auf jeden Falt könnte sich bei einer Verminde- 
rung des Anstiegs der öffentlichen Investitionen nur 
eine sehr bescheidene Zunahme des privaten Ver- 
brauchs ergeben; dieser würde sich bei einer Kür- 
zung der öffentlichen Investitionen um 15 bis 20*/o 
um kaum mehr als 1 */o erhöhen können. 

11. Insgesamt gesehen wäre es also wenig 
realistisch, damit zu rechnen, die Zunahme des 
realen Verbrauchs der privaten Haushalte könne in 
dem gesamten hier betrachteten Zeitraum die in den 
Projektionen zugrunde gelegten Sätze übersteigen. 

Würde sich der private Verbrauch zu Beginn des 
Fünfjahreszeitraums rascher erhöhen, so wäre man 
am Ende dieses Zeitraums zu einer verhältnismäßig 
einschneidenden Dämpfung gezwungen, deren nega- 
tive, ja schmerzhafte Auswirkungen, insbesondere in 
einigen Bereichen auf dem Gebiet der Beschäftigung, 
weit schwerer wiegen würden als die zuvor erlang- 
ten Vorteile. 

Es erweist sich somit als notwendig, die Zunahme 
des privaten Verbrauchs in den nächsten Jahren zu 
dämpfen. 

Sicherlich kann man schwer verkennen, wie 
schwierig es ist, die Bevölkerung für eine Akzep- 
tierung der aus dieser Notwendigkeit erwachsenden 
Maßnahmen — mögen sie noch so erforderlich sein 
— zu gewinneii. Der Erfolg der "gesamten mittel- 
fristigen Wirtschaftspolitik ist im übrigen von einer 
engen Zusammenarbeit zwischen den Sozialpartnern 
und den Regierungen abhängig, insbesondere im 
Rahmen einer Einkommenspolitik, die auf einen an- 
gemessenen Anstieg der Einkommen der verschie- 
denen sozialen Gruppen ausgerichtet sein und 
gleichzeitig die Gesamtzunahmen der Verbrauchs- 
ausgaben in vernünftigen Grenzen halten muß. Es 
ist ferner zu unterstreichen, daß die nachstehend, 
vor allem in Kapitel III, dargestellten großen wirt- 
schaftspolitischen Leitlinien, ausdrücklich festgelegt 
wurden, um die Opfer, welche die Erfordernisse des 
allgemeinen Gleichgewichts und die Vorbereitung 
einer besseren Zukunft den Verbrauchern auf erle- 
gen, auf ein Mindestmaß zu beschränken, und daß 
die Verwirklichung dieser Leitlinien einen ent- 
scheidenden Beitrag für einen ausgewogenen Fort- 
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schritt der Wirtschaft der Gemeinschaft bis zum 
Jahre 1970 leisten kann. 

12. Mehrere Mitgliedstaaten gingen bei ihren 
Haushaltsprojektionen von der Annahme einer un- 
veränderten Steuerbelastung aus. Es ist wenig wahr- 
scheinlich, daß diese Annahme gehalten werden 
kann. Einige Mitgliedstaaten nehmen im übrigen an, 
daß sich trotz der Progressivität einiger Steuern ein 
Defizit der öffentlichen Haushalte ergeben wird, das 
angesichts der Gefahr, sonst damit einen Inflations- 
fak'tor in die Wirtschaft hineinzutragen, durch lang- 
fristige inländische Anleihen gedeckt werden dürfte. 

Diese Schlußfolgerung gibt zu gewissen Bedenken 
Anlaß. 

Einmal setzt nämlich die Verwirklichung der ge- 
samtwirtschaftlichen Wachstumsrate einen erheb- 
lich rascheren Fortschritt der produktiven Investi- 
tionen voraus. Da die Unternehmen nicht über ge- 
nügend Eigenmittel verfügen, müssen sie sich in ver- 
stärktem Maße an den bereits zu engen Kapital- 
markt wenden. Es ist also bedenklich, zu erwarten, 
die private Ersparnis werde erheblich zur Deckung 
des öffentlichen Finanzbedarfs beitragen. 

7. 11 m anderen kann man sich angesichts der Er- 
wartung, daß die kollektiven Bedürfnisse rascher 
steigen als die Produktion, fragen, ob es nicht unge- 
sund wäre, davon auszugehen, daß Staat und Ge- 
bietskörperschaften normalerweise in steigendem 
Umfang endgültige Ausgaben aus nicht endgültigen 
Einnahmen finanzieren könnten. 

13. Man darf die vorstehenden Ausführungen nicht 
dahin gehend auslegen, als würde eine laxe Politik 
auf dem Gebiet der öffentlichen Ausgaben akzep- 
tiert. Ganz im Gegenteil; Sieht man für die gesam- 
ten fünf Jahre eine rasche Erhöhung dieser Aus- 
gaben vor, so muß mehr als zuvor sichergestellt 
sein, daß die wahrscheinlich erforderlich werdenden 
verstärkten Steuerleistungen voll und ganz durch 
die dadurch ermöglichten Vorteile gerechtfertigt 
sind. Außerdem lassen der derzeitige Umfang der 
öffentlichen Haushalte und seine voraussichtliche 
Erhöhung das Problem der Kürzung gewisser kollek- 
tiver Ausgaben künftig in neuem Licht erscheinen. 

Man ist allgemein der Auffassung, die Verwal- 
tungsausgaben des Staates und der Gebietskörper- 
schaften seien so starr, daß nicht einmal eine drako- 
nische Sparsamkeitspolitik die vorgesehenen Aus- 
gaben beträchtlich vermindern, könnte. Kurzfristig 
gesehen trifft dies oft zu. Mittelfristig gesehen dürf- 
ten jedoch die Rationalisierung der Organisations- 
und Verwaltungsmethoden des Staates sowie die 
systematische Überprüfung seiner Aufgaben erheb- 
liche Einsparungen ermöglichen. 

Ebenso müssen die Transferausgaben unter Be- 
rücksichtigung der Erfordernisse des wirtschaftlichen 
Fortschritts und der im Rahmen des sozialen Fort- 
schritts gebotenen Möglichkeiten erneut geprüft 
werden. So stellen gewisse Subventionen, mit deren 
Hilfe unproduktive Aktivitäten künstlich am Leben 
erhalten werden, eine Fehlleitüng von Kapital dar. 
Es steht auch nicht fest, ob der Grad der Deckung 
der sozialen Risiken immer ihrer Bedeutung ent- 


spricht; eins dieser Risiken — die berufliche und 
geographische Mobilität der Arbeitskräfte — ist 
gegenwärtig wirtschaftlich und sozial besonders be- 
deutsam. 

14. Es ist wichtig, „mehrjährige Programme für die 
öffentlichen Finanzen" aufzustellen. Dieser Begriff 
wirft gewisse Auslegungsfragen auf. Abgesehen 
von der Schwierigkeit, ein Konzept, das biswei- 
len unterschiedliche Verwaltungsdefinitionen ein- 
schließt, in den einzelnen Sprachen der Gemeinschaft 
zum Ausdruck zu bringen, wurde die Befürchtung 
geäußert, durch eine zu strenge Programmierung 
der Haushalte könne die öffentliche Finanzgebarung 
übermäßig starr werden. 

Diese Schwierigkeiten können beseitigt werden, 
wenn man sich über Ziele und Grenzen der Program- 
mierung der öffentlichen Finanzen einigt. Hier ist 
vor allem auf drei Punkte hinzuweisen. 

Zunächst wäre es falsch, die öffentliche Finanz- 
politik weiterhin in den starren Rahmen des Haus- 
haltsjahres zu pressen, während man doch die all- 
gemeine Wirtschaftspolitik für mehrere Jahre vor- 
ausplanen will. Da die öffentliche Finanzpolitik der 
bevorzugte Aktionsbereich der Regierungen ist, muß 
sie zu einem Angelpunkt der allgemeinen Wirt- 
schaftspolitik werden. Der Gesamtbetrag der jähr- 
lichen Haushaltsmittel muß folglich auf Grund der 
Möglichkeiten festgelegt werden, die sich aus den 
mittelfristigen Wirtschaftsprojektionen ergeben. Die 
Auswirkung neuer Gesetze oder Verordnungen, die 
eine finanzielle Verpflichtung mit sich bringen, muß 
ebenfalls in mittelfristiger Perspektive geprüft wer- 
den. Schließlich ist die Zweckmäßigkeit aller dieser 
Maßnahmen auf Grund eiiier Gesamtuntersuchung 
zu beurteilen, die allein der Regel von der Einheit- 
lichkeit des Haushaltsplans wieder zu ihrer eigent- 
lichen Bedeutung verhelfen kann: Man muß in vol- 
ler Sachkenntnis über die vorrangigen Ausgaben 
entscheiden und die Gewißheit gewinnen, daß die 
bewilligten Mittelbindungen die Einnahmen nicht in 
unangemessener Weise übersteigen. 

Hierin liegt die erste Bedeutung des Begriffs der 
mehrjährigen Programme für die öffentlichen Finan- 
zen. So verstanden, stellt die Programmierung ledig- 
lich Leitlinien auf und beschränkt sich darauf, Hin- 
weise für die Beschlüsse der Regierung und des 
Parlaments zu geben. Die Mitgliedstaaten müssen 
derartige Programme vor allem deshalb aufstellen, 
weil das Gleichgewicht der öffentlichen Finanzen, 
wie bereits dargelegt wurde, in den nächsten fünf 
Jahren äußerst prekär sein dürfte. 

Weiterhin besteht ein wesentliches Element der 
öffentlichen Finanzpolitik ebenso wie der allge- 
meinen Wirtschaftspolitik, in deren Rahmen sie eine 
wesentliche Rolle spielt, darin, Prioritäten festzu- 
legen und die zu ihrer Verwirklichung geeigneten 
Maßnahmen zu treffen. Die Durchführung dieser 
Entscheidungen erstreckt sich — vor allem hei gro- 
ßen kollektiven Investitionsvorhaben — oft über 
mehrere Jahre. Zur rationellen Verwirklichung der 
so getroffenen politischen Entscheidungen müssen 
die Ausführungsorgane von Anfang an feste Zu- 
sicherungen hinsichtlich der Höhe der ihnen zur Ver- 
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fügung gestellten Mittel und hinsichtlich einer 
kontinuierlichen Finanzierung erhalten. Derartige 
Garantien können offensichtlich nicht im Rahmen der 
Durchführung jährlicher Haushaltspläne gegeben 
werden. 

Da man die Investitionsmittel oft für einen der 
elastischsten Bestandteile der öffentlichen Ausgaben 
hält, werden hier häufig von Jahr zu Jahr beträcht- 
liche Änderungen vorgenommen, die ohne Gesamt- 
plan und aus Augenblickserwägungen heraus be- 
schlossen werden. Dies führt sowohl in der Haus- 
haltsführung als auch bei der Verausjgabung — vor 
allem bei öffentlichen Arlbeiten — zu einem Man- 
gel an Kontinuität, der Verschwendungen ver- 
ursacht und die Verwirklichung der festgelegten 
Prioritäten beeinträchtigt. 

Es empfiehlt sich daher, die Investitionsmittel auf 
Grund einer zweiten, weiter gefaßten Konzeption 
der Programmierung der öffentlichen Finanzen für 
mehrere Jahre festzulegen. 

Diese Auffassung stößt jedoch auf die Schwierig- 
keit, daß häufig kurzfristig eine Manövriermasse er- 
forderlich ist, sei es auch nur zum Ausgleich der 
Konjunkturschwankungen. Diese Schwierigkeit be- 
steht in der Tat. Die Mitgliedstaaten könnten jedoch 
durchaus dafür sorgen, daß ein gewiss<er vorran- 
giger Teil Ihrer Investitionsmittel in Form einer 
mehrjährigen unwiderruflichen Mittelbindung aus- 
gewiesen wird. 

In den meisten Mitgliedsländern wird mehr als 
die Hälfte der öffentlichen Investitionen durch 
Haushaltsmittel der Gebietskörperschaften gedeckt. 
Die mehrjährige Programmierung dieser Haushalts- 
pläne ist ebenso notwendig wie die mehrjährige 
Planung der Staatsfinanzen, und zwar unter Berück- 
sichtigung der beiden obepgenannten Gesiichts- 
punkte. Es gilt dabei, das Selbstverwaltungsrecht 
der Gebietskörperschaften zu wahren und oft soigar 
zu erweitern. 

Die Lösung besteht in einer schrittweisen enjgen 
Koordinierung der Finanzwirtschaft der verschie- 
denen Gebietskörperschaften. Das Bestehen eines 
Pr(>gramms oder eines mittelfristigen Haushalts- 
plans auf einzel staatlich er Ebene, an deren Aus- 
ailbeitung die Vertreter der Gebietskörperschaften 
mitwirken, könnte möglicherweise für die Koordi- 
nierung zweckdienlich sein. Außerdem sollten die 
Mifgliedstaaten eine Neuregelung der Zuschüsse 
für die Gebietskörperschaften in Betracht ziehen, 
wobei diese finanzielle Hilfe je nach den Anstren- 
gungen gewährt werden könnten, zu welchen die 
Geibietskörperschaften im Hinblick auf die Anpas- 
sung ihrer eigenen Finanzpolitik an die Erforder- 
nisse der mittelfristigen Wirtschaftspolitik bereit 
sind. 

15. Aller Wahrscheinlichkeit nach wird die Zu- 
wachsrate der Gesamtausgaben dennoch in den 
nächsten Jahren weiterhin weit über der, 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsproduktes liegen 
(4,3 V. H.). Insbesondere die öffentlichen Investi- 
tionen dürften erneut doppelt so rasch erhöht wer- 
den (8,7 V. H.), während die Zuwachsrate des priva- 


ten Verbrauchs von 5,3 v. H. auf etwa 4,1 v. H. 
sinken dürfte. 

Es ist wichtig, auf die wichtigsten Zusammenhänge 
der diesbezüglichen Projektionen hinzuweisen: 

— Trotz der geplanten Einschränkungsmaßnahmen 
wird die errechnete Zuwachsrate des privaten 
Verbrauchs vermutlich an der oberen Grenze 
liegen, die mit einem allgemein gleichgewich- 
tigen Wachstum vereinbar ist; 

— Selbst wenn die in diesem Programm enthal- 
tenen allgemeinen wirtschaftspolitischen Empfeh- 
lungen rasch durchgeführt werden, ist zu befürch- 
ten, daß der Gefahrenpunkt hinsichtlich des Auf- 
tretens von Preissteigerungen erreicht wird. 

Unter diesen Umständen sollten die Mitglied- 
staaten eine Steuerpolitik betreiben, die ausrei- 
chende Mittel bereitstellt, damit der kollektive Be- 
darf gedeckt und die Zunahme des privaten Ver- 
brauchs gedrosselt werden kgnn. 

Da eine zu restriktive Geld- und Kreditpolitik 
schon bald zu einer Beeinträchtigung der produk- 
tiven Investitionen führen würde, ist eine striktere 
öffentliche Finanzpolitik um so notwendiiger, um 
eine inflationistische Nachfrageentwicklung in den 
nächsten fünf Jahren zu verhindem. Außerdem 
scheint der Erfolg einer allgemeinen Einkommens- 
politik in der nächsten Zeit — zumindest in den mei- 
sten Mifgliedstaaten — noch nicht gewährleistet. 
Ein solcher Erfolg setzt im übri;gen in jedem Fall 
eine strenge öffentliche Finanzpolitik voraus. 

Die Maßnahmen auf dem Gebiet der Steuerpolitik, 
die somit zu treffen sind, sollten vor allem darauf 
hinzielen, die Spartätigkeit der privaten Haushalte, 
vor allem der Lohn- und Gehaltsempfänger, zu för- 
dern oder zu verstärken, und damit den Verbrauch 
einzuschränken. 

16. Die Voraussetzungen für die Stärkung eines 
allgemein gleichgewichtigen Wirtschaftswiachstums 
in der Gemeinschaft in den nächsten fünf Jahren 
mögen zwar hart erscheinen, man muß sich jedoch 
über ihre Bedeutung genau im klaren sein. 

Wenn die zuständigen Behörden diesen Voraus- 
setzungen, vor allem den Ergelbnissen der mittelfri- 
stigen Projektionen sowie den vom Ausschuß für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik erarbeiteten Leit- 
linien, nicht Rechnung trügen, würden sie einer har- 
monischen Entwicklung der europäischen Wirtschaft 
schaden. 

Nehmen sie jedoch bewußt die bestehenden Ver- 
pflichtungen auf sich und ergreifen sie die damit 
veibundenen vordringlichen Maßnahmen, so. können 
sie durch einen sinnvolleren Einsatz ihrer herkömm- 
lichen Instrumente die mittelfristige Wirtschaftsent- 
wicklung in die erwünschte Richtung lenken und 
eine jährliche Zuwachsrate des Pro-Kopf-Verbrauchs 
der Bevölkerung in Höhe von 3,3 ®/o erreichen. 

Diese Entwicklung entspricht einer Verdoppelung 
des Lebensstandards in etwa 20 Jahren. 

17. Inflationistische Tendenzen, eine unzureichende 
regionale Integration, wissenschaftlicher und tech- 
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nischer Rückstand, diese drei Faktoren helasten die 
Aussichten der Wirtschaftsentwicklung in der Ge- 
meinschaft auf mittlere Sicht. 

Der erste ergibt sich aus dem zu erwartenden pre- 
kären Gleichgewicht sowohl für die Gesamtwirt- 
schaft als auch für die öffentlichen Finanzen. Auf 
den Ernst der sich daraus ergehenden Gefahren ist 
nachdrücklich hinzuweisen. 

Die beiden anderen erfordern bestimmte Maß- 
nahmen, die unverzüglich festgelegt und verwirk- 
licht werden müssen. 
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Einleitung 


Auf Empfehlung der Kommission und nach Stel- 
lungnahme des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses hat der Rat 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gestützt 
auf den Vertrag von Rom, inishesondere auf die 
Artikel 105 und 145, am 15. April 1964 beschlossen, 
zur Förderung der Koordinierung der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten den Aus- 
schuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik einzuset- 
zen. Aufgabe dieses Ausschusseis ist es vor allem, 
unter Berücksichtigung aller verfügbaren Infor- 
mationen, insbesondere der Vorausschätzungen 
einer bei der Kommission arbeitenden Sachverstän- 
digengruppe, den Vorentwurf eines Programms für 
die mittelfristige Wirtschaftspolitik vorzuberedten, 
das die großen Linien der von den Mitgliedstaaten 
und den Organen der Gemeinschaft für die Periode 
1966 bis 1970 beabsichtigten Wirtschaftspolitik dar- 1 
legen und ihre Koordinierung gewährleisten soll. ! 

Es oibliegt der Kommission, unter Zugrunde- | 
legung der Arbeiten des Ausschusses für mittel- I 
fristige Wirtschaftspolitik, den Programmentwurf 
aufzustellen, woibei die Punkte anzugeben sind, bei 
denen vom Vorentwurf des Ausschusses äbgewichen 
wird. Die Kommission übermittelt den Programm- 
entwurf dem Rat, der ihn so-gleich dem Europäischen 
Parlament und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß 
mit der Bitte um Stellungnahme vorlegen wird. Für 
die Verabschiedung des Programms ist die An- 
nahme durch den Rat und die Annahme durch die 
Regierungen der Mitgliedstaaten erforderlich. Mit 
der Annahme des Programms geben der Rat und die 
Mitgliedstaaten ihrer Absicht Ausdruck, entspre- | 
chend den im Programm vorgesehenen Leitgedan- | 
ken zu handeln. i 

Der Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
hat sich nach Nominierung seiner Mitglieder durch 
die Regierungen der Mitgliedstaaten und die Kom- 
mission am 11. Dezember 1964 konstituiert und 
Herrn W. Langer, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Wirtschaft, Deutschland, zu seinem Präsi- 
denten sowie Herrn P. Masse, seinerzeit Com- 
missaire General au Plan d'Equipement et ä la Pro- 
ductivite, Frankreich, und Herrn G. Brouwers, 
Secretaris-Generaal van het Ministerie van Eco- 
nomische Zaken, Niederlande, zu seinen Vizepräsi- 
denten gewählt^). Nach dem Ausscheiden von 
Herrn P. Masse wählte der Ausschuß Herrn F. X. 


’) Empfehlung der Kommission an den Rat zur mittel- 
fristigen Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft vom 
25. Juli 1963 sowie Stellungnahmen des Europäischen 
Parlaments vom 21. Januar 1964 und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses vom 29. Januar 1964 zu dieser 
Empfehlung. 

Der Wortlaut des Beschluses des Rates vom 15. April 
1964 und das vollständige Verzeichnis der Mitglieder 
des Ausschusses sind im Anhang beigefügt. 


Ortoli, Commisisaire General au Plan d'Equipement 
et ä la Productivite, Frankreich, zum Vizepräsiden- 
ten. 

Der Ausschuß erarbeitete den Vorentwurf des 
ersten Programms in insgesamt 14 Sitzungen, die 
jeweils von Sitzungen der stellvertretenden Mit- 
glieder vorbereitet wurden. Außerdem hat der Aus- 
schuß für einige spezifische Fragen besondere 
Arbeitsgruppen eingesetzt, und zwar für die sek- 
torale Strukturpolitik, für die Einkommenspolitik 
und für die Politik auf dem Gebiet der wissenschaft- 
lichen und technischen Forschung ‘). Darüber hinaus 
wurden die Probleme im Zusammenhang mit den 
öffentlichen Haushalten und der Regionalpolitik in 
enger Zusammenarbeit mit dem Ausschuß für Haus- 
haltspolitik bzw. der Gruppe der hohen für die 
Regionalpolitik in den Mitgliedstaaten verantwort- 
lichen Beamten bearbeitet. 

Eine wichtige Grundlage für das erste Programm 
sind die Arbeiten der Sachverständigengruppe für 
mittelfristige wirtschaftliche Perspektiven. In diese 
Gruppe wurden von der Kommission 18 besonders 
qualifizierte Sachverständige als Mitglieder berufen. 
Zu ihrem Vorsitzenden wurde Herr Kervyn de Let- 
tenhove, seinerzeit Secretaire General du Bureau 
de programmation economique, Belgien, bestellt. 
Die Gruppe trat erstmalig am 29. /30. September 1964 
zusammen und erstellte in insgesamt 12 Sitzungen 
einen Bericht über die wirtschaftlichen Entwick- 
lungsperspektiven in der EWG bis 1970. Die wich- 
tigsten Ergebnisse und Schlußfolgerungen aus die- 
sem Bericht sind im Kapitel II dieses Programms 
berücksichtigt worden. 

Das im folgenden dargestellte erste Programm 
behandelt noch nicht lim einzelnen alle Bereiche, die 
für die mittelfristige Wirtschaftspolitik in den kom- 
menden fünf Jahren von Bedeutung sind. Die Pro- 
bleme der mittelfristigen Wirtschaftspolitik und die 
Aufgaben, die der Rat dem Ausschuß für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik und der Kommission auf 
diesem Gebiet übertragen hatj sind zu vielschichtig 
und weitreichend, um sie in der relativ kurzen Zeit, 
die für die Ausarbeitung des ersten Programms zur 
Verfügung stand, bereits eingehend zu behandeln. 
Mit Nachdruck muß daher auf die Feststellung der 
Kommission in ihrem achten Gesamtbericht über die 
Tätigkeit der Gemeinschaft hingewiesen werden, 
daß der Versuch, die mittelfristige Wirtschaftspoli- 
tis zu koordinieren, zu bedeutsam ist, als daß seine 
Erfolgsaussichten durch überstürztes und dberfläch- 
liches Vorgehen in Frage gestellt werden dürften. 

Das erste Programm enthält zunächst eine Dar- 
stellung der allgemeinen Konzeption der mittel- 
fristigen Wirtschaftspolitik. Daran schließt sich eine 


Die Mandate der Arbeitsgruppen sind im Anhang bei- 
gefügt. 
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Analyse der allgemeinen Wachstumsbedingungen 
im Verlauf der nächsten Jahre an, in der insbeson- 
dere die großen Linien der mittelfristigen wirtschaft- 
lichen Entwicklungsaussichten dargestellt werden. 
Für die verschiedenen Gebiete der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik in den kommenden Jahren .gibt 
das Programm sodann erste globale Hinweise. Ein- 
zelne Bereiche wie die Beschäftigungs- und Aus- 
bildungspolitik, die öffentliche Finanzpolitik und 
die Regionalpoliitik werden in den anschließenden 
Kapiteln bereits eingehender behandelt. 

Es ist beabsichtigt, bei den vorgesehenen jähr- 
lichen Anpassungen des Programms auch die Arbei- 
ten zu vertiefen, für die noch keine gründlichen 
Untersuchungen erfolgen konnten. Dabei wierden 
bei den laufenden Arbeiten des Ausschusses und bei 
den nächsten Programmen die Probleme der Kohä- 
renz der nationalen und der Gemeinschaftspolitiken 
weiter vertieft und die Probleme der Forschung, der 
sektoralen Strukturen in der gewerblichen Wirt- 
schaft und der Landwirtschaft, der Unternehmens- 
größen, der öffentlichen Finanzen, der Einkommens- 
politik sowie der Kapitalmärkte vorrangig behan- 
delt werden. 


KAPITEL I 

Die Grundlagen der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft 

Aufgabe der mittelfristigen Wirtschaftspolitik in 
der Gemeinschaft ist es, optimale Bedingungen für 
ein stetiges und ausgewogenes Wirtschaftswachstum 
unter gleichzeitiger Wahrung eines hohen Beschäfti- 
gungsstandes und der inneren und äußeren Stabili- 
tät zu schaffen; sie soll damit die Voraussetzungen 
für eine rasche Hebung des Lebensstandards aller 
Bevölkerungsgruppen und eine Verringerung des 
Rückstandes der weniger entwickelten Gebiete ver- 
bessern. 

Unternehmerische Initiative und staatliche Akti- 
vität müssen dabei Hand in Hand gehen. Darüber 
hinaus ist es insbesodere erforderlich, daß sich alle 
staatlichen Aktivitäten, die das Wachstum, die 
Struktur und die Stabilität der Wirtschaft beeinflus- 
sen, sowohl in den Mitgliedstaaten als auch auf der 
Ebene der Gemeinschaft zu einer auf mittlere Sicht 
abgestellten, systematischen und rationellen Wirt- 
schaftspolitik zusammenfügen. Die fortschreitende 
Integration der Volkswirtschaften der Mitgliedstaa- 
ten erfordert dabei eine immer engere Koordinie- 
rung ihrer mittelfristigen Wirtschaftspolitiken, die 
es ermöglicht, daß sich die Herstellung des Gemein- 
samen Marktes und der Europäischen Wirtschafts- 
union unter bestmöglichen Bedingungen vollzieht. 

Im einzelnen stehen für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik folgende Notwendigkeiten und Auf- 
gaben im Vordergrund; 

1. In den meisten Mitgliedsländern haben sich in 
den vergangenen Jahren die allgemeinen 
Wachstumsbedingungen stark verändert. Das 
hängt in erster Linie mit üem erreichten hohen 


Beschäftigungsstand und dem gestiegenen Le- 
bensstandard zusammen. Die Sicherung eines 
optimalen Wirtschaftswachstums ist dadurch an 
Voraussetzungen geknüpft, die vermehrte län- 
gerfristige Überlegungen und Anstrengungen 
der Wirtschaft und des Staates erfordern. Ins- 
besondere ist dabei an den Bereich der wirt- 
schaftlichen und sozialen Infrastruktur und des 
Bildungs- und Ausbildungswesens zu denken. 

2. Als Folge der zunehmenden europäischen Inte- 
gration und weltwirtschaftlichen Verflechtung 
sowie des wirtschaftlichen und technischen Fort- 
schritts und des gestiegenen Lebensstandards 
ergeben sich zusehends stärkere wirtschaftliche 
Strukturwandlungen. Sie verlangen von allen 
am Wirtschaftsleben Beteiligten nicht nur stän- 
dig neue und rechtzeitige Anpassungen an die 
strukturellen Veränderungen der Nachfrage 
und des Angebots, sondern auch Anstrengun- 
gen, neuere wirtschaftlichere Methoden der Pro- 
duktion anzuwenden. Es gilt daher, mit länger- 
fristig angelegten strukturpolitischen Maßnah- 
men die sektoralen und regionalen Anpassungs- 
prozesse zu erleichtern und insbesondere eine 
ausreichende Mobilität der Produktionsfaktoren 
zu fördern. Sie sollen außerdem dazu beitragen, 
eine ausgewogenere Wirtschaftsstruktur zu 
sichern. Gleichzeitig müssen aber auch bei ab- 
rupten Strukturwandlungen wirtschaftliche und 
soziale Schäden verhindert werden. In diese 
Richtung zielende strukturpolitische Anpas- 
sungsmaßnahmen sind dabei in die gesamtwirt- 
schaftlichen Überlegungen einzuordnen. 

3. Im Rahmen der globalen Maßnahmen zur Errei- 
chung der großen wirtschafts- und sozialpoliti- 
schen Ziele des EWG-Vertrages ist das freie 
Spiel des Marktes in den Bereichen, in denen 
ein befriedigender Wettbewerb herrscht, eines 
der wichtigsten Mittel, um auch die Zielsetzun- 
gen der mittelfristigen Wirtschaftspolitik und 
insbesondere den rationellsten Einsatz der Pro- 
duktionsfaktoren zu gewährleisten; es stellt so- 
mit ein außerordentlich wichtiges Element für 
den wirtschaftlichen Fortschritt dar. Aus diesem 
Grunde ist es von großer Bedeutung, daß der 
Wettbewerb durch eine aktive Wettbewerbs- 
politik erhalten und dort, wo er unzulänglich ist, 
hergestellt und gefördert wird. Die im Vertrag 
von Rom festgelegten Wettbewerbsregeln stel- 
len hierfür einen geeigneten Rahmen dar. 

4. Doch ist ein funktionsfähiger Wettbewerb nicht 
in allen Bereichen gewährleistet und hier wegen 
besonderer struktureller Bedingungen auch in 
Zukunft nicht immer zu realisieren. Das gilt 
insbesondere für solche Bereiche, auf die der 
Staat traditionell Einfluß nimmt. Es wird eine 
der wesentlichen Aufgaben der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik sein, im Rahmen ihrer wirt- 
schaftlichen und sozialen Gesamtschau die ein- 
zelnen Interventionen des Staates, die manch- 
mal nur mit Rücksicht auf ihre kurzfristigen 
Auswirkungen auf diesen oder jenen Bereich 
ergriffen werden, im Hinblick auf ihre länger- 
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f listigen Wirkungen 7 Ai überprüfen sowie auch 
riarauf zu achten, daß sie sich nicht in ihren Wir- 
kungen ganz oder teilweise gegenseitig wieder 
aufheben. In diesem Zusammenhang wird auch 
die Zweckmäßigkeit der Interventionen des 
Staates zu prüfen sein. 

5. Die Erfahrung hat gezeigt, daß konjunkturpoli- 
Lische Schritte trotz aller Erfolge nicht ausrei- 
chen, gleichzeitig Geldwertstabilität, Zahlungs- 
bilanzgleichgewicht und ein hohes Beschäfti- 
gungsniveau hinreichend zu garantieren. Dies 
liegt zum großen Teil daran, daß die Konjunk- 
turpolitik schnell wirken muß und daher vor- 
nehmlich auf eine Beeinflussung der Gesamt- 
nachfrage abzielt. Eine mittelfristig orientierte 
Wirtschaftspolitik, die optimale Voraussetzun- 
gen für eine elastische Entwicklung des Ange- 
bots schafft, trägt auch von der Angebotsseite 
her zu einer gleichgewichtigeren Entwicklung 
der Wirtschaft bei. Bei einer erfolgreichen Wirt- 
schaftspolitik lassen sich daher die Probleme der 
Konjunkturpolitik erheblich besser lösen. Da 
eine solche Wirtschaftspolitik nicht ohne Vor- 
stellungen über die mittelfristigen wirtschaft- 
lichen Entwicklungsmöglichkeiten auskommt, er- 
leichtert sie die Konjunkturpolitik auch dadurch, 
daß sie es erlaubt, die konjunkturpolitischen 
Aktionen reibungsloser in den Rahmen der län- 
gerfristigen Entwicklung einzupassen. 

0. Es wird immer wichtiger, daß sich die öffent- i 
liehen Haushaltsplanimgen an den längerfristi- | 
gen wirtschaftlichen Wachstumsmöglichkeiten j 
und -notwendigkeiten orientieren. Sie sollten | 
insbesondere darauf ausgerichtet sein, optimale 
Bedingungen für Wachstum, Struktur und Stabi- 
lität der Wirtschaft zu schaffen. Dafür ist es 
notwendig, die öffentlichen Haushalte nicht nur 
im Einjahresrhythmus zu gestalten, sondern 
auch auf mittlere Frist vorauszuplanen. Dadurch 
wird es erleichtert, die Prioritäten bei den ver- 
schiedenen öffentlichen Ausgaben richtig zu set- 
zen und dabei vor allem den steigenden Bedarf 
an öffentlichen Investitionen im Bereich der 
wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur und 
des Bildungswesens ausreichend zu befriedigen. 
Gleichzeitig könnten hierdurch die Vorausset- 
zungen dafür verbessert werden, die öffent- 
lichen Einnahmen und Ausgaben im Sinne einer 
konjunkturgerechten Finanzpolitik der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen. 

7. Die Freizügigkeit des Waren-, Dienstleistungs- 
und Kapitalverkehrs und der Arbeitskräfte in- 
nerhalb der Gemeinschaft, deren volle Verwirk- 
lichung in den kommenden fünf Jahren zu 
erwarten ist, führt zu einer sehr engen wirt- 
schaftlichen Verflechtung zwischen den Mit- 
gliedstaaten. Positive oder negative wirtschaft- 
liche Impulse, die von einem einzelnen Land 
ausgehen, schlagen sich deshalb schnell und in 
verstärktem Maße auch in der wirtschaftlichen 
Entwicklung der anderen Mitgliedstaaten nie- 
der. Es ist daher notwendig, vorhandene Un- j 
gleichgewichte zu beseitigen und das Entstehen | 


neuer Ungleichgewichte vorbeugend durch eine 
gegenseitige Orientierung über die Wirtschafts- 
entwicklung und eine engere Koordinierung der 
Wirtschaftspolitiken zu vermeiden. Um einen 
möglichst hohen Wirkungsgrad zu erreichen, 
muß diese Unterrichtung und Koordinierung die 
gesamtwirtschaftlichen Vorstellungen umfas- 
send einschließen. Besonderes Gewicht kommt 
einer Abstimmung der mittelfristigen wirt- 
schaftspolitischen Absichten, sei es, daß sie in 
die Form von Mehrjahresplänen gekleidet oder 
als Leitlinien konzipiert sind, zu, weil sie die 
Wirtschaftspolitik über die Jahre hinweg prä- 
gen und dadurch auch die Wirtschaftsentwick- 
lung wesentlich beeinflussen. 

8. Die mittelfristige Wirtschaftspolitik hat ange- 
sichts der engen Interdependenz zwischen Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik auch zur gleichzeiti- 
gen Erreichung der sozialpolitischen Ziele in 
der Gemeinschaft beizutragen. Die fortschrei- 
tende Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen aller Bevölkerungsschichten im 
Rahmen der gesamtwirtschaftlichen Möglich- 
keiten steht dabei im Vordergrund. Sie verlangt 
neben optimalem Wachstum und Stabilität ein 
hohes Boschäftigungsniveau sowie eine ange- 
messene Einkommens- und Vermögensvertei- 
lung. Eine laufende Unterrichtung über die so- 
ziale und sozialpolitische Entwicklung in den 
einzelnen Mitgliedsländern sowie eine enge die 
sozialen Fragen betreffende Zusammenarbeit 
zwischen ihnen auf der Ebene der Gemeinschaft 
ist .für den Ausbau des Gemeinsamen Marktes 
zur Wirtschaftsunion unabdingbar. 

9. Die Entwicklung und Durchführung kohärenter 
gemeinsamer Politiken auf bestimmten Gebie- 
ten, wie insbesondere der Landwirtschaft, des 
Verkehrs, der Energie, der Handelsbeziehungen 
mit den Nichtmitgliedsländern und der Berufs- 
ausbildung, die zum Teil bereits entwickelt wor- 
den sind oder aber gemäß dem den Gemein- 
schaften erteilten Auftrag in den kommenden 
Jahren entwickelt werden müssen, erfordert 
eine ausreichende Kenntnis über die allgemei- 
nen längerfristigen Entwicklungstendenzen und 
die wirtschaftspolitischen Absichten in den Mit- 
gliedstaaten. 

10. Der Rat der Gemeinschaft hat ausdrücklich er- 
klärt, daß es nicht Aufgabe der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik ist, quantitative Zielsetzun- 
gen für die Gemeinschaft oder die Mitgliedstaa- 
ten festzusetzen. Jedoch ist eine Konzipierung 
der Wirtschaftspolitik auf mittlere Frist ohne 
gewisse quantitative Angaben und Überlegun- 
gen über das unter verschiedenen Bedingungen 
und wirtschaftspolitischen Hypothesen mögliche 
Wachstum der Wirtschaft kaum vorstellbar. 
Grundlage dafür sind im wesentlichen die Ar- 
beiten der Sachverständigengruppe für mittel- 
fristige wirtschaftliche Perspektiven und die 
diesbezüglichen Erwartungen der Regierungen 
der Mitgliedstaaten und der Kommission. Es 
hat sich im Rahmen der vorbereitenden Arbei- 
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ten für dieses Programm gezeigt, wie wichtig es 
für die Konzipierung der Wirtschaftspolitik im 
allgemeinen und die mittelfristige Wirtschafts- 
poltik im besonderen ist, daß für die einzelnen 
Mitgliedstaaten ausreichende und vergleichbare 
statistische Unterlagen vorhanden sind, nament- 
lich auch auf dem Gebiet der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung. Aus diesem Grunde 
sollten die Mitgliedstaaten und die Institutio- 
nen der Gemeinschaft ihre bisher schon unter- 
nommenen Bemühungen zur Verbesserung der 
statistischen Erfassung des Wirtschaftsgesche- 
hens verstärken und dabei berücksichtigen, daß 
ein Gemeinsamer Markt und die Herstellung 
der Wirtschaftsunion auch einheitliche statisti- 
sche Methoden und Definitionen erfordern. Ein 
besonderer Beitrag ist in dieser Hinsicht vom 
Statistischen Amt der Europäischen Gemein- 
schaften zu leisten. 

11. Die Verwirklichung des Gesamtprogramms der 
mittelfristigen Wirtschaftspolitik erfordert er- 
hebliche Anstrengungen und wird deshalb auch 
nur Zug um Zug möglich sein. Um so mehr hängt 
der Erfolg der mittelfristigen Wirtschaftspoli- 
tik in entscheidendem Maße davon ab, daß die 
Mitgliedstaaten die dafür erforderlichen gesetz- 
lichen und administrativen Voraussetzungen 
schaffen oder verbessern und die Institutionen 
der Gemeinschaft, soweit notwendig, ihre admi- 
nistrativen Mittel dafür verstärken. Sie sollten 
daher möglichst bald alle geeigneten Vorkeh- 
rungen treffen, die für eine rasche und effiziente 
Verwirklichung der in diesem Programm dar- 
gelegten Leitlinien notwendig sind. 

Der Erfolg der mittelfristigen Wirtschaftspoli- 
tik hängt darüber hinaus wesentlich davon ab, 
daß neben der öffentlichen Hand auch alle cim 
Wirtschaftsleben beteiligten Gruppen bei ihren 
Verhaltensweisen ebenfalls die Leitlinien des 
Programms unterstützen. Dies setzt eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Regierungen und 
den Institutionen der Gemeinschaft einerseits 
sowie den wirtschaftlichen und sozialen Grup- 
pen andererseits voraus. 


KAPITEL II 

Die allgemeinen Wachstumsperspektiven 
in den kommenden Jahren 

1. Die im Programm vorgeschlagenen Leitlinien 
der Wirtschaftspolitik müssen sich auf eine Gesamt- 
schau der Entwicklungsperspektiven für die näch- 
sten Jahre stützen. Diese Perspektiven lassen sich 
anhand der Projektionen deutlicher erfassen, indem 
voraussichtliche Entwicklungen der Strukturwand- 
lungen größenordnungsmäßig dargestellt werden. 

Sie vermitteln damit den für die Wirtschafts- 
politik verantwortlichen Instanzen und den anderen 
Wirtschaftssubjekten einen Gesamtrahmen für ihre 
Entscheidungen und Wahlmöglichkeiten. Auch bie- 
ten sie ihnen die Möglichkeit, im voraus bestimmte 
Probleme besser zu erkennen, kritische Punkte fest- 


zustellen und den Spielraum für die eine oder an- 
dere Maßnahme abzuschätzen. 

2. Das wirtschaftliche Wachstum ist jedoch ein 
dynamischer Prozeß, der auf den ständigen Ver- 
änderungen von Verhaltensweisen der Wirtschafts- 
subjekte und ihrer gegenseitigen Beziehungen be- 
ruht. Zweifellos unterliegen diese Veränderungen 
gewissen relativ stabilen Gesetzmäßigkeiten, auf 
die sich die Projektionstechniken stützen können. 
Jedoch sind die Unsicherheitsfaktoren so zahlreich, 
daß keine exakten Vorausschätzungen möglich sind. 

Daher ist der äußerst konditionelle Charakter 
quantitativer Projektionen hervorzuheben. Die Pro- 
jektionen beruhen auf einer Gesamtheit von mehr 
oder weniger expliziten Hypothesen. Diese sind Be- 
dingungen für die Verwirklichung der dargestellten 
Entwicklungsaussichten und müssen bei der Bewer- 
tung der Projektionen berücksichtigt werden. 

Unter den verschiedenen Hypothesen nehmen 
diejenigen über die wirtschaftspolitischen Abisichten 
des Staates wegen ihrer großen Bedeutung für die 
wirtschaftliche Entwicklung einen besonders wich- 
tigen Platz ein. Die Beziehungen zwischen Projek- 
tionen und Programmen sind folglich von doppelter 
Natur: Einmal sind die Projektionen die technische 
Grundlage für die Ausarbeitung eines Programms, 
zum anderen berücksichtigen sie mehr oder weniger 
explizite bereits gewisse, im Programm enthaltene 
wirtschaftspolitische Absichten. 

3. Die für das Programm für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik erstellten Projektionen beschrän- 
ken sich gegenwärtig auf die Entwicklung der Be- 
völkerung und Beschäftigung, die Entstehung des 
Bruttoinlandsprodukts nach großen Wirtschafts- 
bereichen sowie seine wesentlichen Verwendungs- 
arten (Verbrauch, Investitionen usw.). Sie wurden 
zu Preisen des Jahres 1960 (für die Bundesrepublik 
Deutschland in Preisen von 1965) erstellt. 

Es handelt sich damit um globale Projektionen der 
realen Waren- und Dienstleistungsströme. Sie sind 
daher zwei wesentlichen Beschränkungen unterwor- 
fen: Erstens handelt es sich um Schätzungen zu kon- 
stanten Preisen. Da die Preisveränderungen nicht 
berücksichtigt werden, ergibt sich ein unvollkom- 
menes Bild der wirtschaftlichen Entwicklung, ins- 
besondere der strukturellen Entwicklung des Sozial- 
produkts nach Wirtschaftsbereichen. Infolgedessen 
ist es nicht möglich, die Auswirkungen dieser Ent- 
wicklung auf die Preisstabilität zu erfassen. Zwei- 
tens konnte das wichtige Proiblem der Einkommens- 
und Finanzierungsiströme im gegenwärtigen Arbeits- 
stadium noch nicht behandelt werden. 

4. Die vorliegenden Projektionen wurden von der 
Sadhverständigengruppe für mittelfristige wirt- 
sdiaftliche Perspektiven erstellt. Die Gruppe 

') Der Bericht der Sachverständigengruppe für mittel- 
fristige wirtschaftliche Perspektiven, der von der Kom- 
mission dem Ausschuß für mittelfristige Wirtschafts- 
politik übermittelt wurde, iskdem Programm als An- 
hang beigefügt, ohne daß der Ausschuß damit zu den 
in dem Bericht enthaltenen Darlegungen Stellung 
nimmt. 
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stützte sich hierbei auf die in den einzelnen Ländern i 
("rarbeiteten Vorausschätzungen. Für die Bundes- j 
lepublik Deutschland jedoch wurden die Projek- j 
tionen von den zuständigen amtlichen deutschen I 
Stellen übermittelt, wodurch sich Abweichungen von 
den Arbeiten der Sachverständigengruppe erklären. 

Je nach Land tragen die Projektionen unterschied- 
lichen Charakter. 

Für Deutschland und Luxemburg, die keine natio- 
nalen Programme erstellen, zeigen die Projektionen 
eine mittlere Entwicklungslinie der Volkswirtschaft 
im Laufe der nächsten fünf Jahre auf. Der deutschen 
Regierung ging es darum, eine mittlere Wachstums- 
rate aufzuzeigen, bei der die großen wirtschaftspoli- 
tiscben Ziele — Vollbeschäftigung, Preisstabilität 
und außenwirtschaftliches Gleichgewicht — in einem 
annehmbaren Verhältnis zu verwirklichen sind. Ihre 
Projektion ist somit eine Arbeitshypothese zur Er- 
leichterung wirtschaftspolitischer Entscheidungen. 
Sie wurde als eine mittlere Linie zwischen zwei zu- 
nächst berechneten Grenzprojektionen ermittelt, die I 
den künftigen Wachstumsspielraum ungefähr ab- 
stecken und verdeutlichen, bei welcher Entwicklung 
eines der großen wirtschaftspolitischen Ziele zu 
stark gefährdet wird. 

Für die übrigen Länder stützen sich die Projek- | 
tionen unmittelbar auf die Arbeiten der für die | 
nationalen Programme oder Pläne zuständigen j 
Dienststellen. Für Frankreich stimmen sie mit den ! 
im V. Plani) aufgeführten Wachstumshypothesen 

') Die Abweichungen vom V. Plan ergeben sich aus 
Unterschieden in den Definitionen. (Die Angaben im 
V. Plan gehen vom Begriff der „Produktion" aus, der 
insbesondere die Dienstleistungen des Staates und der 
Finanzierungsinstitutionen nicht berücksichtigt.) Im 
übrigen entspricht die Projektion für Frankreich der- 
jenigen, die dem V. Plan beigefügt ist. Die Angaben 
lür 1965 und die sich daraus ergebenden Wachstums- 
raten entsprechen denjenigen der Wirtschaftsbudgels 
vom Mai 1965. 


überein. Den italienischen, niederländischen und 
belgischen Projektionen wurde der Stand der vor- 
bereitenden Arbeiten für die mittelfristigen Pro- 
gramme am 1. Januar 1966 zugrunde gelegt. 

Es ist möglich, daß nationale Programme ([uan- 
litative Zielsetzungen enllialten. Diese Ziele haben 
jedoch im allgemeinen keinen verbindlichen, son- 
dern nur einen bedingten Charakter. In der Regel 
wird die Flexibilität dieser Ziele sowie der ihnen 
entsprechenden Programme ausdrücklich betont. 
Dementsprechend hat sich in Frankreich der Staat 
verpflichtet, die Ziele des V. Plans anzustreben, 
aber nicht ihre Realisierung zu garantieren. 

Auf der Ebene der Gemeinschaft wurden die vor- 
liegenden Projektionen vom Au.sschuß für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik für die einzelnen Länder 
als zentrale Wachstumshypothesen angesehen. Sie 
stellen keine Zielsetzungen dar, sondern geben ent- 
sprechend einer Erklärung des Rats lediglich quan- 
titative Hinweise-). 

Bevölkerung und Beschäftigung 

G e s a m t b e V ö 1 k e r u n g 

5. Die Bevölkerung der Gemeinschaft wird für das 
Jahr 1970 auf 188 Millionen Einwohner geschätzt'^). 
Bei einer Bevölkerungszahl von 172 Millionen im 
Jahre 1960 (181 Millionen im Jahre 1965) bedeutet 
dies ein Wachstum von 9,5 in zehn Jahren. 

-) Im folgenden sind die Wachslumsratcn im Prinzip in 
jährlichen Zuwachsraten angegeben, es sei denn, es 
wird ausdrücklich etwas anderes angegeben. Außer- 
dem ward darauf hingewiesen, daß es sich in den mit 
., 1970'65" bezeichneten Sj^alten um Veränderungen 
zwischen 1965 und 1970, also um ein Intervall von 
fünf Jahren handelt. 

‘) Die Zahlen über die Wohnbevölkerung und die Be- 
schäftigung berücksichtigen den Einwanderungssaldo 
zwischen 1965 und 1970. 


Tabelle 1 

EntMdeklung der Gesanitbevölkerung 


Land 

Bevölkerung in 1 000 0 

Mittlere jährliche Zuwachsraten 
in “/o 

1960 

1 1970 

1960/55 

1 1965/60 

j 1970/65 

Bundesrepublik Deutschland 

55 430 

60 700 

1,1 

1,3 

0,6 

Frankreich 

45 680 

51 290 

1,0 

1,4 

0,9 

Italien 

49 760 

53 100 

0,6 

0,7 

0,6 

Niederlande 

11 490 

13 230 

1,3 

1,4 

1,5 

Belgien 

9 180 

9 780 

0,6 

0,7 

0,6 

Luxembura 

315 

348 1 

0,6 

1,1 

0,8 

EWG 

171 860 

188 450 

0,9 

1,1 

0,8 


b Mit Ausnahme der Angaben für Luxemburg wurden die Zahlen auf 10 000 abgerundet. 
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In den kommenden fünf Jahren scheint sich aller- 
dings eine Verlangsamung des Bevölkerungsiwachs- 
tums anzubahnen (zwischen 1965 und 1970 wird | 
nur ein Zuwachs von insgesamt 4,0 “/o erwartet, 
gegenüber 5,6 ^/o insgesamt zwischen 1960 und 
1965). Allerdings war die Entwicklung vor allem in 
der Bundesrepublik Deutschland und in Frankreich 
in den vergangenen Jahren durch außergewöhnliche 
Wanderungsbewegungen beinflußt. Hinzu kommt, 
daß einige Länder für die nächsten Jahre mit einer 
Abschwächung der natürlichen Bevölkerungsver- 
mehrung rechnen. Dies ergibt sich aus der Struktur 
des Altersaufbaus; die jetzt in das Alter der nor- 
malerweise höchsten Fruchtbarkeit eintretenden 
Geburtsjahrgänge sind verhältnismäßig schwach be- 
setzt. 

Trotz dieser verschiedenartigen Einflüsse dürfte 
das Bevölkerungswachstum von Land zu Land keine 
großen Unterschiede aufweisen. Wenn man von der 
hohen Zuwachsrate von jährlich 1,5 Vo für die Nde- 
derlande absieht, liegen die übrigen bis 1970 er- 
warteten mittleren jährlichen Zuwachsraten zwi- 
schen 0,6 ®/o und 0,9 ®/o. 

Erwerbspersonen 

6. Die Zahl der Erwerbspersonen dürfte sich dem- 
gegenüber von Land zu Land unterschiedlich ent- 
wickeln. Für die Gemeinschaft insgesamt ergibt sich 
hieraus ein schwächeres Wachstum als in der Ver- 
gangenheit. 

Folgende Faktoren dürften die Entwicklung der 
Zahl der Erwerbspersonen beeinflussen: 

— Der Anteil der Personen im erwerbsfähigen 
Alter an der Gesamtbevölkerung dürfte im Ver- 
gleich zur Vergangenheit wegen der Struktur 
des Altersaufbaus oft wesentliche — von Land 
zu Land jedoch unterschiedliche — Verände- 
rungen erfahren: 


— die Verlängerung der Ausbildungszeit dürfte die 
Erwerbsquoten der davon betroffenen Alters- 
klassen merklich beeinflussen; 

— bei den Einwanderungen sind Vorausschätzun- 
gen sehr viel schwieriger; im allgemeinen wurde 
jedoch ein Anhalten der bisherigen Entwicklung 
unterstellt'). Allerdings dürfte das im italieni- 
schen Fünfjahresprogramm vorgesehene rasche 
Wachstum der Nachfrage nach Arbeitskräften zu 
einem ziemlich ausgeprägten Rückgang der 
innergemeinschaftlichen Wanderungssalden füh- 
ren. 

Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ergeben 
sich zwei unterschiedliche Entwicklungsiaussichten: 

In der Bundesrepublik Deutschland und in Luxem- 
burg wird eine Stagnation der Zahl der Erwerbs- 
personen erwartet. Es ist deshalb damit zu rechnen, 
daß das Arbeitskräfteproblem in diesen beiden Län- 
dern weiterhin bestehen bleiben wird. 

In den vier anderen Ländern rechnet man mit 
einer Vergrößerung der Zahl der Erwerbspersonen. 

‘) Außer für die Bundesrepublik Deutschland, wo die 
Vorausschätzungen sich auf die Nettoeinwanderung 
von ausländischen Arbeitskräften beziehen, erfassen 
die Vorausschätzungen die gesamte Ein- und Aus- 
wanderung. Sie geben dennoch einen allgemeinen Ein- 
druck über die Wanderungstendenzen bei den Er- 
werbstätigen. 

Diese Vorausschätzungen zeigen folgende Ergebnisse 
für den gesamten Zeitraum von fünf Jahren (in lüOO; 
das Zeichen + bedeutet eine Nettoeinwanderung, das 
Zeichen — eine Nettoauswanderung): 

1965/60 1970/65 


Bundesrepublik Deutschland + 835 4-350 

Frankreich +1 546 +740 

Italien 500 —300 

Niederlande + 44 + 60 

Belgien + 132 +85 

Luxemburg + 12+8 


Tabelle 2 

Die Entwicklung der Zahl der Erwerbspersonen 


Land 

Bestand 

in 1000 1) 

Mittlere jährliche Zuwachsraten 
in ®/o 

1960 

1970 

1960/55 

1965/60 

1970/65 

Bundesrepublik Deutschland 

26 520 

27 300 


0,6 

0 

Frankreich 

19 720 

20 760 

0,1 

0,6 

0,6 

Italien 

19 880 

20 980 

0,4 

0,5 

0,6 

Niederlande 

4 190 

4 840 

0,7 

1,6 

1,3 

Belgien 

3 530 

3 760 

- 0,1 

0,7 

0,5 

Luxemburg 

131 

137 

0,1 

0,7 

0,2 

EWG 

73 970 

77 780 

0,5 

0,7 

0,4 


g Mit Ausnahme der Angaben für Luxemburg wurden die Zahlen auf 10 000 abgerundet. 
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Tn den Niederlanden dürfte sich zwar (gegenüber 
der Vergangenheit eine deutliche Verlangsamunig 
dieses Wachstums ergöben, im Vergleich zu den 
anderen Ländern bleibt es jedoch immer noch sehr 
kräftig (1,3 "/o jährlich in der Zeit von 1965 bis 1970 
gegenüber 1,6 ®/o jährlich zwischen 1960 und 1965). 
Für die drei übrigen Länder — Frankreich, Belgien 
und Italien — werden mittlere jährliche Zuwachs- 
raten von rd. 0,5 “/o erwartet. 

Die absolute Zahl der Erwerbspersonen in der 
Gemeinschaft lag 1965 bei 76,1 Millionen und dürfte 
bis 1970 um etwa 1,7 Millionen zunehmen. Die Zahl 
der Erwerbspersonen dürfte dann etwa 77,8 Mil- 
lionen in der Gemeinschaft betragen. In der Zeit 
zwischen 1960 und 1965 hingegen betrug die abso- 
lute Zunahme noch etwa zwei Millionen. 

Beschäftigung 

7. Die Eingliederung dieser zusätzlichen Arbeits- 
kräfte dürfte keine größeren generellen Schwierig- 
keiten hervorrufen, wenn die Endnachfrage nach 
Waren- und Dienstleistungen ,so zunimmt, wie es 
in den Projektionen angenommen wurde. 

Die Projektionen unterstellen einen hohen Be- 
schäftigungsstand und damit die Verwirklichung 
eines der allgemeinen Ziele, zu denen sich die Mit- 
gliedstaaten im Vertrag von Rom bekannt haben 
und die sie auch bei ihrer Konjunktur- und Struktur- 
politik verfolgen. 

Die niedrigen Arbeitslosenquoten schwanken für 
fünf Mitgliedsländer zwischen 0,5<'/o und 1,7 »/o. Sie 
entsprechen im wesentlichen der Vollbeschäftigung ; 
in einigen Ländern bedeuten sie ein Anhalten der 
Arbeitsmarktspannungen. Die im italienischen Pro- 
gramm vorgesehene Entwicklung der Arbeitslosen- 
quote (3,0 ®/o) dürfte einen wesentlichen Rückgang 
der strukturellen Arbeitslosigkeit in diesem Land 
bedeuten. 


Für die effektive Arbeitszeit wird in den Projek- 
tionen ein Anhalten der abnehmenden Tendenz mit 
von Land zu Land ziemlich unterschiedlichen Raten 
unterstellt. Angesichts des unterschiedlichen Aus- 
gangsniveauis und der häufig wenig expliziten An- 
nahmen ist e,s schwierig, die Unterschiede zwischen 
den Abnehmeraten zu interpretieren. 

Wenn die Verringerung der Arbeitszeit in dem in 
den nationalen Projektionen vorgesehenen Ausmaß 
eintritt, so würde dadurch der Zuwachs an verfüg- 
baren Arbeitskräften weitgehend ausgeglichen 
werden. Das gesamtwirtschaftliche Beschäftigungs- 
volumen in Arbeitsstunden würde damit in den mei- 
sten Ländern nur langsam zunehmen und in der 
Bundesrepublik Deutschland sogar abnehmen. 

Abschließend sollte noch darauf hingewiesen wer- 
den, daß sich das Problem des Beschäftigungsgleich- 
gewichts nicht nur für die Wirtschaft als Ganzes 
stellt. Innerhalb der einzelnen Volkswirtschaften 
vollziehen sich im Zuge des wirtschaftlichen Wachs- 
tum's umfangreiche Umschichtungen der Beschäf- 
tigung zugunsten stark expandierender Branchen. 
Eine erste Vorstellung von dem Ausmaß dieser Ver- 
schiebungen ergibt sich bereits bei einer globalen 
Aufgliederung: Die Dienstleistungisbereiche und die 
Industrie dürften zusammen etwa 3,6 Millionen zu- 
sätzliche Arbeitskräfte aufnehmen (d. h. 5 Vo der 
gesamten Erwerbspersonen), während gleichzeitig 
in der Landwirtschaft eine Verringerung der Be- 
schäftigung in der Größenordnung von 1 ,7 Millionen 
erwartet wird. Sollen sich diese — in Italien und 
Frankreich besonders bedeutsamen — Verschiebun- 
gen der Beschäftigungsstruktur unter möiglichst gün- 
stigen Umständen vollziehen, so werden sich weiter 
erhebliche Anpassungsprobleme ergeben, insbeson- 
dere für die Berufsausbildung der Landjugend und 
die Herstellung eines Gleichgewichts zwischen den 
verschiedenen Regionen. 


Tabelle 3 

Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen 


Land 

- Bestand 

in 1000 h 

Mittlere jährliche Zuwachsraten 
in ®/o 

1960 

1 1970 

1960/55 

1965/60 

1 1970/65 

Bundesrepublik Deutschland 

26 250 

27 150 

1.7 

0,7 

0 

Frankreich 

19 480 

20 410 

- 0,1 

0,3 

0,7 

Italien 

19 010 

20 360 

1,3 

0,6 

0,8 

Niederlande 

4 140 

4 780 

0,7 

1,6 

1,2 

Belgien 

3 350 

3 660 

~ 0,1 

1,1 

0,6 

Luxemburg 

134 

142 

0,2 

0,7 

0,4 

EWG 

72 360 

76 500 

1,0 

0,6 

0,5 


1) Einschließlich Wehrpflichtige und einschließlich des Nettosaldos der aus dem Ausland kommenden Grenzgänger. 
Mit Ausnahme der Angaben für Luxemburg wurden die Zahlen auf 10 000 abgerundet. 


19 




Drucksache V/629 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Wachstum des Bruttoinlandsprodukts sowie der 
Beiträge der drei großen Wirtschaftsbereiche 

Gesamtwirtschaftliches Wachstum 

8. Die Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts ') 
ist ein wichtiger Anhaltspunkt für die Wirtschafts- 
politik. 

Ihre Vorausschätzung ist schwierig und sollte die 
zu erwartende Entwicklung der Bevölkerung und 
ihrer Struktur, das Ziel der Wahrung eines hohen 
Beschäftigungsstandes, die voraussichtliche Nach- 
frage sowie die Erfordernisse eines ausgewogenen 
Wachstums berücksichtigen. Die Projektionsarbeiten 
haben für die einzelnen Länder der Gemeinschaft zu 
den folgenden gesamtwirtschaftlichen Wachstums- 
hypothesen geführt. 

Die in der Tabelle enthaltenen vorausgeschätzten 
gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten entspre- 
chen in den meisten Ländern einer Fortsetzung der 
in den letzten fünf Jahren beobachteten Tendenz. 
Lediglich in der Bundesrepublik Deutschland dürfte 
sich das Wachstum wegen der Stagnation der Zahl 
der Erwerbspersonen und einer Verlangsamung der 
Zunahme des Inlandsproduktes je Erwerbstätigen 
merklich verlangsamen. 

Die Zuwachsraten je Erwerbstätigen und je Ein- 
wohner werden oft als Anhaltspunkte für die Beur- 
teilung der „Leistung" einer Volkswirtschaft an- 
gesehen. Beide Größen scheinen auch in Zukunft 
insgesamt das bisher erreichte Niveau tendenziell 
beizubehalten, außer einer gewissen Beschleunigung 

') Um die in nationalen Währungseinheiten ausgedrück- 
ten Projektionen für die Gemeinschaft zusammenzu- 
fassen und allerdings nur mit Vorsicht vorzuneh- 
mende — Vergleiche zu ermöglichen, wurden sie in 
Rechnungsoinheiten um gerechnet. Eine Rechnungsein- 
heit entspricht 0,888671 gr Feingold und damit gegen- 
wärtig der Definition eines US-Dollars. 


in Luxemburg und einer Verlangsamung in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

Die Zuwachsrate je Erwerbstätigen wird jedoch in 
allen EWG-Ländern mit Ausnahme Belgiens und 
i Italiens weiterhin über der Zuwachsrate je Einwoh- 
ner liegen. Dieser Unterschied beruht auf dem ab- 
nehmenden Anteil der Erwerbstätigen an der 
Gesamtbevölkerung. 

9. Zur Ermittlung der Wachstumsaussichten in den 
drei großen Wirtschaftsbereichen wurden auf der 
Grundlage der zentralen Hypothesen und unter 
Berücksichtigung der erwarteten Entwicklung der 
Nachfragestruktur ebenfalls Projektionen für die 
Beiträge dieser drei Bereiche zum Bruttoinlands- 
produkt erstellt. Hieraus ergibt sich für die Industrie 
ein anhaltend kräftiges, für die Dienstleistungs- 
bereiche ein gemäßigtes und für die Landwirtschaft 
ein langsameres Wachstum als bisher '■). 

Landwirtschaft 

10. Für den Beitrag der Landwirtschaft zum Brutto- 
sozialprodukt wird für die Gemeinschaft eine mitt- 
lere jährliche Wachstumsrate von etwa 2®/o er- 
wartet '(bei den einzelnen Ländern liegen die 
Wachstumsraten zwischen 2,9 ®/o jährlich für Italien 
und 1 ‘’/o jährlich für Luxemburg). Der Anteil der 

i Landwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt dürfte sich 
j wegen des im Vergleich zu den anderen Sektoren 
1 unterdurchschnittlichen Wachstums für die gesamte 
j EWG von 7,8 Uo im Jahre 1965 auf rd. 6,7 «/o im 
1 Jahre 1970 verringern “). 

! 9 Die amtlichen Projektionen für die Bundesrepublik 
Deutschland enthalten keine Angaben über das Wachs- 
tum der Beiträge der drei großen Wirtschaftsbereiche. 

2) Die Werte für die Landwirtschaft müssen mit Vorsicht 
ausgewertet werden, da die Veränderungsraten der 
landwirtschaftlichen Wertschöpfung je nach der Wahl 
des Basisjahres wegen der von Jahr zu Jahr sehr fühl- 
baren Produktionsschwankungen in der Landwirtschaft 
sehr unterschiedlich sein können. 


Tabelle 4 

Das gesamtwirtschaftliche reale Wachstum *) 


Land 

Mittlere jährliche Zuwachsrate in "'o 

Bruttoinlansprodukt 

Bruttoinlands- 
produkt je 
Erwerbstätigen 

Brutloinlands- 
produkt je 
Einwohner 

1960/5.8 

1965/60 1 

1970/65 

1965/60 1 

1970/65 

1965/60 

1970/65 

Bundesrepublik Deutschland 

6,6 

5,1 

3,5 

4,3 

3,5 

3,8 

3,0 

Frankreich 

4,7 

4,8 

4,8 

4,5 

4,2 

3,4 

3,9 

Italien 

5,9 

5,1 

5,0 

4,5 

4,2 

4,4 

4,4 


4,2 

4,7 

4,6 

3,0 

3,3 

3,3 

3,1 

Belgien 

2,7 

4,5 

4,1 

3,4 

3,4 

3,8 

3,5 

Luxemburg 

3,0 

2,9 

3,2 

2,2 

2,8 

1,8 

2,4 

EWG 

5,4 

4,9 

4,3 

4,3 

3,8 

3,8 

3,5 


*) Bruttoinlandsprodukt zu Preisen von 1960. Für die Bundesrepublik Deutschland wurden die Zuwachsraten des BSP 
zu Preisen von 1965 angegeben. 
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Tabelle 5 

Die Entwicklung in der Landwirtschaft 


Land 

Mittlere jl 

Beitrag zum Brutto- 
inlandsprodukt zu 
konstanten Preisen 

ihrliche Veränderungsi 

Beschäftigte 

■aten in ®/o 

Beitrag zum Brutto- 
inlandsprodukt zu 
konstanten Preisen 
je Erwerbstätigen 

1965/60 

! 1970/65 

1965/60 

1970/65 

1965/60 ! 

1970/65 

Bundesrepublik Deutschland 

1,1 

— 

-3,9 


5,2 

— • 

Frankreich 

0,9 

1,7 

-3,3 

— 3,7 

4,5 

5,6 

Italien 

2,6 

2,9 

-3,3 

-3,0 

6,1 

6,0 

Niederlande 

-0,4 

2,2 

-3,7 

-2,7 

3,3 

5,0 

Belgien 

0,1 

2,2 

-4,1 

-3,1 

4,4 

5,7 

Luxemburg 

0,9 

1,0 

-3,1 

-3,1 

4,0 

4,1 

EWG 

1,3 

__ 

-3,4 

— 

5,1 — 


Tabelle 6 

Die Entwicklung der Industrie 


Mittlere jährliche Zuwachsraten in **'0 


Land 

Beitrag zum Brutto- 
inlandsprodukt zu 
konstanten Preisen 

Beschäftigte 

Beitrag zum Brutto- 
dnlandsprodukt zu 
konstanten Preisen 
je Erwerbstätigen 

1965/60 1 

1970/65 

1965/60 

1 1970/65 

1965/60 

1970/65 

Bundesrepublik Deutschland 

5,5 


1,0 

— 

4,5 

— 

Frankreich 

5,1 

5,2 

1,6 

0,9 

3,5 1) 

4,3 1) 

Italien 

6,5 

7,0 

1,7 

2,2 

4,7 

4,7 

Niederlande 

6,1 

6,0 

2,0 

1,3 

4,1 

4,6 

Belgien 

5,1 

4,4 

1,2 

0,3 

3,9 

4,1 

Luxemburg 

3,2 

3,6 

1,5 

1,0 

1,7 

2,7 

EWG 

5,5 


1,4 



4,1 




') Der Abstand in der Entwicklung des Beitrages zum Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen in den beiden Fünf- 
jahreszeiträumen ist in Frankreich sehr erheblich von den Arbeitszeitschwankungen beeinflußt; je Arbeitsstunde 
sind die Wachstumsraten in den beiden Zeiträumen annähernd gleich hoch. 
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In der Landwirtschaft ergeben sich daibei Aus- 
sichten für eine beachtliche Ertragsisteigerung der 
verschiedenen Produktionsrichtungen. Diese gün- 
stigen Aussichten sind jedoch weitgehend von dem 
Wandel der Agrarstruktur abhängig. 

Der mit diesem Strukturwandel verbundene ten- 
denzielle Rückgang der landwirtschiaftlichen Bevöl- 
kerung scheint sich auch in Zukunft mit Raten von 
etwa 3 “/o jährlich in allen Mitgliedsländern fortz.u- 
setzen. Der Anteil der Erwerbstätigen in der Land- 
wirtschaft an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
dürfte sich somit für die gesamte EWG in der Zeit 
von 1965 bis 1970 von 15,9 % auf 13,2 “/o vermindern 
(die Anteile der einzelnen Länder liegen gegen- 
wärtig zwischen 6 Vo in Belgien und 25 ^/o in Italien). 

Der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt je Erwerbstätigen dürfte zu konstanten 
Preisen unter dem Einfluß der Ertragssteigerung 
einerseits und dem Rückgang der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung andererseits weiterhin mit Jah- 
resraten zunehmen, die merklich höher sind als in 
den anderen Wirtschaftshereichen (zwischen 4 ®/o 
und 6 "/o je nach Land) . 

Die mit dieser Entwicklung verbundene Moder- 
nisierung führt dazu, fortschreitend die Lejbens- 
bedingungen in der Landwirtschaft in Richtung auf 
eine vollständige Eingliederung in die übrige Wirt- 
schaft umzuformen und die Anhebung der landwirt- 
schaftlichen Pro-Kopf-Einkommen zu erleichtern, 
wodurch die Käufe der Landwirtschaft bei den an- 
deren Wirtschaftsbereichen schnell ansteigen. 


Somit hängt die günstige Entwicklung zu einem 
besseren wirtschaftlichen Gleichgewicht in der 
Landwirtschaft in großem Ausmaß von den Wachs- 
tumsaussichten der anderen Wirtschaftsbereiche und 
insbesondere davon ab, inwieweit es gelingt, die 
in bestimmten Bereichen der Landwirtschaft mit 
geringer Produktivität eingesetzten Anbeitskräfte 
in anderen Bereichen der Wirtschaft zu beschäftigen. 

Industrie 

11. In der Industrie dürfte sich das Wachstum mit 
Raten von insgesamt etwa 5,5 '“/o jährlich fortsetzen. 
Die für die einzelnen Länder angenommenen Zu- 
wachsraten liegen zum größten Teil zwischen 4,5 ®/o 
bis 6®/o. Für Italien wird jedoch ein stärkeres 
Wachstum (7 ®/o) erwartet, während in Anbetracht 
der Diversifikationsprobleme in Luxemburg mit 
einer schwächeren Zuwachsrate von 3,6 ®/o gerechnet 
wird. 

Diese Wachistumsaussichten dürften einen zusätz- 
lichen Bedarf an Arbeitskräften in der Höhe von 
etwa 1 550 000 Personen in fünf Jahren und einen 
jährlichen Produktivitätsfortschritt in der Größen- 
ordnung von 4,5 ®/o zur Voraussetzung haben. Dies 
entspricht etwa der seit 1955 beobachteten Ent- 
wicklung. 

Dienstleistungen 

12. Der Sektor Dienstleistungen stellt einen sehr 
uneinheitlichen Bereich dar. Die Interpretation der 
für diesen Bereich vorliegenden Projektionen ist 


Tabelle 7 

Die Entwicklung der Dienstleistungen 


Land 

Mittlere jährliche 

Beitrag zum Bruttoinlands- 
produkt zu konstanten 
Preisen 

Zuwachsraten in ®/o 

Beschäftigte 

1965/60 

1970/65 

1965/60 

1970/65 



A. Einschließlich Staat 




Bundesrepublik Deutschland . . . . 


4,5 

— 

1,7 

— - 

Frankreich ^) .... 



4,5 

4,4 

1,0 

1,7 

Italien 



4,7 

3,8 

2,7 

1,6 

Niederlande .... 



4,2 

3,4 

2,4 

1,7 

Belgien 



4,6 

3,9 

1,8 

1,4 

Luxemburg 



2,9 

3,0 

1,4 

1,0 

EWG 



4,5 

— 

1,8 

— 



B. Ohne Staat 




Bundesrepublik Deutschland . . . . 


4,4 

— 

1,2 

— 

Frankreich 



5,0 

4,8 

1,6 

1,9 

Italien 



5,3 

3,9 

3,2 

1,5 

Niederlande .... 



4,8 

3,8 

2,8 

1,9 

Belgien 



4,1 

3,5 

1,8 

1,3 

Luxemburg 



3,2 

3,4 

1,4 

1,0 


EWG I 4,8 — j 1,9 


’) Die Angaben für Frankreich enthalten die einberufenen Wehrdienstpflichtigen. Ohne sie sind die Wachstumsraten 
für die Zahl der Beschäftigten mit 1,8 “/o die gleichen für den Zeitraum 1965/60 und 1970/65. 
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aus vorwiegend technischen Gründen besonders 
schwierig. Trotzdem sind die dieshezüglichen An- 
gaben — ISO unsicher sie auch sein mögen — wichtig, 
weil dieser Bereich innerhalb der Wirtschaft der 
Gemeinschaft ein großes Gewicht bat — je nach 
Land lag sein Anteil am Bruttoinlandsprodukt im 
Jahre 1960 zwischen 39 ”/o und 52 °/o — und weil 
in wachsenden Volkswirtschaften die Dienstleistun- 
gen eine immer größere Rolle spielen. 

Das Wachstum des Beitrags dieses Sektors zum 
Bruttoinlandlsprodukt dürfte in den meisten Ländern 
im Projektionszeitraum in der Größenordnung von 
etwa 4 “/o jährlich liegen (insgesamt zwischen 3Vo 
und 4,5 % jährlich je nach Land und 3,4 '% bis 4,8 % 
ohne den Staat). Im Vergleich zum vergangenen 
Jahrfünft stellt dies eine leichte Verlangsamung dar. 
Hierdurch verringert sich der Anteil dieses Sektors 
am realen Bruttoinlandsprodukt etwas zugunsten 
des Anteils der Industrie. Diese Tendenz ist in Be- 
ziehung zur verlangsamten Zunahme des privaten 
Verbrauchs namentlich im Dienstleistungsbereich zu 
setzen. Die Zahl der Beschäftigten wird wiegen des 
geringen Produktivitätsfortschritts in diesem Be- 
reich jedoch schneller zunehmen als in der Industrie. 
Bis 1970 wird dementsprechend mit einem zusätz- 
lichen Bedarf von etwa 2 Millionen Personen ge- 
rechnet. Dies entspricht einer Zunahme von rd. 
1,3 ®/o jährlich für die Gemeinschaft. 


Entwicklung der Nachfrage 

13. Die Verwirklichung der hier dargestellten Ent- 
wicklungsaussichten der drei großen Wirtschafts- 
bereiche hängt in erster Linie von der Entwicklung 
der Nachfrage ab. Alle Mitgliedsländer (sehen eine 
kräftige, allerdings mit wesentlichen Strukturver- 
schiebungen verbundene Entwicklung der Nachfrage 
voraus. Bevor jedoch die Niachfrageperspektiven im 
einzelnen erläutert werden, sollen die wichtigsten 
Verwendungsmöglichkeiten dargestellt werden. 

Die Gesamtnachfrage muß auf die einzelnen Ver- 
wendungskomponenten des Gesamtproduktes der- 
art verteilt werden, daß jede ihre spezifische Auf- 
gabe im Rahmen eines ausgewogenen Wachstums 
erfüllen kann. Nun sind sowohl die privaten Ver- 
haltensweisen wie auch die Wirtschaftspolitik für 
diese Aufgliederung entscheidend. Die Projektionen 
müssen also unter Berücksichtigung vorhandener 
Angaben oder Tendenzen beide Faktoren im voraus 
zu erfassen suchen. 

Ein wichtiger Punkt bei der Verwendung der 
Ressourcen ist ein Gleichgewicht zwischen Ver- 
brauch und Investitionen. Das für das weitere Wirt- 
schaftswachstum entscheidende Investitionsniveau 
bestimmt auch die künftige Veiibrauchsentwicklliung. 
Die Aufgliederung zwischen Verbrauch und Investi- 
tionen entscheidet somit weitgehend das Verhältnis 
zwischen derzeitigem Verbrauch und künftigen Ver- 
brauchsmöglichkeiten. 

Die Abhängigkeit des Wirtschaftswachstums von 
den Investitionen ist jedoch bei den einzelnen Inve- 
stitionsformen verschieden. Die Wirkungen der 


öffentlichen Investitionen sind verhältnismäßig 
stark gestreut und nicht immer direkt oder schnell 
wahrzunehmen: es ist z. B. schwierig, die produk- 
tive Bedeutung von Schul- oder Straßenbauten 
quantitativ zu erfassen, obgleich über ihren Nutzen 
kein Zweifel bestehen kann. Hingegen wirken sich 
die Investitionsausgaben der Unternehmungen un- 
mittelbar in der Produktion aus und werden in die- 
sem Sinne auch als „direkt produktiv" bezeichnet. 
Aus diesem Grunde muß in einem Fünf jahreszeit- 
raum das Niveau der „direkt produktiven" Investi- 
tionen in engem Zusammenhang mit der geschätzten 
Wachstumsrate gesehen werden. Das Verhältnis 
zwischen den öffentlichen Investitionen und dem 
Wirtschaftswachstum ist weniger eng, äber dennoch 
ebenso wichtig, und es istellt sich auch hier das 
Problem einer ausgeglichenen Entwicklung zwischen 
ihnen und den Investitionen der Unternehmen. 

Die Aufgliederung des Sozialprodukts auf den 
privaten Verbrauch und die öffentlichen Verwen- 
dungskategorien ist ihrerseits ein wichtiges Pro- 
blem. Der Lebensstandard hängt nämlich nicht nur 
von den Käufen der privaten Haushalte zur Deckung 
des Eigenbedarfs ab, sondern auch von den öffent- 
lichen Ausgaben für kollektive Leistungen (Unter- 
richts- und Gesundheitswesen oder Straßenbau). 

Die nationalen Perspektiven über die Nachfrage- 
entwicklung enthalten mehr oder weniger explizite 
Angaben über die wichtigsten die verschiedenen 
Vorwendungsmöglichkeiten betreffenden Tenden- 
zen in den kommenden Jahren. Die Tragweite die- 
ser Angaben hängt davon ab, ob die Projektionen 
wirtschaftspolitische Ziele enthalten oder nicht. 

Die verschiedenen Entscheidungsmöglichkeiten 
sind weitgehend interdependent. Hier sind insbe- 
sondere zwei Wechselbeziehungen hervorzuheben, 
die weniger elastisch erscheinen und somit für die 
Projektionen von entscheidender Bedeutun,g sind. 
Die erste wurde bereits erwähnt und betrifft die 
direkt produktiven Investitionen, deren Expan- 
sionstempo aufs engste mit der unterstellten ge- 
samtwirtschaftlichen Wachstumsrate verbunden ist. 
Die zweite bezieht sich auf den Außenhandel. Da 
die Einfuhrzunahme ebenfalls recht erug mit dem 
Wachstum des Sozialprodukts zusammenhängt, ist 
für das Gleichgewicht des Außenhandels eine un- 
gefähr parallele Entwicklung der Ausfuhren not- 
wendig. 

Die direkt produktiven Investitionen und die Aus- 
fuhren stehen also im engsten Zusammenhanjg mit 
dem allgemeinen Expansionstempo. Daher ist es 
durchaus logisch, bei der Erläuterung der Nachfrage- 
perspektiven diese beiden Verwendungsarten vor- 
anzustellen. 

Unmittelbar produktive 
Investitionen 

14. Um die Modernisierung des Produktionsappa- 
rates zu gewährleisten und die Wettbewerbsfähig- 
kait der Mitgliedsländer aufrechtzuerhalten, müßten 
die unmittelbar produktiven Investitionen in den 
kommenden fünf Jahren stärker wachsen als das 
Bruttoinlandsprodukt. Die bis 1970 vorauisgeschätz- 
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Tabelle 8 

Die Entwicklung der unmittelbar produktiven Investitionen 


Land 

in ®/o der Bruttoanlage- 
investitionen 

.... 

Mittlere jährliche 
Zuwachsraten in */o 

1960 

1965 1 

1970 

1965/60 1 

1970/65 

Bundesrepublik Deutschland 

62,1 

62,5 

63,3 

7,4 

3,8 

Frankreich 

63,5 

58,6 

60,0 

6,7 

5,8 

Italien 

65,1 

58,6 

64,6 

- 0,6 

12,2 

Niederlande 

64,6 

63,3 

60,7 

6,5 

5,7 

Belgien 

60,9 

61,1 

61,3 

4,4 

4,0 

Luxemburg 

59,6 

— 

— 

— 

— 

EWG 

58,2 

56,3 

58,5 

5,8 

6,1 


ten mittleren jährlichen Zuwachsraten liegen je- 
weils zwischen 3,8 °/o und 5,8 '’/o') und somit über 
dem entsprechenden Wachstum des Bruttoinlands- 
produkts. 

Ausfuhren 

15. Die vorliegenden Angaben über den Außen- 
handel sind noch sehr unzureichend. Es besteht je- 
doch durchaus Grund zu der Annahme, daß die 
Einfuhren wie in der Vergangenheit sehr viel 
rascher zunehmen als das Bruttoinlandsprodukt. 
Dies gilt nicht nur für den von der Integration ge- 
förderten innergemeinschaftlichen Handel, sondern 
ist auch für den Handel mit Nichtmitgliedsländern 
wahrscheinlich. Der Ausgleich der Zahlungsbilanz 
und die Bemühungen um einen Überschuß zur 
Finanzierung der Entwicklungshilfe setzen eine zu- 
mindest ebenso rasche Zunahme der Ausfuhren vor- 
aus. Es liegt jedoch auf der Hand, daß die tatsäch- 
liche Entwicklung der Ausfuhren von einer Gesamt- 
heit externer und interner Faktoren abhängt, denen 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist. Ins- 
besondere verdienen die Entwicklungsaussichten 
der Auslandsnachfrage, die nur von zwei Ländern 
(Frankreich und Niederlande) berücksichtigt werden 
konnten, eine eingehendere Untersuchung. 

öffentlicher Verbrauch 

und öffentliche Investitionen 

16. Die kollektiven Verwendungsarten stellen den 
direkten Aktionsbereich der öffentlichen Hand par 
excellence dar. Das Ausmaß des zu befriedigenden 
kollektiven Bedarfs, vor allem im Bereich der Ver- 
kehrsinfrastruktur, des Unterrichts- und Gesundheits- 
wesens, zwingt die Mitgliedsländer zu außergewöhn- 


') Die Zuwachsrate lür Italien liegt merklich höher, und 
zwar wegen des konjunkturbedingt niedrigen Aus- 
gangsniveaus iin Jahre 1965. Die mittlere jährliche 
Zuwachsrate für die gesamte Periode von 1960 bis 
1970 dürfte etwa 5,6 k'o betragen. 


lieh großen Anstrengungen. Die öffentlichen Inve- 
stitionen dürften insgesamt doppelt so schnell stei- 
gen wie das Bruttoinlandsprodukt (in den meisten 
Ländern etwa um jährlich 7 •’/o bis 10 Uo, in der 
Bundesrepublik Deutschland jedoch etwas weniger 
und in Italien') erheblich mehr). Die Schätzungen 
für den öffentlichen Verbrauch, die auch die Militär- 
auisgaben einschließen, ergeben geringere Zuwachs- 
raten. Hierbei ist jedoch zu bemerken, daß bei einer 
Voraus'schätzung dieser Größe zu konstanten Prei- 
sen die tatsächliche Entwicklung zu laufenden Prei- 
sen in einer wachsenden Wirtschaft aus methodo- 
logischen Gründen ^) unterschätzt wird. 

Der öffentliche Verbrauch und die öffentlichen In- 
vestitionen zu Preisen von 1960 nahmen zusammen 
im Jahr 1960 rd. 16®/o und im Jahr 1965 rd. 17 Uo 
des Bruttoinlandsprodukts bzw. des Bruttosozial- 
produkts der Gemeinschaft in Anspruch. Bis zum 
Jahre 1970 dürfte dieser Anteil auf rd. 17,5 “/o an- 
steigen. Diese Entwicklung ist noch ausgeprägter, 
wenn die Veränderung der Preise berücksichtigt 
wird. 

Aus den Projektionen der einzelnen Länder er- 
gibt sich somit die Notwendigkeit, einen zunehmen- 
den Teil des Bruttoinlandsprodukls für den kollek- 
tiven Bedarf zu verwenden, wobei jedoch der Anteil 
der unmittelbar produktiven Investitionen zumin- 
dest konstant bleibt bzw. sogar steigt. 


') Die besonders hohe Wdchstumsrate für Italien erklärt 
sich aus dem niedrigen Ausgangsniveau der öffent- 
lichen Investitionen im Jahre 1965. Die mittlere jähr- 
liche Zuwachsrate für den gesamten Zeitraum 1960 bis 
1970 beträgt rund 10 “/o und entspricht damit mehr den 
Zuwachsraten der anderen Länder. 

-) Mehr als die Hälfte des öffent'ichen Verbrauchs ent- 
spricht den Löhnen und Gehältern; bei den Berech- 
nungen zu konstanten Preisen werden die Verände- 
rungen der Lohnsätze nicht berücksichtigt, außer in 
Belgien, wo diese Berechnungen auch die Lohn- und 
Gehaltserhöhungen berücksichtigen, welche nicht un- 
mittelbar durch den Anstieg des Lebenshaltungskosten- 
rndex ausgelöst werden. 
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Tabelle 9 

Die Entwicklung des öffentlichen Verbrauchs und der öffentlichen Investitionen 


Land 

öffentlicher Verbrauch 

öffentliche Investitionen 

in */u 
des BIP 

mittlere jährliche 
Zuwachsraten 

in ®/o 
des BIP 

mittlere jährliche 
Zuwachsraten 

1960 

1965/60 

1970/65 

1960 

1965/60 

1970/65 

Bundesrepublik Deutschland 

14,3 

6,6 

3,1 

3,4 

10,3 

5,5 

Frankreich 

12,8 

3,8 

4,5 

2,1 

11,0 

8,2 

Italien 

14,6 

5,0 

5,2 

2,3 

1,8 

18,4 

Niederlande 

13,7 

3,4 

3,1 

4,1 

7,8 

9,8 

Belgien 

12,6 

6,1 

5,6 

2,2 

8,3 

7,5 

Luxemburg 

10,2 

2,2 

2,7 

4,9 

— 

— 

EWG 

13,5 

5,2 

4,0 

2,5 

8,9 

8,5 


W ohnungsbau 

17. Der Wohnungsbau stellt einen Anteil zwischen 
4 *J/o und 6*^/0 des Bruttoinlandsprodukts. Für die 
meisten Länder wird eine fühlbare Verlangsamung 
der Zunahme erwartet. 

Die aus der Tabelle hervorgehenden Unterschiede 
erklären sich weitgehend aus der Zahl und dem 
Alter der vorhandenen Wohnungen. Die Bundes- 
republik Deutschland und Belgien weisen eine gün- 
stige Situation auf. In diesen beiden Ländern er- 
laubt es die bisherige Wohnungsbautätigkeit, sich 


in der Zeit bis 1970 mit einer langsameren Zunahme 
zufrieden zugeben. 

In Frankreich und in Italien sowie zumindest noch 
für einige Jahre auch in den Niederlanden ist die 
Situation im Wohnungsbau weniger günstig. Der 
in diesen drei Ländern für die Periode 1965 bis 1970 
im Vergleich zur vergangenen Fünfjahresperiode zu 
erwartende — im übrigen unterschiedLich starke — 
Rückgang der Zuwachsraten beruht auf mehreren 
Faktoren. So werden bei den volumenmäßigen Zu- 
wachsraten nicht immer die für die jeweiligen Län- 
der erwarteten Qualitätsverbesserungen und Grö- 


Tabelle 10 

Die Entwicklung des Wohnungsbaus 


Land 

Anzahl 

in 

1 000 g 

in Mil- 
lionen 
REg 

Mittlere jährliche 
Zuwachsraten 
in ®/o 

Anteile in ®/o 

am 

BIP 

an den Brutto- 
anlageinvesti- 
tionen 

I960 

1960 

1965/60 

1970/65 

1965 

1970 

1965 1 

1970 

Bundesrepublik Deutschland 

551 

3 774 

4,9 

1,0 

5,8 

5,1 

21,6 

19,1 

Frankreich 

317 

2 832 

10,8 

2,7 

6,2 

5,7 

28,6 

25,2 

Italien 

313 

1 773 

6,2 

h4 

5,9 

4,9 

31,2 

20,7 

Niederlande 

85 

480 

7,7 

6,2 

4,9 

5,3 

18,6 

18,2 

Belgien 

52 

587 

2,3 

1,6 

4,7 

4,1 

25,0 

22,3 

Luxemburg 

1 

20 

— 

— 

— 

— - 

— 

— 

EWG 

1 319 

9 466 

7,0 

2,1 

5,6 

5,1 

24,2 

20,8 


‘) Anzahl der jährlich fertiggestellten Wohnungen, Quelle: SAEG, Allgemeines Statistisches Bulletin, 1964 — Nr. 1, 
Tab. 37; die Angaben für Belgien und Italien wurden erhöht. 

Ü siehe Fußnote 1, Seite 8 
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ßen der gebauten Wohnungen berücksichtigt *). Im 
übrigen ergeben sich bereits beim gegenwärtigen 
Ausmaß der Bautätigkeit nach der seit 1960 ver- 
zeichneten raschen Steigerung erhebliche Schwierig- 
keiten hinsichtlich der Arbeitskräftebeschaffung und 
Finanzierung. Außerdem sind die Anstrengungen 
um so mehr zu würdigen, wenn man die Entschei- 
dungen zugunsten des kollektiven Bedarfs berück- 
sichtigt. Diese beiden Verwendungsarten stehen auf 
den Baumärkten sowohl hinsichtlich der Arbeits- 
kräfte als auch der Finanzierung im Wettbewerb. 

Privater Verbrauch 

18. Alles in allem wird sich der wesentliche Teil 
der erforderlichen Anpassungen zur Realisierung 
eines ausgewogenen wirtschaftlichen Wachstums ln 
den meisten Mitgliedsländern beim privaten Ver- 
brauch vollziehen müssen. In den letzten fünf Jah- 
ren ist der private Verlbrauch erheblich schneller 
gestiegen als das Bruttoinlandsprodukt. Sein An- 
teil (der im Jahr 1965 zwischen 56 Vo bis 67 ‘Vo des 
Bruttoinlandsprodukts lag) hat in allen Ländern 
außer Belgien um 1 Vo bis 3 Vo zugenommen. Die 
Projektionen der einzelnen Länder rechnen mit 
einem Rückgang dieses Anteils auf ein Niveau, das 
im allgemeinen zwischen dem der Jahre 1960 und 
1965 liegt. Belgien stellt auf Grund des relativ hohen 
Aulsgangsniveaus des privaten Verbrauchs (es weist 
mit nahezu 70 'Vo des Bruttoinlandsprodukts im 
Jahre 1960 bei weitem den höchsten Anteil in der 
Gemeinschaft auf) einen Sonderfall dar. Die ver- 
hältnismäßig niedrigen gesamtwirtschaftlichen Zu- 
wachsraten dieses Landes bis 1960 waren von einer 
mäßigen Investitionstätigkeit begleitet und erlaub- 
ten es, einen größeren Anteil des Bruttoinlandspro- 
dukts für den privaten Verbrauch bereitzustellen. 
Im Gegensatz hierzu hat der seit 1961 tendenziell 
eingetretene wirtschaftliche Wiederaufschwung zu 

J Aus diesem Grunde wird auch ein Vergleich zwischen 
den Ländern erschwert. 


einem Rückgang des Anteils des privaten Ver- 
brauchs geführt. Diese Entwicklung dürfte sich bis 
1970 fortsetzen. 

Trotz der erwarteten Verlangsamung dürfte der 
Zuwachs des privaten Verbrauchs noch sehr be- 
achtlich isein. Er dürfte mit jährlichen Zuwachsraten 
von 3,2 "/o bis 4,7 % (gegenüber 3,5 ’% bis 6,2 % 
zwischen 1960 und 1965) steigen, während der Ver- 
brauch je Einwohner mit Raten von 2,4 "/o bis 4,0 "/o 
pro Jahr (gegenüber 2,4 '^/o bis 5,0 ‘Vo zwischen den 
Jahren 1960 und 1965) wachsen dürfte. Wenn ein 
solches Wachstum auch nach 1970 beibehalten wird, 
würde sich das Niveau des privaten Verbrauchs bei 
diesen Wachstumlsraten je Einwohner in etwa 
20 Jahren verdoppeln. Die nächste Generation 
würde damit doppelt so viel veiibrauchen können 
wie es derzeit der Fall ist. 

Die somit vorgesehene Verlangsamung bedeutet 
also keinesfalls, daß der private Veiibrauch der 
Leidtragende wäre. Soweit diese Verlangsamung 
den Investitionen zugute kommt und damit das all- 
gemeine Wachstumistempo begünstigt, ergibt sie 
sich aus dem Bestreiben nach einem besseren Ver- 
hältnis bei der Verwendung der Ressourcen zwi- 
schen sofortigem Verbrauch und künftigen Ver- 
brauchsmöglichkeiten. 

Soweit diese Verlangsamung den öffentlichen 
Verwendungsarten zugute kommt, entspricht sie 
dem Bestreben nach einem besseren Gleichgewicht 
zwischen den Faktoren, die den Lebensstandard der 
einzelnen Verbraucher bestimmen. Der Lebensstan- 
dard hängt nämlich nicht allein vom privaten Güter- 
und Dienstleistungsveilbrauch ab, sondern ebenso 
von der Gesamtheit der für die verschiedenen 
öffentlichen Dienstleistungen vorgesehenen Aus- 
gaben, zu denen die öffentlichen Investitionen und 
ein Teil des Staatsverbrauchs beitragen. Die in den 
vorliegenden Projektionen zwischen den öffent- 
lichen Verwendungsarten und dem privaten Ver- 
I brauch aufgezeigte Verschieibung erklärt sich weit- 


Tabelle 11 

Die Entwicklung des privaten Verbrauches 


Land 

Mattiere jährliche 
Zuwachsraten 
in ®/o 

Mittlere jährliche 
Zuwachsraten je 
Einwohner in ®/o 

Anteil 

am BIP 

in ®/o 

1965/60 

1970/65 

1965/60 

1 1970/65 

1960 1 

1965 

1970 

Bundesrepublik Deutschland 

5,4 

3,5 

4,1 

2,9 

55,9 

56,6 

56,4 

Frankreich 

5,2 

4,5 

3,8 

3,5 

63,5 

65,1 

63,9 

Italien 

5,7 

4,7 

5,0 

4,0 

61,6 

63,4 

62,5 

Niederlande 

6,2 

4,0 

4,7 

2,5 

57,2 

61,3 

59,4 

Belgien 

3,8 

3,7 

3,0 

3,1 

69,3 

66,7 

65,6 

Luxemburg 

3,5 

i 

3,2 

2,4 

2,4 

57,7 

59,5 

59,3 

EWG 

1 

1 5,3 

4,1 

4,2 

3,3 

60,8 

61,9 

61,2 
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gehend durch die wachsende Rolle der öffentlichen 
Leistungen 'bei der Entwicklung der Industrieländer. 
Diese Verschiebung bedeutet also keineswegs eine 
Verlangsamung in der Verbesserung des Lebens- 
standards der Gemeinschaft. 


Bedingungen für eine Ausschöpfung 
des Wachstumsspielsraums und Gefahren für 
ein Auftreten von Spannungen 

19. Die Ausschöpfung der dargestellten Wachs- 
tumsmöglichkeiten hängt von einer Reihe von Be- 
dingungen ab, die bei einer sachgerechten Inter- 
pretation der Projektionen beachtet werden müssen. 

Da die Entwicklung des Aiibeitskräftepotentialis 
nicht wesentlich beeinflußt werden kann, geht es 
bei der Produktion vor allem darum, die vorgese- 
henen globalen Produktivitätsfortschritte zu ver- 
wirklichen. Diese werden von sehr unterschiedlichen 
Faktoren bestimmt, wie den Investitionen, dem 
technischen Fortschritt, dem Ausbildungsstand, der 
Mobilität der Produktionsfaktoren. Das wesentliche 
Problem besteht in diesem Zusammenhang darin, 
die günstigste Kombination aus Impulsen des Mark- 
tes und Förderungsmaßnahmen des Staates zu fin- 
den, um die Leistung der verschiedenen Angebots- 
faktoren zu erhöhen und sie an die Nachfrage- 
struktur anzupassen. 

Die in den Projektionen aufgezeigte Nachfrage- ! 
ontwicklung ist definitionsgemäß mit der volumen- | 
mäßigen Entwicklung des Angebots in überein- j 
Stimmung gebracht. Das eigentliche Problem besteht [ 
jedoch darin, festzustellen, wie sich diese Überein- 
stimmung in der Praxis im Rahmen der Verhaltens- 
weisen der verschiedenen Wirtschaftissubjekte voll- 
ziehen wird. Die tatsächliche Entwicklung droht 
nämlich Spannungen hervorzurufen, welche die Ver- 
wirklichung der Projektionen gefährden könnten. 
Das Ausmaß und der Charakter dieser Gefahren 
hängt vor allem von der künftigen Entwicklung des 
Gesamtangebotes und der Struktur der nominalen 
Nachfrage ab. 

Die Entwicklung der Investitionen im Unterneh- 
mensbereich wirft insbesondere das Problem der 
Investitionsanreize und vor allem der Investitionis- 
finanzierung auf. Hierbei geht es nicht nur um 
die erforderliche gesamtwirtschaftliche Ersparnis- 
bildung, sondern auch um eine ausgewogene Ent- 
wicklung der verschiedenen Finanzierungsquellen 
(Selbstfinanzierung, Ersparnis des Staates, Kapital- 
markt) und eine zufriedenstellende Deckung der 
verschiedenen Finanzierungsbedürfnisse sowie die 
Anpassung der Finanzierungsmechanismen. 

Für den privaten Verbrauch zeigen die Projek- 
tionen, daß sich der bisherige Anstieg seines An- 
teils am Bruttoinlandsprodukt nicht ständig fort- 
setzen kann, ohne die Grundlagen des künftigen 
Wachstums und Gleichgewichts zu gefährden. Die 
in den meisten Ländern unterstellte verlangsamle 
Zunahme des privaten Verbrauchs setzt entweder 


eine ausgeprägte Steigerung der Sparneigung der 
privaten Haushalte oder Maßnahmen zur Dämpfung 
des Wachstumstempos der privaten Einkommen 
oder beides zugleich voraus. 

Die Entwicklung der öffentlichen Nachfrage wirft 
ihrerseits ein schwieriges Problem auf. Sie führt 
nämlich dazu, daß ein wachsender Anteil der na- 
tionalen „Ressourcen" in Anspruch genommen wer- 
den muß, damit die notwendige Zunahme der staat- 
lichen Leistungen ermöglicht wird. Berücksichtigt 
man außerdem den voraussichtlichen Anstieg der 
Transferausgaben, so ergibt sich die Gefahr, daß 
die Zunahme der gesamten öffentlichen Ausgaben 
über den normalen Zuwachs an Einnahmen hinaus- 
geht und sich infolgedessen Finanzierungsschwierig- 
keiten ergeben. 

Durch ihre jeweiligen Verhaltensweisen können 
also die Unternehmen, die privaten Haushalte und 
die öffentliche Hand die Chancen für eine Verwirk- 
lichung der Projektionen verringern bzw. vergrö- 
ßern. Die möglichen, mehr oder weniger ausgepräg- 
ten Spannungen, die sich aus diesen Verhaltenswei- 
sen ergeben können, sind aber erst bei Überlegun- 
gen über die großen igesamtwirtschaftlichen Gleich- 
gewichte voll zu erfassen: nämlich das Gleich- 
gewicht auf den Waren- und Dienstleistungs- 
märkten, das Gleichgewicht zwischen gesamtwirt- 
schaftlichen Investitionen und Ersparnissen und das 
außenwirtschaftliche Gleichgewicht. 

20. Auf den Waren- und Dienstleistungsmärkten 
könnten sich die Hauptgefahren für das Auftreten 
von Spannungen aus einer übermäßigen Zunahme 
bestimmter Bereiche der Inlandsnachfrage, und 
zwar insbesondere des privaten Verbrauchs, er- 
geben. Diese Zunahme würde sehr wahrscheinlich 
mit einem Anstieg der Kosten — insbesondere in- 
folge des hohen Beschäftigungsniveauis und der 
mangelnden Elastizität des Angebots an Arbeits- 
kräften der Lohnküsten — einhergehen. 

Die Projektionen der einzelnen Länder enthalten 
somit — wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß - - 
die Gefahr von Preissteigerungen. Die voraus- 
geschätzten volumenmäßigen Wachstumsraten der 
kommenden Jahre stellen nämlich in etwa eine 
Verlängerung der -seit 1960 beobachteten Tendenzen 
dar, die d.urch eine im Vergleich zu den realen 
„Ressourcen" fühlbar raschere Zunahme der Nach- 
frage und demzufolge durch Preissteigerungen ge- 
kennzeichnet waren. Rückblickend ist die Entwick- 
lung der Preisindizes des Bruttoinlandsprodjukts und 
des Beitrags der Industrie zum Bruttoinlandspro- 
dukt charakteristisch. Der erste jedoch, der isehr 
verschiedene Elemente enthält, von denen einige 
willkürlichen Charakter haben (z. B. der „Preis" 
der Dienstleistungen des Staates), stellt kein völlig 
befriedigendes Kriterium für die Beurteilung der 
Frage dar, öb Preisstabilität gewahrt wurde. Der 
Preisindex der Industrieproduktion (Beitrag zum 
Bruttoinlandsprodukt) ist in dieser Hinsicht besser 
geeignet. Obwohl er weniger starke Schwankungen 
als der Preisindex des Bruttoinlandsprodukts auf- 
weist, zeigt er ähnliche Ergebnisse. 
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Diese Angaben zeigen in den Ländern der Ge- | 
meinschaft langfristig eine stärkere Preissteigerung | 
als in den Vereinigten Staaten. Eine Aufteilung der 
langfristigen Preisentwicklung auf kürzere Teil- 
perioden zeigt ab ungefähr 1960 eine deutliche Be- 
schleunigung des Preisanstiegs in der Gemeinschaft, 
während er sich in den Vereinigten Staaten ver- 
langsamte. 

Die Entwicklung der Nachfrage und der Preise 
ist dazu geeignet, auch Spannungen im Gleichge- 
wicht zwischen Ersparnissen und Investitionen her- 
vorzurufen. Dieses Gleichgewicht würde gestört, 
wenn durch das Wachstum des privaten Verbrauchs, 
das möglicherweise durch die Preissteigerungen 
noch verstärkt würde, die Entwicklung der privaten 
Ersparnisbildung zu stark beeinträchtigt oder wenn 
die Ersparnis der Unternehmen infolge einer 
Schrumpfung der Gewinnmargen gebremst würden. 

Schließlich ist auch das außenwirtschaftliche 
Gleichgewicht eng mit dem Gleichgewicht auf den 
binnenländischen Güter- und Dienstleistungsmärk- 
ten verbunden. So könnten einmal Kosten- und 
Preissteigerungen die Wettbewerbsposition der 
Unternehmen schwächen; aber selbst ohne solche 
Kosten- und Preissteigerungen könnte eine über- 
mäßige inländische Nachfrage einen Importsog aus- 
lösen und zugleich einen Teil der möglichen Exporte 
auf den Binnenmarkt lenken und damit ein Defizit 
in der laufenden Zahlungsbilanz hervorrufen. Dies 
war übrigens in den meisten Ländern der EWG 
trotz einer durch die verschiedenen Konjunktur- 
stabilisierungsmaßnahmen im Jahresergebnis 1965 


erzielten Verbesserung während des Zeitraums 
1960/65 der Fall. 

Das Problem, gesamtwirtschaftliches Wachstum 
und außenwirtschaftliches Gleichgewicht dauerhaft 
miteinander in Übereinstimmung zu bringen, wird 
sich auch in Zukunft ständig stellen; deshalb muß 
die Preisentwicklung in den Ländern der EWG 
unter Kontrolle gehalten werden. 

21. Eine wesentliche Bedingung für die Ausschöp- 
fung des in den Projektionen dargestellten Wachs- 
tumsspielraums ist die Mäßigung der monetären 
Nachfrage bis zu einem Ausmaß, daß sie mit der 
Preisstabilität vereinbar wird. Die Stabilität des 
allgemeinen Preisniveaus ist eine Grundbedingung 
nicht nur für die Wettbewerbsfähigkeit auf den Aus- 
landsmärkten, sondern auch für die Entwicklung 
der privaten Ersparnisse und somit für ein ausge- 
glichenes Wachstum. Die Bedeutung der Preisstabi- 
lität wird noch unterstrichen, wenn man berücksich- 
tigt, daß ungewöhnliche Preissteigerungen außer- 
dem die Verteilung der Einkommen und der Produk- 
tionsfaktoren auf die verschiedenen Wirtschafts- 
zweige verfälschen und LIngleichgewichte im Inte- 
grationsprozeß zwischen den Mitgliedsländern her- 
vorrufen. 

22. Sollten die vorgesehenen Wachstumshypothe- 
sen unvereinbar mit der Stabilität der Preise und 
dem Gleichgewicht der Zahlungsbilanz sein, so sind 
schwerwiegende wirtschaftspolitische Entscheidun- 
gen unumgänglich. Es dürfte dabei bei weitem vor- 
zuziehen sein, die Kontinuität des Wachstums durch 
eine vorbeugende, aber progressiv wirkende Be- 


Tabelle 12 

Die Preisentwicklung in den Ländern der EWG, in den USA und 
im Vereinigte;! Königreich 

mittlere jährliche Zuwachsraten in ®/o 



Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Luxem- 

burg 

USA 

Ver- 

einigtes 

König- 

reich 

A. Preisindex des BIP 









1955 bis 1960 

2,6 

— 

1,5 

2,8 

2,1 

— 

2,8 

3,7 

1958 bis 1962 

3,4 

4,1 

2,5 

2,4 

1,6 

— 

1,4 

2,1 

1960 bis 1964 

3,7 

4,4 

5,8 

4,5 

2,1 

— 

1,3 

— 

B. Index der 

Industriepreise 









1958 bis 1962 

2,7 

3,4 

0,6 

0,8 

-0,1 

— 

1,2 

2,2 

1960 bis 1964 

2,9 

3,3 

4,6 

2,2 

2,4 

— 

0,1 

2,3 


Quellen: Zu A: Allgemeines Statistisches Bulletin des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften, 1965, 
Nr. 11 (BIP zu Marktpreisen) 

USA: Survey of Current Business, August 1965, S. 52 bis 53 (BIP zu Marktpreisen) 

UK: OECD, General statistics (National accounts), März 1964, S. 55 (impliziter Preisindex des 

BIP zu Faktorkosten) 

Zu B: Vierteljahresberichte über die Wirtschaftslage in der Gemeinschaft (impliziter Preisindex der 
Wertschöpfung) 
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Tabelle 13 

Handelsbilanz 

in Milliarden RE zu jeweiligen Wechselkursen ’) 


Land 

I 1960 1 

1961 1 

1962 

i 1963 1 

1964 1 

1965 

Bundesrepublik Deutschland 

+ 1,31 

+ 1,74 

+ 0,98 

+ 1,60 

+ 1,60 

+ 0,30 

Frankreich 

+ 0,59 

+ 0,55 

-0,16 

-0,64 

-1,08 

-0,29 

Italien 

-1,08 

-1,03 

-1,40 

-2,53 

-1,28 

-0,162) 

Niederlande 

Belgien 1 

-0,50 

-0,80 

-0,77 

-1,01 

- 1 ,25 

-1,07 

} 

Luxemburg J 

-0,18 

-0,30 

-0,24 

-0,28 

-0,32 

+ 0,08 

EWG 1 

j 

+ 0,14 

+ 0,16 

-1,59 

-2,86 

-2,33 

-1,14 


’) siehe Fußnote Seite 8 
“) Schätzung 

Quelle: SAEG, Allgemeines Statistisches Bulletin, 1966, Nr. 1, Tabelle 78; Einfuhr cif, Ausfuhr fob. 


einflussung von Angebot und Nachfrage zu erhal- 
ten, statt zur Erhöhung der Wachstumsrate eines 
Jahres um einige Punkte sich nachher gezwungen 
zu sehen, das Wachstum mit Gewalt durch Maßnah- 
men „abzubremsen", welche das wirtschaftliche 
Klima längere Zeit hindurch beeinträchtigen könn- 
ten. 

Auch wenn die Vereinbarkeit zwischen den 
Wachstumshypothesen und den Zielen des Gleich- 
gewichts nicht verbürgt ist, ist sie doch möglich; 
denn die unterstellten Zuwachsraten liegen insge- 
samt auf einem vernünftigen Niveau. Sie können 
jedoch nur dann ohne übermäßige Spannungen er- 
reicht werden, wenn die in den folgenden Kapiteln 
dargelegte Politik rechtzeitig verfolgt wird. 

Diese Politik, deren Ziel es ist, das rascheste mit 
der Geldwertstabilität und dem außenwirtschaft- 
lichen Gleichgewicht vereinbare Wachstum zu er- 
möglichen, wird sich jedoch nicht damit zufrieden- 
geben dürfen, nur globale Ziele zu verfolgen; das 
wirtschaftliche Wachstum kann nur dann als opti- 
mal angesehen werden, wenn gleichzeitig eine ge- 
wisse Harmonie in der Einkommensentwicklung der 
verschiedenen sozialen Gruppen verwirklicht, der 
Abstand im Entwicklungsniveau der verschiedenen 
Regionen der einzelnen Mitgliedstaaten vermindert 
und dadurch in zunehmendem Maße die durch- 
schnittliche Lebenshaltung in der Gemeinschaft ins- 
gesamt einander angeglichen werden. 


KAPITEL III 

Globale Hinweise für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik in den kommenden Jahren 

1. Im vorhergehenden Kapitel wurden die Bedin- 
gungen aufgezeigt, die notwendig sind, um in den 
kommenden Jahren ein gleichgewichtiges wirtschaft- 
liches Wachstum zu ermöglichen. Dieses erste Pro- 


gramm erhebt nicht den Anspruch, alle sich daraus 
ergebenden konkreten wirtschaftspolitischen Fragen 
zu beantworten. Dennoch versucht es, allgemeine 
Orientierungen für die verschiedenen Aufgaben- 
bereiche der Wirtschaftspolitik herauszuarbeiten. 

Während die Konjunkturpolitik hauptsächlich über 
die Beeinflussung der Nachfrageentwicklung wirkt, 
hat die mittelfristige Wirtschaftspolitik auch das An- 
gebot zu berücksichtigen. Bevor daher die hinsicht- 
lich der Entwicklung der Gesamtnachfrage zu verfol- 
gende Politik zur Sprache kommt, werden in diesem 
Kapitel zunächst die Probleme hinsichtlich des Ange- 
bots behandelt. In der Tat dürften nach den Projek- 
tionen die mittelfristigen Wachstumsperspektiven 
kaum von der Entwicklung der Gesamtnachfrage 
her beeinträchtigt werden, sondern in erster Linie 
von dem begrenzten Spielraum zur Erhöhung des 
Angebots. Aus diesem Grunde hat die Erhöhung 
des Angebots besondere Bedeutung, zumal sie für 
die Steigerung des allgemeinen Wohlstandes ent- 
scheidend ist. Die Wirtschaftspolitik muß daher in 
den kommenden fünf Jahren darum bemüht sein, die 
Bedingungen für eine quantitative und qualitative 
Verbesserung der Produktionsfaktoren und eine 
Steigerung der Mobilität zu sichern. Außerdem soll- 
ten — auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
dos internationalen Handels — die notwendigen 
Strukturwandlungen gefördert werden. Eine beson- 
dere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang 
der Regionalpolitik zu, damit die bisher weniger be- 
günstigten Gebiete der Gemeinschaft zur Steigerung 
der Produktion beitragen und sich der Abstand der 
Durchschnittseinkommen zwischen den einzelnen 
Gebieten verringern können. Zugleich ist dafür 
Sorge zu tragen, daß die Entwicklung der Einkom- 
mensstruktur das Wachstum des Angebots nicht be- 
hindert. 

Die heikelsten Probleme der mittelfristigen Wirt- 
schaftspolitik ergeben sich in den kommenden 
Jahren aus der Möglichkeit von Spannungen zwi- 
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sehen Nachfrage und Angebot sowie aus den Ge- 
fahren, die diese Spannungen für die Preisstabilität 
mit sich bringen. Ein schnelles, stetiges und ausge- 
wogenes Wachstum des Angebots ist auch unter 
diesem Gesichtspunkt von Bedeutung. Doch darf der 
Umfang, in welchem dadurch die Spannungen zu ver- 
ringern sind, nicht überschätzt werden. Eine zu- 
sätzliche Beschleunigung des Produktionswachstums 
ist schwierig zu erreichen. Andererseits führen Be- 
mühungen zu einer Erhöhung des Angebots durch 
einen erhöhten Einsatz der Produktionsfaktoren, 
d. h. mit Hilfe zusätzlicher Investitionen oder einer 
Zunahme des Beschäftigungsvolumens, auch zu zu- 
sätzlichen Einkommenssteigerungen. Soweit diese 
für den Kauf von Gütern und Dienstleistungen ver- 
wendet werden, bedeuten sie naturgemäß auch eine 
entsprechende Zunahme der Nachfrage. Selbst wenn 
ohne einen zusätzlichen Einsatz von Produktionsfak- 
toren durch Rationalisierungsanstrengungen Produk- 
tionsfortschritte erzielt werden, besteht bei den ge- 
gebenen Bedingungen die Gefahr, daß sie durch den 
Anstieg der nominellen Einkommen und der Nach- 
frage nicht nur ausgeglichen, sondern häufig sogar 
übertroffen werden. 

Daraus ergibt sich, daß den Spannungen auch 
durch Beeinflussung der Nachfrageentwicklung be- 
gegnet werden muß. Da die Spannungen dahin ten- 
dieren, während des ganzen vom Programm erfaß- 
ten Zeitraums anzuhalten, wird dadurch auch die Art 
der anzuwendenden Instrumente bestimmt. Es han- 
delt sich im wesentlichen um die öffentliche Finanz- 
politik — einschließlich der Steuerpolitik — , die 
Geld- und Kreditpolitik und die Einkommenspolitik. 
Allerdings ist zu beachten, daß eine permanent 
restriktive öffentliche Ausgabenpolitik in bezug auf 
die Befriedigung des wachsenden kollektiven Be- 
darfs nachteilige Folgen hätte. So würden unzu- 
reichende öffentliche Aufwendungen, z. B. für das 
Unterrichtswesen, den Verkehr usw., auf jeden Fall 
das allgemeine Wirtschaftswachstum hemmen. Des- 
halb müßte als Mittel für die Mäßigung der Span- 
nungen gegebenenfalls eine zusätzliche Besteuerung 
in Betracht gezogen werden. Bei der Geld- und Kre- 
ditpolitik, die insbesondere die Investitionen beein- 
flußt, sollte auf eine längerfristige einseitig restrik- 
tive Ausrichtung verzichtet werden, da sonst ernst- 
haft die Gefahr einer Rezession entstünde. 

Zu einem ausgewogenen, auf das Ziel der Stabili- 
tät gleichmäßig ausgerichteten Einsatz der öffent- 
lichen Finanz-, Geld- und Kreditpolitik muß audi 
die Einkommenspolitik hinzutreten. Sie ist erforder- 
lich, nicht nur damit eine befriedigende Verteilung 
der Resultate der wirtschaftlichen Expansion ge- 
sichert wird, sondern auch damit sich die Steigerung 
der privaten Ausgaben und die Entwicklung der 
Löhne und Preise in vertretbaren Grenzen halten. 
Sie sollte dazu beitragen, daß Spannungen nicht zu 
Kosten- und Preiserhöhungen führen, die der inter- 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit und dem wirt- 
schaftlichen Wachstum der Gemeinschaft schaden 
könnten. 

öffentliche Finanz-, Geld- und Kredit- sowie Ein- 
kommenspolitik sollten also zusammen darauf hin- 
wirken, die mittelfristige Zunahme der verschiede- 
nen Verwendungs- und Einkommenskategorien mit 


den realen gesamtwirtschaftlichen Möglichkeiten ab- 
zustimmen. Zugleich bleibt es sehr wichtig, extreme 
Konjunkturschwankungen zu verhindern, und zwar 
allein schon deshalb, weil sie auf die Dauer dem 
Wachstumsprozeß schaden würden. 

Die verschiedenen Politiken zur Sicherung eines 
gleichgewichtigen Wirtschaftswachstums dürften an 
Wirksamkeit gewinnen, wenn sie von einer kohä- 
renten Gesamtschau der mittelfristigen Entwick- 
lungsperspektiven ausgehen. Eine richtige Gesamt- 
schau reicht allein allerdings nicht aus, um der mit- 
telfristigen Wirtschaftspolitik den erwünschten Er- 
folg zu sichern. In der Tat hat sich in der Vergangen- 
heit in verstärktem Ausmaß die Schwierigkeit ge- 
zeigt, daß die Reichweite des bestehenden wirt- 
schaftspolitischen Instrumentariums verhältnismäßig 
gering ist. In den kommenden Jahren wird daher 
nach Wegen gesucht werden müssen, um das Instru- 
mentarium der Wirtschaftspolitik zu vergrößern und 
zu verbessern. 

Bei der Beurteilung und Anwendung der in den 
folgenden Abschnitten dargestellten Leitlinien ist zu 
beachten, daß sie im Hinblick auf die Erfordernisse 
der mittelfristigen Wirtschaftspolitik entwickelt wor- 
den sind und ein kohärentes Ganzes bilden. Es wür- 
de dazu im Widerspruch stehen, einzelne dieser Leit- 
linien unabhängig von ihrem Zusammenhang zu 
sehen oder gar unter Berufung auf diese Leitlinien 
Forderungen durchsetzen zu wollen, die nicht mit 
den Zielen der mittelfristigen Wirtschaftspolitik 
vereinbar sind. 

2. Die allgemeinen Leitlinien, die in den verschie- 
denen für die mittelfristige Wirtschaftspolitik wich- 
tigen Bereichen zu untersuchen und festzulegen sind, 
müssen auch auf die von den Mitgliedstaaten und 
den Institutionen der Gemeinschaft angestrebten 
sozialpolitischen Zielsetzungen ausgedehnt werden. 
Das sozial Wünschenswerte kann dabei in der Praxis 
seine Grenzen im wirtschaftlich Möglichen finden; 
umgekehrt beeinflußt die Sozialpolitik erheblich die 
wirtschaftliche Aktivität. Diese Interdependenz 
macht es notwendig, daß Wirtschaftsentwicklung 
und sozialer Fortschritt Hand in Hand verfolgt wer- 
den müssen. Obwohl bei der Ausarbeitung dieses 
ersten Programms nicht allen globalen sozialen 
Aspekten Rechnung getragen werden konnte, so 
wurden doch bei den Überlegungen verschiedene 
Zielvorstellungen gegeneinander abgewogen. So 
konnte z. B. die soziale Zielsetzung hinsichtlich des 
Alters, in dem eine Berufstätigkeit aufgenommen 
werden darf, und hinsichtlich des Ruhestandsalters 
als vorrangig anerkannt werden. Ebenso müssen die 
wirtschaftlichen und sozialen Erfordernisse im Hin- 
blick einer realistischen Ausrichtung der Leitlinien 
jeweils ihren angemessenen Raum im Bereich der 
Einkommenspolitik und der Arbeitszeit finden. 
Darüber hinaus ist die Übereinstimmung der so- 
zialen und wirtschaftlichen Notwendigkeiten offen- 
sichtlich im Bereich der Erziehung und Ausbildung 
der Menschen. Doch wird die Untersuchung der 
Probleme eines befriedigenden Gleichgewichts bei 
der Vorbereitung der kommenden Programme ver- 
tieft und vor allem auf alle wesentlichen Aspekte 
der Sozialpolitiken der Mitgliedstaaten und der Ge- 
meinschaft ausgedehnt werden müssen. 
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Politik zur Steigerung des Angebots 

3. Nachstehend wird die von den Mitgliedstaaten 
und den Institutionen der Gemeinschaft zu verfol- 
gende Politik dargestellt, die für eine Steigerung 
und einen optimalen Einsatz der verfügbaren Pro- 
duktionsfaktoren notwendig ist und damit möglichst 
hohe Produktivitätsfortschritte erzielt werden. Es 
handelt sich um ein Bündel von Maßnahmen, die 
verschiedene Teilbereiche der Wirtschaftspolitik um- 
fassen, sich aber gegenseitig ergänzen müssen: die 
Beschäftigungs- und Ausbildungspolitik, die Politi- 
ken im Bereich der öffentlichen und privaten Inve- 
stitionen und auf dem Gebiet der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung, die Beseitigung der 
Hemmnisse, die sich aus unterschiedlichen Rechts- 
und Steuervorschriften für die Arbeitsteilung in der 
Gemeinschaft ergeben, und die Politiken zur Siche- 
rung eines funktionsfähigen Wettbewerbs, zur Schaf- 
fung ökonomisch vernünftiger Betriebsgrößen sowie 
ausgewogener sektoraler und regionaler Wirt- 
schaftsstrukturen. 

Beschäftigungs - und 
Ausbildungspolitik 

4. Die Bedingungen für das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum und eine rasche Befriedigung des indi- 
viduellen und sozialen Bedarfs werden in den kom- 
menden fünf Jahren vor allem auch deshalb schwie- 
riger sein als bisher, weil das Angebot an verfüg- 
baren Arbeitskräften voraussichtlich knapp bleiben 
wird und sich infolgedessen die in mehreren Mit- 
gliedsländern verzeichneten Arbeitsmarktspannun- 
gen noch zu verschärfen drohen. 

Vor allem dürfte dies für die Länder gelten, in 
denen der Arbeitskräftemangel bereits in den ver- 
gangenen Jahren ein besonders spürbares Hemnis 
für eine raschere und gleichgewichtigere Wirt- 
schaftsexpansion darstellte, wie z. B. für die Bun- 
desrepublik Deutschland; aber auch in den anderen 
Mitgliedsländern erfordern die Arbeitsmarktper- 
spektiven in zunehmendem Maße erhebliche An- 
strengungen, damit Nachfrage und Angebot nach 
Arbeitskräften besser ins Gleichgewicht gebracht 
werden. 

Dabei geht es unter Berücksichtigung der sozia- 
len Ziele einmal darum, noch bestehende Möglich- 
keiten auszuschöpfen, durch die das Arbeitskräfte- 
angebot vergrößert werden kann. Allerdings ist es 
nicht angebracht, die Tendenz zu einer Verlänge- 
rung des Schulbesuchs, wegen der nach und nach 
das Durchschnittsalter für den Eintritt in das Be- 
rufsleben steigen wird, zu bremsen. Auch dürften 
mit Maßnahmen im Hinblick auf ein Hinausschieben 
des tatsächlichen Ruhestandsalters global gesehen 
kaum größere Wirkungen zu erzielen sein. Mehr 
Möglichkeiten bestehen dagegen für die Förderung 
einer stärkeren Berufstätigkeit der Frauen, zum 
Beispiel durch eine Beseitigung zu starker Hem- 
nisse, die von seiten des Steuerrechts oder der 
Sozialversicherungssysteme der Beschäftigung ver- 
heirateter Frauen entgegengesetzt werden. Außer- 
dem ist das Arbeitskräfteangebot auch durch die 
Politik im Bereich der Ein- und Auswanderungen 


zu beeinflussen. Ihr erstes Ziel sollte dabei darin 
bestehen, die bestmögliche Verwendung des 
Arbeitskräfteangebots der Gemeinschaft, nament- 
lich der noch vorhandenen Arbeitskräftereserven 
in Italien, zu gewährleisten. Darüber hinaus werden 
die fünf Einwanderungsländer der Gemeinschaft in 
verstärktem Maße in den kommenden Jahren auch 
auf Arbeitskräfte aus den Nichtmitgliedsländern 
zurückgreifen müssen. 

Es ist allerdings nicht zu erwarten, daß die als 
notwendig angesehenen Aktionen dazu beitragen 
werden, die Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte im 
Vergleich zu den ursprünglichen Projektionen sehr 
erheblich zu erhöhen. Deshalb sollte vermieden 
werden, das Beschäftigungsvolumen durch eine zu 
rasche Verkürzung der Arbeitszeit zu verringern. 
Da die Entscheidungen hinsichtlich der Arbeitszeit 
weitgehend der Tarifautonomie der Sozialpartner 
unterliegen, sollten die Regierungen diese vor 
allem in der Weise zu beeinflussen suchen, daß sie 
ihnen die Auswirkungen der jeweiligen Entschei- 
dungsmöglichkeiten auf das Wirtschaftswachstum 
und das wirtschaftliche Gleichgewicht aufzeigen. 

Zugleich ergibt sich aus den Arbeitsmarktperspek- 
tiven die Notwendigkeit, sich um die bestmögliche 
Verwendung der verfügbaren Arbeitskräfte zu be- 
mühen, indem die Struktur des Angebots möglichst 
weitgehend an die der Nachfrage angepaßt wird. Es 
handelt sich hierbei einmal darum, den Jugend- 
lichen eine solche Berufsausbildung zu ermöglichen, 
daß sie quantitativ und qualitativ dem Bedarf der 
Wirtschaft und insbesondere der wachstumsinten- 
siven Branchen genügen können. Dabei ist davon 
auszugehen, daß zufriedenstellende Ergebnisse bei 
der Berufsausbildung nur zu erzielen sind, wenn 
ihr eine methodische Berufsberatung vorausgeht. 
Da die Maßnahmen zur Entwicklung und Verbesse- 
rung der Berufsausbildung und -beratung der 
Jugendlichen erst nach Ablauf von mehreren Jah- 
ren ihre Wirkungen voll zeigen werden, dürften 
mit der Förderung der geografischen und insbeson- 
dere der beruflichen Mobilität der Erwachsenen im 
Hinblick auf die verfolgten Ziele am schnellsten 
Ergebnisse zu erzielen sein; sie setzen allerdings 
den zunehmenden Ausbau der entsprechenden ad- 
ministrativen Einrichtungen voraus. In dieser Hin- 
sicht kommt eine wesentliche Bedeutung der Be- 
rufsumschulung und -fortbildung zu; ihre Inten- 
sivierung ist eine unerläßliche Voraussetzung für 
das mittelfristige Gleichgewicht auf den Arbeits- 
märkten in den Mitgliedstaaten. 

Investitionspolitik 

5. In technisch hochentwickelten Volkswirtschaften 
wie denjenigen der Mitgliedstaaten werden die 
Wachstumsmöglichkeiten und die Steigerung der 
gesamtwirtschaftlichen Produktivität entscheidend 
von dem Umfang und der Art der Investitions- 
anstrengungen bestimmt. Das gilt in ganz beson- 
derem Maße für die kommenden Jahre, für die in 
den meisten Mitgliedstaaten mit einem fühlbaren 
Arbeitskräftemangel gerechnet werden muß. Es sind 
hier daher in den nächsten Jahren erhöhte Ratio- 
nalisierungsbemühungen notwendig. Dort, wo ■ — 
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wie in bestimmten Gebieten Italiens und Frank- 
reichs — noch Reserven an Produktionsfaktoren, 
insbesondere Arbeitskräfte, vorhanden sind, gehl 
es darum, diese durch entsprechende, auf die Her- 
stellung eines besseren regionalen Gleichgewichts 
gezielte zusätzliche Investitionsanstrengungen zu 
mobilisieren. 

In fast allen Mitgliedstaaten gehen daher die 
Projektionen von einer Zunahme des Anteils der 
Bruttoanlageinvestitionen am Bruttosozialprodukt 
aus; der Anteil der öffentlichen Investitionen soll 
sogar in allen Mitgliedstaaten steigen. Dabei erge- 
ben sich vor allem zwei Probleme: 

— einmal die Bedingungen dafür zu schaffen, daß 
die öffentliche Hand und die Unternehmen tat- 
sächlich die erforderlichen Investitionsanstren- 
gungen vornehmen können; 

— zum anderen die Steigerung des Anteils der 
Investitionen durch eine im Vergleich zum 
Bruttosozialprodukt langsamere Expansion der 
übrigen Verwendungskategorien auszugleichen, 
worauf im Zusammenhang mit dem Abschnitt 
über die hinsichtlich der Nachfrageentwicklung 
zu verfolgende Politik eingegangen wird. 

Was den ersten Punkt anbetrifft, so müssen die 
für die Wirtschaftspolitik verantwortlichen Instan- 
zen dafür Sorge tragen, daß sich in den kommen- 
den Jahren ohne Gefährdung der Geldwertstabilität 
eine ausreichende Ersparnisbildung in den ver- 
schiedenen Sparformen (Ersparnis der privaten 
Haushalte, Selbstfinanzierung, öffentliche Ersparnis) 
ergibt, damit der Finanzierungsbedarf für die In- 
vestitionen gedeckt werden kann. Eine andere wich- 
tige Grundlage ist es dafür, daß ein befriedigendes 
Gleichgewicht zwischen den öffentlichen Investitio- 
nen, den Wohnungsbauinvestitionen und den In- 
vestitionen der Unternehmen hergestellt wird und 
die einen nicht zu stark zu Lasten der anderen aus- 
gedehnt werden. 

In allen Mitgliedsländern geht die Tendenz bei 
den Investitionen des Staates und der anderen 
öffentlichen Gebietskörperschaften dahin, daß sie 
wesentlich schneller wachsen als das Bruttosozial- 
produkt und die Investitionen der Unternehmen. Da 
es sich bei der Abstimmung der öffentlichen Investi- 
tionsvorhaben mit den realen gesamtwirtschaft- 
lichen Möglichkeiten unter Umständen erweisen 
könnte, daß nicht alle Projekte durchzuführen sind, 
sollte im Rahmen eines Prioritätsschemas dafür 
Sorge getragen werden, daß die für die Förderung 
eines raschen gesamtwirtschaftlichen Wachstums 
besonders dringlichen Vorhaben vorrangig durch- 
geführt werden, damit die wirtschaftlichen Wachs- 
tumschancen voll wahrgenommen werden. In Kapi- 
tel V über die öffentliche Finanzpolitik wird darauf 
noch näher eingegangen. Dabei ist vor allem zu 
berücksichtigen, daß der Produktionsapparat der 
Unternehmen erst dann voll seine Produktivität ent- 
falten kann, wenn von seiten der öffentlichen Hand 
die notwendigen Voraussetzungen für den Ausbau 
und die Verbesserung der wirtschaftlichen und 
sozialen Infrastruktur geschaffen werden. 

Außerdem sind insbesondere in den Mitglied- 
staaten, in denen — wie in den Niederlanden, aber 


auch in Frankreich und Italien - noch Wohnraum- 
mangel besteht, weiterhin erhebliche Anstrengun- 
gen auf dem Gebiet des Wohnungsbaus vorzuneh- 
men, um die beträchtliche Lücke zwischen dem An- 
gebot und der Nachfrage nach Wohnungen zu ver- 
ringern und somit die Grundlagen für eine span- 
nungsfreie Entwicklung des Wohnungsmarktes zu 
verbessern. 

Zugleich sollten die für die Wirtschaftspolitik 
verantwortlichen Instanzen dafür Sorge tragen, daß 
eine anhaltend dynamische Investitionsneigung der 
Unternehmer gesichert wird, insbesondere in den 
Mitgliedstaaten, in denen — wie in Belgien und in 
Frankreich — der Anteil der Investitionen der 
Unternehmen am Bruttosozialprodukt verhältnis- 
mäßig niedrig ist. Dabei sind die Wechselwirkun- 
gen zwischen der allgemeinen Wirtschaftspolitik 
und der Einstellung der Unternehmer hinsichtlich 
der Vornahme von Neuinvestitionen zu beachten: 
Denn so wichtig ausreichend hohe Investitionen 
der Unternehmen für ein rasches, stetiges und aus- 
gewogenes Wirtschaftswachstum sind, so trägt auch 
umgekehrt die Erwartung eines solchen Wachstums 
dazu bei, daß die Unternehmer rechtzeitig die not- 
wendigen Investitionen vornehmen, um die ihnen 
gebotenen Marktchancen zu nutzen. Eine aus- 
reichende Mobilität der Produktionsfaktoren, ein 
funktionsfähiger Wettbewerb sowie erhöhte An- 
strengungen im Bereich der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung und Entwicklung stellen 
wesentliche Elemente für die Schaffung eines gün- 
stigen Investitionsklimas dar. Außerdem sollten die 
für die Wirtschaftspolitik verantwortlichen Instan- 
zen zur Verbesserung des Investitionsklimas den 
Unternehmen durch einen Abbau von Hindernissen 
im internationalen Handel und eine Vermittlung 
von Informationen über die Marktentwicklung in 
anderen Ländern dabei behilflich sein, neue Absatz- 
märkte zu erschließen. Gleichzeitig sollte die Mit- 
gliedstaaten durch eine entsprechende Steuerpolitik 
und durch die Verbesserung der Funktionsfähigkeit 
des Kapitalmarktes die Finanzierung der Investitio- 
nen erleichtern und sicherstellen, daß die Unter- 
nehmen dafür über eine ausreichende Eigenkapital- 
basis verfügen. Die Frage des Beitrags, den die 
Kapitaleinfuhr aus Drittländern zur Investitions- 
finanzierung leisten kann, wird unter seinen ver- 
schiedenen Aspekten im Laufe der weiteren Arbei- 
ten des Ausschusses untersucht werden. 

Forschungspolitik 

6. In zunehmendem Maße wird in den kommenden 
Jahren die Intensität der Produktivitätssteigerungen 
und damit des Wirtschaftswachstums durch die Er- 
gebnisse der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung und Entwicklung bestimmt werden. Ob- 
wohl die Arbeiten der für diese Fragen vom Aus- 
schuß eingesetzten Arbeitsgruppe aus Zeitmangel 
noch nicht zu endgültigen Ergebnissen führen konn- 
ten und daher die Probleme der Forschungspolitik 
erst im nächsten Programm ausführlicher behandelt 
werden können, erlauben die bisherigen Über- 
legungen doch schon einige generelle Aussagen 
über die notwendige Gestaltung der Forschungs- 
politik in den Mitgliedstaaten. 
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So wichtig ein über die Gemeinschaft hinaus- 
gehender Austausch von wissenschaftlichen und 
technischen Erfahrungen ist, darf dieser jedoch nicht 
einseitig in der Weise vor sich gehen, daß die Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft auf eine Verstärkung 
ihrer eigenen Forschung verzichten, da dies auf 
längere Sicht wahrscheinlich in erheblichem Maße 
die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Wirtschaft beein- 
trächtigen würde. Daher scheint es auf die Dauer 
nicht zu vertreten zu sein, daß die relative Bedeu- 
tung der Anstrengungen im Bereich der Forschung 
und Entwicklung in den Mitgliedstaaten erheblich 
hinter den vergleichbaren Bemühungen anderer 
hochindustrialisierter Länder Zurückbleiben. 

Die Sicherung eines kontinuierlichen Wachstums 
und einer ausreichenden Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft und die Bewältigung der Folgeerschei- 
nungen des wirtschaftlichen und technischen Fort- 
schritts erfordern vielmehr in allen Mitgliedstaaten 
zunehmende Anstrengungen im Bereich der For- 
schungspolitik. Die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung der nächsten Jahrzehnte wird nämlich 
entscheidend von den Fortschritten in Forschung 
und Entwicklung abhängen. Ebenso wichtig ist es, 
die Voraussetzungen für eine rasche Verwertung 
der neuen Forschungsergebnisse zu verbessern. 

Die Anstrengungen müssen dabei grundsätzlich 
auf allen Gebieten der Geistes- und Naturwissen- 
schaften — von der Grundlagenforschung bis zu der 
technischen Entwicklung — verstärkt werden. Be- 
sondere Bedeutung kommt sowohl einer Erhöhung 
der finanziellen Aufwendungen als auch der Siche- 
rung ihres rationellen Einsatzes zu. Die Notwen- 
digkeit einer Verstärkung der Ausgaben ergibt sich 
insbesondere auch aus dem höheren personellen 
und apparativen Bedarf, der mit der zunehmenden 
Spezialisierung der Forschung zusammenhängt. 

Die Verwirklichung einer effizienten Forschungs- 
politik wird dadurch erleichtert, daß die finanziellen 
Mittel der öffentlichen Hand für die Forschung über 
mehrere Jahre hinweg entsprechend des in Kapi- 
tel V für die mehrjährige Programmierung vor- 
gesehenen Verfahrens festgelegt werden. 

Unabhängig von der Notwendigkeit verstärkter 
Anstrengungen auf allen Wissenschaftsgebieten 
sollte die Wirksamkeit der eingesetzten Mittel auch 
dadurch gesteigert werden, daß unter weitgehender 
Wahrung der Autonomie der Forschungsinstitute 
besondere Schwerpunkte gebildet werden. Die Mit- 
gliedstaaten sollten daher möglichst bald geeignete 
Kriterien für die Auswahl derartiger Schwerpunkte 
untersuchen und sich gegenseitig darüber beraten. 

Außerdem sollte eine möglichst enge Zusammen- 
arbeit zwischen dem Staat, der Wissenschaft und 
der Wirtschaft angestrebt werden. Soweit For- 
schungsanstrengungen der Unternehmen von der 
öffentlichen Hand unterstützt werden — was vom 
Ausschuß für sehr wünschenswert angesehen 
wird — , sollte allerdings sehr auf die Gefahr even- 
tueller Wettbewerbsverzerrungen zwischen ihnen 
geachtet werden. 

Die Bemühungen auf dem Gebiet der Forschungs- 
politik betreffen nicht nur jedes einzelne Mitglieds- 


land, sondern auch die Wettbewerbskraft der Ge- 
meinschaft als Ganzes. In dieser Hinsicht ist es 
notwendig, 'unverzüglich im Rahmen der wirt- 
schaftlichen Zielsetzungen des Programms für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik zu prüfen, ob, 
inwieweit und auf welchen Gebieten der Forschung 
und Entwicklung gemeinsame oder koordinierte 
Aktionen erforderlich sind, um zu schnelleren und/ 
oder besseren Ergebnissen zu gelangen. Sofern sich 
aus dieser Prüfung die Notwendigkeit einer Koordi- 
nierung oder gemeinsamer Aktionen auf Gemein- 
schaftsebene ergibt, sollten möglichst bald kon- 
krete Schritte zu ihrer Verwirklichung eingeleilet 
werden. 

Eine wichtige Grundlage für die forschungs- 
politischen Entscheidungen ist eine objektive und 
detaillierte statistische Information über die Lage 
der Forschungstätigkeit in den verschiedenen Län- 
dern, auf deren Grundlage auch Bedarfsvoraus- 
schätzungen für die Forschung entwickelt werden 
können. Es scheint, daß gerade auf diesem Gebiet 
in den meisten Mitgliedstaaten noch erhebliche 
Lücken bestehen. Die Mitgliedstaaten sollten daher 
schnell Maßnahmen zur Verbesserung und Vervoll- 
ständigung der Statistiken über die wissenschaft- 
liche und technische Forschung und Entwicklung im 
Rahmen vereinheitlichter Methoden und Defi- 
nitionen ergreifen. 

Beseitigung von rechtlichen und 
steuerlichen Hindernissen 

7. Je weiter die Öffnung der Märkte zwischen den 
Mitgliedstaaten und die Freizügigkeit der Produk- 
tionsfaktoren durch die Beseitigung der traditionel- 
len Beschränkungen fortschreitet, desto deutlicher 
tritt die Bedeutung anderer Hemmnisse in den Vor- 
dergrund, die ihren Ursprung in der unterschied- 
lichen Gestaltung gesetzlicher Regelungen der Mit- 
gliedstaaten haben, insbesondere auf dem Gebiet 
der Steuergesetzgebung, des Niederlassungsrechts, 
des Gesellschaftsrechtes, des Patent- und Waren- 
zeichenrechtes sowie technischer Normen. Sie be- 
hindern die freie Beweglichkeit der Produkte und 
Produktionsfaktoren im Gemeinsamen Markt, so 
daß der optimale Einsatz der gesamtwirtschaftlich 
nur beschränkt zur Verfügung stehenden Ressour- 
cen erschwert wird. Um einen vollen Nutzen aus 
der europäischen Arbeitsteilung zu ziehen, wird es 
immer dringlicher, durch entsprechende Anpas- 
sungsmaßnahmen und Rechtsangleichung diese 
Hemmnisse aufzuheben, da sie faktisch Wirtschafts- 
grenzen darstellen können. 

We ttbewerbspolitik 

8. Eine wichtige Voraussetzung für die Erreichung 
der Zielsetzungen der mittelfristigen Wirtschafts- 
politik ist eine aktive Wettbewerbspolitik, die 
entsprechend den Bestimmungen des Vertrages von 
Rom eine ständige Anpassung der Produktions- und 
Angebotsstruktur an die sich ändernden Techniken, 
Produktions- und Nachfragebedingungen erleich- 
tert. Aus diesem Grunde sollten mit den Regeln 
des Vertrages nicht zu vereinbarende Verfälschun- 
gen des Wettbewerbs, die sich infolge staatlicher 
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Eingriffe (zollähnlicher Maßnahmen, Beihilfen usw.), 
privater Absprachen und eines Mißbrauches wirt- 
schaftlicher Machtstellungen ergeben können, be- 
seitigt werden. 

Wenn in konkreten Fällen die notwendigen 
Anpassungen und optimalen Ergebnisse nicht von 
selbst durch die Entscheidungen der Unternehmer 
ausgelöst werden, können punktuelle Eingriffe zeit- 
weilig notwendig sein, um z. B. — wie an anderen 
Stellen dieses Programmes dargestellt wird — bei 
technischen Anpassungen oder sektoralen und 
regionalen Schwierigkeiten die Entscheidungen der 
Unternehmen in Richtung betriebs- und volkswirt- 
schaftlich optimaler Ergebnisse zu beeinflussen. 
Dabei gilt es, die betreffenden Bereiche und Re- 
gionen in das System eines funktionsfähigen und 
praktisch wirksamen Wettbewerbs einzugliedern. 
Die mittelfristigen wirtschaftspolitischen Ziele soll- 
ten Ansatzpunkte für eine solche rationelle Beihil- 
fenpolitik darstellen. Es sollte soweit wie möglich 
vermieden werden, daß aus außerökonomischen 
Gründen Beihilfen jeglicher Art eine dauernde Fest- 
legung von Ressourcen zur Folge haben, die an 
anderer Stelle eine i>roduktivere Verwendung fin- 
den könnten, und daß die Wirkungen von Beihilfen 
sich ganz oder teilweise gegenseitig aufheben. 

Solche Unternehmensabsprachen, die wegen ihrer 
wettbewerbsverfälschenden Wirkungen mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar sind, sollten wei- 
terhin durch eine aktive Kartellpolitik bekämpft 
werden. Für die Beantwortung der Frage, ob von 
der Möglichkeit, bestimmte Kartelle, die die Vor- 
aussetzung des Artikels 85 Absatz 3 erfüllen, also 
insbesondere zu einer Verbesserung des tech- 
nischen und wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, 
freizustellen, Gebrauch gemacht werden soll, soll- 
ten die Erfordernisse der mittelfristigen Wirt- 
schaftspolitik wichtige Kriterien sein. 

Unternehmensgrößen 

9. Die Anpassung der Unternehmensgrößen an 
die technischen und ökonomischen Gegebenheiten 
der modernen Produktionsmethoden und die durch 
die Schaffung des Gemeinsamen Marktes gebote- 
nen Möglichkeiten einer Produktion in größeren 
Serien sowie an die Erfordernisse der wachsenden 
Konkurrenz in der EWG und auf dem Weltmarkt 
ist für die Gemeinschaft ein Ziel von entscheiden- 
der Bedeutung. Seine Erreichung sollte dadurch 
erleichtert werden, daß künstliche Behinderungen 
von Unternehmenszusammenschlüssen — vor allem 
von seiten des Steuer- und Gesellschaftsrechts 
beeitigt und wirtschaftlich vernünftige Zusammen- 
schlüsse, d. h. solche, durch die die Produktivität 
erhöht und die Wettbewerbsfähigkeit der Unter- 
nehmen gesteigert werden, erleichtert werden. 
Andererseits sollte die Unternehmenskonzentration 
dort ihre Begrenzung finden, wo der Wettbewerb 
wesentlich beeinträchtigt wird, so daß es keine 
Garantie mehr gibt, daß die Vorteile aus dem tech- 
nischen Fortschritt den Verbrauchern und der Wirt- 
schaft im allgemeinen zugute kommen. Durch die 
Schaffung des Gemeinsamen Marktes ist es aller- 
dings für ein einzelnes Unternehmen schwieriger 
geworden, eine marktbeherrschende Stellung ein- 


zunehmen: dies gilt um so mehr, als durch die fort- 
schreitende Liberalisierung des internationalen 
Flandels die Konkurrenz aus Nichtmitgliedsländern 
im Gemeinsamen Markt sehr bedeutsam ist. Außer- 
dem ist jeweils darauf zu achten, daß die Konzen- 
tration für bestimmte Arbeitnehmer den Verlust des 
Arbeitsplatzes zur Folge haben kann, und daher 
dafür Sorge zu tragen, daß sich ihre Wiederbe- 
schäftigung unter befriedigenden Bedingungen voll- 
zieht. 

Die in diesem Bereich zu führende Politik wäre 
durch eine Politik zu ergänzen, die die Stellung der 
Klein- und Mittelbetriebe optimal in die Wirt- 
schaftsstruktur einpaßt, damit auch sie ihren bedeu- 
tenden und notwendigen Beitrag für ein ausgewo- 
genes Wirtschaftswachstum liefern können. Es wird 
im einzelnen noch in einem der nächsten Programme 
aus der Sicht der mittelfristigen Wirtschaftspolitik 
zu erläutern sein, ob und welche konkreten Maß- 
nahmen ergriffen werden können, damit sich eine 
optimale Gestaltung der verschiedenen Betriebs- 
größen (Groß-, Mittel- und Kleinbetriebe) ergibt. 
In diesem Zusammenhang wäre es wünschenswert, 
die bereits erzielten Erfahrungen der Mitgliedstaa- 
ten auf diesem Gebiet zu vergleichen. 

Sektorale Strukturpolitik 

10. Besondere Bedeutung für ein rasches, stetiges 
und ausgewogenes Wirtschaftswachstum ist in den 
kommenden Jahren auch der sektoralen Struktur- 
politik beizumessen. Denn der Zeitraum 1966 bis 
1970 wird durch die Folgen einer neuerlichen Be- 
schleunigung des technischen Fortschritts und einer 
weiteren Verstärkung des Wettbewerbs sowohl 
innerhalb der Gemeinschaft als auch im Welthandel 
gekennzeichnet sein. Obwohl die Probleme der 
sektoralen Strukturpolitik noch in einem der näch- 
sten Programme behandelt werden, sollen nach- 
stehend hierzu schon einige generelle Hinweise 
gegeben werden. 

Sektorale Strukturpolitik muß in erster Linie Be- 
standteil einer aktiven Wachstumspolitik sein, d. h. 
sie muß darauf ausgerichtet sein, unter möglichst 
weitgehender Stimulierung des internationalen 
Handels die Dynamik der Wirtschaft zu begün- 
stigen, ihre Produktivität zu steigern, ihre Wett- 
bewerbsfähigkeit zu stärken und zu einem aus- 
gewogeneren und damit auf die Dauer auch stabile- 
ren Wachstum beizutragen. 

Es darf dagegen nicht Aufgabe einer sektoralen 
Strukturpolitik in der Gemeinschaft sein, einmal 
bestehende Strukturen oder sogar unrentable Sek- 
toren künstlich am Leben zu halten. Dies würde 
nämlich dazu führen, daß die Expansionen der 
dynamischen Wirtschaftszweige zugunsten weniger 
oder nicht leistungsfähiger Bereiche gehemmt 
würde. Die volkswirtschaftlichen Ressourcen wür- 
den damit nicht an dem ökonomisch günstigsten 
Platz eingesetzt und die durch die Schaffung des 
Gemeinsamen Marktes, den internationalen Handel 
und den technischen Fortschritt gebotenen Vorteile 
wieder in Frage gestellt. Selbst dort, wo aus außer- 
ökonomischen Gründen Maßnahmen zur Unter- 
stützung eines schwachen Sektors für unbedingt 
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notwendig angesehen werden, sollten sie immer so 
gestaltet sein, dall die Kosten für die Volkswirt- 
schaft in Erscheinung treten. Es sollten dagegen 
solche Maßnahmen unterlassen werden, die eine 
verschleierte Abwälzung der Kosten auf andere 

Sektoren nach sich ziehen. I 

I 

Da in einer wachsenden Wirtschaft fast immer 
dynamische Wirtschaftszweige weniger dyna- 
mischen gegenüberstehen, muß auch die sektorale 
Strukturpolitik dafür Sorge tragen, daß eine hohe 
Mobilität der Produktionsfaktoren die Expansion 
der Bereiche mit höchsten Wachstumschancen be- 
günstigt. 

Gleichzeitig sollte die Transparenz des Marktes 
mit Hilfe von Branchenuntersuchungon verbessert 
werden, ohne daß sich jedoch die Mitgliedstaaten 
oder die Institutionen der Gemeinschaft mit ihren 
Ergebnissen unbedingt identifizieren müssen. 

Soweit sich aus der Berücksichtigung der Ziele 
der mittelfristigen Wirtschaftspolitik, insbesondere 
ihres wachstumspolitischen Ziels, die Notwendig- 
keit spezifischer Maßnahmen zugunsten einzelner 
schwacher Sektoren oder zugunsten der Entwick- 
lung neuer Industriezweige mit besonders großen 
Wachstumschancen ergibt, müssen sie jeweils vom 
Gesichtspunkt der Anpassung bestimmt werden, 
wobei vor allem auch die Anpassung an die Erfor- 
dernisse des Gemeinsamen Marktes und des inter- 
nationalen Wettbewerbs zu berücksichtigen ist. Sie 
sollten nur darauf abzielen, an sich leistungsfähige i 
oder vorübergehend — z. B. durch die Schaffung i 
des Gemeinsamen Marktes — in Schwierigkeiten , 
geratene Sektoren w'ettbewerbsfähig zu machen und j 
Umstellungsprozosse zu erleichtern. Spezifische Ein- | 
griffe der sektoralen Strukturpolitik sollten daher ! 
immer nur vorübergehenden Charakter tragen und 
möglichst von Anfang an zeitlich genau begrenzt 
sein. 

Bei allen spezifischen Maßnahmen zugunsten ein- 
zelner Sektoren sollte auch in Zukunft entspre- 
chend den Artikeln 92 bis 94 des Vertrages von 
Rom sichergestellt werden, daß strukturpolitische 
Maßnahmen keine neuen Wettbewerbsverzerrungen 
hervorrufen. 

Darüber hinaus scheinen Beratungen der Mit- 
gliedstaaten deshalb wünschenswert, weil die Mit- 
gliedstaaten infolge der Beseitigung der Handels- 
schranken innerhalb der Gemeinschaft und der nach 
dem Vertrag von Rom für das Ende der Übergangs- 
zeit vorgesehenen gemeinsamen Handelspolitik die 
im Rahmen der sektoralen Strukturpolitik im allge- 
meinen besonders wichtigen handelspolitischen In- 
strumente nicht mehr isoliert anwenden können. 

Der Ausschuß wird im einzelnen noch in der nach- ! 
sten Stufe seiner Arbeiten prüfen, wann und nach 
welchen Regeln besondere strukturpolitische Maß- 
nahmen in der Praxis wünschenswert sind. Dabei 
sind im Rahmen einer mittelfristigen Gesamtschau 
zunächst sowohl die strukturellen Probleme der gro- 
ßen Wirtschaftsbereiche (Industrie, Landwirtschaft, 
Dienstleistungen) und ihr Verhältnis zueinander zu 
untersuchen als auch die Lage der Sektoren zu ana- 
lysieren, die besondere Strukturprobleme aufwerfen 


bzw. aufzuwerfen drohen. Die Analyse dieser Sek- 
toren könnte als Grundlage für die Beratungen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und den Institutionen der 
Gemeinschaft dienen. 

Hinsichtlich der Landwirtschaft sollten die Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten und die Institutionen der 
Gemeinschaft im Rahmen der Koordinierung der 
Agrarstrukturpolitik entsprechend den in Artikel 39 
des Vertrages von Rom niedergelegten Zielsetzun- 
gen der gemeinsamen Agrarpolitik und insbeson- 
dere zur Gewährleistung einer angemessenen Le- 
benshaltung der in der Landwirtschaft tätigen Per- 
sonen bestrebt sein, die Landwirtschaft mehr und 
mehr in die Gesamtwirtschaft einzugliedern. Der 
Ausschuß hat die Untersuchung der hier aufgewor- 
fenen Fragen angesichts des Standes der Agrarver- 
handlungen im Rat nicht vertiefen können. Zur 
Vorbereitung seiner künftigen Arbeiten hat er die 
Dienststellen der Kommission gebeten, eine Unter- 
suchung über die Entwicklungsperspektiven des Ver- 
brauchs, der Produktion und des Außenhandels der 
Agrarprodukte während der Periode 1966 bis 1970, 
über die Entwicklung der Agrarbevölkerung, über 
die in der Landwirtschaft vorzunehmenden Investi- 
tionen und über die Entwicklung der Einkommen in 
der Landwirtschaft durchzuführen. Besondere Auf- 
merksamkeit wird den Auswirkungen der gemein- 
samen Agrarpolitik auf das allgemeine Preisniveau 
gewidmet werden. 

Im Laufe der nächsten Jahre sollte die landwirt- 
schaftliche Strukturpolitik insbesondere auf eine 
solche Verbesserung der Produktionsbedingungen 
gerichtet sein, daß eine zweckmäßigere Betriebsfüh- 
rung ermöglicht wird. In diesem Zusammenhang 
wird der Erleichterung ausreichender Betriebsgrö- 
ßen sowie der Abwanderung aus der Landarbeit be- 
sondere Aufmerksamkeit zu widmen sein. Darüber 
hinaus kommen der Verbesserung der Berufsausbil- 
dung, der landwirtschaftlichen Forschung und der 
Landwirtschaftsberatung große Bedeutung zu. Auch 
die Vermarktungsmethoden bedürfen dabei einer 
Verbesserung. Gleichzeitig ist dafür zu sorgen, daß 
die Beschäftigung aus der Landwirtschaft abwan- 
dernder Erwerbspersonen in anderen Wirtschafts- 
bereichen durch eine geeignete Berufsabsbildungs- 
und -Umschulungspolitik erleichtert wird. 

Besonders wichtig sind für die Steigerung der ge- 
samtwirtschaftlichen Produktivität in den kommen- 
den Jahren der weitere Ausbau und die Verbesse- 
rung der Verkehrsinfrastruktur, die auf der Ebene 
der Gemeinschaft durch die Anwendung der Ent- 
scheidung des Rates vom 28. Februar 1966 gefördert 
werden. Zugleich sollte die Strukturpolitik auf dem 
Gebiet des Verkehrs dafür sorgen, daß sich die Ver- 
kehrsunternehmen durch eine ausreichende Ratio- 
nalisierung und Modernisierung den technischen 
und wirtschaftlichen Gegebenheiten anpassen und 
ihre Leistungen zu möglichst niedrigen Kosten für 
die Volkswirtschaft erbringen können, wozu die 
Herstellung und Sicherung eines funktionsfähigen, 
auf der Grundlage der Gleichbehandlung beruhen- 
den Wettbewerbs zwischen den verschiedenen Ver- 
kehrsträgern beitragen kann. Um eine Verschwen- 
dung von Ressourcen zu vermeiden, sollten die 
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Anstrengungen auf dem Gebiet des Verkehrs so- 
wohl auf nationaler Ebene als auch im Rahmen der 
gemeinsamen Verkehrspolitik eng koordiniert wer- 
den. Erste Schritte in dieser Richtung sind in der 
Gemeinschaft bereits unternommen worden. 

Besondere Beachtung ist auch dem Problem der 
Energieversorgung zu schenken. Die schwierigen 
Bedingungen für die Ausbeutung der Kohlenvor- 
räte in der Gemeinschaft haben in den letzten Jah- 
ren zu einem fühlbaren Kostenanstieg geführt, wäh- 
rend Rohöl auf dem Weltmarkt reichlich und zu 
rasch sinkenden Preisen vorhanden war. Infolge- 
dessen vollzieht sich gegenwärtig auf dem Energie- 
markt eine tiefgreifende Strukturwandlung: der An- 
teil des Rohöls nimmt zu Lasten der Kohle ständig 
zu und gleichzeitig steht zu erwarten, daß die Atom- 
energie die traditionellen Energieträger ergänzen 
wird. Die Gemeinschaft, die mit allen Mitteln die 
Wettbewerbsfähigkeit ihrer Industrie zu verbessern 
suchen muß, wird nur Vorteile daraus ziehen, wenn 
sie dafür sorgt, daß der Industrie das sich so erge- 
bende Preisniveau voll zugute kommt. Wenn die Ge- 
meinschaft sich daher für die Aufrechterhaltung eines 
erheblichen Anteils der Kohleproduktion entscheidet, 
so sollte dies möglichst nicht über die Preisbildung 
geschehen, sondern vielmehr mit Hilfe von Maß- 
nahmen zur Anpassung des Kohlenbergbaus. Dar- 
über hinaus könnten sich in einigen Bergbaugebie- 
ten schwierige Umstellungsprobleme ergeben, deren 
Lösung in einer Richtung gesucht werden muß, die 
nicht zu Lasten der Arbeitnehmer geht. Im Erdöl- 
bereich sollte durch eine geeignete Politik der Wett- 
bewerb gewahrt und sogar noch verstärkt werden, 
wobei die Sicherheit der Versorgung zu gewähr- 
leisten ist. 

Schließlich sind auch Anstrengungen zur Verbes- 
serung der Leistungen des Verteilungssektors be- 
sonders dringend, damit der Handel das sich in den 
kommenden Jahren fühlbar vergrößernde Handels- 
volumen möglichst mit sinkenden Stückkosten be- 
wältigen kann. Dabei sollte sich vor allem darum 
bemüht werden, einen funktionsfähigen Wettbewerb 
zwischen den verschiedenen Handelswegen zu 
sichern, indem künstliche Weltbewerbshindernisse 
jeglicher Art beseitigt werden; außerdem ist beson- 
dere Beachtung der Erweiterung und Modernisie- 
rung der Betriebe, der Rationaliserung der Lagerhal- 
tung und Verpackung und namentlich einer ver- 
stärkten Kooperation der kleinen Handelsbetriebe 
zu schenken. 

Regionalpolitik 

11. Eine sehr wichtige Bedingung für ein ausgewo- 
genes mittelfristiges Wirtschaftswachstum ist auch 
die Herstellung eines besseren Gleichgewichts zwi- 
schen den verschiedenen Regionen der Gemeinschaft 
und insbesondere eine Verringerung des Rückstan- 
des der weniger begünstigten Gebiete. Aus diesem 
Grunde sind in den nächsten Jahren erhebliche An- 
strengungen im Bereich der Regionalpolitik erfor- 
derlich. Sie sollten vor allem so ausgerichtet wer- 
den, daß in den benachteiligten Gebieten die not- 
wendigen Voraussetzungen für die Entfaltung wirt- 
schaftlicher Initiativen im Hinblick auf eine Mobili- 
sierung noch vorhandener Produktionsreserven ge- 


schaffen werden. Zugleich ist dafür Sorge zu tragen, 
daß übertriebenen Ballungen der wirtschaftlichen 
Aktivitäten entgegengev/irkt wird, die mit über- 
proportional steigenden wirtschaftlichen und sozia- 
len Kosten verbunden sind und infolgedessen die 
allgemeinen wirtschaftlichen Wachstumsmöglichkei- 
ten beeinträchtigen. 

Besonderes Augenmerk ist auf die Verbesserung 
der Infrastruktur zu lenken. Dabei sollte vor allem 
auch die Notwendigkeit der Bildung von „Entwick- 
lungsschwerpunkten'' berücksichtigt werden, die or- 
ganisch Sülche Unternehmen umfassen, die sich nach 
Übergangshilfen selbständig weiterentwickeln kön- 
nen. Zugleich würde dadurch die Entwicklung „se- 
kundärer Zentren" gefördert werden. Darüber hin- 
aus sollte unter Berücksichtigung der zukünftigen 
Rentabilität unter anderem geprüft werden, durch 
welche Verkehrsachsen die peripheren Gebiete in 
den Stand gesetzt werden, stärker am Güteraustausch 
in der Gemeinschaft teilzuhaben. Außerdem sollte 
die Wirksamkeit von finanziellen Beihilfen, die die 
Mitgliedstaaten und die Institutionen der Gemein- 
schaft gewähren, verstärkt werden. In diesem Zu- 
sammenhang empfiehlt es sich insbesondere, die 
Maßnahmen, die sich auf langfristige Vorhaben er- 
strecken, in Form von flexibel gehaltenen Mehr- 
jahresprogrammen zu fassen, in denen die Priori- 
täten der einzelnen Vorhaben und Maßnahmen fest- 
gelegt und mit den finanziellen Möglichkeiten abge- 
stimmt werden. Obwohl die Zuständigkeit für die 
Regionalpolitik primär bei den Mitgliedstaaten liegt, 
wäre es im Interesse einer harmonischen Wirt- 
schaftsentwicklung und einer Verringerung des 
Rückstandes der weniger begünstigten Gebiete not- 
wendig, die Regionalpolitiken in den Mitgliedstaa- 
ten und auf der Ebene der Gemeinschaft zu konfron- 
tieren und soweit wie möglich zu koordinieren, 

Eine eingehendere Darstellung der in den nächsten 
Jahren von den Mitgliedstaaten und den Institu- 
tionen der Gemeinschaft mit Vorrang in Angriff zu 
nehmenden regionalpolitischen Aktionen ist in Ka- 
pitel VI dieses Programms enthalten; es soll daher 
an dieser Stelle auf die dortigen Ausführungen ver- 
wiesen werden. Sie stützen sich auf eine ausführ- 
liche Analyse der wichtigsten regionalen Probleme, 
insbesondere ihres Zusammenhangs mit der Wachs- 
tumspolitik, sowie der allgemeinen Ziele, Methoden 
und Maßnahmen zur Regionalpolitik; diese Analyse 
ist im Anhang dem vorliegenden Programm beige- 
fügt. 

Politik auf dem Gebiet der Nachfrageentwicklung 

12. Die Politik hinsichtlich der Nachfrage hat bei 
der Förderung eines ausgeglichenen Wachstums 
eine sehr wesentliche Rolle zu erfüllen. Dabei ist es 
Hauptaufgabe, ein schnelles wirtschaftliches Wachs- 
tum mit einer befriedigenden Preisentwicklung zu 
verbinden. Die Erfahrungen in der Vergangenheit 
lassen keinen Zweifel darüber bestehen, daß ein 
höheres Wachstumstempo des Angebots dafür nicht 
ausreicht. Es ist daher von großer Bedeutung, ein 
ausgeglichenes Verhältnis zwischen den verschie- 
denen Nachfragekomponenten herzustellen. Die Pro- 
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jektionen zeigen in dieser Hinsicht für die Gemein- 
schaft insgesamt folgende Tendenzen: Für die öffent- 
lichen Ausgaben und die Investitionen der Unter- 
nehmen wird mit einem etwas höheren Wachstums- 
tempo als für das Bruttosozialprodukt gerechnet. 
Dagegen dürfte der Anstieg des privaten Ver- 
brauchs nach der schnellen Expansion in den Jahren 
1960 bis 1965 im kommenden Jahrfünft etwas hinter 
dem Bruttosozialprodukt Zurückbleiben. Die zwi- 
schen 1960 und 1965 beobachtete Zunahme des An- 
teils des privaten Verbrauchs am Bruttosozialpro- 
dukt würde damit bis 1970 zum Teil rückgängig ge- 
macht werden. 

Selbstverständlich wäre ein schneller Anstieg des 
privaten Verbrauchs an sich durchaus zu begrüßen. 
Es muß deshalb geprüft werden, welche Folgen sich 
bei einer zu Lasten der übrigen Verwendungskate- 
gorien gehenden stärkeren Expansion des Ver- 
brauchs ergeben würden. Dabei ist zu berücksichti- 
gen, daß das Gewicht der privaten Verbrauchsaus- 
gaben so groß ist, daß — rein rechnerisch — eine 
Steigerung der Expansionsrate der privaten Ver- 
brauchsausgaben um 1 "/o eine Verlangsamung der 
übrigen Verwendungskategorien um etwa 2 % zur 
Folge haben würde. 

Eine größere Steigerung des privaten Verbrauchs 
könnte einmal zu Lasten der Investitionen der Un- 
ternehmen gehen. Dies würde bedeuten, daß auf 
längere Sicht das Wachstum des Bruttosozialproduk- 
tes gebremst und damit früher oder später auch die 
Expansion des privaten Verbrauchs in Mitleiden- 
schaft gezogen würden. Zum anderen wäre es mög- 
lich, den privaten Verbrauch zu Lasten der öffent- 
lichen Ausgaben steigen zu lassen, d. h. zu Lasten 
solcher öffentlicher Leistungen, die den allgemeinen 
Wohlstand und das Wirtschaftsw ichstum selbst be- 
treffen. Beide Alternativen scheinen vom Standpunkt 
der mittelfristigen Wirtschaftspolitik nicht ange- 
bracht, zumal die in den Projektionen für die kom- 
menden Jahre vorgesehene Steigerung des realen 
Verbrauchs je Einwohner beachtlich bleibt. Insoweit 
veird ausdrücklich auf die Darlegungen in Kapitel II 
Ziffer jö verwiesen, wo unter anderem aufgezeigt 
wird, daß sich das Niveau des privaten Verbrauchs 
bei den in den Projektionen angenommenen Wachs- 
tumsraten je Einv/ohner in etwa 20 Jahren verdop- 
peln wird. 

Eine Politik, die ein gleichgewichtiges Wachstum 
über eine Verlangsamung der Expansion des pri- 
vaten Verbrauchs gegenüber der Entwicklung in 
den letzten Jahren anstrebt, ist jedoch nur zu ver- 
antworten und wird nur dann wirksam sein kön- 
nen, v/enn gleichzeitig die Expansion der übrigen 
Verw^endungskategorien, wie der Investitionen der 
Unternehmen und der öffentlichen Ausgaben, in an- 
nehmbaren Grenzen gehalten wird. Von wesent- 
licher Bedeutung ist es aber, daß die verfügbaren 
Instrumente der öffentlichen Finanz-, der Geld-, 
Kredit- und Kapitalmarktpolitik und der Einkom- 
menspolitik gleichzeitig und in einem ausgewoge- 
nen Verhältnis angewandt werden. 

Da eine auf eine gleichgewichtige Expansion der 
Nachfrage gerichtete Politik in den einzelnen Län- 


dern nur Erfolg haben kann, wenn gleichzeitig in 
den anderen Mitgliedstaaten eine gleichgerichtete 
Politik geführt wird, ist eine Koordinierung auf 
der Ebene der Gemeinschaft bei der Anwendung 
der verschiedenen Instrumente zur Beeinflussung 
der Nachfrage namentlich über die Einkommens- 
ströme besonders notwendig. 

öffentliche Finanzpolitik 

13. In den im Kapitel II dargestelltcn Projektionen 
kommt ein verhältnismäßig starkes Wachstum des 
Kollektivbedarfs zum Ausdruck. Die Projektionen in 
konstanten Preisen unterschätzen dabei noch die 
Entwicklung des Anteils der öffentlichen Ausgaben 
am Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen. 
Außerdem lassen sich nicht ausdrücklich die Uber- 
tragungseinkommen in Erscheinung treten. 

Der Ausschuß für Haushaltspolitik wurde ge- 
beten, nähere Angaben über die Gesamtentwicklung 
der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben vorzu- 
legen; doch sind seine Arbeiten noch nicht so weit 
fortgeschritten, daß hier schon eine eingehendere 
Darstellung der Vorausschätzungen auf dem Gebiet 
der öffentlichen Finanzen möglich ist. 

Doch bestätigen die bisherigen Arbeiten des 
Haushaltsausschusses, daß die öffentliche Hand zur 
Dockung des Kollektivbedarfs dahin tendiert, in 
den kommenden Jahren einen größeren Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt zu beanspruchen. 

Infolgedessen werden sich für die kommenden 
Jahre erhebliche Probleme ergeben, und zwar ins- 
besondere hinsichtlich der Abstimmung des öffent- 
lichen Bedarfs mit den gesamtwirtschaftlichen Mög- 
lichkeiten sowie der Aufbringung der zur Deckung 
dieses Bedarfs erforderlichen Finanzierungsmittel. 

Es sollte in diesem Zusammenhang geprüft wer- 
den, ob und inwieweit eine Beschränkung des Aus- 
gabenzuwachses möglich ist. Dabei sollte eine Be- 
schränkung jeweils unter Beachtung der Prioritäten 
selektiv vorgenommen werden. Zugleich sind auch 
bereits früher beschlossene Ausgaben imrher wieder 
hinsichtlich ihrer aktuellen Notwendigkeit zu kon- 
trollieren. 

Allerdings dürfte wenig Aussicht bestehen, daß 
eine sinnvolle Beschränkung der Steigerung der 
Ausgaben so weit möglich ist, daß damit alle Fi- 
nanzierungsprobleme der öffentlichen Hand gelöst 
werden können. Aus diesem Grunde sind zwei Mög- 
lichkeiten in Betracht zu ziehen: Den öffentlichen 
Finanzierungsbedarf teilweise durch einen Rück- 
griff auf Kredite, und zwar grundsätzlich durch Be- 
gebung langfristiger Anleihen im Inland, oder aber 
durch eine Erhöhung der Steuerbelastung zu dek- 
ken. Hinsichtlich einer Finanzierung über den Ka- 
pitalmarkt ist zu beachten, daß die Interessen der- 
öffentlichen Hand als Emittenten am Kapitalmarkt 
mit denjenigen der Unternehmen konkurrieren, die 
ebenfalls einen verstärkten Finanzierungsbedarf für 
die Durchführung ihrer Investitionen haben. Soweit 
sich daher eine zusätzliche Erhöhung der Steuerbe- 
lastung als unumgänglich erweist, sollte sie so ge- 
staltet werden, daß sie möglichst wenig die In- 
vestitionen der Unternehmen und die private Er- 
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sparnisbildung beeinträchtigt; gleichzeitig sollte da- j 
bei den Erfordernissen der vorgesehenen Harmo- j 
nisierung der Steuern den Mitgliedstaaten Rechnung j 
getragen werden. i 

Ein möglichst rationeller Einsatz der öffentlichen 
Mittel wurde durch die Aufstellung mehrjähriger 
Haushaltsvorausschauen oder -programme erleich- 
tert, in denen die sachlichen, zeitlichen und regio- 
nalen Prioritäten der verschiedenen Ausgabenkate- 
gorien festgelegt und mit den gesamtwirtschaft- 
lichen Möglichkeiten abgestimmt sind. Sie sollten 
zugleich auch als eine wichtige Grundlage für die 
Koordinierung der Haushaltspolitiken zwischen der 
Zentralregierung und den anderen Gebietskörper- 
schaften dienen. Diese Koordinierung ist besonders 
dringend, da der bei weitem größte Teil der in den 
kommenden Jahren sehr expansiven öffentlichen 
Investitionen in den meisten Mitgliedsländern von 
den lokalen Gebietskörperschaften vorgenommen 
wird. In Kapitel V dieses Programms werden be- 
stimmte Probleme der öffentlichen Finanzpolitik 
noch näher behandelt. 

Gel,d-, Kredit- und 
Kapitalmarktpolitik 

14. Für die Sicherung der Geldwertstabilität ist 
ist außerdem eine Geld-, Kredit- und Kapitalmarkt- 
politik notwendig, die dafür sorgt, daß die Nach- 
frage auch von der Finanzierungsseite her mit den 
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen in Einklang 
gebracht wird, und ein übermäßiges Anwachsen der i 
Liquiditäten vermeidet. Außerdem sollte darauf 
hingewirkt werden, daß ein ausreichender Teil der 
Ersparnisse dem Kapitalmarkt zufließt und vor 
allem die Finanzierung der langfristigen Investitio- 
nen durch langfristige private und öffentliche Er- 
sparnisse sichergestellt wird. Dabei sollte entweder 
die erforderliche längerfristige Anlage der Erspar- 
nisse unmittelbar gefördert werden oder im Rahmen 
vernünftiger Grenzen die Entwicklung solcher Ver- 
fahren begünstigt werden, die einen Teil der kurz- 
fristigen Ersparnisse für eine langfristige Anlage 
verwendbar machen. Besondere Beachtung ist in 
diesem Zusammenhang in einigen Mitgliedsländern 
auch der Ersparnisbildung bei institutionellen An- 
legern (Lebensversicherungen, Pensionskassen, In- 
vestmentsfonds usw.) zu schenken, deren Rolle ge- 
gebenenfalls verstärkt werden könnte. Zugleich mit 
der Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Kapi- 
talmarktes ist darauf zu achten, daß noch beste- 
hende Hindernisse für die Freizügigkeit der Kapi- 
talbewegungen — unter anderem auch auf dem 
Gebiet der Steuergesetzgebung — zwischen den 
Mitgliedstaaten progressiv beseitigt werden. 

Es ist in diesem Zusammenhang zu unterstrei- 
chen, daß der Erfolg einer solchen, auf eine geld- 
wertneutrale Finanzierung der Investitionen ge- 
richteten Politik auch ihrerseits von der Wahrung 
der Geldwertstabilität abhängt; diese ist nämlich | 
eine Voraussetzung für eine ausreichende private j 
Ersjjarnisbildung, welche den Investoren zu genü- j 
gend attraktiven Bedingungen angeboten werden j 
kann. ! 


Es werden in einem der folgenden Programme 
die mittelfristigen Probleme und die Ausrichtung 
der Kapitalmarktpolitik noch näher zu behandeln 
sein. 

Einkommenspolitik 

15. Die Sicherung eines gleichgewichtigen Wachs- 
tums hängt darüber hinaus in erheblichem Maße da- 
von ab, inwieweit es der Einkommenspolitik — 
unter ihr wird im folgenden die Gesamtheit der 
Entscheidungen des Staates und der Sozialpartner 
verstanden, welche bewußt die Entwicklung d(U' 
verschiedenen Einkommenskategorien zu beeinflus- 
sen suchen — gelingt, die notwendige Mäßigung 
des Anstiegs der nominalen Einkommen und eine 
Entwickhing der Einkommensstruktur zu erreichen, 
welche ausreichende Investitionsanstrengungen er- 
möglicht. Zu diesen beiden wirtschaftlichen Ziel- 
setzungen tritt als soziales Ziel eine Korrektur der 
Einkommensverteilung zugunsten der weniger be- 
günstigten Einkommensempfänger. Eine so ausge- 
richtete Einkommenspolitik sollte alle Einkom- 
mensarten umfassen, d. h. sich sowohl auf die Ein- 
kommen in Form verteilter und unverteilter Ge- 
winne als auch auf die direkten und indirekten 
Löhne beziehen und neben allen Primäreinkommen 
auch die Sekundäreinkommen, d. h. die Übertra- 
gungen, berücksichtigen. 

In wirtschaftlicher Hinsicht hat somit die Einkom- 
menspolitik zum Hauptziel, ein Andauern inflatio- 
närer Tendenzen, wie sie in der Vergangenheit be- 
obachtet wurden, zu verhindern. Sie sollte sich da- 
bei als Aufgabe setzen, die Zunahme der nominalen 
Gesamteinkommen im Rahmen des realen Produk- 
tionsanstiegs zu halten. Um gegebenenfalls zugun- 
sten bestimmter Einkommenskategorien oder Be- 
rufsgruppen eine Verbesserung der Einkommens- 
verteilung zu sichern, müßte die Zunahme des Ge- 
samteinkommens der übrigen Einkommensempfän- 
ger etwas unter diesem Richtsatz bleiben. 

Besondere Beachtung ist im Rahmen der allge- 
meinen Einkommenspolitik der Entwicklung der 
Lohn- und Gehaltseinkommen zu schenken, die je 
nach Land zwischen und -/.t und damit den bei 
weitem größten Teil des Volkseinkommens aus- 
machcn; dies um so mehr, als der Arbeitskräfte- 
mangel aller Voraussicht nach in den kommenden 
Jahren anhalten wird, was bei den Tarifverhand- 
lungen weiterhin einen Einfluß in Richtung über- 
mäßiger Lohnsteigerungen ausübt und ein über- 
schreiten der tariflich vereinbarten Lohnsätze durch 
die effektiv bezahlten Löhne begünstigt. Da jedoch 
die Lohnbildung der Verhandlungsfreiheit der Ta- 
rifpartner unterliegt, sollte sich die Einkommens- 
politik konkret in den nächsten Jahren in erster 
Linie darum bemühen, daß die Sozialpartner eine 
gemäßigte Politik auf diesem Gebiet verfolgen, 
welche insgesamt gesehen die Wahrung einer be- 
friedigenden Stabilität der Stückkosten ermöglicht 
und außerdem die Lohnentwicklung nicht zu einem 
Hemmnis für sektorale Anpassungsprozesse wer- 
den läßt. Die Milgliedstaaten sollten ihrerseits keine 
Mühe scheuen, um die Sozialpartner für den Grund- 
satz und die Regeln einer solchen Politik zu ge- 
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winnen, die im Rahmen einer alle Einkommen um- 
fassenden Aktion die erwünschte Mäßigung des 
Lohnanstiegs sichert. Dafür ist ein regelmäßiger 
Gedankenaustausch mit den Sozialpartnern not- 
wendig, in den unter anderem auch die Preisent- 
wicklung einzubeziehen ist. Er sollte darauf ge- 
richfet sein, in gemeinsamer Übereinkunft allge- 
meine Leitlinien für die Steigerung der verschie- 
denen Einkommensarten zu entwickeln, in deren 
Rahmen sich die freien Entscheidungen der ein- 
zelnen Wirlschaftssubjekte einpassen sollten. 

Allerdings kann nicht erwartet werden, daß die 
Sozialpartner die erwünschte Disziplin auf diesem 
Gebiet spontan einhalten werden, wenn nicht die 
übrigen Bedingungen für die interne Stabilität, de- 
ren Sicherung unmittelbar von den Regierungen 
abhängt, erfüllt werden. Daher müssen die Regie- 
rungen ihrerseits Lohnerhöhungen im öffentlichen 
Dienst und in den öffentlichen Unternehmen im 
Einklang mit dem allgemeinen wirtschaftlichen 
Gleichgewicht vornehmen und einen regelmäßigen 
Rhythmus dafür anstreben, der sowohl Verzöge- 
rungen als auch daraus ergebende plötzliche Wie- 
deranpassungen vermeidet. Die Regierungen müs- 
sen außerdem ihre Bemühungen nicht nur auf eine 
Mäßigung der Lohneinkommen ausrichten, sondern 
ebenso auch auf eine solche der übrigen Einkom- 
monsarten. Dies setzt voraus, daß sie für eine bes- 
sere Kenntnis über die Entwicklung dieser Einkom- 
men sorgen und nicht zögern, die ihnen zur Ver- 
fügung stehenden Mittel zu nutzen, um sie in Gren- 
zen zu halten: Geld- und Kreditpolitik, Steuerpoli- 
tik und Preispolitik. 

Aus psychologischen und praktischen Gesichts- 
punkten sollte dabei die Preispolitik eine besonders 
wichtige Rolle spielen. Sie sollte zu Blockierungs- 
maßnahmen nur in Ausnahmefällen und dann nur 
möglichst kurzfristig ihre Zuflucht nehmen. Dage- 
gen ist es notwendig, die Entwicklung der Preise 
ständig zu beobachten und eine um so aufmerk- 
samere Preiskontrolle zu üben, je mehr sich die 
Marktlage einer Monopolbildung nähert. Es ist 
selbstverständlich, daß andererseits durch energi- 
sche Maßnahmen gegen Kartelle und Monopole so- 
wie die Nutzung der auf dem Gebiet der Einfuhren 
gegebenen Möglichkeiten ungerechtfertigten Preis- 
erhöhungen entgegengewirkt wird. In einem er- 
heblichen Maß stimmt damit die Preispolitik in der 
Praxis mit der bereits dargestellten Wettbewerbs- 
politik überein, da der Wettbewerb dort, wo er 
wiiksam ist, die sicherste Garantie gegen unge- 
rechtfertigte Preiserhöhungen bietet. 

Dort, wo kein ausreichender Wettbewerb vorliegt, 
sollte sich der Staat um eine elastische Preisbildung 
bemühen, bei der sowohl der Mißbrauch von markt- 
beherrschenden Positionen als auch eine Schwä- 
chung der Finanzlage der Unternehmen durch eine 
autoritäre Blockierung der Preise auf einem Niveau, 
das nicht genügend den Kostensteigerungen Rech- 
nung trägt, vermieden werden. Mit Idilfe von Maß- 
nahmen, die den verschiedenen Situationen der 
Wirtschaftszweige oder der Länder angepaßt sind, 
und mit Hilfe von engen Kontakten zwischen den 
Regierungen und den Unternehmen sollte es mög- 


lich sein, die Preisentwicklung unmittelbar einer 
Disziplin zu unterwerfen, ohne welche die er- 
wünschte Mäßigung der Einkommensteigerungen 
selbst nicht zu erreichen wäre. Es handelt sich da- 
bei insbesondere um eine wesentliche Vorausset- 
zung dafür, daß die Zustimmung der Sozialpartner 
zu der oben dargestellten Lohnpolitik erhalten wer- 
den kann; zugleich könnte dann in Betracht gezogen 
werden, die erforderliche Lockerung des in einigen 
Mitgliedsländern bestehenden Mechanismus glei- 
tender Lohnskalen, deren Starrheit dadurch, daß sie 
zufällige Preissteigerungen berücksichtigen, even- 
tuell auftretende Inflationstendenzen verstärkt, vor- 
zunehmen. 

Wenn es trotz aller dieser Anstrengungen nicht 
gelingt, die notwendige Mäßigung in der Zunahme 
der nominalen Gesamteinkommen zu erreichen und 
somit die Einkommenspolitik nicht ihre Zielsetzun- 
gen erfüllt, müßten die Mitgliedstaaten zu Maßnah- 
men ihre Zuflucht nehmen, deren Wirkungen we- 
sentlich restriktiver wären und notwendigerweise 
eine Verlangsamung der wirtschaftlichen Aktivität 
zur Folge hätten. 

Wenn dagegen die Einkommenspolitik ihre Auf- 
gabe bei der Inflationsbekämpfung erfüllt, dürfte 
sie gleichzeitig zu einer Lösung des Problems der 
Inveslitionsfinanzierung beitragen. Die Geldwert- 
Stabilität und die gleichgewichtige Zunahme der 
Einkommen dürfte bei den zu erwartenden Wettbe- 
werbsbedingungen die Sparneigung der privaten 
Haushalte begünstigen. Angesichts des gegenwärti- 
gem Sparverhaltens ist es allerdings nicht sicher, ob 
die spontane private Ersparnisbildung in ihren ver- 
schiedenen Formen ausreicht, den hohen Investi- 
tionsbedarf, insbesondere für die vorgesehene 
starke Zunahme der öffentlichen Investitionen und 
den — zumindest in einigen Ländern — beträcht- 
lichen Bedarf für den Wohnungsbau, zu decken. Es 
ist daher notwendig, Maßnahmen zur Förderung 
der privaten Ersparnisbildung zu ergreifen und die 
Ersparnisse in die Bereiche ausreichend fließen zu 
lassen, in denen der Finanzierungsbedarf am größ- 
ten und dringendsten ist. Dabei wäre gegebenen- 
falls vor allem in Erwägung zu ziehen, in Verbin- 
dung mit der Einkommenspolitik eine Vermögens- 
politik zu entwickeln, durch die der Wunsch der 
Arbeitnehmer nach einem höheren Anteil an den 
Produktionsergebnissen mit den erforderlichen In- 
vestitionsanstrengungen in Einklang zu bringen 
wäre. 

Hinsichtlich der Einkommenspolitik bestehen in 
den verschiedenen Mitgliedsländern erhebliche Un- 
terschiede. Selbst in den Ländern, in denen ein insti- 
tutioneller Rahmen für die Einkommenspolitik be- 
steht, reicht dieser allein nicht aus, um die Wirk- 
samkeit der Einkommenspolitik zu gewährleisten. 
Es ist nämlich notwendig, alle politischen, sozialen 
und wirtschaftlichen Gegebenheiten zu berücksich- 
tigen. Aus den genannten Gründen ist es erforder- 
lich, daß die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft 
die Möglichkeiten und die Bedingungen für die Ein- 
kommenspolitik eingehend untersuchen; dazu gehö- 
ren auch enge Kontakte mit den beteiligten Grup- 
pen. 
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Außenwirtschaftspolitik 

16. Der internationale Handel ist ein wichtiger 
Faktor für die Wirtschaftsentwicklung in den Mit- 
gliedsländern. Die wirtschaftliche Expansion hat 
nicht nur ein zunehmendes Importbedürfnis zur 
Folge, das von einer entsprechenden Exportzunahme 
gedeckt werden muß, sondern darüber hinaus gehen 
vom Export erhebliche Impulse auf das allgemeine 
wirtschaftliche Wachstum aus. Eine rasche Zunahme 
des Exports ist namentlich ein wichtiges Stimulans 
für die Investitionen, insbesondere auf den Gebie- 
ten, wo das betreffende Land international gesehen 
eine günstige Position einnimmt. Auf diese Weise 
kommen eine Neustrukturierung und Rationalisie- 
rung zustande, die für die Steigerung der Produk- 
tivität von großer Bedeutung sind. 

In den Jahren 1960 bis 1965 ist die Warenausfuhr 
der Mitgliedsländer sehr expansiv gewesen. Für die 
Mitgliedsländer insgesamt nahm die Warenausfuhr 
volumenmäßig mit einem jährlichen Anstieg um 
10 '’/o um gut doppelt so schnell zu wie das Brutto- 
sozialprodukt. Dieser verhältnismäßig schnelle An- 
.stieg der Ausfuhr ist vor allem auf den Handel zwi- 
schen den Mitgliedstaaten zurückzuführen. Die Aus- 
fuhr der Mitgliedstaaten nach den Partnerländern 
erhöhte sich um 13,6 't'o pro Jahr, während die Aus- 
fuhr nach Nichtmitgliedsländern um 5,2 ^’/o pro Jahr 
zunahm. Es ist keine zu große Verallgemeinerung 
feslzustellen, daß ein schnelles Wirtschaftswachstum 
in den westeuropäischen Ländern einen schnellen | 
Zuwachs ihrer Ausfuhren erfordert. 

Was die bevorstehende Periode betrifft, beruhen 
die in Kapitel II dargestellten Projektionen auf der 
Hypothese einer günstigen Entwicklung der Aus- 
landsnachfrage. Für die Ausfuhren wird in den kom- 
menden Jahren ein fühlbar stärkeres Wachstum als 
für das Inlandsprodukt angenommen. Dazu ist die 
Weiterentwicklung der europäischen Integration 
eine wesentliche Voraussetzung. Sie stellt damit 
eine der wichtigsten Antriebskräfte für das Wirt- 
schaftswachstum in den sechs Ländern im Laufe der 
nächsten Jahre dar, besonders für diejenigen Mit- 
gliedsländer, in denen die Notwendigkeit zu tiefge- 
henden strukturellen Umwandlungen und zu einer 
Verstärkung der Bemühungen um Modernisierung 
und Rationalisierung am stärksten empfunden wird, 
damit eine wirksame Anpassung an den internatio- 
nalen Wettbewerb gesichert bleibt. 

Die Projektionen beruhen ebenfalls auf einer zu- 
friedenstellenden Ausweitung der Nachfrage aus 
Nichtmitgliedsländern. Die Mitgliedstaaten und die 
Institutionen der Gemeinschaft können im Rahmen 
der internationalen Zusammenarbeit hierzu beitra- 
gen, indem sie sich weiter um einen Abbau der Han- 
delshemmnisse bemühen, Störungen des internatio- 
nalen Zahlungsverkehrs vermeiden und die Ent- 
wicklungsländer bei der Lösung ihrer Entwicklungs- 
])robleme tatkräftig unterstützen. 

Außerdem setzt eine günstige Entwicklung der 
Auslandsnachfrage voraus, daß in den Mitglieds- 
ländern die Bedingungen dafür gegeben sind, daß 
ihre Wirtschaft aus einer günstigen Entwicklung der | 
Weltnachfrage den entsprechenden Nutzen ziehen j 


kann. In der Tat ist eine ausreichende Wettbewerbs- 
fähigkeit ihrer Wirtschaft nur gewährleistet, wenn 
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen durch 
ausreichende Anstrengungen zur Erhöhung der Pro- 
duktivität und zur Anpassung der Produktion an 
die Veränderungen in der Struktur der Auslands- 
nachfrage gestärkt wird. Gleichzeitig ist dafür 
Sorge zu tragen, daß die Preisstabilität nicht von 
der Entwicklung der Kosten her gefährdet wird, da 
sonst die Stellung der Wirtschaft der sechs Mit- 
gliedstaaten auf den Weltmärkten wesentlich ge- 
schwächt werden könnte. 


KAPITEL IV 

Beschäftigungs- und Berufsausbildungspolitik 

1. Der Ausschuß hat die Probleme der Anpassung 
des Arbeitskräfteangebots an die Nachfrage unter- 
sucht, die sich im Laufe der nächsten Jahre in den 
Mitgliedstaaten ergeben werden. Sie sind im An- 
hang zu diesem Programm ausführlich dargestellt 
und bilden die Grundlage für die folgenden Leit- 
linien, die die Mitgliedstaaten und die Institutionen 
der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Beschäftigung 
und der Berufsausbildung zur Förderung der glo- 
balen und strukturellen Anpassung des Angebots 
an Arbeitskräften an die Nachfrage in den kom- 
menden Jahren verfolgen sollen. 

Beschäftigungsperspektiven 

2. Die mittelfristigen wirtschaftlichen Perspekti- 
ven, welche in Kapitel 11 dieses Programms dar- 
gestellt sind, zeigen, daß der schon seit mehreren 
Jahren im größten Teil der Gemeinschaft herr- 
schende Arbeitskräftemangel wahrscheinlich fort- 
dauern wird. Obwohl für die Gesamtnachfrage eine 
fast ebenso starke Expansion wie im Zeitraum 1960 
bis 1965 erwartet wird, dürfte sich die Zunahme der 
gesamten Erwerbsbevölkerung recht fühlbar ver- 
langsamen und damit den wichtigsten Faktor für 
die Begrenzung des Wirtschaftswachstums in den 
Jahren 1966 bis 1970 darstellcn: Die Erwerbsbevöl- 
kerung dürfte unter Berücksichtigung des Saldos 
der Wanderungsbewegungen mU den Nichtmit- 
gliedsländern in der Gemeinschaft insgesamt von 
76,1 Millionen im Jahre 1965 auf nur 77,8 Millionen 
im Jahre 1970 steigen; das entspricht einer mittle- 
ren jährlichen Zuwachsrate von 0,4 f/o gegenüber 
0,6 */o zwischen 1960 und 1965. Im übrigen kommt 
in dem bis 1970 erwarteten Rückgang der Arbeits- 
losenquote (1,6 '’/o gegenüber 1,9 “/o im Jahre 1964) 
eine weitere Verringerung der Arbeitslosigkeit in 
Italien und in den anderen Mitgliedsländern ein 
Anhalten der Vollbeschäftigung und zum Teil sogar 
eine Fortdauer der starken Arbeitsmarktspannun- 
gen zum Ausdruck. 

Das Ausmaß der Arbeitsmarktspannungen wird 
zumindest in gleichem Maße wie von der globalen 
Entwicklung auch von der Entwicklung der Pro- 
duktionsstruktur beeinflußt werden. Das Wirt- 
schaftswachstum in den Mitgliedsländern wird näm- 
lich weiterhin rasche Strnkturwandlungen zur Folge 
haben, die in bestimmten Wirtschaftszweigen oder 
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Berufen Arbeitskräfte freisetzen, in anderen hin- i 
gegen eine erhebliche Zunahme der Zahl der Be- I 
schäftigten erfordern werden. Dadurch werden ; 
Änderungen in der Bcvufsstruktur erforderlich, die j 
auch mit geographischen Verlagerungen verbunden 
sein können. Somit könnten die im Rahmen der j 
globalen mittelfristigen Beschäftigungsprojektionen j 
erkennbaren Spannungen noch verschärft werden, 
es sei denn, die Arbeitskräfte sind hinreichend an- 
passungsfähig; dies hängt wiederum weitgehend 
von den Maßnahmen ab, die zur Förderung der 
geographischen Mobilität und zur Verbesserung der 
Bedingungen für die Berufsausbildung im weitesten 
Sinne ergriffen werden. 

Diese sich für die Gemeinschaft insgesamt vor- 
aussichtlich stellenden Probleme sind jedoch wegen 
der Verschiedenartigkeit der Bevölkerungs- und 
Wirtschaftsstrukturen nicht für alle Mitgliedsländer 
völlig gleich. So dürfte in der Bundesrepublik 
Deutschland der Arbeitskräftemangel ohne Zweifel 
auch in Zukunft sehr kraß und die Nachfrage nach 
ausländischen Arbeitskräften erheblich bleiben. Für 
die Beneluxländer und Frankreich kann davon aus- 
gegangen werden, daß die gegenwärtigen Span- 
nungen — jedoch ohne Verschärfung — anhalten 
und ausländische Arbeitskräfte weiter nachgefragt 
werden. In Italien dürfte die Beschäftigungszunahme 
noch nicht die vollständige Beseitigung des über- i 
Schusses an ungelernten Arbeitskräften zur Folge , 
haben, der im Jahre 1970 immer noch beachtlich 
sein dürfte. Während der ganzen Periode dürfte 
hier daher die Tendenz zur Auswanderung fort- 
bestehen. Das schließt jedoch einen erheblichen 
Mangel an gelernten Arbeitskräften in diesem 
Lande nicht aus. 


Politik hinsichtlich des globalen 
Beschäftigungsvolumens 

3. Angesichts des im überwiegenden Teil der Ge- 
meinschaft zu erwartenden globalen Arbeitskräfte- 
mangels sollte die Beschäftigungspolitik der Mit- 
gliedstaaten und der Institutionen der Gemeinschaft 
unter Beachtung der Erfordernisse des sozialen Fort- 
schritts in erster Linie untersuchen, ob nicht Mög- 
lichkeiten für eine im Vergleich zu den Ausgangs- 
hypothesen höhere Steigerung des Arbeitskräfte- 
angebots bestehen. Theoretisch gibt es solche Mög- 
lichkeiten aut mehreren Gebieten: Dauer der Be- 
rufstätigkeit (Alter für den Eintritt in das Berufs- 
leben und Ruhestandsalter), Frauenarbeit, Arbeits- 
zeit und Wanderungsbewegungen. Ihre Unter- 
suchung hat zu nachstehenden Schlußfolgerungen 
geführt. 

Alter für den Eintritt in das Berufs- 
leben 

4. Das Alter für den Eintritt in das Berufsleben 
hängt einerseits von den gesetzlichen Bestimmun- 
gen über das schulpflichtige Alter und andererseits 
von dem mehr oder weniger großen Umfang des | 
freiwilligen Besuchs weiterführender Bildungsein- ; 
richtungen ab. Es handelt sich hier um ein Gebiet, i 
auf dem außer den offensichtlichen menschlichen und 1 
sozialen Aspekten die langfristigen wirtschaftlichen : 


Überlegungen, d. h. der Vorteil zu gegebener Zeit 
über besser ausgebildete Arbeitskräfte zu verfügen, 
vor den mittelfristigen Erwägungen, d. h. der Sorge 
um die Milderung der in den kommenden Jahren 
auf den Arbeitsmärkten der Mitgliedstaaten zu 
befürchtenden Spannungen, den Vorrang haben 
müssen. Es ist daher nicht angebracht, mit Rücksicht 
auf eine Lockerung der sich längerfristig auf den 
Arbeitsmärkten abzeichnenden Spannungen, die in 
der gesamten Gemeinschaft für die nächste Zeit 
vorgesehene Entwicklung zu einer Erhöhung des 
Alters, in dem die Schulpflicht endet und die 
Jugendlichen das Recht erwerben, eine Berufstätig- 
keit auszuüben, auf 15 Jahre und später innerhalb 
der nach Ländern unterschiedlichen Fristen auf 
16 Jahre zu bremsen. Dabei ist es allerdings eine 
Voraussetzung, daß die zusätzliche Schulzeit sinn- 
voll für die allgemeine Ausbildung genutzt wird. 
Es ist ferner nicht angebracht, auf die größtmög- 
lichen Anstrengungen zu verzichten, um den frei- 
willigen Besuch allgemeiner oder beruflicher Schu- 
len oder anderer Formen der allgemeinen und 
beruflichen Bildung auszudehnen, welcher durchaus 
den langfristigen Erfordernissen der Wirtschaft ent- 
spricht. 

Ruhestandsalter 

5. Das Ruhestandsalter fällt im allgemeinen mit 
dem Alter zusammen, in dem die Pensionssysteme 
die Inanspruchnahme der vollen Pension ermög- 
lichen — in den meisten Fällen 65 Jahre; es kann 
jedoch von bestimmten Regelungen beeinflußt wer- 
den, die die Fortsetzung einer Berufstätigkeit über 
dieses Alter hinaus oder im Gegenteil ihre vor- 
zeitige Unterbrechung erleichtern. Es ist dabei von 
dem Grundsatz auszugehen, daß die Bestimmungen 
über die Altersversicherung nicht von ihrem sozia- 
len Ziel abgewendet werden und als Instrument 
einer mittelfristigen Beschäftigungspolitik dienen 
sollen. Das bedeutet, daß man das gesetzliche Ruhe- 
standsalter nicht heraufsetzen sollte, um die Zahl 
der verfügbaren Arbeitskräfte zu erhöhen. In An- 
betracht der auf dem Arbeitsmarkt vorauszusehen- 
den Spannungen sollte man jedoch das gesetzliche 
Ruhestandsalter, abgesehen von dem Ausnahme- 
fall, in dem besondere soziale Gründe es erfordern, 
auch nicht herabsetzen. Es bedeutet ferner, daß man 
davon absehen muß, die Aufwertung der Pensionen 
zu bremsen, um die Anspruchsberechtigten zu einer 
möglichst langen Fortsetzung ihrer Berufstätigkeit 
anzuhalten. 

Dagegen sollten Maßnahmen getroffen werden, 
die die Aufrechterhaltung der Berufstätigkeit der 
arbeitswilligen und -fähigen Arbeitskräfte über das 
gesetzliche Ruhestandsalter hinaus fördern. So 
wären einmal die Beschränkungen, die den gleich- 
zeitigen Bezug von Pension und Arbeitsentgelt be- 
hindern, dort, wo sie noch existieren und insbeson- 
dere in Belgien, entsprechend anzupassen. Zum 
anderen wäre zu erwägen, denjenigen Arbeitskräf- 
ten Pensionserhöhungen zu gewähren, die bereit 
sind, den Eintritt in den Ruhestand aufzuschieben. 
Schließlich wäre zu prüfen, ob die Beschäftigung 
älterer Personen nicht durch Maßnahmen erleichtert 
werden könnte, die ihnen eine andere, ihrem Alter 
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besser entsprechende Berufstätigkeit ermöglichen. 
Eine solche Neuorientierung sollte nicht nur zu- 
gunsten der Arbeitskräfte in Aussicht genommen 
werden, die das Ruhestandsalter bereits haben, son- 
dern auch derjenigen, die der Gefahr ausgesetzt 
sind, ihren Arbeitsplatz vor dem Eintritt des Ruhe- 
standsalters zu verlieren, und für die im Prinzip 
ein Wechsel der Berufstäfigkeit besser ist als eine 
vorzeitige Versetzung in den Ruhestand. Keine der 
Maßnahmen zur Begünstigung der Fortsetzung der 
Berufstätigkeit älterer Personen scheint jedoch dazu 
geeignet zu sein, erhebliche quantitative Auswir- 
kungen zu haben. Die Möglichkeit einer solchen 
Verlängerung dürfte im übrigen auch nicht in allen 
Bereichen erwünscht sein, so daß bestimmte Förde- 
rungsmaßnahmen bis zu einem gewissen Grad für 
den einen oder anderen Sektor differenziert an- 
gewandt werden müßten, und zwar namentlich im 
Rahmen von Tarifvereinbarungen. 

Frauenarbeit 

6. Die Steigerung der Frauenarbeit scheint mehr 
Möglichkeiten für eine mittelfristige Erhöhung des 
globalen Arbeitskräfteangebots zu bieten. Dies 
dürfte insbesondere in den Mitgliedsländern gel- 
ten, in denen die Erwerbsquote der Frauen verhält- 
nismäßig niedrig ist. Die Steigerung der Frauen- 
arbeit ist jedoch kein leicht zu erreichendes Ziel. 
Im übrigen handelt es sich nicht allein um ein Pro- 
blem der .Beschäftigungspolitik, da die Erwerbs- 
quote der Frauen zum Teil von den sozialen und 
wirtschaftlichen Strukturen abhängt und deshalb 
selbst innerhalb des gleichen Landes erhebliche 
Unterschiede zwischen den einzelnen Regionen 
bestehen können. 

Es ist schwierig vorauszuschätzen, ob und in 
welchem Maße die Veränderungen dieser Struktur 
im Laufe der nächsten Jahre die Entwicklung der 
Frauenarbeit begünstigen werden. Es scheint jedoch, 
daß der Beschäftigungsrückgang in bestimmten 
„traditionellen" Berufen mit hohem Anteil der 
weiblichen Beschäftigten, wie in der Landwirtschaft, 
im Kleinhandel oder in der Textilindustrie, durch 
eine anhaltende Zunahme der sich den Frauen in 
einer Reihe von „modernen" Tätigkeitsbereichen 
bietenden Berufsmöglichkeiten mehr als ausgegli- 
chen werden dürfte, und zwar namentlich in Waren- 
häusern, Büros, verschiedenen anderen Dienst- 
leistungsbereichen und in geeigneten verarbeiten- 
den Industrien. Um vollen Nutzen aus diesen Mög- 
lichkeiten zu ziehen, müßte die Übernahme der 
neuen Tätigkeiten durch weibliche Arbeitskräfte 
durch eine entsprechende Ausbildungs- und Berufs- 
umschulungspolitik gefördert werden. Diese Politik 
sollte so gestaltet werden, daß sie nicht nur den 
Übergang von einer Tätigkeit zur anderen, sondern 
auch den Eintritt der Frauen ins Berufsleben erleich- 
tert, die nur dann bereit sind, ein Arbeitsverhältnis 
einzugehen oder erneut aufzunehmen, wenn es sich 
dabei um eine Tätigkeit handelt, die eine bestimmte 
Qualifikation voraussetzt. 

Da die Erwerbsquote der unverheirateten Frauen 
im allgemeinen schon recht hoch ist, wird eine 
wesentliche Steigerung der Erwerbsquote haupt- 
sächlich von den besonderen Maßnahmen abhängen. 


die zur Begünstigung der Berufstätigkeit der ver- 
heirateten Frauen — vor allem derjenigen ohne 
erziehungsbedürftige Kinder — getroffen werden; 
es handelt sich dabei um Maßnahmen zur Beseiti- 
gung von Hindernissen finanzieller Art oder be- 
stimmter sich aus der Sorge für die Familie er- 
gebenden Schwierigkeiten. Daher sollte dafür Sorge 
getragen werden, daß ihre Bereitschaft zur Berufs- 
tätigkeit nicht durch die auf das kumulierte Ein- 
kommen bezogene Steuerprogression allzusehr ent- 
mutigt wird; gegebenenfalls wäre dafür eine Ände- 
rung des gegenwärtigen Steuerrechts vorzusehen. 
Außerdem müßten soweit wie möglich die Hinder- 
nisse beseitigt werden, die die Bestimmungen der 
Sozialversicherungssysteme in einigen Ländern der 
Teilzeitarbeit der Frauen entgegensetzen. Darüber 
hinaus wären zusätzliche Initiativen der privaten 
und öffentlichen Arbeitgeber im Hinblick darauf 
wünschenswert, die Teilzeitarbeit, durch welche die 
Erfüllung der familiären Pflichten und die Aus- 
übung eines Berufes in Einklang gebracht werden 
könnten, unter Bedingungen auszuweiten, die keine 
Abwertung der Frauenarbeit zur Folge haben. 
Schließlich sollten die Arbeitgeber, aber auch die 
zuständigen öffentlichen Stellen durch die Entwick- 
lung der entsprechenden sozialen Einrichtungen in 
stärkerem Maße die Möglichkeit bieten, die ver- 
heirateten Frauen während der Arbeitszeit gegebe- 
; nenfalls durch die Übernahme der Aufsicht und 
i Sorge für die Kinder in niedrigem Alter zu ent- 

I lasten. 

i 

: Arbeitszeit 

: 7. Bei konstantem Arbeitskräfteangebot kann das 
globale Beschäftigungsvolumen entsprechend der 
; Höhe der effektiven jährlichen Arbeitszeit erheb- 
^ liehe Unterschiede aufweisen. Dies ist wegen der 
Herabsetzung der tarifvertraglich vereinbarten 
wöchentlichen Arbeitszeit und der Verlängerung 
der Urlaube durch eine grundlegende Tendenz zur 
Verringerung gekennzeichnet, welche dem Wunsch 
der Arbeitnehmer entspricht, einen Teil der Pro- 
duktivitätsfortschritte für die Verlängerung der 
Freizeit zu nutzen. Da das Verlangen nach mehr 
Freizeit noch sehr groß ist, muß damit gerechnet 
werden, daß die Gewerkschaften mittelfristig wei- 
terhin einen Druck in Richtung auf eine Verkürzung 
der jährlichen Arbeitszeit in dt'r einen oder ande- 
ren Form ausüben werden. 

Zwar wird es angesichts der für 19b6 bis 1970 
erwarteten Produktivitätssteigerungen möglich sein, 
daß ein Teil wiederum dieser Form der Verbesse- 
rung der Arbeitskräftebedingungen zugute kommt. 
Aber angesichts der Tatsache, daß der Arbeits- 
kräftemangel in den meisten Mitgliedsländern 
keine Möglichkeit bietet, die Arbeitszeitverkürzung 
durch eine entsprechende Erhöhung der Zahl der 
Beschäftigten auszugleichen, ist es unvermeidlich, 
daß sie einen Produktionsausfall in all den Fällen 
zur Folge hat, in denen ihr nicht Rationalisierungs- 
j bemühungen vorausgehen oder sie begleiten, die 
i sie eigentlich erst ermöglichen sollen. Wenn dies 
I nicht der Fall wäre -- und es gibt Sektoren, in 
; denen derartige Rationalisierungsmöglicbkeiten not- 
! wendigerweise sehr begrenzt sind - würden 
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Arbeitszeitverkürzungen bei anhaltend starker Ge- ' 
Samtnachfrage unvermeidlich zu einer Schwächung i 
des Produktionspotentials und zu einer Erhöhung ! 
der Produktionskosten führen; sie würden damit ' 
nicht ohne Folgen auf die internationale Wett- 
bewerbsfähigkeit bleiben. Daher sollte darauf geach- 
tet werden, daß die in den nächsten Jahren auf- 
tretenden Arbeitszeitverkürzungen sich in einem 
Rhythmus und unter Bedingungen vollziehen, die 
es erlauben, ein ausreichendes gesamtwirtschaft- 
liches Wachstum beizubehalten und das innere und 
äußere Gleichgewicht zu wahren. 

Grundsätzlich ist daher davon auszugehen, daß 
die Arbeitszeit im Laufe der nächsten Jahre nur 
mäßig verkürzt werden darf. Diese Mäßigung ist 
ganz besonders in den Mitgliedsländern zu beach- 
ten, in denen — wie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land — in den vergangenen Jahren bereits starke 
Arbeitszeitverkürzungen stattgefunden haben und 
in denen infolgedessen die jährliche Arbeitszeit 
fühlbar niedriger ist als in den anderen Mitglieds- 
ländern und wo der Mangel an Arbeitskräften 
besonders kraß zu werden droht. Außerdem sollte 
man versuchen, in weitestmöglichem Maße die vor- 
zunehmenden Arbeitszeitverkürzungen durch ent- 
sprechende Rationalisierungsbemühungen auszu- 
gleichen. Im übrigen ist es wünschenswert, daß Ent- 
scheidungen zur Arbeitszeitverkürzung jeweils von 
einem Sektor zum anderen unterschiedlich gestaltet 
werden, damit ihrer verschiedenen Lage Rechnung j 
getragen wird. Darüber hinaus ist vor allem zu ver- i 
meiden, daß sie in solchen Konjunkturphasen in die j 
Tat umgesetzt werden, in denen sie einen zusätz- I 
liehen Spannungsfaktor in die Gesamtwirtschaft ' 
oder anderen spezifischen Wirtschaftsbereich hin- i 
einzutragen drohen. ; 

Da die Entscheidungen hinsichtlich der Arbeits- | 
zeit weitgehend der Autonomie der Sozialpartner > 
unterliegen, ergibt sich das Problem, zu welchen 
Mitteln die Wirtschaftspolitik greifen kann, um zu i 
erreichen, daß die mittelfristige Entwicklung der | 
Arbeitszeit sich nach den oben genannten Grund- j 
Sätzen vollzieht. Die Regierungen sollten auf jeden | 
Fall die Sozialpartner in der Weise zu beeinflussen i 
suchen, daß sie dazu beitragen, ihnen die Auswir- ■ 
kungen ihrer eventuellen Entscheidungen auf das | 
Wirtschaftswachstum und das wirtschaftliche Gleich- | 
gewicht in ihrer Gesamtheit zu verdeutlichen. Der i 
Erfolg der auf dem Gebiet der Arbeitszeit anzu- 
strebenden Politik hängt damit weitgehend von der 
Überzeugungskraft der Regierungen ab, die enge 
und vertrauensvolle Beziehungen zwischen ihnen 
und den betreffenden Berufsverbänden voraussetzt. 

Ein- und Auswanderungspolitik 

8. Das Arbeitskräfteangebot könnte schließlich 
auch durch die Politik im Bereich der Ein- und Aus- 
wanderung beeinflußt werden. Ihr erstes Ziel sollte j 
darin bestehen, durch die Anwendung der Bestim- | 
mungen des Vertrages von Rom betreffend die j 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer die bestmögliche i 
Verwendung des Arbeitskräfteangebots der Ge- J 
meinschaft zu gewährleisten. Es ist in diesem Zu- i 
sammenhang besonders notwendig, die Unterbrin- ■ 
gung des Arbeitskräfteüberschusses, der in den 


kommenden Jahren noch in Italien bestehen wird, 
in anderen Mitgliedstaaten zu begünstigen. Dabei 
wird die völlige Einführung der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer in den Mitgliedstaaten allein nicht 
ausreichen, um die beste Verwendung der Arbeits- 
kräfte in der Gemeinschaft zu sichern. Es ist dafür 
notwendig, die Zusammenarbeit zwischen den natio- 
nalen Arbeitsvermittlungsstellen zu verstärken. 
Außerdem sollten neue Anstrengungen zugunsten 
der Berufsausbildung derjenigen Arbeitskräfte 
unternommen werden, die bereit sind, aus Italien in 
die anderen Länder der Gemeinschaft auszuwan- 
dern, und die bisher durch den Mangel an den 
erforderlichen Qualifikationen daran gehindert 
werden. Darüber hinaus sind im Rahmen der Ge- 
meinschaft über die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer die Bemühungen fortzusetzen, daß 
der Wechsel der Arbeitsplätze von einem Land ins 
andere für die betroffenen Arbeitnehmer hinsicht- 
lich der Leistungen der sozialen Sicherheit, auf die 
sie Ansprüche erworben haben, keine Schwierig- 
keiten macht. 

Jedoch werden die fünf Einwanderungsländer der 
Gemeinschaft mehr noch als in den vergangenen 
Jahren ihren Bedarf an ausländischen Arbeitskräf- 
ten ebenfalls durch einen Rückgriff auf die Nicht- 
mitglicdsländer decken müssen. Um in dieser Hin- 
sicht ihren gegenseitigen Interessen Rechnung zu 
tragen, sollten die Mitgliedstaaten ihre Anwer- 
bungspolitiken in diesen Ländern besprechen. 
Außerdem sollten die Arbeitsvermittlungsstellen 
davon absehen, die Anwerbung von aus den Nicht- 
mitgliedsländern stammenden Arbeitskräften auf 
den Gebieten der anderen Mitgliedstaaten zu be- 
günstigen. 

Ferner sollten sich die ausländische Arbeits- 
kräfte beschäftigenden Mitgliedstaaten, unabhängig 
davon, ob es sich um Arbeitskräfte aus Italien oder 
aus Nichtmitgliedsländern handelt, in Anbetracht 
der sich voraussichtlich noch vergrößernden An- 
werbungsschwierigkeiten darum bemühen, der Un- 
beständigkeit der eingewanderten Arbeitskräfte da- 
durch entgegenzuwirken, daß ihre soziale Lage in 
den Autnahmeländern verbessert wird, insbesondere 
auch durch eine zufriedenstellende Lösung ihrer 
Wohnungsprobleme, welche häufig der Zusammen- 
führung der Familien im Wege stehen. 


Politik zur Förderung 
des strukturellen Gleichgewichts 

9. Die verschiedenen behandelten globalen Maß- 
nahmen zur Vergrößerung des Arbeitskräfte- 
angebots gegenüber den ursprünglichen Perspekti- 
ven und damit zur Entspannung des Arbeitsmarkts 
scheinen alles in allem auszureichen, um das 
Arbeitskräfteproblem zu lösen. Der voraussichtlich 
in den nächsten Jahren anhaltende Arbeitskräfte- 
mangel zwingt daher, besondere Aufmerksamkeit 
der Sicherung einer bestmöglichen Anpassung der 
verfügbaren Arbeitskräfte an den Bedarf zu schen- 
ken, d. h. die strukturellen Disparitäten, die sich 
zwisditm der Nachfrage und dem Angebot ergebt'ii 
könnten, zu korrigieren oder — noch besser 
ihnen vorzubeugen; dabei ist dafür Sorge zu tra- 
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gen, daß die Begegnung von Angebot und Nach- j 
frage sich unter zufriedenstellenden Bedingungen 
vollzieht. Der Kampf gegen diese Verzerrungen, die 
sowohl durch einen Mangel in der geographischen 
Mobilität der Arbeitskräfte als auch durch ein Un- 
gleichgewicht zwischen den nachgefragten und den 
vorhandenen Qualifikationen hervorgerufen wer- 
den können, dürfte daher eines der wichtigsten 
Mittel der Wirtschaftspolitik sein, die gesamtwirt- 
schaftliche Produktivität zu steigern und der Wirt- 
schaft gegebenenfalls einen größeren Wachstums- 
spielraum zu ermöglichen. 

Berufsausbildung der Jugendlichen 

10. Die Anpassung erfordert einmal, daß die 
Jugendlichen eine solche Berufsausbildung erhalten, 
die guantitativ und qualitativ dem Bedarf der Wirt- 
schaft und namentlich demjenigen der wachstums- 
intensiven Wirtschaftszweige genügt. Zwar wer- 
den die im Laufe der nächsten Jahre zur Verbesse- 
rung der allgemeinen Ausbildung und zu ihrer An- 
passung an die Erfordernisse der Zukunft unter- 
nommenen Anstrengungen notwendigerweise erst 
nach Ablauf des im ersten Programm behandelten 
Zeitraums voll wirksam werden. Doch — unabhän- 
gig davon, daß einige der vorhergesehenen Aktio- 
nen bereits früher Wirkungen zeigen könnten, und 
zwar insbesondere hinsichtlich des Angebots an 
gelernten Arbeitskräften — ist es schon jetzt not- 
wendig, sich um die richtige Ausrichtung der län- 
gerfristig wirkenden Entscheidungen zu bemühen. 

Die von den Mitgliedstaaten für die nächsten 
Jahre auf dem Gebiet der Berufsausbildung der 
Jugendlichen ins Auge gefaßten Absichten lassen 
im allgemeinen gegenüber der Ausgangssituation 
eine fühlbare und im Falle Italiens sogar beträcht- 
liche Steigerung der Anstrengungen erkennen. Den- 
noch ist es zweifelhaft, ob diese Anstrengungen 
ausreichen werden, um sowohl den wachsenden 
Wunsch der Jugendlichen nach einer ihre Zukunft 
sichernden Ausbildung als auch den künftigen Be- 
darf der Wirtschaft an gelerntem, technischem und 
leitendem Personal zu befriedigen. Die Anstren- 
gungen sollten daher noch mehr verstärkt werden, 
insbesondere in Frankreich auf dem Gebiete des 
Gewerbeschulwesens und vor allem in Italien, wo 
eine allgemeine Knappheit an Ausbildungsmöglich- 
keiten während des ganzen vom ersten Programm 
erfaßten Zeitraums anhalten dürfte. In allen Län- 
dern ist ganz besonders der Ausbildung der mittle- 
ren Führungskräfte und des künftigen Lehrperso- 
nals Beachtung zu schenken, da hier der Bedarf in 
jedem Fall anhaltend und rasch wachsen dürfte. 

Die auf dem Gebiet der Berufsausbildung der 
Jugendlichen erforderlichen größtmöglichen An- 
strengungen müssen von dem Grundsatz ausgehen, 
daß die Wirtschaft längerfristig aus der Verbesse- 
rung der individuellen Fähigkeiten nur Vorteile 
ziehen kann; gleichzeitig gilt es, sie möglichst ratio- 
nell zu gestalten, d. h. bei ihnen ganz besonders auf 
ihre Effizienz zu achten. Zwei Leitgedanken sollten 
hierbei die zu verfolgende Politik bestimmen: 
erstens, daß die im Bereich der Ausbildung der 
Jugendlichen zu fassenden Beschlüsse zu den lang- 


fristig wirkenden Entscheidungen gehören; sie soll- 
ten daher, wenn nicht durch quantitative Voraus- 
schätzungen, so doch durch Überlegungen über die 
langfristige Entwicklung der Berufsstruktur erhellt 
werden; zweitens, daß die Jugendlichen möglichst 
eine Ausbildung erhalten sollen, die sie weniger 
auf einen genau bestimmten Beruf vorbereitet, als 
ihnen vielmehr hinreichend umfassende Grund- 
kenntnisse in der Weise vermittelt, daß sich ihnen 
eine ganze Reihe von Berufsmöglichkeiten eröffnet 
und sie sich insbesondere an solche Änderungen in 
den Berufsbedingungen anpassen können, denen sie 
im späteren Verlaufe ihres Berufslebens wegen der 
wirtschaftlichen und technischen Entwicklung gegen- 
übergestellt sind. Diese beiden Leitideen, von denen 
die erste darauf hinzielt, die prospektiven Analysen 
zur Gewinnung geeigneter Angaben für eine bes- 
sere Ausbildung der Jugendlichen voranzutreiben, 
und die andere zum Ziel hat, sich möglicherweise 
später stellenden Problemen durch eine polyvalente 
Ausbildung entgegenzuwirken, mögen einander ent- 
gegengesetzt erscheinen. In Wirklichkeit sind sie 
aber insofern komplementär, als die Bemühungen 
um langfristige Überlegungen hinsichtlich der Be- 
rufsstruktur immer nur allgemeine, bestenfalls grö- 
ßenordnungsmäßige Angaben vermitteln können 
und die polyvalente Ausbildung über die eigent- 
liche Allgemeinbildung hinaus nur im Zusammen- 
hang mit den grundlegenden Entscheidungen, die 
die Berufswahl betreffen, entwickelt werden kann. 

I Dabei könnten gründliche und langfristige über- 
j legungen — auch quantitativer Art — über die Aus- 
I bildungserfordernisse auf den verschiedenen Aus- 
bildungsniveaus ein Hilfsmittel zur Orientierung der 
zu verfolgenden Politik sein. Es wäre außerdem 
angebracht, daß die Mitgliedstaaten auf der Ebene 
der Gemeinschaft eventuelle Vorausschätzungen 
bzw. ihre Überlegungen über die langfristige Ent- 
wicklung der Berufsstruktur vergleichen, damit sie 
aus ihren gegenseitigen Erfahrungen Nutzen zie- 
hen und gemeinsam die bestmöglichen Methoden 
auf diesem Gebiet entwickeln können. 

Unabhängig davon ist es schon jetzt sicher, daß 
die anhaltende Steigerung des Niveaus der für das 
moderne Leben erforderlichen Kenntnisse in allen 
Ländern in besonders starkem Ausmaß auf allen 
Fachgebieten die Verbesserung der Ausbildungs- 
möglichkeiten für mittlere Führungskräfte notwen- 
dig macht. Darüber hinaus sollten die Anpassun- 
gen der Ausbildungsstruktur und -programme so 
beschleunigt werden, daß vor der Spezialisierung 
ein größeres Gewicht auf die Vermittlung von 
Grundkenntnissen gelegt wird. Die Heraufsetzung 
des schulpflichtigen Alters dürfte diese Entwicklung 
fördern, sofern alle Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden, sie als vorbereitende Ausbildung für den 
Übergang in das Berufsleben zu gestalten und da- 
mit eine Brücke zwischen der Allgemeinbildung 
und der beruflichen Fachausbildung herzustellen. 
Schließlich sollten sich die Mitgliedstaaten darum 
bemühen, ihre Anstrengungen im Bereich der Be- 
rufsausbildung mit denen der Unternehmen abzu- 
stimmen und zu diesem Zweck jede Form der Zu- 
sammenarbeit, die durchführbar und wünschenswert 
erscheint, herzustellen und zu entwickeln. 
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Die Mitgliedstaaten sollten sich im Laufe der | 
nächsten Jahre auch darum bemühen, bestehende I 
Disparitäten in der regionalen Verteilung der Aus- 
bildungsslätten zu beseitigen. Dabei sollten vor 
allem besondere Anstrengungen zugunsten der 
Agrargebiete unternommen werden, in denen es 
erforderlich ist, das umfangreiche Arbeitskräfte- 
potential der Landjugend entweder für eine Tätig- 
keit in der Landwirtschaft oder im Hinblick auf 
eine Abwanderung in andere Wirtschaftsbereiche 
qualitativ zu verbessern. Ferner sollten die Mit- 
gliedstaaten darauf achten, mehr und bessere Aus- 
bildungsmöglichkeiten für die weibliche Jugend zu 
schaffen, und zwar nicht nur im Hinblick darauf, 
ganz allgemein die Frauenarbeit aufzuwerten, son- 
dern auch, um die wegen der beschleunigten 
Zunahme zahlreicher Verwaltungstätigkeiten oder 
Dienstleistungen zu erwartende Steigerung des Be- 
darfs an weiblichem Personal zu befriedigen. 

Berufsberatung der Jugendlichen 

11. Um die zufriedenstellendsten Ergebnisse der 
Berufsausbildung der Jugendlichen zu erzielen, muß 
eine methodische Berufsberatung vorausgehen, mit 
dem Ziel, die individuellen Entscheidungen zu er- 
leichtern. Man muß feststellen, daß in den meisten 
Mitgliedsländern die Berufsberatung nur unzu- 
reichend entwickelt ist. Sie sollten daher in dieser 
Hinsicht noch erhebliche Anstrengungen machen. 
Außerdem sollte an die Stelle der bisher häufig 
nur einmaligen Beratung am Ende der Schulpflicht 
eine umfassendere und sich wiederholende Bera- 
tung treten, zumal zwischen dem Schulbeginn und 
dem Eintritt in das Berufsleben ein immer größerer 
zeitlicher Abstand liegt. 

Mobilität der Arbeitskräfte 

12. Da die Berufsausbildung und -beratung der 
Jugendlichen eher als ein langfristig als ein mittel- 
fristig wirkendes Instrument anzusehen ist, dürfte 
eine größere Mobilität der erwachsenen Arbeits- 
kräfte das geeignetste Mittel für die Beseitigung 
der in den nächsten Jahren mit Sicherheit auftre- 
tenden strukturellen Disparitäten zwischen der 
Nachfrage und dom Angebot an Arbeitskräften dar- 
stellen. Die Beschäftigungspolitik muß daher vor 
allem auch darauf ausgerichtet sein, die Mobilität 
im ausreichenden Maße zu begünstigen, und zwar 
unter drei Aspekten, die im übrigen oft komple- 
mentär sind: der geographischen, sektoralen und 
beruflichen Mobilität. Dabei besteht eine ziemlich 
große Zahl von Aktionsmöglichkeiton, die in den 
meisten Ländern bisher bei weitem noch nicht voll 
ausgeschöpft wurden. 

13. Eine die Mobilität fördernde Politik sollte ein- 
mal die Organisation und die Arbeitsweise der 
Arbeitsvermittlungsstellen verbessern, damit sie 
zumindest in einigen Ländern mit mehr Erfolg, als 
es augenhlicklich der Fall ist, ihrer Aufgabe im Be- 
reich der Beratung und Stellenvermittlung derjeni- 
gen Arbeitskräfte gerecht werden können, die ihre 
Beschäftigung oder sogar ihren Beruf zu wechseln 
wünschen. Dies bedeutet, daß ihnen mehr Mittel als 
bisher eingeräumt werden müssen, damit sie vor | 


I allem die Informationen auf dem Gebiet der Be- 
! schäftigung verbessern und ihre Beratungstätigkeit 
ausdehnen können. In einigen Fällen — es handelt 
sich hier insbesondere im Agrargebiete — ist das 
Netz der Arboitsvermittlungsstellen selbst unzu- 
reichend und sollte daher ergänzt werden. Schließ- 
lich sollten auf nationaler Ebene die Kontakte der 
Vermittlungsstellen untereinander verbessert wer- 
den, indem z. B. dort, wo sie noch nicht bestehen, 
regionale Zwischenstufen zwischen den zentralen 
Stellen und denen der peripheren Gebiete geschaf- 
fen werden; außerdem sollten die Kontakte auch 
auf Gemeinschaftsebene im Rahmen der in Anwen- 
dung der Artikel 48 und 49 des Vertrages von Rom 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer erlassenen 
Verordnungen verstärkt werden. 

14. Zum anderen sollte sich mehr darum bemüht 
werden, geographische Wanderungsbewegungen der 
Arbeitnehmer, soweit sie für das Beschäftigungs- 
gleichgewicht erforderlich sind, zu erleichtern und 
sie sozial durch Beteiligung an den Transport- und 
Wiedereinrichtungskosten annehmbarer zu machen. 
Es sei in diesem Zusammenhang darauf hingewie- 
sen, daß zu den Wiedereinrichtungsbeihilfen nor- 
malerweise der Europäische Sozialfonds oder, wenn 
es sich um yVrboitnehmer handelt, die den Industrie- 
zweigen der EGKS angehören, besondere Hilfen der 
Hohen Behörde beitragen können. 

Berufsausbildung und -Umschulung 
der Erwachsenen 

15. Ein weiteres Problem ergibt sich daraus, daß der 
Beschäftigungswechsel, ob am selben Ort oder nicht, 
häufig den Erwerb neuer Qualifikationen voraussetzt, 
eine Tendenz, die durch die für die nächsten Jahre 
zu erwartende Beschleunigung der wirtschaftlichen 
Strukturwandlungen noch verstärkt wird. Es ist da- 
bei nicht nur an die Fortdauer der umfangreichen 
Abwanderung von Arbeitskräften aus der Land- 
wirtschaft in die anderen Wirtschaftsbereiche zu 
denken, sondern auch an die Wanderungsbewegun- 
gen innerhalb der Industrie von einem Industrie- 
zweig zum anderen sowie an die Probleme, die sich 
infolge des chronischen Mangels an qualifizierten 
und hochqualifizierten Arbeitskräften in einigen, 
sich in rascher Entwicklung befindlichen Industrie- 
zweigen ergeben. Eine wirksame Politik der beruf- 
lichen Ausbildung, Umschulung und Fortbildung der 
Erwachsenen dürfte daher das bei weitem wich- 
tigste Instrument der Politik auf dem Gebiet der 
strukturellen Anpassung und ganz allgemein eines 
der wichtigsten Instrumente der Beschäftigungs- 
politik sein. 

Daher sollten in den nächsten Jahren in erster 
Linie die im Bereich der beschleunigten Berufsaus- 
bildung und -Umschulung der Erwachsenen beste- 
henden Einrichtungen erheblich vergrößert werden, 
um den Arbeitskräften, die bisher nicht die Gele- 
genheit für eine Berufsausbildung hatten oder die 
„Berufe ohne Zukunft" ergriffen haben, mehr Mög- 
lichkeiten für den Erwerb einer beruflichen Qualifi- 
kation oder einer neuen Ausbildung zu bieten. 
Damit sollte an die Stelle der Zielsetzung, auf die 
bisher die in den meisten Mitgliedstaaten unter- 
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nonimt'iien Aktiont'n ausgerichtet wartm, nämlich 
die berufliche Umschulung der Arbeitslosen, ein 
anderes, sehr viel ehrgeizigeres Ziel treten - — eine 
Entwicklung, die sich in den Mitgliedstaaten bereits 
angebahnt hat — ; allen schon im Berufsleben ste- 
henden Arbeitskräften — Erwachsenen und auch 
den Jugendlichen, die keine normale Berufsausbil- 
dung erhalten haben — einen Ausgleich für die 
Mängel ihrer bisherigen Berufsausbildung zu bie- 
ten. Dafür sollte ihnen außer den Ausbildungsmit- 
teln, die für eine beschleunigte Berufsausbildung 
erforderlich sind, Ausgleichszahlungen für den 
Lohnausfall gewährt werden, die es ihnen möglich 
machen, ohne zu große materielle Nachteile daraus 
Nutzen zu ziehen. Was die technischen Bedingun- 
gen anbetrifft, so ist es weder erforderlich noch 
wünschenswert, daß die zuständigen Behörden 
diese Form der Berufsausbildung vollkommen 
allein übernehmen; aus praktischen Gründen wäre 
es durchaus angebraciit, daß sich die Unternehmen 
mehr oder weniger stark daran beteiligen und hier- 
bei gegebenenfalls durch besondere öffentliche Zu- 
schüsse unterstützt werden. Die Regierung wird auf 
jeden Fall die Koordinierung aller auf diesem Ge- 
biet ergriffenen Initiativen übernehmen und ins- 
besondere darauf achten müssen, daß die geogra- 
phische Verteilung der Mittel für die Berufsumschu- 
lung stärker die besonderen Erfordernisse der in 
Schwierigkeiten befindlichen Regionen berücksich- 
tigt, namentlich der Gebiete, in denen das Anhalten 
einer starken Abwanderung aus der Landwirtschaft 
zu erwarten ist. Auf der Ebene der Gemeinschaft 
sollte der Europäische Sozialfonds, vor allem wenn 
seine Zuständigkeit ausgedehnt wird, seine Unter- 
stützung der Politik der Mitgliedstaaten in diesem 
Bereich fortsetzen. 

Die Anstrengungen sollten sich jedoch nicht auf 
die rasche Ausbildung gelernter Arbeitskräfte be- 
schränken. Sie sollten sich ebenfalls und wesentlich 
mehr als in der Vergangenheit darum bemühen, die 
berufliche Fortbildung zu begünstigen, und zwar 
nicht nur durch die Förderung der Anpassung der 
Kenntnisse an die Entwicklung der Technik (stän- 
dige Schulung), sondern eventuell auch durch die 
Förderung des Zugangs zu einem höheren Bildungs- 
niveau, das für die Arbeitskräfte die Chance eines 
beruflichen Aufstiegs vergrößert (sozialer Aufstieg). 
Es handelt sich dabei um zwei weitere Instrumente, 
die beruflichen Fähigkeiten zu verbessern, wofür 
das wirtschaftliche Interesse offensichtlich ist. In- 
folgedessen sollten die Mitgliedstaaten sich um die 
Schaffung oder Verbesserung der hierfür notwen- 
digen strukturellen Voraussetzungen bemühen, da- 
mit auch auf diese Art ein nennenswerter Beitrag 
zur Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen mittel- 
fristigen Produktivität geleistet werden kann. 

16. Für alle diese Anstrengungen sollte ebenso 
wie auch für diejenigen auf dem Gebiet der Be- 
rufsausbildung der Jugendlichen im Rahmen der 
Bestimmungen des AVrtrages von Rom und nament- 
lich entsprechend den am 2. April 1963 vom Rat 
beschlossenen „Allgemeinen Grundsätzen für die 
Durchführung einer gemeinsamen Politik auf dem 
Gebiet der Berufsausbildung" eine enge Zusammen- 


arbeit zwisfhen den Mitgliedstaaten hergestellt 
werck'n. 

KAPITEL V 

öffentliche Finanzpolitik 

1. Bei den vorbereitenden Arbeiten für das erste 
Programm hat der Ausschuß für mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik in der Erwägung, daß den Problemen 
der öffentlichen Finanzen in den kommenden Jahren 
besondere Bedeutung zukommt, den Ausschuß für 
Haushaltspolitik gebeten, ihm Angaben über die 
Gesamtentwicklung der öffentlichen Einnahmen und 
Ausgaben ‘) bis zum Jahre 1970 zu erarbeiten. 

Damit ist zum ersten Mal der Versuch unternom- 
men worden, Vorausschätzungen für einen längeren 
Zeitraum auf dem Gebiet der öffentlichen Finanzen 
für alle Mitgliedstaatcn der Gemeinschaft nach 
einem einheitlichen Schema aufzustellen. Diese Vor- 
ausschätzungen tragen naturgemäß einen sehr hypo- 
thetischen Charakter und beruhen in den einzelnen 
Mitgliedstaaten noch auf unterschiedlichen Grund- 
lagen; zum Teil sind sie noch nicht offizieller Natur. 
Sie sind daher mit zahlreichen Mängeln und Lücken 
behaftet. Insbesondere waren einige Länder noch 
nicht in der Lage, alle gewünschten Angaben, na- 
mentlich auf dem Gebiet der Investitionen, zu über- 
mitteln. Andere Länder haben zum Teil Bedarfsan- 
meldungen vorgelegt, die noch nicht mit den gesamt- 
wirtschaftlichen Möglichkeiten abgestimmt worden 
sind. Dennoch erlauben die Vorausschätzungen, ge- 
wisse allgemeine Tendenzen zu erkennen, die sich 
auf dem Gebiet der öffentlichen Finanzen in den kom- 
menden Jahren abzeichnen werden, sowie die daraus 
resultierenden Probleme darzustellen und erste Leit- 
linien für die öffentliche Haushaltspolitik in der Ge- 
meinschaft zu entwickeln. Es wird eine der nächsten 
Aufgaben im Rahmen der mittelfristigen Wirtschafts- 
politik sein, die auf dem Gebiet der öffentlichen 
Finanzen in Angriff genommenen Arbeiten zu ver- 
tiefen und bisher noch nicht mögliche größenord- 
nimgsmäßige Vergleiche durchzuführen. Dabei sind 
die Vorausschätzungsmethoden zu verbessern und 
gleichzeitig die zugrunde zu legenden Flypothesen 
über die allgemeine Wirtschaftsentwicklung genauer 
zu definieren. 

‘) Unter öffentlichen Haushalten werden im folgenden 
die öffentlichen Verwaltungen im Sinne der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung verstanden. Sie um- 
fassen den Staat, die anderen Gebietskörperschaften 
und die Sozialversicherung, jedoch nicht die öffent- 
lichen Unternehmen (Bahn, Post, Regiebetriebe, ver- 
staatlichte Unternehmen usw.). Laufende Ausgaben 
sind die Käufe von Gütern und Diensten für den 
öffentlichen Verbrauch, die Löhne und Gehälter für 
die Bediensteten des öffentlichen Dienstes sowie die 
Einkommensübertragungen an private Haushalte, Or- 
ganisationen ohne Erwerbscharakter, Unternehmen 
oder das Ausland. Als vermögenswirksame Ausgaben 
gelten im folgenden die Eigeninvestitionen, Vermö- 
gensübertragungen, Darlehen, Vorschüsse und Be- 
teiligungen der öffentlichen Haushalte sowie die Til- 
gung der konsolidierten öffentlichen Schuld. 
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2. Ndch den vom Ausschuß Ihr Haushallspolil ik 
übermittelten Angaben dürtte die Entwicklung der 
öffentlichen Ausgaben insgesamt in den Jahren 1966 
bis 1970 in allen Mitgliedstaaten weiter durch ein 
starkes Wachstum gekennzeichnet sein. Allgemein 
wird dabei die Tendenz zu einer über dem Zuwachs 
des Bruttosozialprodukts liegenden Ausweitung 
unterstellt. Diese schnelle Zunahme der öffentlichen 
Ausgaben ist besonders ausgeprägt in allen Ländern 
bei den vermögenswirksamen Ausgaben. 

Für die laufenden Ausgaben wird dagegen im 
allgemeinen mit einer langsameren Entwicklung als 
für die vermögenswirksamen Ausgaben gerechnet; 
sie dürften aber insgesamt in den meisten Fällen 
immer noch rascher wachsen als das Bruttosozial- 
produkt. Das gilt nicht zuletzt auch für die Über- 
tragung (Leistungen der Sozialversicherungen, 
Subventionen usw.), die selbst bei der Annahme 
einer unveränderten Gesetzgebung in den meisten 
Mitgliedsländern verhältnismäßig schnell zunehmen 
dürften. Es ist im übrigen möglich, daß die Expan- 
sion der laufenden Ausgaben in mehreren Ländern 
wegen der angewandten Methoden und der zu- 
grunde gelegten Ausgangshypothesen zu niedrig an- 
gesetzt ist, was naturgemäß auch Rückwirkungen 
auf den Haushaltsausgleich hat. 

Probleme für den Haushaltsausgleich dürften sich 
vor allem dadurch ergeben, daß nach den Voraus- 
schätzungen die Einnahmen langsamer steigen als 
die Ausgaben. Die meisten Mitgliedsländer haben 
nämlich im wesentlichen unveränderte Steuertarife 
unterstellt, so daß die Steuereinnahmen sich etwa 
parallel zum Bruttosozialprodukt entwickeln oder 
aber aufgrund des progressiven Charakters der 
Steuersysteme höchstens etwas schneller steigen 
würden. 

Bei den angenommenen Hypothesen würde sich 
somit tendenziell eine fühlbare Vergrößerung des 
Finanzierungsbedarfs der öffentlichen Hand erge- 
ben. Gleichzeitig ist in fast allen Mitgliedsländern 
eine merkliche Verschlechterung in der laufenden 
Rechnung zu befürchten, so daß die öffentliche Er- 
sparnis als Finanzierungsmittel der vermögenswirk- 
samen Ausgaben tendenziell an Bedeutung verliert. 

3. Für die mittelfristige Wirtschaftspolitik ergeben 
sich aus diesen Tendenzen eine Reihe sehr wichtiger 
Konsequenzen; sie erstrecken sich vor allem auf 
folgende Probleme: 

— die Abstimmung des öffentlichen Bedarfs mit den 
gesamtwirtschaftlichen Möglichkeiten 

— die zur Deckung des Finanzierungsbedarfs erfor- 
derliche Aufbringung der Finanzierungsmittel 

— die Berücksichtigung mehrjähriger Haushaltspro- 
gramme oder -vorausschauen 

— die Festlegung von Prioritäten für bestimmte 
Ausgabenkategorien, insbesondere für die Inve- 
stitionen 

— die Koordinierung der Haushaltspolitik der ver- 
schiedenen öffentlichen Verwaltungen (Staat, 
andere Gebietskörperschaften, Sozialversiche- 
rung). 


Abstimmung d e s o f f (> n f 1 i c h o n 
B e d a r 1 s m i 1 d (' n g e s a m t w i i' t s c h a 1 t - 
lic:hen Möglichkeiten 

4. Eines der wichtigsten Ergebnisse der Voraus- 
schätzungen ist es, daß der Staat dahin tendiert, in 
den kommenden Jahren zur Deckung des Gemein- 
schaftsbedarfs einen größeren Anteil am Brutto- 
sozialprodukt zu beanspruchen. Besonders ausge- 
prägt ist diese Entwicklung bei den öffentlichen 
Investitionen. Die Gründe dafür sind mannigfaltig. 
Einmal hat in den meisten Mitgliedsländern die Zu- 
nahme der Investitionen im Bereich der wirtschaft- 
lichen und sozialen Infrastruktur — Straßen, Häfen, 
Schulen, Krankenhäuser usw. — in den letzten 
Jahren nicht mit der allgemeinen Wirtschaftsent- 
wicklung Schritt halten können. Dieser Nachholbe- 
darf ist dort besonders ausgeprägt, wo die Infra- 
struktur bestimmten von den Gemeinschaftsinvesti- 
tionen abhängigen individuellen Bedürfnissen und 
Notwendigkeiten entsprechen soll, die im kaufe der 
letzten Jahre weit überdurchschnittlich gestiegen 
sind, wie die Benutzung von Kraftwagen und die 
mit dem Fortschritt auf dem Gebiet der Sozialver- 
sicherung verbundene Inanspruchnahme der Kran- 
kenhäuser. — Der in allen Mitgliedsländern im ver- 
gangenen Jahrzehnt verzeichnete Zug zur Urbani- 
sierung hat in der gleichen Richtung gewirkt. Da- 
durch sind erhebliche Engpässe für das wirtschaft- 
liche und soziale Gleichgewicht entstanden. Auch 
in den kommenden Jahren dürfte die Zunahme der 
Ansprüche in dieser Hinsicht sich nicht verringern, 

Hinzu kommt, daß die staatlichen Aktivitäten 
auf einigen spezifisrchen Gebieten, wie im Bereich 
des Ausbildungswesens, der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung und der Investitionen in den 
weniger entwickelten Gebieten, auf die an anderer 
Stelle in diesem Programm eingegangen wird, in den 
kommenden Jahren ebenfalls erheblich wachsen 
werden. Sie sind in hochentwickelten Volkswirt- 
schaften eine wesentliche Voraussetzung für die 
Stärkung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
und für eine Aufrechterhaltung eines raschen Wirt- 
schaftswachstums sowie für die Förderung des so- 
zialen Fortschritts. Diese staatlichen Aktivitäten ent- 
sprechen auch dem in den Mitgliedstaaten immer 
deutlicher werdenden Bedarf, einen Teil der durch 
das Wirtschaftswachstum gebotenen Möglichkeiten 
für die Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse 
auf dem Gebiete der Kultur, der Erziehung und des 
Gesundheitswesens zu verwenden. 

Es ist offensichtlich, daß diese verschiedenen Auf- 
gaben des Staates und der anderen öffentlichen Ver- 
waltungen und namentlich der Ausbau und die Ver- 
besserung der Infrastruktur mit — zum Teil sehr 
erheblichen — Kosten verbunden sind, deren Ent- 
wicklung bezogen auf das einzelne Projekt wegen 
des zunehmenden technischen Schwierigkeitsgrades 
steigende Tendenz aufweist. Die Aufbringung dieser 
Kosten setzt voraus, daß eine ausgleichende Ver- 
langsamung des Anstiegs der übrigen Verwendungs- 
kategorien erreicht wird und somit die gesamten 
Ansprüche an das Bruttosozialprodukt in Einklang 
mit den realen Ressourcen gebracht werden, ohne 
daß dadurch die Geldwertstabilität gefährdet wird. 
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Da es — wie bereits erwähnt — mit Rücksicht auf 
die Wahrung eines ausreichenden mittelfristigen ge- 
samtwirtschaftlichen Wachstums nicht wünschens- 
wert ist, die staatlichen Investitionen zu Lasten der 
Investitionen der Unternehmen zu finanzieren, be- 
deutet dies, daß in erster Linie die Expansion der 
Vorbrauchsausgaben etwas langsamer ausfallen 
müßte. 

Deckung des öffentlichen 
Finanzierungsbedarfs 

5. Die deutliche Vergrößerung des öffentlichen Fi- 
nanzierungsbedarfs, die in den meisten Mitglied- 
staaten bei den unterstellten Hypothesen zu erwar- 
ten ist, wirft erhebliche Probleme auf, und zwar 
sowohl hinsichtlich des allgemeinen wirtschaftlichen 
Gleichgewichts als auch hinsichtlich seiner Deckung. 

In einigen Mitgliedsländern ist der erwartete Fi- 
nanzierungsbedarf so groß, daß sich daraus schwer- 
wiegende Folgen für das allgemeine wirtschaftliche 
Gleichgewicht ergeben könnten. Es wird unbedingt 
darauf zu achten sein, daß eine solche Entwicklung 
nicht eintritt. j 

Daher wird ■ — insoweit ein verstärkter Rückgriff 
auf den Kapitalmarkt nicht möglich bzw. nicht an- 
gebracht ist ■ — die zu verfolgende Politik darin 
bestehen müssen, entweder die Ausgabensteigerung 
zu bremsen oder aber im Rahmen steuerpolitischer 
Maßnahmen die Einnahmen zu erhöhen. Dabei sind 
wahrscheinlich in den meisten Ländern die ver- 
schiedenen Wege gleichzeitig zu verfolgen. 

Bremsung der Ausgabensteigerung 

6. Wahrscheinlich sind in einigen Ländern in den 
Ausgabenschätzungen durchaus Möglichkeiten für 
eine Bremsung der Ausgabensteigerung vorhanden. 
Dies ergibt sich teilweise aus den Vorausschätzungs- 
methoden, die — wie beispielsweise in Deutschland 
— zunächst einmal von Bedarfsschätzungen für die 
einzelnen Ausgabengebiete ausgingen, ohne daß 
die verschiedenen Gemeinschaftsbedürfnisso schon 
aufeinander abgestimmt oder die Finanzierungsmög- 
lichkeiten berücksichtigt worden sind. 

Mit Rücksicht auf die gesamtwirtschaftlichen Mög- 
lichkeiten scheint in der Mehrheit der Länder eine 
Verringerung des erwarteten Anstiegs der öffent- 
lichen Ausgaben unvermeidlich. Doch sollte auf 
lineare Begrenzungen der Ausgabensteigerungen 
bzw. Ausgabenkürzungen, bei denen sämtliche Aus- 
gabenkategorien um den gleichen Prozentsatz ver- 
ringert werden, verzichtet werden. Dies würde zu 
der notwendigen Beachtung der Prioritäten im 
Widerspruch stehen und nicht die unterschiedliche 
Flexibilität der verschiedenen Ausgabenkategorien 
berücksichtigen. 

Die notwendigen Ausgabenkürzungen sollten 
selektiv im Rahmen eines Prioritätsschemas vorge- 
nommen werden, das möglichst aufgrund mehrjäh- 
riger Haushaltsüberlegungen entwickelt werden 
müßte. Angesichts des großen Bedarfs an Gemein- 
schaftsinvestitionen besteht in fast allen Mitglieds- 
ländern gegenwärtig das Bestreben, Investitionsaus- 
gaben eine besonders hohe Priorität einzuräumen 


und Ausgabenkürzungen möglichst auf die Ver- 
brauchs- und Transferausgaben zu konzentrieren. 
Allerdings ist zu beachten, daß verschiedenen Aus- 
gabenkategorien im Bereich des öffentlichen Ver- 
brauchs zum Teil eine gleichrangige Priorität wie 
den Investitionsausgaben einzuräumen ist. Be- 
stimmte Ausgaben, wie z. B. die Besoldung der 
öffentlichen Bediensteten, müssen mit der allge- 
meinen Wirtschaftsentwicklung Schritt halten, an- 
dere stellen vielfach das notwendige Korrelat für 
die Investitionsausgaben dar, wie z. B. die Kosten 
für den laufenden Unterhalt der Verkehrswege oder 
der Schulen. Schließlich gibt es öffentliche Ver- 
brauchsausgaben, wüe z. B. die Aufwendungen für 
die Verbesserung des Ausbildungswesens, die eine 
wichtige Vorbedingung für die Entwicklung des 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts sind. 

Immerhin dürften in allen Mitgliedsländern in be- 
stimmten Sparten der öffentlichen Verwaltungen 
noch Rationalisierungsmöglichkeiten bestehen, die 
bei Berücksichtigung des technischen Fortschritts re- 
lativ leicht verwirklicht werden können. Tn jedem 
Fall sollte bei der Steigerung der verschiedenen 
öffentlichen Ausgaben jeweils immer sorgfältig ge- 
prüft werden, ob und in welchem Umfang sie tat- 
sächlich erforderlich ist. Gleichzeitig sind auch be- 
reits früher beschlossene Ausgaben immer wieder 
hinsichtlich ihrer aktuellen Notwendigkeit zu kon- 
trollieren. Dabei sollte gegebenenfalls auch eine 
Änderung der Gesetze, durch die Ausgaben festge- 
legt sind, in Erwägung gezogen werden. 

Zur Erleichterung dieser Überprüfung ist es not- 
wendig, daß die Auswahlverfahren bei den einzel- 
nen Ausgabenkategorien genauer untersucht wer- 
den, damit die Verteilung der öffentlichen Mittel 
auf die einzelnen Verwendungszwecke rationeller 
gestaltet werden kann. 

Außerdem sollte mehr und mehr darauf hinge- 
arbeitet werden, die öffentlichen Versorgungs- und 
Verkehrsunternehmen, deren Defizite in einigen 
Ländern einen recht erheblichen Umfang haben, in 
zunehmendem Maße finanziell ins Gleichgewicht zu 
bringen. Aus diesem Grunde sollte diesen Unterneh- 
men ermöglicht werden, sich an die wirtschaftliche 
und technische Entwicklung anzupassen und nament- 
lich die notwendigen Investitions- und Rationalisie- 
rungsanstrengungen vorzunehmen sowie ihre Ta- 
rife insbesondere unter Berücksichtigung der Markt- 
bedingungen den tatsächlichen Kosten anzunähern. 
Insoweit allerdings bestimmte Defizite wegen der 
Verpflichtungen, die unter den Begriff des öffent- 
lichen Dienstes fallen, oder aus sozialpolitischen 
Gründen nicht beseitigt werden können, sollten sie 
jeweils über den Haushalt des Staates bzw. der un- 
mittelbar interessierten Verwaltungen ausgeglichen 
w-erden ^). 

') In dieser Hinsicht sieht die Entscheidung des Rates 
vom 13. Mai 1965 über die Harmonisierung bestimm- 
ter Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschifisverkehr beeinflussen, vor, 
daß die den Verkehrsuntenehmen auferlegten Ver- 
pflichtungen, die unter den Begriff des öffentlichen 
Dienstes fallen, nur insoweit aufrechterhalten werden 
dürfen, als sie für die Sicherstellung ausreichender 
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Da nach den verfügbaren Vorausschätzungen in 
mehreren Mitgliedsländern die öffentlichen Subven- 
tionen und ähnliche Übertragungen an die Wirt- 
schaft sehr fühlbar zunehmen könnten, ist hier mit 
Nachdruck noch einmal darauf hinzuweisen, daß sie 
nur im Einklang mit den in Kapitel III und VI dar- 
gelegten Grundsätzen gewährt werden sollten. 
Außerdem darf ihr Umfang nicht solche Ausmaße 
annehmen, daß dadurch das Haushaltsgleichgewicht 
ernstlich gefährdet wird, zumal dies auf die Dauer 
der Zielsetzung selbst der meisten Subventionen 
zuwiderlaufen würde. 

Es dürfte insgesamt jedoch wenig Aussicht be- 
stehen, daß Beschränkungen der Steigerung bei den 
öffentlichen Ausgaben ausreichen werden, um das 
Problem des Haushaltsausgleichs in allen Mitglieds- 
ländern zu lösen. 

öffentliche Verschuldung 

7. In allen Mitgliedsländern müßte daher unter der 
Annahme einer unveränderten Steuerpolitik der 
steigende Bedarf an öffentlichen Infrastrukturinve- 
stitionen in mehr oder weniger starkem Umfang 
durch Rückgriffe auf Kredite gedeckt werden. Dies 
ist selbst in den Ländern notwendig, in denen wie 
z. B. in den Niederlanden die über den Staatshaus- 
halt finanzierten Investitionen im allgemeinen durch 
laufende Einnahmen gedeckt werden sollen, da bei 
weitem der größte Teil der öffentlichen Investitionen 
im allgemeinen den lokalen Gebietskörporschaften 
obliegt. Um eine Gefährdung des gesamtwirtschaft- 
lichen Gleichgewichts und insbesondere der Preis- 
stabilität zu vermeiden, ist der nicht durch laufende 
Einnahmen gedeckte Finanzierungsbedarf durch Be- 
gebung von langfristigen Anleihen im Inland zu 
finanzieren. Eine Finanzierung durch kurzfristige 
Bankkredite, insbesondere Notenbankkredito, und 
durch Begebung von kurzfristigen öffentlichen Ti- 
teln sollte nur vorübergehend und auch das nur im 
Einklang mit den konjunkturpolitischen Erforder- 
nissen erfolgen, wobei stets darauf geachtet werden 
müßte, daß sich die Nettoverschuldung des Staates 
in diesen Kreditformen über einen längeren Zeit- 
raum hinweg insgesamt nicht nennenswert erhöht. 

Allerdings treffen die Interessen der öffentlichen 
Hand als Emittenten am Kapitalmarkt mit denjeni- 
gen der Unternehmen zusammen, die möglicher- 
weise zur Finanzierung ihrer Investitionen eben- 
falls verstärkt an den Kapitalmarkt herantreten 
müssen. Eine Inanspruchnahme des Kapitalmarktes 
ist in einer Periode, die ohnehin erhebliche Pro- 
bleme für ein spannungsfreies Wirtschaftswachs- 
tum aufwerfen dürfte, nur vertretbar, solange der 
Nachfrage nach Kapital ausreichend echte Erspar- 
nisse gegenüberstehen. Sicherlich wird die private 
Ersparnisbildung in den Mitgliedsländern weiter 
kräftig zunehmen, insbesondere wenn es gelingt, 
die Zielsetzung eines optimalen Wirtschaftswachs- 
tums unter Wahrung der internen und externen 

Verkehrsbedienung unerläßlich sind. Insoweit einige 

dieser Verpflichtungen aufrechterhalten bleiben, be- 
stimmt die gleiche Entscheidung, daß die den Ver- 
kehrsunternehmen daraus entstehenden Lasten aus- 
zugleichen sind. 


Stabilität möglichst rasch und dauerhaft zu reali- 
sieren, namentlich wenn besondere Maßnahmen 
zur Stimulierung der privaten Ersparnisbildung und 
zur Verbesserung der Funktionsfähigkeit der Kapi- 
talmärkte getroffen werden. Dennoch bleibt es frag- 
lich, ob die dem Kapitalmarkt zufließenden Erspar- 
nisse ausreichen werden, um den steigenden Kredit- 
bedarf der öffentlichen Hand und der Unternehmen 
zu decken. 

Erhöhung des Steueraufkommens 

Angesichts des vorausgeschätzten Finanzierungs- 
bedarfs der öffentlichen Hand sowie der nur be- 
grenzten Ergiebigkeit der Kapitalmärkte könnte 
sich unter Umständen eine zusätzliche Erhöhung des 
Steueraufkommens als unvermeidlich erweisen. 
Allerdings gehen im allgemeinen die haushaltspoli- 
tischen Angaben der Mitgliedstaaten bisher davon 
aus, daß eine wesentliche Erhöhung der Steuersätze 
vermieden und der Haushaltsausgleich auf andere 
Weise hergestellt werden könnte. In den Nieder- 
landen ist allerdings beabsichtigt, den Haushalts- 
ausgleich gegebenenfalls über eine Anpassung der 
Steuersätze zu erzielen, es sei denn, daß eine grö- 
ßere Inanspruchnahme des Kapitalmarktes durch 
die öffentliche Hand ohne Gefährdung des wirt- 
schaftlichen Gleichgewichts möglich wäre. 

Soweit sich eine zusätzliche Erhöhung des Steuer- 
aufkommens als unumgänglich erweist, sollte sie so 
ausgerichtet sein, daß sie möglichst wenig die pri- 
vate Ersparnisbildung und die Investitionen der 
Unternehmen beeinträchtigt.’ Eine Erhöhung des 
Steueraufkommens sollte sich daher in erster Linie 
auf diejenigen Steuern beziehen, die namentlich 
die Verbrauchsausgaben betreffen. Dabei sollte zu- 
gleich den Erfordernissen der vorgesehenen Steuer- 
harmonisierung zwischen den Mitgliedstaaten Rech- 
nung getragen werden. Das bedeutet, daß möglichst 
keine neuen steuerpolitischen Maßnahmen ergriffen 
werden sollten, die diesem Ziel zuwiderlaufen. In 
den Mitgliedstaaten, in denen der Anteil der pro- 
duktbezogenen Steuern relativ niedrig ist, wäre 
daher gegebenenfalls eine Erhöhung des Steuerauf- 
kommens in erster Linie durch eine entsprechende 
Anpassung dieser Steuern, insbesondere auch im 
Zuge der Umsatzsteuerharmonisierung {Übergang 
zum Mehrwertsystem), anzustreben. In den anderen 
Mitgliedstaaten würde es dagegen dem Ziel der 
Steuerharmonisierung mehr entsprechen, wenn sie 
sich darum bemühen würden, vornehmlich das Auf- 
kommen der Steuern aus Einkommen und Vermögen 
zu steigern. 

Mehrjährige H a u s h a 1 1 s v o r a u s - 
schauen oder - programme 

9. Die öffentliche Finanzpolitik muß unbedingt den 
längerfristigen Wachstumsmöglichkeiten Rechnung 
tragen. Sie muß so ausgerichtet sein, daß sie opti- 
male Bedingungen für das Wirtschaftswachstum, die 
Wirtschaftsstruktur und die innere und äußere Sta- 
bilität schafft. Dafür ist eine längerfristige Orien- 
tierung über das Gesamtvolumen der öffentlichen 
Haushalte sowie die wesentlichen Einnahmen- und 
Ausgabenkategorien in Form mehrjähriger Haus- 
haltsvorausschauen oder -Programme notwendig: 
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Die Vorausschauen könnten in begrenzten und vor- 
rangigen Bereichen durch Haushaltsprogramme mit 
verbindlichem Charakter ergänzt werden. Damit 
sollen keineswegs die jährlichen Haushaltspläne 
ersetzt, sondern vielmehr ein Rahmen geschaffen 
werden, in den die jährlichen Haushaltspläne hinein- 
gestellt werden können. Sie sollen den Regierungen 
und den Parlamenten ihre jeweiligen haushaltspoli- 
tischen Entscheidungen erleichtern, indem sie ihnen 
die daraus resultierenden Wirkungen auf das Haus- 
haltsvolumen und das Haushaltsgleichgewicht über 
einen längeren Zeitraum hinweg aufzeigen. 

Gleichzeitig können sie eine wichtige Grundlage 
für eine konjunkturgerechte Finanzpolitik darstel- 
len. Dadurch wird ein zur Stabilisierung des Kon- 
junkturverlaufes gegebenenfalls wünschenswertes 
Vorziehen bzw. Hinausschieben bestimmter pro- 
grammierter öffentlicher Ausgaben über mehrere 
Jahre hinweg ermöglicht. Darüber hinaus können 
mehrjährige Haushaltsvorausschauen oder -Pro- 
gramme wesentlich dazu beitragen, daß die tech- 
nische Planung und Durchführung bestimmter öffent- 
licher Investitionsvorhaben frühzeitig vorbereitet 
wird, so daß sie im Falle einer Konjunkturabschwä- 
chung ohne größere Verzögerungen in Angriff ge- 
nommen werden können. 

Außerdem würde mit den mehrjährigen Flaus- 
haltsvorausschauen oder -Programmen ein zusätz- 
liches, wertvolles Instrument für die Koordinierung 
der Haushaltspolitik und der allgemeinen Wirt- 
schaftspolitik in den Mitgliedstaaten und auf der 
Ebene der Gemeinschaft geschaffen. Deshalb sollten 
möglichst bald derartige Vorausschauen oder Pro- 
gramme aufgestellt werden; dabei sollten sich die 
Mitgliedstaaten bemühen, die Methoden und Zeit- 
räume so zu wählen, daß eine sinnvolle Konfrontie- 
rung in der Gemeinschaft ermöglicht wird. 

Festlegung von Prioritäten 

10. Die mehrjährigen Haushaltsvorausschauen 
oder -Programme sind auch ein wichtiges Hilfsmit- 
tel für eine möglichst weitgehende Festlegung der 
Prioritäten der einzelnen Ausgabenkategorien, die 
für die Sicherstellung eines möglichst effizienten 
Einsatzes der öffentlichen Mittel unerläßlich ist. Sie 
müßte sich auf ihre sachliche, zeitliche und regio- 
nale Dringlichkeit beziehen. Dabei sind die Priori- 
täten möglichst unter Berücksichtigung der gesamt- 
wirtschaftlichen Erfordernisse miteinander abzu- 
stimmen. Zugleich ist vor allem auch die Interde- 
pendenz der Prioritäten zu beachten, da bestimmte 
Ausgaben eine unerläßliche Vorbedingung oder 
eine unmittelbare Folge anderer Ausgaben sein 
können. 

Eine besondere Rolle spielen in diesem Zusam- 
menhang die verschiedenen öffentlichen Investitio- 
nen. Einmal werden sie in allen Mitgliedsländern 
in den kommenden Jahren besonders rasch zuneh- 
men, zum anderen ist es bei ihnen besonders dring- 
lich, sie mit den Produktionskapazitäten bestimm- 
ter Wirtschaftszweige, namentlich der Bauwirt- 
schaft, in Einklang zu bringen. Auf jeden Fall sollte 
eine Wiederkehr erheblicher partieller Ungleichge- 
wichte, wie sie in mehreren Mitgliedsländern in den 


vergangenen .fahren unter anderem auch wegen 
einer zu schnellen und zu massiven Verausgabung 
öffentlicher Mittel oder wegen zu umfangreicher 
öffentlicher Förderungsmaßnahmen auf den Bau- 
märkten zu beobachten waren, unbedingt vermie- 
den werden. Dafür spricht sowohl das Ziel der 
Preisstabilität als auch der Umstand, daß bei Preis- 
steigerungen die für einzelne Investitionsprojekte 
vorgesehenen Ausgabenansätze überschritten und 
damit der Haushaltsausgleich noch zusätzlich er- 
schwert würden. Durch die Festlegung einer Dring- 
lichkeitsskala sollte erreicht werden, daß einer 
Überbeanspruchung bestimmter Produktionskapazi- 
täten vorgebeugt wird; zugleich wäre damit sicher- 
zustellen, daß gegebenenfalls nicht die Durchfüh- 
rung aller oder der meisten Investitionsvorhaben 
verzögert wird, sondern nur weniger dringliche Pro- 
jekte zurückgestellt werden. Im übrigen ist darauf 
zu achten, daß die Prioritäten jeweils für ganze In- 
vestitionsvorhaben bzw. — z. B. beim Straßenbau 
— für genügend große Abschnitte davon festgelegt 
und zugleich durch eine Verbesserung der Haus- 
haltstechniken ihre kontinuierliche Abwicklung 
sichergestellt werden, damit die modernen techni- 
schen Produktionsmethoden voll angewandt wer- 
den können. Außerdem wäre dafür Sorge zu tragen, 
daß bei einer Aufteilung in mehrere Abschnitte je- 
weils solche Abschnitte vorrangig durchgeführt 
werden, die zur Beseitigung besonders schwerwie- 
gender Engpässe beitragen und möglichst schnell 
verwendbar sind. 

Koordinierung der Häushaltspolitik 
der verschiedenen öffentlichen 
Verwaltungen 

11. Eine wichtige Vorausetzung für eine effiziente 
mittelfristige Wirtschaftspolitik ist in allen Mit- 
gliedsländern eine enge Koordinierung der ver- 
schiedenen öffentlichen Verwaltungen (Staat, an- 
dere Gebietskörperschaften, Sozialversicherung), 
und zwar sowohl im Hinblick auf die der öffentli- 
chen Hand insgesamt zur Verfügung stehenden 
Finanzierungsmittel als auch vor allem hinsichtlich 
der Auswirkungen der öffentlichen Transaktionen 
auf die Wirtschaft. Da in den meisten Mitglieds- 
ländern der bei weitem größte Teil der öffentlichen 
Investitionen von den lokalen Gebietskörperschaf- 
ten und hier namentlich von den Gemeinden durch- 
geführt wird, muß vor allem darauf geachtet wer- 
den, daß sich ihre Investitionen in den Rahmen der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik einfügen. 

Es wird daher darauf ankommen, dort, wo sie 
noch nicht bestehen, möglichst bald geeignete Ver- 
fahren für die Koordinierung zu entwickeln und ge- 
gebenenfalls den Einfluß der Zentralregierungen 
auf die anderen Gebietskörperschaften in der Weise 
zur Geltung zu bringen, daß diese sich bei der Ge- 
staltung ihrer Ausgaben an die Erfordernisse der 
mittelfristigen Wirtschaftspolitik und der Konjunk- 
turpolitik halten. Dabei wird zu prüfen sein, ob 
nicht die staatlichen Zuschüsse zu den anderen 
Haushalten an entsprechende Bedingungen ge- 
knüpft werden sollten. Das bedeutet jedoch nicht, 
daß ihre Autonomie beeinträchtigt werden soll. 
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Andererseits müssen die Zentralregierungen aber j 
auch darauf achten, daß die im Rahmen der mittel- 
fristigen Wirtschaftspolitik vordringlichen Ausga- 
ben dieser Gebietskörperschaften, namentlich be- 
stimmte Investitionsausgaben, nicht unnötig durch 
Finanzierungsschwierigkeiten erschwert werden. In 
diesem Zusammenhang wäre zu untersuchen, ob 
und inwieweit nicht in verstärktem Maße ihnen die 
Möglichkeit zusätzlicher Steuereinnahmen cinge- 
räumt und dadurch ihr Rückgriff auf den Kapital- 
markt beschränkt werden sollte. 

12. Besondere Probleme werden sich in den kom- 
menden Jahren in mehreren Mitgliedsländern für 
die Sozialversicherungen ergeben. Ihre Ausgaben 
dürften nämlich — selbst unter der Annahme einer 
unveränderten Gesetzgebung — vor allem wegen 
der kräftigen Erhöhung der Altersrenten und der 
voraussichtlich fühlbar steigenden Leistungen der 
Krankenversicherungen in den nächsten Jahren 
ebenfalls schneller steigen als das Bruttosozialpro- 
dukt. Daraus werden sich erhebliche finanzielle 
Probleme ergeben, weil entweder die Beiträge oder 
die öffentlichen Zuschüsse erhöht werden müßten. 
Die gesamten finanziellen Probleme der Sozialver- 
sicherung müssen noch vom Anschuß unter gebüh- 
render Berücksichtigung der wirtschaftlichen und 
sozialen Aspekte eingehend geprüft werden. 


KAPITEL VI 

Regionalpolitik 

1. Der Ausschuß hat in enger Zusammenarbeit mit 
der Gruppe der hohen für die Regionalpolitik in den 
Mitgliedstaaten verantwortlichen Beamten einge- 
hend die Probleme der Regionalpolitik in der Ge- 
meinschaft untersucht. Die wichtigsten regionalen 
Probleme, insbesondere ihr Zusammenhang mit der 
Wachstumspolitik sowie die allgemeinen Ziele, 
Methoden und Maßnahmen der Regionalpolitik sind 
im Anhang zu diesem Programm ausführlicher dar- 
gestellt. Sie stellen die Grundlage für die folgenden 
Leitlinien zur Regionalpolitik der Mitgliedstaaten 
und der Institutionen der Gemeinschaft dar. Es ist 
dabei zu unterstreichen, daß die vorgeschlagenen 
Aktionen sich auf die wichtigsten regionalpoliti- 
schen Aktionen beschränken, die die Mitgliedstaa- 
ten und die Institutionen der Gemeinschaft in den 
nächsten Jahren möglichst schnell mit Vorrang in 
Angriff nehmen sollten. 

Aufgaben der R e g i o n a 1 p o I i t i k 

2. Die Schaffung optimaler Bedingungen für ein 
ausgewogenes Wirtschaftswachstum und eine aus- 
gewogene Wirtschaftsstruktur erfordert in den 
nächsten Jahren erhebliche Anstrengungen auf dem 
Gebiet der Regionalpolitik. Dabei gilt es insbeson- 
dere, die vorhandenen Produktionsreserven in den 
Problemgebieten zu mobilisieren und damit glei- 
chermaßen das gesamtwirtschaftliche Wachstum zu 
fördern und zu einem besseren regionalen Gleich- 
gewicht beizutragen. Gleichzeitig sollte man danach 
streben, daß solche Ballungen der wirtschaftlichen 
Aktivitäten vermieden werden, die zu überpropor- 


tional steigenden wirtschaftlichen und sozialen Ko- 
sten führen und den in bestimmten Zentren bereits 
herrschenden starken Arbeitskräftemangel noch 
verschärfen. 

Die wichtigste Aufgabe der Regionalpolitik be- 
steht somit darin, in den benachteiligten Gebieten 
durch geeignete Maßnahmen die nötigen Voraus- 
setzungen für die Entfaltung wirtschaftlicher Initia- 
tiven zu schaffen. In der Gemeinschaft erhält diese 
Aufgabe der Regionalpolitik insofern eine beson- 
dere Bedeutung, als die Vorteile des größeren 
Marktes im Bereich der Beschäftigung, der Produk- 
tion und der Realeinkommen nur in dem Maße 
wahrgenommen werden können, in dem Unterneh- 
men, namentlich der Industrie, ihren Standort 
grundsätzlich frei in den für sie am günstigsten 
Gebieten wählen können. Dies setzt voraus, daß 
ihre Entscheidungen nicht durch zu große Unter- 
schiede in der Ausstattung der Regionen mit öffent- 
lichen Leistungen, insbesondere der Infrastruktur, 
beeinflußt werden. Durch Schaffung gleichwertiger 
Startchancen muß daher die Regionalpolitik dafür 
Sorge tragen, daß die Problemgebiete der Gemein- 
schaft — und insbesondere die großen peripheren 
Gebiete — an der geographischen Neuorientierung 
der Produktion im Gemeinsamen Markt hinreichend 
beteiligt werden. Dabei sollte darauf geachtet wer- 
den, daß die Maßnahmen der sektoralen Struktur- 
politik, insbesondere im Bereich der Landwirtschaft 
und der Industrie, mit der Regionalpolitik abge- 
stimmt sind. 

Um eine Verstärkung der Unterschiede zwischen 
den überwiegend landwirtschaftlich orientierten 
Problemgebieten und den übrigen Regionen der 
Gemeinschaft zu vermeiden, wird es in den kom- 
menden Jahren auf dem Gebiet der Agrarstruktur- 
politik ganz besonderer Anstrengungen bedürfen. 
Die Schaffung einheitlicher Agrarmärkte und ein- 
heitlicher Preise bedingt in einer Reihe von Fällen 
eine relative oder absolute Verminderung der Er- 
zeugerpreise, die in Gebieten mit ungünstiger Pro- 
duktionsstruktur schwierige regionale Probleme 
hervorrufen kann. Darüber hinaus tendiert die wirt- 
schaftliche Expansion ganz allgemein dazu, die 
strukturellen Schwächen der überwiegend landwirt- 
schaftlich orientierten Gebiete noch stärker zum 
Vorschein zu bringen. Die Agrarstrukturpolitik muß 
infolgedessen insbesondere in den landwirtschaftli- 
chen Problemgebieten bestrebt sein, sowohl Orien- 
tierung und Volumen der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung als auch ihre Lokalisierung auf der Basis 
der natürlichen wirtschaftlichen Bedingungen zu 
fördern, um die landwirtschaftliche Tätigkeit der 
einzelnen Gebiete wettbewerbsfähig zu machen und 
in die Richtung einer vom gesamtwirtschaftlichen 
Standpunkt aus höchstmöglichen Rationalität zu 
bringen. 

Infrastruktur 

3. Eines der wichtigsten Instrumente zur Entwick- 
lung und Anpassung der Gebiete mit regionalpoliti- 
schen Problemen ist die Verbesserung der Infra- 
struktur. Je nach den Bedürfnissen dieser Gebiete, 
die von Fall zu Fall zu präzisieren sind, sollte sich 
dabei die zu erstellende Infrastruktur auf die wirt- 
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schaftliche Infrastruktur im engen Sinne des Wortes 
(Industriegelände, Verkehrswege, Nachrichtenüber- 
mittlung), auf das Bildungswesen (allgemeine Bil- 
dung und Berufsausbildung) und auf die soziale und 
kulturelle Ausrüstung (Wohnungs-, Gesundheits- 
wesen, kulturelle Ausstattung, Freizeiteinrichtun- 
gen) erstrecken. 

Der Ausbau der Infrastruktur sollte insbesondere 
die Notwendigkeit berücksichtigen — gestützt mög- 
lichst auf bereits vorhandene städtische Zentren — , 
„Entwicklungsschwerpunkte" zu bilden; sie sollten 
organisch solche Industrie- und Dienstleistungsun- 
ternehmen umfassen, die sich nach den Starthilfen 
selbständig weiterentwickeln können. Hinreichend 
dynamische „Entwicklungsschwerpunkte" würden 
auch die Entwicklung „sekundärer Zentren" fördern. 

Außerdem sollte sich um die Einrichtung derjeni- 
gen europäischen Verkehrsachsen bemüht werden, 
durch welche die peripheren Gebiete instand gesetzt 
werden, stärker am Güteraustausch in der Gemein- 
schaft zu partizipieren. Die Mitgliedstaaten und die 
Institutionen der Gemeinschaft sollten daher unver- 
züglich gemeinsam Schritte unternehmen, unter Be- 
rücksichtigung der zukünftigen Rentabilität die Ver- 
kehrsachsen festzulegen, deren Ausbau im Hinblick 
auf diese Entwicklung dieser erheblich benachteilig- 
ten Gebiete besonders dringlich ist, und die Mög- 
lichkeit für ihre Realisierung schaffen. Das mit Ent- 
scheidung des Rats vom 28. Februar 1966 festge- 
legte Beratungsverfahren auf dem Gebiet der Infra- 
strukturinvestitionen für den Verkehr, das auch die 
Investitionen einschließt, die für die Entwicklung 
einer oder mehrerer Regionen von Bedeutung sind, 
stellt in dieser Hinsicht ein wertvolles Hifsmittel 
für die gegenseitige Abstimmung über regional- 
politisch bedeutsame Verkehrsinvestitionen dar. 

Frachten 

und Beförderungsbedingungen 

5. Die in Artikel 80 des Vertrages von Rom ge- 
nannten Frachten und Beförderungsbedingungen, 
die in irgendeiner Weise der Unterstützung oder 
dem Schutze dienen, sollten nur solchen Regionen 
gewährt werden, für deren Entwicklung sie gegen- 
wärtig noch unbedingt notwendig sind. Um eine 
Verfälschung der optimalen räumlichen Verteilung 
der wirtschaftlichen Tätigkeit im Gemeinsamen 
Markt zu vermeiden, sollten sie außer in Ausnah- 
mefällen, die von Fall zu Fall zu prüfen sind, nor- 
malerweise nur in Form von Starthilfen gewährt 
und in zunehmendem Maße zeitlich befristet wer- 
den. Zugleich sollten die Tarife der öffentlichen 
Verkehrsunternehmen in den hochentwickelten Ge- 
bieten möglichst den tatsächlichen Kosten ange- 
nähert werden, damit den in diesen Gebieten an- 
sässigen Unternehmen nicht künstlich Wettbe- 
werbsvorteile gewährt werden. 

Beihilfen 

6. Bei der Gewährung von finanziellen Beihilfen 
sollten die Mitgliedstaaten im Interesse einer mög- 
lichst großen Effizienz in Zukunft stärker die nach- 
folgenden Grundsätze berücksichtigen: 


— Finanzielle Beihilfen genügen allein nicht, die 
Entwicklung der weniger begünstigten Gebiete 
sicherzustellen. Eine hinreichende Wirksamkeit 
der Beihilfen ist nur dann gegeben, wenn ihre 
Gewährung mit der Schaffung der erforderlichen 
Infrastruktur verbunden wird. 

— Es ist wünschenswert, daß die Beihilfen die An- 
siedlung von Unternehmen in denjenigen Orten 
und Zentren der benachteiligten Regionen för- 
dern, die die günstigsten Entwicklungschancen 
bieten. Dabei sollten die Beihilfesysteme so ge- 
staltet werden, daß sie die Entwicklung von 
„Schwerpunkten" und „Zentren" begünstigen, 
wie dies bereits in einigen Ländern der Fall ist. 

— Finanzielle Vorteile dürfen nur an finanziell ge- 
sunde und auf lange Sicht wettbewerbsfähige 
Unternehmen vergeben werden. Sie sollten, na- 
mentlich in den großen benachteiligten Gebieten, 
die Ansiedlung von „motorischen Unternehmen 
oder Unternehmenskomplexen" begünstigen, die 
geeignet sind, die Entstehung weiterer Unter- 
nehmen anzuregen. 

— Die finanziellen Vorteile sollten die strukturelle 
Anpassung der Regionen an die neuen wirt- 
schaftlichen und technischen Bedürfnisse erleich- 
tern. Dies setzt voraus, daß die finanziellen 
Vorteile den Charakter von Übergangshilfen 
erhalten. Auf jeden Fall sollten die Mitglied- 
staaten auf Dauerhilfen verzichten, die den An- 
passungsprozeß verhindern und zur Unterstüt- 
zung nicht wettbewerbsfähiger Erwerbszweige 
führen; dies würde nämlich nicht nur einen Pro- 
duktionsverlust für die gesamte Volkswirtschaft 
nach sich ziehen, sondern auf die Dauer auch 
neue regionale Probleme schaffen. 

— Die Erfordernisse der Regionalpolitik und die 
der Wettbewerbspolitik machen nicht nur auf 
nationaler, sondern auch auf Gemeinschafts- 
ebene eine Bemessung der gewährten Beihilfen 
im Verhältnis zur Schwere der regionalen Pro- 
bleme erforderlich, was eine vordringliche Be- 
rücksichtigung der Gebiete mit besonders gro- 
ßen Schwierigkeiten zur Folge haben sollte. 

Um einen Einsatz der Beihilfen im Sinne dieser 
Grundsätze zu gewährleisten und den Institutionen 
der Gemeinschaft die Prüfung der Übereinstimmung 
der Beihilfen mit den Vorschriften des Vertrages 
von Rom zu erleichtern, ist es wünschenswert, sie in 
den Rahmen von gründlichen Untersuchungen oder 
Programmen für die einzelnen Regionen einzuord- 
nen, auf die nachstehend eingegangen wird. 

Regionale Untersuchungen 
und Programme 

7. Die Regionalpolitik der Mitgliedstaaten und der 
Instutionen der Gemeinschaft sollte noch stärker als 
andere Bereiche der Wirtschaftspolitik den länger- 
fristigen Aspekten der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung Rechnung tragen. Um diese Aspekte 
hinreichend berücksichtigen zu können, sind gründ- 
liche Untersuchungen über die Regionalstruktur 
und die längerfristigen regionalen Entwicklungsper- 
spektiven wünschenswert. Diese Untersuchungen 
i sollten vor allem von der natürlichen Bestimmung 
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der jeweiligen Regionen im Rahmen des Gemein- 
samen Marktes und der voraussichtlichen Entwick- 
lung des Arbeitskräftepotentials ausgehen und fest- 
stellen, welche Aktivitäten unter Berücksichtigung 
einer ausreichenden Mobilität der Arbeitskräfte neu 
zu schaffen sind. Dabei ist jeweils auch die Bedeu- 
tung der städtischen Zentren für die Entwicklung 
der Regionen zu beachten. Derartige Untersuchun- 
gen sind eine wichtige Voraussetzung dafür, daß 
eine Gesamtheit von untereinander kohärenten 
Maßnahmen zur Entwicklung der einzelnen Regio- 
nen getroffen wird. 

Es empfiehlt sich, die Maßnahmen, die sich auf 
langfristige Vorhaben erstrecken, in Form von flexi- 
bel gehaltenen Mehrjahresprogrammen zu fassen, 
in denen die Prioritäten der einzelnen Vorhaben 
und Maßnahmen festgelegt und mit den finanziel- 
len Möglichkeiten abgestimmt werden. Es ist des- 
halb wünschenswert, daß die Mitgliedstaaten und 
die Institutionen der Gemeinschaft ihre Studien 
fortsetzen, um zu einer Übereinstimmung hinsicht- 
lich der großen Linien der zu befolgenden Methoden 
für die Aufstellung dieser Programme zu gelangen. 

Derartige Programme müssen in den Mitglied- 
staaten mit Vorrang für solche Regionen ausgear- 
beitet werden, die gegenwärtig die schwierigsten 
Entwicklungs- und Anpassungsprobleme in der Ge- 
meinschaft aufwerfen. Sie sollten so gestaltet sein, 
daß sie die Koordinierung der Mittel der regiona- 
len, nationalen und gemeinschaftlichen Institutionen 
und ihre Konzentration auf die Schwerpunkte der 
regionalen Entwicklung erleichtern. 

Es ist unbedingt notwendig, diese Programme in 
die allgemeine Wirtschaftspolitik und gegebenen- 
falls auch in die gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lungsprogramme einzuordnen und mit den übrigen 
Prioritäten der Wirtschaftspolitik in Einklang zu 
bringen. Eine derartige Abstimmung ist auch wün- 
schenswert, um Überbietungen zwischen den Regio- 
nen zu vermeiden und etwaigen Inkohärenzen vor- 
zubeugen. Aus diesem Grunde sollten die Mitglied- 
staaten, sofern dies noch nicht geschehen ist, mög- 
lichst bald alle notwendigen Schritte in die Wege 
leiten, um eine Koordinierung der verschiedenen 
Regionalprogramme sicherzustellen. 

Finanzierungsmittel 
der Gemeinschaft 

8. Die den europäischen Institutionen zur Verfü- 
gung stehenden finanziellen Mittel haben bisher 
schon einen beachtlichen Beitrag zur regionalen Ent- 
wicklung in der Gemeinschaft geleistet. Ihre Wirk- 
samkeit müßte in Zukunft durch folgende Maßnah- 
men verbessert werden: 

Die Mittel der Europäischen Investitionsbank 
sollten den Umfang der regionalpolitischen Bedürf- 
nisse besser angepaßt werden, damit die Bank ■ — - 
vor allem in den großen benachteiligten Gebieten — 
besser zur Regionalentwicklung beitragen kann, 
namentlich auch zur Finanzierung von solchen Infra- 
strukturvorhaben, die besonders günstige Auswir- 
kungen auf die allgemeine Wirtschaftsentwicklung 
haben. Dies setzt voraus, daß die Mitgliedstaaten 1 


der Bank den Zugang zu den Kapitalmärkten stär- 
ker erleichtern. 

Um der Bank eine aktivere Rolle bei der regiona- 
len Entwicklung zu ermöglichen, wäre es außerdem 
angebracht zu untersuchen, ob bei den gegenwärti- 
gen Gegebenheiten und unter welchen Bedingungen 
es notwendig ist, in den Regionen, die besonders 
benachteiligt sind, die sich für die Darlehnsnehmer 
der Bank ergebenden Zinssätze und -lasten zu ver- 
mindern, wie dies in bestimmten Gebieten bereits 
der Fall ist. Dabei muß allerdings darauf geachtet 
werden, daß nicht durch eine zu weit verbreitete 
Gewährung von Zinszuschüssen die Lenkungsfunk- 
tion des Zinses für die Steuerung der Geld-, Kredit- 
und Kapitaltströme in Frage gestellt wird. 

Insoweit eine ausgewogene regionale Wirt- 
schaftsentwicklung auch regional gezielte Maßnah- 
men zur Förderung der beruflichen Qualifikationen 
und Anpassungsfähigkeit erfordert, kann die Un- 
terstützung durch den Europäischen Sozialfonds 
eine besondere Bedeutung haben. In diesem Zusam- 
menhang mißt der Ausschuß größte Beachtung dem 
Ergebnis der derzeitigen Beratungen im Rat über 
die diesbezüglichen Vorschläge der Kommission 
bei *). 

Bei der Koordinierung der Agrarstrukturpolitik 
in der Gemeinschaft und bei der Gewährung von 
Zuschüssen der Abteilung „Ausrichtung" des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft soll jeweils auch den regionalpoli- 
tischen Zielsetzungen der Mitgliedstaaten und der 
Gemeinschaft sowie den gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklungsmöglichkeiten der einzelnen Regionen 
Rechnung getragen werden. 

Die R e g i o n a 1 p o 1 i t i k e n 
auf Gemeinschaftsebene 

9. Obwohl die Zuständigkeit für die Regionalpoli- 
tik primär bei den Mitgliedstaaten liegt, ist auf de- 
sem Gebiet im Interesse einer harmonischen Wirt- 
schaftsentwicklung und einer Verringerung des 
Rückstandes der weniger begünstigten Gebiete in 
der Gemeinschaft eine Konfrontierung und soweit 
wie möglich eine Koordinierung besonders notwen- 
dig. Diese ist in der Tat eine wesentliche Voraus- 
setzung dafür, daß die Mittel der Mitgliedstaaten 
und der Gemeinschaft auf die im Rahmen der mittel- 
fristigen Wirtschaftspolitik als vordringlich erkann- 
ten regionalpolitischen Ziele ausgerichtet werden. 
Gleichzeitig soll sie sicherstellen, daß die bei der 
Anwendung der gemeinsamen Politiken, insbeson- 
dere der gemeinsamen Landwirtschafts- und Ver- 
kehrspolitik, zu ergreifenden Maßnahmen hinrei- 
chend auch den regionalpolitischen Belangen Rech- 
nung tragen. 

Es ist in diesem Zusammenhang wünschenswert, 
daß auch die Regionalpolitiken auf Ebene der Ge- 
meinschaft zu folgenden Zwecken konfrontiert und 
soweit wie möglich koordiniert werden: 

') Vorschläge der Kommission an den Rat zur Ände- 
rung der Verordnung Nr. 9 und für eine Zusatzver- 
ordnung des Rats über den Europäischen Sozialfonds. 
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— um die Kohärenz zwischen den diesen Politiken : 

zugrunde liegenden Hypothesen — ■ z. B. auf dem | 
Gebiet der Wanderungsbewegungen — zu wah- ! 
ren; i 

I 

— ■ um die Wirkungen, die sich aus der Integration I 
der Märkte auf die Wirtschaft der einzelnen Re- 
gionen ergeben, beurteilen zu können; 

— um die Wirkungen, die sich aus der Anwendung 
der gemeinsamen Politiken (der Landwirtschafts-, 
Verkehrs-, Berufsausbildungs-, Handelspolitik 
usw.) auf die Wirtschaft dieser Regionen erge- 
ben, abzuschätzen und berücksichtigen zu kön- 
nen; 

— um untersuchen zu können, in welchem Ausmaß 
regionalpolitische Gründe eine Abweichung von 
den allgemeinen Grundsätzen des Vertrages von 
Rom (staatliche Beihilfen, Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen im Sinne des Artikels 80 des 
Vertrages von Rom, die in irgendeiner Weise 
der Unterstützung oder dem Schutze dienen, 
Schutzklauseln) rechtfertigen und zu vermeiden, 
daß auf Grund von Interventionen der öffent- 
lichen Hand die Errichtung von Unternehmen 


stimuliert wird, die auf lange Sicht im Gemein- 
samen Markt und gegenüber der Konkurrenz 
von außen nicht wettbewerbsfähig sind; 

— um zu untersuchen, ob und in welchem Ausmaß 
die gemeinschaftlichen Finanzierungsmittel (Mit- 
tel der Europäischen Investitionsbank, des So- 
zialfonds, des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds sowie der Hohen Behörde) an der 
Durchführung dieser Politiken mitwirken können. 

10. Da eine ausreichende statistische Information 
eine wichtige Voraussetzung für die regionalpoliti- 
schen Untersuchungen und Programme ist, sollten 
die Mitgliedstaaten und die Institutionen der Ge- 
meinschaft auch um eine Verbesserung und einen 
Ausbau der Regionalstatistik bemüht sein und mög- 
lichst bald die Statistiken festlegen, die in dieser 
Hinsicht vorrangig zu erstellen sind. 

Außerdem sollten die Mitgliedstaaten und die 
Institutionen der Gemeinschaft regelmäßig ihre Er- 
fahrungen über die von ihnen auf dem Gebiet der 
Regionalentwicklung angewandten Methoden und 
Maßnahmen sowie die damit erzielten Erfolge aus- 
tauschen. 
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ANHANG II 

Probleme der Beschäftigungs- und 
Berufsausbildungspolitik 

Allgemeiner Überblick 

1. Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse 
der Projektionen für die Beschäftigungsentwick- 
lung 

Nach den von der Sachverständigengruppe für 
mittelfristige wirtschaftliche Perspektiven übermit- 
telten Projektionen für den Zeitraum 1965 bis 1970 
dürfte sich die Gesamtzahl der Arbeitskräfte in der 
Gemeinschaft (verfügbare Erwerbsbevölkerung) 
zwischen 1965 und 1970 um rund 1,7 Millionen — 
von 76,1 auf 77,8 Millionen — erhöhen. Dies würde 
einer Zunahme um gut 2 Vo in fünf Jahren bzw. 
einer jährlichen Zunahme um 0,4 ®/o entsprechen, 
womit der in der Zeit zwischen 1960 und 1965 be- 
obachtete Steigerungssatz von knapp 0,6 % deut- 
lich unterschritten wird. Die Entwicklung dürfte je- 
doch in den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich 
verlaufen, da mit einer durchschnittlichen jährlichen 
Zunahme in der Größenordnung von 0,5 bis 0,6 ®/o 
in Belgien, Frankreich und in Italien und 1,3 Vo in 
den Niederlanden gerechnet wird, während für die 
Bundesrepublik Deutschland etwa eine Stagnation 
erwartet wird. 

Die Zahl der Erwerbstätigen (beschäftigte Er- 
werbsbevölkerung) dürfte sich stärker erhöhen: hier 
wird im Zeitraum 1965 bis 1970 mit einer Zunahme 
um 1,9 Millionen von 74,6 Millionen auf 76,5 Mil- 
lionen gerechnet, was einer jährlichen Zunahme um 
0,5 “/o entsprechen würde. Demzufolge dürfte die 
Arbeitslosigkeit weiter leicht zurückgehen; die Zahl 
der Arbeitslosen dürfte auf 1,3 '’/o sinken, was einer 
Arbeitslosenquote von 1,6 Vo gegenüber gegenwär- 
tig 1,9 Vo entsprechen würde. Bei diesem sehr niedri- 
gen Satz ist damit zu rechnen, daß die Spannungen 
auf dem Arbeitsmarkt in den meisten Ländern der 
Gemeinschaft anhalten oder sich noch verschärfen 
werden. 

Bei dieser verhältnismäßig geringen globalen Zu- 
nahme dürfte sich die Beschäftigungsstruktur weiter- 
hin recht schnell verändern, da in der Landwirt- 
schaft ein Rückgang der Beschäftigtenzahl um etwa 
1,7 Millionen und in der Industrie und im Dienst- 
leistungssektor eine Zunahme der Beschäftigten- 
zahl um 1,7 bzw. 1,9 Millionen erwartet wird. Da- 
mit dürfte die Landwirtschaft 1970 nur noch 10,2 
Millionen Erwerbstätige zählen (etwa 13”/o der Ge- 
samtzahl der Beschäftigten gegenüber 16®/o im Jahre 
1965), während in der Industrie 34,0 Millionen (d. h. 
44,5 Vo gegenüber 43 Vo) und im Dienstleistungssek- 
tor 32,3 Millionen (42,5 *’/o gegenüber 41 ”/o) beschäf- 
tigt wären. Neben dem Anstieg der Erwerbsbevöl- 
kerung und dem Rückgang der Arbeitslosigkeit 
würde die neuerliche starke Verringerung der Be- 
schäftigtenzahl in der Landwirtschaft somit einen 
dritten Faktor für die Befriedigung des zunehmen- 


den Arbeitskräftebedarfs in der Industrie und im 
Dienstleistungssektor darstellen. Dessen ungeach- 
tet ist es fraglich, ob dieser Bedarf in vollem Um- 
fang gedeckt werden kann oder ob nicht eher mit 
i einem Fortdauern des gegenwärtigen Arbeitskräfte- 
mangels gerechnet werden muß, wobei die zweite 
Hypothese wahrscheinlicher ist. 

2. Probleme der globalen und der strukturellen 
Anpassung des Arbeitskräfteangebots 

Der sich damit abzeichnende Arbeitskräftemangel 
stellt die Wirtschaftspolitik vor Probleme sowohl 
der globalen Anpassung als auch der strukturellen 
Anpassung des Angebots an die Nachfrage. 

Unter dem Gesichtspunkt des globalen Gleichge- 
wichts muß man sich zunächst fragen, ob Möglich- 
keiten vorhanden sind, das Arbeitskräftepotential 
in seiner Gesamtheit im Sinne einer Vergrößerung 
zu beeinflussen. Diese Anpassung kann, jeweils 
unter Beachtung der sozialen Aspekte, auf folgende 
Weise gefördert werden: 

I. Alter für den Eintritt in das Berufsleben 

11. Ruhestandsalter 

III. Frauenarbeit 

IV. Arbeitszeit 

V. Ein- und Auswanderung 

Die ins Auge zu fassenden Maßnahmen können 
dabei sehr unterschiedlich sein; unter anderem sind 
denkbar: 

— gesetzliche Bestimmungen (z. B. hinsichtlich des 
schulpflichtigen Alters, der Sozialversicherung, 
der Besteuerung oder der Einwanderung); 

— Erleichterungen, die man bestimmten Grenzkate- 
gorien von Arbeitnehmern als Anreiz zur Aus- 
übung einer Berufstätigkeit bietet (beispiels- 
weise weibliche Berufsausbildung, Teilzeitarbeit, 
Kindergärten) ; 

— schließlich einfache Kontakte zwischen den Re- 
gierungen und den Sozialpartnern (beispiels- 
weise in Fragen der Arbeitszeit). 

Unter dem Gesichtspunkt der strukturellen An- 
passung muß nach Mitteln und Wegen gesucht wer- 
den, um eine bessere qualitative und regionale Ab- 
stimmung zwischen Arbeitskräfteangebot und Ar- 
beitskräftenachfrage zu sichern. Diese Anpassung 
kann durch Maßnahmen auf folgenden Gebieten ge- 
fördert werden: 

1. Berufsausbildung Jugendlicher 

II. Berufsberatung Jugendlicher 

III. Berufsausbildung und -fortbildung Erwachsener 

IV. Berufliche und geographische Mobilität der 
Arbeitskräfte 

V. Abwanderung von Arbeitskräften aus der 
Landwirtschaft. 
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Obgleich sich die Maßnahmen zur Steigerung des 
globalen Arbeitskräftepotentials oder zur Förde- 
rung der strukturellen Anpassung ihrer Natur nach 
in der Regel jeglicher genauen Erfassung der von 
ihnen auf kürzere oder längere Sicht zu erwarten- 
den positiven Wirkungen entziehen, dürfen doch 
bei den Grundsatzentscheidungen und den dazu- 
gehörigen Durchführungsbeschlüssen nicht gewisse 
Rentabilitätsüberlegungen außer Acht gelassen wer- 
den. Soweit mit diesen Maßnahmen Kosten verbun- 
den sind, sind sie daher in den allgemeinen Rah- 
men der finanziellen Entscheidungen der mittel- 
fristigen Wirtschaftspolitik einzuordnen und mit 
den übrigen hier bestehenden Prioritäten abzustim- 
men. Dabei ist jeweils zu beachten, daß eine Erhö- 
hung des Angebots an Arbeitskräften dazu beiträgt, 
die Produktion zu steigern. 

A. Probleme der globalen Anpassung 

I. Alter für den Eintritt ins Berufsleben 

Aus Gründen des Jugendschutzes sehen die ge- 
setzlichen Bestimmungen ein Mindestalter für den 
Eintritt in das Berufsleben vor, das in der Regel 
mit dem Ende der Schulpflicht zusammenfällt. Mit 
diesem Alter tritt jedoch nur ein Teil der Jugend- 
lichen in das Erwerbsleben ein. Beim anderen Teil, 
der über das schulpflichtige Alter hinaus weiter 
eine Schule besucht, ist das Alter für den Eintritt 
ins Berufsleben sehr unterschiedlich und hängt von 
dem Grad der weiteren Schulausbildung ab. 

Das Alter für den Eintritt ins Erwerbsleben wird 
folglich durch zwei Faktoren bestimmt: 

1. die gesetzlichen Bestimmungen über die Schul- 
pflicht und das Mindestalter für den Eintritt ins 
Erwerbsleben; 

2. den Umfang des freiwilligen Schulbesuchs, 
Gegenwärtige Lage 

a) Schulpflicht 

In den Mitgliedstaaten fallen unter die Schul- 
pflicht alle Kinder, die das 6. Lebensjahr vollendet 
haben. Da die Schulpflicht zwischen 8 und 9 Jahren 
beträgt, gilt sie also je nach Fall bis zum 14. oder 
15. Lebensjahr. 

Die Schulpflicht reicht bis zum vollendeten 14. Le- 
bensjahr in Belgien, Frankreich, Italien, den Nie- 
derlanden und einigen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland^), sie erstreckt sich bis zum vollende- 
ten 15. Lebensjahr in Luxemburg und in einigen 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland 

b) Mindestalter für den Eintritt ins Erwerbsleben 

In den meisten Ländern fällt das gesetzliche Min- 
destalter für den Eintritt ins Erwerbsleben mit dem 
Ende der Schulpflicht zusammen. Dies gilt für Bel- 
gien, für die Bundesrepublik Deutschland, Frank- 
reich und Luxemburg. Eine andere Regelung be- 

’) Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland 
-) Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein sowie in Berlin (West) 


steht dagegen in Italien und in den Niederlanden, 
wo das Mindestalter für den Eintritt ins Berufs- 
leben höher festgesetzt ist. So können in Italien 
Kinder unter 15 Jahren weder beschäftigt werden 
noch ein Lehrverhältnis eingehen, obgleich die 
Schulpflicht nur bis zum vollendeten 14. Lebens- 
jahr gilt. Kinder im Alter zwischen 14 und 15 Jah- 
ren können nur zu leichten Arbeiten (nicht in der 
Industrie) und nur während maximal sieben Stun- 
den pro Tag herangezogen werden. Kinder zwi- 
schen 13 und 14 Jahren können in der gleichen 
Weise beschäftigt werden, jedoch mit der zusätz- 
lichen Auflage, daß eine Gesamtarbeitszeit von sie- 
ben Stunden pro Tag einschließlich der für den 
Schulbesuch aufzuwendenden Zeit nicht überschrit- 
ten wird, ln den Niederlanden ist das Mindestalter 
für den Eintritt ins Berufsleben grundsätzlich auf 

15 Jahre festgesetzt: junge Mädchen zwischen 14 
und 15 Jahren dürfen ohne Sondergenehmigung nur 
im Haushalt beschäftigt werden; männliche Jugend- 
liche im gleichen Alter dagegen können nach Vor- 
lage einer ärztlichen Eignungsbescheinigung maxi- 
mal 32 Stunden pro Woche arbeiten. 

c) Freiwilliger Schulbesuch 

In den meisten Mitgliedstaaten setzt die große 
Mehrheit der Jugendlichen zwischen 14 und 15 Jah- 
ren bereits jetzt schon den Schulbesuch fort. Dar- 
über hinaus ist von Jahr zu Jahr eine Zunahme 
des Anteils der Jugendlichen zu beobachten, die 
auch über das 15. Lebensjahr hinaus eine Schule 
besuchen. Der freiwillige Schulbesuch nimmt somit 
in allen Mitgliedstaaten ständig zu. Doch ist der 
erreichte Umfang sehr unterschiedlich von Land zu 
Land, und zwar insbesondere wegen der unter- 
schiedlichen Bedeutung der schulischen und außer- 
schulischen Berufsausbildung. 

Tendenzen 

In der Frage der Schulpflicht neigen die Mitglied- 
staaten im allgemeinen dazu, diese auf 9 oder sogar 
10 Jahre zu erhöhen, d. h. die Schulpflicht bis zum 
Alter von 15 auf 16 Jahren auszudehnen. 

In Belgien ist beabsichtigt, die Schulpflicht in 
zwei Etappen zunächst auf 15 Jahre und später auf 

16 Jahre heraufzusetzen. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist kürzlich 
von der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
beschlossen worden, die Schulpflicht ab 1. Juli 1967 
einheitlich auf 9 Jahre zu erhöhen und es gibt ge- 
wisse Tendenzen, ein 10. Schuljahr einzuführen. 

In Frankreich wurde mit Verordnung vom 6. Ja- 
nuar eine Heraufsetzung der Schulpflicht bis 
16 Jahre beschlossen. 

Das Mindestalter für den Eintritt in das Erwerb.s- 
leben wird außerdem durch eine Empfehlung, die die 
Kommission in der Frage des Jugendarbeitsschutzes 
an die Mitgliedstaaten zu richten beabsichtigt, im 
Sinne einer Heraufsetzung beeinflußt werden. Nach 
dieser Empfehlung soll das Mindestalter für den 
Eintritt ins Berufsleben, von verschiedenen Ausnah- 
men insbesondere für mithelfende Familienange- 
hörige abgesehen, sofort auf 15 Jahre erhöht wer- 
den. 
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Namentlich als Folge des steigenden Lebens- 
standards wird in allen Ländern außerdem mit einer 
mehr oder weniger starken Ausdehnung des frei- 
willigen Schulbesuchs gerechnet. 

Demzufolge dürfte — auch mit Rücksicht auf die 
in Italien und in den Niederlanden bereits bestehen- 
den rechtlichen Verhältnisse — ab 1967 der Arbeits- 
markt kaum Neuzugänge von Vierzehnjährigen er- 
halten, und es ist wahrscheinlich, daß bis 1970 bei 
den Fünfzehnjährigen die gleiche Tendenz auftritt. 
Zu diesem Zeitpunkt dürfte sich als das Mindest- 
alter für den Eintritt ins Erwerbsleben in allen Mit- 
gliedstaaten in der Praxis auf 16 Jahre erhöht 
haben, sei es, daß die Schulpflicht auf 16 Jahre her- 
aufgesetzt worden ist, sei es, daß der größte Teil 
der Fünfzehnjährigen infolge der Fortschritte beim 
freiwilligen Weiterbesuch von Schulen vom Arbeits- 
markt ferngehalten wird. 

Weniger sicher sind die Vorausschätzungen für 
die Altersgruppen über 16 Jahre, obgleich kein 
Zweifel über die Richtung der künftigen Entwick- 
lung besteht. In jedem Fall wird der Anteil der 
Neuzugänge auf dem Arbeitsmarkt im Alter zwi- 
schen 16 und 19 Jahren zurückgehen. In Frankreich 
wird damit gerechnet, daß 1970 der Anteil der eine 
Schule weiter besuchenden Sechzehnjährigen 58 Vo 
und der entsprechende Anteil der Siebzehnjährigen 
44 Vo überschreiten wird; in Belgien werden sich die 
entsprechenden Anteile auf 62 '’/o und 48 Vo belau- 
fen. 

Instrumente 

Die Regierungen können durch Bestimmungen 
über das schulpflichtige Mindestalter und das Min- 
destalter für den Eintritt ins Erwerbsleben unmittel- 
bar auf das Alter für den Eintritt ins Berufsleben 
und damit auf die Zahl der auf dem Arbeitsmarkt | 
verfügbaren jugendlichen Arbeitskräfte Einfluß neh- 
men. Andererseits können sie auch durch ihre Schul- 
und Berufsausbildungspolitik einen mittelbaren Ein- 
fluß ausüben, da die Ausdehnung des freiwilligen 
Schulbesuchs über das gesetzliche Mindestalter hin- 
aus von den Schulausbildungskapazitäten bestimmt 
wird, deren Ausweitung zu einem großen Teil da- 
von abhängt, welche Mittel die Regierungen hierfür 
aufwenden. Ein wesentlicher Faktor sind ferner auch 
die Kosten des Schulbesuchs und der Umfang der 
staatlichen Zuwendungen an die Familien (Schul- 
geld, Gebührenbefreiungen, Stipendien). 

Schlußfolgerungen 

! 

Die Verlängerung der Schulpflicht bis zum 15. und 
später bis zum 16. Lebensjahr sowie die Ausweitung 
des freiwilligen Schulbesuchs über diese Alters- 
grenzen hinaus sind zugleich Ergebnis und Ursache 
des sozialen und wirtschaftlichen Fortschritts; es 
kann sich daher nicht darum handeln, diese Ent- 
wicklung wegen der damit verbundenen Gefahr ver- 
stärkter Spannungen auf dem Arbeitsmarkt zu 
bremsen. Die Vorteile, die der Wirtschaft auf län- 
gere Sicht durch besser ausgebildete Arbeitskräfte 
erwachsen, sollten in jedem Fall gegenüber den 
kurzfristigeren Erwägungen den Vorrang haben. 

Es liegt jedoch auf der Hand, daß die Verlänge- ; 
rung der Schulpflicht nur dann als wirklich sinnvoll 


betrachtet werden kann, wenn die Struktur des 
Unterrichtswesens den Betreffenden auch einen vol- 
len Nutzen aus den gesetzlich vorgeschriebenen zu- 
sätzlichen Schuljahren gewährleistet. 

II. Alter des Ausscheidens aus dem Berufsleben 

Es ist offensichtlich, daß bei jeder Vorausschät- 
zung über das Beschäftigungsvolumen das durch- 
schnittliche Alter des Ausscheidens aus dem Berufs- 
leben zu berücksichtigen ist. Dieses hängt weit- 
gehend von dem Bestehen von Versorgungs- und 
Sozialversicherungsordnungen und insbesondere 
von dem Alter ab, in dem die Versorgungssysteme 
die Festsetzung der „Normalrente" (d. h. der unge- 
kürzten Rente) ermöglichen. Dennoch ist das nor- 
male Ruhestandsalter für die Frage nach den Aus- 
wirkungen der Versorgungssysteme auf die Be- 
endigung der Berufstätigkeit älterer Personen nicht 
der einzige in Betracht zu ziehende Faktor; zu be- 
rücksichtigen sind auch die Möglichkeiten eines Zu- 
sammentreffens von Alters-Rentenansprüchen mit 
einer Berufstätigkeit, die Höhe der Renten im Ver- 
hältnis zum Einkommen aus der Berufstätigkeit so- 
wie die Möglichkeit, ein höheres Ruhegehalt bei 
einer Berufstätigkeit über das normale Alter hinaus 
zu erwerben. 

Gegenwärtige Lage 

a) In den meisten Fällen ist das Ruhestandsalter auf 
65 Jahre festgelegt. Allerdings ist in Italien für 
die Männer nach dem allgemeinen System ein 
Alter von 60 Jahren vorgesehen. In Frankreich 
liegt das Ruhestandsalter mit normaler Pension 
bei 65 Jahren; der Arbeitnehmer kann jedoch 
vorzeitig seine Pension mit 60 Jahren beziehen, 
doch beläuft sie sich dann nur auf 20®/o anstelle 
von 40 Vo des durchschnittlichen Jahreslohnes. 
Außerdem erhalten bestimmte Gruppen von 
Lohnempfängern (insbesondere Invaliden, ehe- 
malig Deportierte und Widerstandskämpfer) mit 
60 Jahren die normale Pension (40 “/o des durch- 
schnittlichen Jahreslohnes). Schließlich ist für 
Frauen eine niedrigere Altersgrenze in Belgien 
(60 Jahre) und in Italien (55 Jahre) festgelegt. 

b) Meistens steht die Gewährung einer Alters- 
rente der Fortsetzung einer beruflichen Tätigkeit 
nicht entgegen. In Italien jedoch hat das Ein- 
kommen aus Berufstätigkeit eine Kürzung der 
Renten zur Folge. In Belgien wiederum darf je- 
mand, der eine Rente bezieht, nur innerhalb 
bestimmter Grenzen eine bezahlte Tätigkeit aus- 
üben. 

c) Es ist schwierig, die tatsächliche Höhe der Alters- 
renten in den verschiedenen Ländern zu ver- 
gleichen. Man kann jedoch davon ausgehen, daß 
die Höhe der gegenwärtig bezogenen Renten in 
der Mehrheit der Fälle erheblich niedriger ist als 
das Arbeitseinkommen, obgleich die durchschnitt- 
liche Differenz zwischen Einkommen und Rente 
in den einzelnen Ländern mehr oder weniger 
groß ist; in mehreren Ländern bedeutet daher 
die Beendigung der Berufstätigkeit im Prinzip 
eine beträchtliche Minderung des Lebensstan- 
dards. 


58 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/629 


Man kann daraus schließen, daß für ältere Per- | 
sonen häufig ein ziemlich großes Interesse be- 
steht, — entweder — trotz Bezug ihrer Rente — 
weiterhin eine Berufstätigkeit auszuüben oder 
die Festsetzung ihres Ruhegehalts hinauszu- 
schieben, wenn sie damit in den Genuß günstiger 
Bedingungen kommen. 

d) Außer in Belgien und den Niederlanden be- 
gründet das Hinausschieben des Rentenbezugs 
über das Ruhestandsalter hinaus einen Anspruch 
auf höhere Rente, sei es auf Grund von Zu- 
schlägen für den Aufscdiub, sei es auf Grund der 
Möglichkeit, bei Weiterzahlung der Beiträge 
neue Rentenansprüche zu erwerben. Allerdings 
wird der Betreffende nur im zweiten Fall dazu 
bewogen, weiter eine versicherungspflichtige Be- 
rufstätigkeit auszuüben. 

Tendenzen i 

a) Es ist wenig wahrscheinlich, daß eine generelle 
Herabsetzung des Ruhestandsalters im Laufe des 
Untersuchungszcitraums eintreten wird. Besten- 
falls sind Maßnahmen zur Erleichterung der vor- 
zeitigen Gewährung von Renten an gewisse 
Arheitnehmerkategorien (mühsame Arbeit, In- 
validen, schwer zu beschäftigende Arbeitslose) 
zu erwarten. In den Niederlanden jedoch könnte I 
das Ruhestandsalter für Frauen von 65 auf 62 l 
oder sogar auf 60 Jahre herabgesetzt werden. | 

b) Die Hypothese einer allgemeinen Anhebung des J 

Ruhestandsalters dürfte, zumindest in bezug auf i 
das Prinzip des Mindestalters für die Feststei- i 
lung der Rente, kaum realistischer sein. | 

c) In einigen Ländern könnte jedoch die Gesetz- 

gebung hinsichtlich anderer Gesichtspunkte, die | 
das Ausmaß der Tätigkeit älterer Personen be- i 
einflussen können, weiter entwickelt werden. In ! 
Belgien kann eine neuerliche Lockerung (und 
vielleicht sogar die Abschaffung) der gegen- 
wärtigen Beschränkungen für das Zusammen- 
treffen einer Rente mit einer beruflichen Tätig- 
keit und für die Einführung von Rentenerhöhun- 
gen bei einem Hinausschieben des Rentenbezugs 
erwartet werden. In Frankreich sind Unter- 
suchungen im Gange, um zu ermöglichen, daß 
zwischen dem 30. und 35. Jahre der Berufslauf- 
bahn neue Rentenansprüche erworben werden 
können. In Italien ist eine vollständige Reform 
des Versorgungssystems im Gange, bei der man 
annehmen kann, daß sie die Fortsetzung der 
Berufstätigkeit über die gegenwärtigen Alters- i 
grenzen hinaus fördern wird, j 

d) Die unter c) angeführten Faktoren würden sich | 
zugunsten einer Fortsetzung der beruflichen | 
Tätigkeit über das gesetzliche Ruhestandsalter | 
hinaus auswirken. In Betracht zu ziehen ist | 
jedoch auch ein Faktor, der sich im entgegen- ; 
gesetzten Sinne auswirken könnte: die Anhe- j 
bung des Rentenniveaus, die wahrscheinlich in | 
allen Ländern — entweder automatisch auf ^ 
Grund der bestehenden Systeme oder durch eine ' 
Reform dieser Systeme — eintreten wird. Es ist | 
anzunehmen, daß der ausschließlich finanzielle 1 


Anreiz für die Berufstätigkeit alter Personen ab- 
nehmen wird. 

Instrumente 

Eine Änderung der Bestimmungen über die 
Altersversicherung im Hinblick auf die Erhöhung des 
Arbeitskräfteangebots auf dem Arbeitsmarkt wäre 
durchaus möglich. Es ist jedoch nicht erwünscht, sie 
von ihrem sozialen Ziel abzulenken und allein zu 
einem Instrument der Berufstätigkeit älterer Perso- 
nen durch zusätzliche Pensionsansprüche zu fördern, 
ohne dabei das normale Ruhestandsalter und die 
Höhe der in diesem Alter festgestellten Renten zu 
ändern. 

Schlußfolgerungen 

Von Italien abgesehen dürfte die mutmaßliche 
Entwicklung der Versorgungssysteme keine spür- 
baren Rückwirkungen auf das Arbeitskräfteangebot 
haben. Es wäre jedoch in dieser Hinsicht zweck- 
mäßig, in den Versorgungssystemen gewisse Ände- 
rungen vorzunehmen, durch die eine freiwillige 
Fortsetzung der Berufstätigkeit über das normale 
Ruhestandsalter hinaus gefördert wird, und nament- 
lich in den Ländern, in denen dies noch nicht ver- 
wirklicht ist, vorzunehmen, daß jedes weitere Jahr 
der Berufstätigkeit neue Rentenansprüche be- 
gründet. Darüber hinaus wären alle die Bestimmun- 
gen der Sozialversicherungsordnungen aufzuheben, 
die einer Fortsetzung der Berufstätigkeit über das 
Ruhcstandsalter hinaus entgegenstehen. Schließlich 
sollte die Fortsetzung der Berufstätigkeit in der 
Weise erleichtert werden, daß die Möglichkeit ge- 
schaffen wird, gegebenenfalls eine andere, dem 
Alter besser entsprechende Tätigkeit auszuüben 
oder einer Teilzeitbeschäftigung nachzugehen. 


III. Frauenarbeit 

Maßstab für den Umfang der Frauenarbeit ist der 
Anteil der weiblichen Erwerbsbevölkerung an der 
gesamten Erwerbsbevölkerung. Dieser Prozentsatz 
spiegelt die Gesamtbeschäftigungsquote der weib- 
lichen Bevölkerung ^) wider, die selbst wiederum 
von der Altersstruktur der Bevölkerung (die Frauen- 
arbeit erreicht ihren Höchststand zwischen 20 und 
25 Jahren und geht danach rasch zurück) und von 
den weiblichen Beschäftigungsquoten in den ver- 
schiedenen Altersstufen bestimmt wird. Für 
diese Beschäftigungsquoten sind verschiedene 
Faktoren maßgeblich, so die Schulbesuchs- 
quote in den unteren Altersgruppen, die Heirats- 
quote in verschiedenen Altersstufen und dar- 
über hinaus die soziale und wirtschaftliche Struk- 
tur (Bedeutung der Familienunternehmen, in denen 
in der Regel ein hoher Prozentsatz von Frauen als 
mithelfende Familienangehörige arbeiten), die Indu- 
striestruktur (Arbeitsplatzmöglichkeiten für Frauen), 
der Anreiz der gebotenen Verdienstmöglichkeiten, 
die Bestimmungen zur Förderung der beruflichen 
Tätigkeit verheirateter Frauen und schließlich die 
soziologischen Gewohnheiten. 


’) Zahl der erwerbstätigen Frauen im Verhältnis zur ge- 
samten weiblichen Bevölkerung 
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Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft weisen 
keine so starken Unterschiede in der Altersstruktur 
auf, als daß damit das starke Gefälle in den weib- 
lichen Gesamtbeschäftigungsquoten zwischen den 
einzelnen Ländern erklärt werden könnte. Die Er- 
klärung ist deshalb vor allem in den unterschied- 
lichen Beschäftigungsquoten der einzelnen Alters- 
stufen zu suchen. 

Die zeitliche Entwicklung der Gesamtquoten kann 
dagegen in erheblichem Maße durch etwaige Ver- 
änderungen der Altersstruktur beeinflußt werden. 

Die gegenwärtige Lage 

In der Gemeinschaft insgesamt beträgt der Anteil 
der Frauen an der gesamten Erwerbsbevölkerung 
etwas mehr als 31 "/o. Dieser Prozentsatz ist in den 
einzelnen Ländern jedoch sehr unterschiedlich: so 
liegt er in Frankreich und vor allem in Deutschland 
höher, in den übrigen Ländern dagegen wesentlich 
niedriger. Diese Abweichungen sind Ausdruck sehr 
erheblicher Unterschiede in den weiblichen Er- 
werbsquoten, die in Italien und in den Benelux- 
Ländern bei 20 Vo, in Frankreich und in Deutschland 
dagegen bei 27 bzw. 31 Vo liegen. 

In den letzten Jahren war in den Ländern mit 
besonders niedriger weiblicher Beschäftigungsquote 
eine geringfügige Zunahme festzustellen, was auf 
eine Erhöhung der Beschäftigungsquote in den 
einzelnen Altersgruppen zurückzuführen ist, die die 
negativen Tendenzen auf Grund der Entwicklung 
der Altersstruktur und der Fortschritte im frei- 
willigen Schulbesuch mehr als ausgleicht. In der 
Bundesrepublik Deutschland ist die Frauenarbeit 
jedoch infolge der nun ins Arbeitsalter eintreten- 
den geburtenschwachen Jahrgänge, der Erhöhung 
der Heiratsquote in den unteren Altersstufen und 
der Verlängerung des Schulbesuchs zurückgegan- 
gen. Diese Faktoren konnten durch die wachsende 
Tendenz, auch über das 25. Lebensjahr hinaus zu 
arbeiten, nicht wettgemacht werden. In Frankreich 
schließlich ist die Frauenarbeit geringfügig zurüdc- 
gegangen, da die neu ins Berufsleben eintretenden 
geburtenstarken Jahrgänge und die bei der nicht- 
landwirtschaftlichen weiblichen Bevölkerung festzu- 
stellende stärkere Neigung, eine Berufstätigkeit 
aufzunehmen, die gegenläufige Wirkung verschie- 
dener anderer Faktoren — verlängerter Schulbe- 
such, früheres Heiratsalter und rascher Rückgang 
der Zahl der Familienunternehmen vor allem in der 
Landwirtschaft — nicht völlig ausgeglichen haben. 

Bei sonst gleicher Entwicklung ist in allen Län- 
dern eine stärkere Neigung, eine Berufstätigkeit 
auszuüben, bei den Frauen über 20 Jahre festzu- 
stellen. Diese Entwicklung, die weitgehend der Be- 
rufstätigkeit der verheirateten Frauen zuzurechnen 
ist, scheint in der Bundesrepublik Deutschland und 
in Belgien besonders spürbar gewesen zu sein. 

Hinsichtlich der Struktur der Frauenarbeit ist fest- 
zustellen, daß sich in der Verteilung der Arbeits- 
kräfte auf die Industrie und den Dienstleistungs- 
sektor gewisse Umschichtungen vollziehen; beson- 
ders ausgeprägt ist die Zunahme der weiblichen 
Beschäftigten in den Unternehmen des tertiären 
Sektors, wobei allerdings für eine Beschäftigung im 


Haushalt immer weniger Frauen zur Verfügung 
stehen. 

Tendenzen 

Es ist sehr schwer, die Entwicklung der Frauen- 
arbeit vorauszuschätzen, da hier gegenläufige Ten- 
denzen zu beachten sind. 

Nach wie vor ist der größere Teil der berufs- 
tätigen Frauen unverheiratet; die weibliche Beschäf- 
tigungsquote ist deshalb in der Altersgruppe 15 bis 
25 Jahre am höchsten. Während in allen Ländern 
außer der Bundesrepublik Deutschland der Anteil 
dieser Altersgruppe in den nächsten Jahren ziemlich 
fühlbar ansteigen wird, führt die gegenwärtige Ten- 
denz eines niedrigeren Heiratsalters zu einer Ver- 
kürzung der Zeiten, in der die Frau vor der Ehe 
berufstätig ist. Die Verlängerung der Schulzeit hat 
die gleiche Wirkung. Schließlich wird ein Rückgang 
der Beschäftigungsquote in der Altersgruppe unter 
20 Jahren und eine gewisse Zunahme der Rate der 
Altersgruppe zwischen 20 und 25 Jahren erwartet, 
was angesichts der Altersstruktur in allen Ländern 
außer der Bundesrepublik Deutschland zu einer nicht 
unwesentlichen Erhöhung der Zahl der erwerbstäti- 
gen Frauen unter 25 Jahren führen würde. 

Der Anteil der weiblichen Bevölkerung über 25 
Jahren an der Erwerbsbevölkerung dagegen dürfte 
sich bis 1970 nicht wesentlich verändern; lediglich 
in der Bundesrepublik Deutschland wird ein gewis- 
ser Rückgang erwartet. In der Regel werden für 
diese Altersgruppen etwa gleichbleibende Beschäfti- 
gungsquoten erwartet, in Italien dürften sie jedoch 
etwas ansteigen. Das wichtigste Problem in diesem 
Zusammenhang ist die Frage, ob die tendenzielle 
Zunahme der Beschäftigungsquote bei verheirate- 
ten Frauen anhalten wird. Gleichzeitig mit einer 
Verringerung des Heiratsalters ist ein noch stärker 
ausgeprägter Rückgang des Alters der Frauen bei 
der Geburt des letzten Kindes festzustellen, so daß 
die Frauen früher als bisher von ihren Mutterpflich- 
ten entbunden sind. Dies ist einer der Gründe, wes- 
halb vor allem die zunehmende Beschäftigung in den 
Altersgruppen zwischen 35 und 50 Jahren in den 
letzten Jahren zum Anstieg der Frauenarbeit beige- 
tragen hat. 

Einer Zunahme der Berufstätigkeit bei verheirate- 
ten Frauen stehen verschiedene praktische Schwie- 
rigkeiten entgegen, von denen vor allem zu nennen 
sind: 

— doppelte Tätigkeit {Berufsarbeit und Hausarbeit); 

— die im allgemeinen ungünstigen Arbeitszeiten 
(die Arbeitszeitwünsche der verheirateten Frauen 
ergeben häufig Schwierigkeiten für das übrige 
Personal) ; 

— schlechtere Bezahlung gegenüber jüngeren Kräf- 
ten, weil die berufliche Qualifikation in der Ehe 
zurückgegangen ist; 

— ein Teil des Mehrverdienstes der Familie fällt 
unter Umständen der Einkommensteuerprogres- 
sion zum Opfer; 

— Fernbleiben von der Arbeitsstelle und die feh- 
lende Beschäftigungsstabilität (z. B. häufig früh- 
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zeitiges Ausscheiden oder mehrjährige Unter- 
brechung) machen die Frauenarbeit kostspielig. 

Andere Faktoren lassen jedoch den Schluß zu, daß 
es nicht ausgeschlossen ist, daß künftig der Anteil 
der im Lohn- und Gehaltsverhältnis beschäftigten 
verheirateten Frauen höher sein wird als heute. Die 
Zahl der jungen Mädchen, die nach der Grundschule 
eine zusätzliche Grundausbildung oder eine Berufs- 
ausbildung erhalten, ist nach 1945 stark gewachsen. 
Diese jungen Mädchen haben entweder einen Beruf 
erlernt oder eine breitere Grundausbildung erhal- 
ten, was ihre Eingliederung in den Produktions- 
prozeß, wenn sie älter geworden sind, erleichtert. 

Ferner spielt hierbei auch das Bestreben, eine 
zusätzliche Einkommensquelle im Hinblick auf die 
Anhebung des Lebensstandards der Familie zu er- 
schließen, eine wichtige Rolle. 

Außerdem tragen die Mechanisierung der Haus- 
haltsarbeit und die Entwicklung der Dienstleistun- 
gen für die Haushaltungen wesentlich zur Erleichte- 
rung der Hausfrauenarbeit bei. 

Schließlich dürften auch die neuen Auffassungen 
über die soziale Stellung und die Allgemeinbildung 
der Frau Faktoren darstellen, die die Frauen dahin 
beeinflussen können, einer bezahlten Beschäftigung 
nachzugehen. 

Instrumente 


— Förderung der Allgemeinbildung oder der Be- 
rufsausbildung nach der Grundschule, was eine 
bessere Einstufung der Tätigkeit der Frauen in 
den Tarifverträgen und in den Betrieben ermög- 
licht. Diese verbesserte Einstufung könnte für 
die jungen Mädchen ein Anreiz sein, sich fortzu- 
bilden und sich in den wirtschaftlichen Produk- 
tionsprozeß einzugliedern, während eine bessere 
Ausbildung bei den älteren Frauen den Wunsch, 
ihren Beruf nach einer längeren Unterbrechung 
wieder aufzunehmen, ebenfalls begünstigen 
dürfte; 

Einführung der Teilzeitarbeit, sofern diese Ar- 
beit genau geregelt wird, um ihre Abwertung 
zu vermeiden; 

— Maßnahmen zur Erleichterung der hauswirt- 
schaftlichen Aufgaben; 

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der 
Arbeitsplätze; 

— Anpassung der Arbeit an die seelische und kör- 
perliche Struktur der Frau; 

— Abbau der steuerlichen Hemmnisse hinsichtlich 
der Arbeit der verheirateten Frauen; 

— ■ Einrichtung von Kindergärten, Schulkantinen, 
Kindertagesheimen usw. 


Schlußfolgerungen 

Aus den verfügbaren Angaben gewinnt man den 
Eindruck, daß in den meisten Mitgliedstaaten der 
Anteil der erwerbstätigen Frauen ansteigen wird, 
wenn auch in der Regel nur in geringem Umfang. 
Dies ist jedoch eine globale Feststellung, die unter- 
schiedliche Entwicklungen je nach Beruf, Wirt- 
schaftszweig oder Gebiet nicht ausschließt. 

Die spontane Tendenz zu einer verstärkten Mit- 
wirkung der Frauen im Wirtschaftsprozeß sollte 
durch verschiedene Maßnahmen erleichtert werden: 
in erster Linie durch Förderung der Berufsausbil- 
dung und -fortbildung der Frauen, aber auch durch 
Abbau der eventuellen Hemmnisse, die auf Grund 
von Steuerbestimmungen der Berufstätigkeit der 
verheirateten Frau im allgemeinen und der Sozial- 
versicherungsregelungen der Teilzeitarbeit im be- 
sonderen entgegenstehen. 

IV. Arbeitszeit 

Die Verhältnisse auf dem Gebiet der Arbeitszeit 
ergeben sich aus dem Zusammenwirken von zwei 
Arten von Faktoren: 

a) der gesetzlichen und tarifvertraglichen Bestim- 
mungen, welche darauf abzielen, tägliche, wö- 
chentliche oder jährliche Arbeitszeit in den Rah- 
men einer für die gesamte Volkswirtschaft oder 
für den einzelnen Wirtschaftszweig verbindlichen 
Regelung zu bringen; 

den Marktkräften, die im Rahmen der jeweiligen 
Regelung die tatsächliche tägliche, wöchentliche 
und jährliche Arbeitszeit bestimmen. 

Im folgenden soll der Einfluß dieser verschiedenen 
Faktoren auf die tatsächliche Arbeitszeit aufgezeigt 
werden. 

Gegenwärtige Lage 

1. Tägliche und wöchentliche Arbeitszeit 

Die gesetzlichen Bestimmungen haben im allge- 
meinen einen geringen Einfluß auf die tatsächliche 
Arbeitszeit. Sie enthalten einerseits obere Grenzen 
— von Ausnahmen und Lockerungen abgesehen in 
allen Ländern 60 Stunden pro Woche und in der 
Regel 10 Stunden pro Tag, mit Ausnahme der Nie- 
derlande, wo die obere Grenze für einen begrenzten 
Zeitraum auf 11 Stunden pro Tag erhöht werden 
kann, und Frankreichs, wo eine solche obere Grenze 
nicht besteht — und andererseits Normen, deren 
wirtschaftliche Bedeutung je nach Land variiert^). 

*) Ausgenommen Frauen und Kinder, für die überall 

besondere Vorschriften gelten. 

-) Die normale gesetzliche Arbeitszeit beträgt; 

täglich ^ödrent- 
lidi 

Stunden Stunden 


in Belgien 8 45 

in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 8 48 

in Frankreich — 40 

in Italien 8 48 

in Luxemburg 8 48 

in den Niederlanden 8V2 48 


Bisher haben die meisten Mitgliedstaaten — von 
der Verwirklichung des Grundsatzes des gleichen 
Entgelts für Frauen und Männer abgesehen — hin- 
sichtlich der Frauenarbeit eine mehr oder weniger 
neutrale Politik verfolgt. Dies schließt jedoch nicht 
aus, daß in mehreren Ländern Bemühungen im 
Gange sind, gewisse andere Hindernisse der Frauen- 
arbeit zu beseitigen. Hierzu kommen folgende Maß- 
nahmen in Betracht: 


b) 
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Diese Normen scheinen nur in Frankreich, Belgien | 
und Luxemburg eine wirkliche Bedeutung zu haben, j 
wo sie die Schwelle für die Überstundenregelung , 
darstellen. ' 

Die Tarifverträge bewirken nur geringfügige An- ' 
derungen in der gesetzlichen Regelungen der tag- ! 
liehen Arbeitszeit (Anpassungen zur Verwirklichung 
der 5-Tage-Woche, Kürzungen für gewisse Arbeit- 
nehmergruppen, besonders für Schichtarbeiter). Da- 
gegen beeinflussen sie die tatsächliche wöchentliche 
Arbeitszeit und vermindern dadurch erheblich die 
Bedeutung der entsprechenden gesetzlichen Bestim- 
mungen, indem sie den Zeitpunkt herabsetzen, in 
dem die Überstunden beginnen. In Frankreich aller- 
dings befassen sich die Tarifverträge mit der Ar- 
beitszeit wegen der besonderen Rolle, die in dieser 
Hinsicht die gesetzlichen Bestimmungen spielen, 
praktisch nicht. 

Infolgedessen kann die durch Tarifverträge fest- 
gclegte wöchentliche Arbeitszeit den besten Auf- 
schluß über die gegenwärtigen Verhältnisse und 
Tendenzen geben. 

In der Bundesrepublik Deutschland beträgt die 
tarifvertraglich festgesetzte wöchentliche Arbeitszeit 
in den meisten Wirtschaftszweigen weniger als 45 
Stunden; ferner wurden für einige größere Wirt- 
schaftsbereiche Vereinbarungen getroffen, die in den 
kommenden Jahren eine schrittweise Verkürzung 
der wöchentlichen Arbeitszeit auf 40 Stunden vor- 
sehen. In Italien und in den Niederlanden hat sich 
die Kürzung der wöchentlichen Arbeitszeit durch 
Tarifverträge später durchgesetzt als in der Bundes- 
republik Deutschland; für die Mehrzahl der Lohn- j 
und Gehaltsempfänger gilt gegenwärtig eine wö- 
chentliche Arbeitszeit von 45 Stunden. In Belgien j 
liegt die tarifvertraglich fixierte Arbeitszeit in eini- 
gen Sektoren unter der gesetzlichen Arbeitszeit von 
45 Stunden. In Luxemburg beträgt die tarifvertrag- 
lich fixierte Arbeitszeit in der Eisen- und. Stahl- 
industrie 42 V 3 Stunden, in den anderen Sektoren 
zwischen 44 und 48 Stunden (außer für die Ange- 
stellten, für die sie im allgemeinen zwischen 42 und 
44 Stunden liegt). 

Die einzelstaatlichen Statistiken über die tatsäch- 
liche Arbeitszeit ermöglichen gegenwärtig noch kei- 
nen gültigen Vergleich der in den Mitgliedstaaten 
tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden. Andererseits 
gestatten sie es, auf nationaler Ebene die Verhält- 
nisse in den verschiedenen Wirtschaftszweigen zu 
vergleichen und ihre zeitliche Entwicklung zu ver- 
folgen. Die dabei gewonnenen Ergebnisse gelten 
jedoch in der Regel nur für die Arbeiter in der 
Industrie und einigen anderen Wirtschaftszweigen. 
Sieht man von zufälligen, saisonbedingten und kon- 
junkturellen Schwankungen ab, so kann man fest- 
stellen, daß bisher in allen Ländern, außer in Frank- 
reich, wo andere Verhältnisse vorliegen, auf eine 
Verkürzung der tariflichen wöchentlichen Arbeits- 
zeit häufig eine entsprechende Kürzung der tat- | 
sächlichen wöchentlichen Arbeitszeit folgte. : 

I 

2. Jährliche Arbeitszeit | 

Die jährliche Arbeitszeit wird nicht nur durch die | 
wöchentliche Arbeitszeit, sondern auch durch den | 
Jahresurlaub und die Feiertage bestimmt. ! 


Zur Zeit beträgt der gesetzliche Mindestjahres- 
urlaub in Luxemburg 8, in Belgien 12, in Deutsch- 
land 15 und in Frankreich 18 Arbeitstage. Die Tarif- 
verträge sehen jedoch sehr häufig günstigere Ur- 
laubsbedingungen vor. So wurde in Frankreich in 
fast allen seit 1963 abgeschlossenen Tarifverträgen 
eine vierte bezahlte Urlaubswoche vorgesehen. In 
Belgien haben die paritätischen Kommissionen ab 
1965 einen Grundurlaub von 3 Wochen für alle 
Wirtschaftszweige eingeführt. In Italien sehen die 
Kollektivverträge meistens einen Jahresurlaub von 
12 Arbeitstagen vor, während in den Niederlanden 
die tariflich festgesetzte Dauer des Jahresurlaubs 
seit 1964 im allgemeinen 3 Wochen (15 Arbeitstage) 
beträgt. Ferner sehen die Gesetze oder Tarifverträge 
in den meisten Fällen von einem gewissen Alter an 
oder auf Grund der Dauer der Betriebszugehörigkeit 
des Arbeitnehmers oder auch aus anderen Gründen 
noch einen aus einer bestimmten Anzahl von Tagen 
bestehenden zusätzlichen Urlaub vor. So betrug der 
tarifliche Endurlaub in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einer gewerkschaftlichen Schätzung zufolge am 
1. Januar 1965 bei 70 '^/o der Arbeiter und 41 ®/o der 
Angestellten 21 Arbeitstage, bei 27 “/o der Arbeiter 
und bei 40 “/o der Angestellten 22 bis 24 Arbeitstage 
sowie bei 3 "/o der Arbeiter und 7 % der Angestell- 
ten 25 Arbeitstage und mehr. Im übrigen beträgt in 
Deutschland der gesetzliche Mindest) ahresurlaub für 
Arbeitnehmer über 35 Jahre 18 Tage; Schwerbe- 
schädigte erhalten einen gesetzlichen Zusatzurlaub 
von 6 Tagen; der gesetzliche Mindesturlaub für Ju- 
gendliche unter 18 Jahren beträgt 24 Werktage. In 
Luxemburg andererseits wird die Dauer des Jahres- 
urlaubs nach 3 und 5 Dienst) ahren in demselben 
Unternehmen auf 12 bzw. 18 Tage erhöht. 

Die Zahl der bezahlten Feiertage ist nach den 
gesetzlichen und tarifvertraglichen Bestimmungen 
in Frankreich auf 5 bis 7, in den Niederlanden auf 
6 bis 7, in Belgien und Luxemburg auf 10, in 
Deutschland auf 10 bis 13 und in Italien auf 17 Tage 
festgelegt. 

Die tatsächliche jährliche Arbeitszeit der in der 
Industrie beschäftigten Arbeitnehmer wurde anläß- 
lich der Gemeinschaftserhebung über die Löhne in 
einigen Industriezweigen im Jahre 1959, 1960 und 

1961 ermittelt. 

Die Erhebungen wurden jeweils für die gleichen 
Industriezweige in den Jahren 1962, 1963 und 1964 
wiederholt^). Die nachstehende Übersicht bringt ge- 
wogene Mittelwerte für die in 13 Industriezweigen 
(14 Industriezweige für die Angestellten) im Jahre 

1962 geleisteten jährlichen Arbeitsstunden. Diese 
Angaben können für die gesamte verarbeitende 
Industrie als repräsentativ angesehen werden. 


') Die Dienststellen der Kommission haben auf der 
Grundlage dieser vom Statistischen Amt der Euro- 
päischen Gemeinschaften durchgeführten Erhebungen 
eine Übersicht ausgearbertet, die am Ende dieses 
Dokumentes beigefügt ist. Der Ausschuß hat diese 
Übersicht zur Kenntnis genommen, ohne daß er dazu 
Stellung nehmen kann. 
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Zahl der 1962 geleisteten Arbeitsstunden ') 


Arbeiter 

Angestellte 

Land 

(13 Wirt- 

(14 Wirt- 

Schafts- 

schalts- 


zweige) 

zweige) 

Belgien '^1 

1 974 

2 042 

Bundesrepublik 



Deutschland 

1 902 

2 021 

Frankreich 

2 092 

2 160 

Italien 

1 993 

2 030 

Niederlande ^) 

2 012 

1 950 

Durchschnitt 

1 972 

2 057 


') Als Arbeitszeit wurde bei den Lohnempfängern der 
Jahresdurchschnitt der von den eingeschriebenen Ar- 
beitern tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden zu- 
grunde gelegt; bei den Angestellten dagegen die 
tarifliche oder betriebsübliche Arbeitszeit (die unter 
Abzug -der auf den bezahlten Jahresurlaub und die 
Feiertage entfallenden Stunden berechnet wurde). Die 
Begriffsbestimmung „Angestellter" ist in den einzel- 
nen Ländern nicht einheitlich. In Luxemburg lag die 
jährliche Arbeitszeit im Jahre 1962 in der Eisenhütten- 
industrie etwas unter 2100 Stunden, 

“) jeweils 12 bzw. 13 Zweige 
■*) jeweils 11 bzw, 12 Zweige 

Tendenzen 

Hinsichtlich der künftigen Entwicklung könnten 
die langfristigen Vereinbarungen in Deutschland 
die Annahme nahelegen, daß in diesem Lande die 
Kürzung der tarifvertraglichen wöchentlichen Ar- 
beitszeit am ausgeprägtesten sein dürfte. Seit eini- 
ger Zeit lassen die Gewerkschaften jedoch zuneh- 
mende Bereitschaft erkennen, die in den Tarifver- 
trägen vorgesehene, in Etappen durchzuführende 
Verringerung der Arbeitszeit auf 40 Wochenstunden 
und den Abschluß neuer Abkommen über die Ar- 
beitszeitverkürzung hinter anderen Forderungen 
zurückzustellen. Die Regierung bemüht sich ihrer- 
seits um eine Verlangsamung der Arbeitszeitver- 
kürzungen im Interesse einer Abstimmung mit den 
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen. In Frankreich 
wollen die Gewerkschaften durch Tarifverträge, die 
jedoch in diesem Lande nicht so verbreitet sind wie 
in anderen Staaten der EWG, eine Herabsetzung 
der tatsächlichen wöchentlichen Arbeitszeit in Rich- 
tung auf 40 Stunden einführen. Die französische 
Regierung erwägt ihrerseits im Rahmen des 
V. Plans eine Kürzung der tatsächlichen wöchent- 
lichen Arbeitszeit von heute 46 Stunden auf 
44 L '2 Stunden im Jahre 1970; sie rechnet damit, daß 
diese Arbeitszeitverkürzung spontan eintritt ^). Für 
die anderen Länder ist es schwierig, genaue An- 
gaben zu machen, und man kann daher in dieser 
Beziehung nur auf die Forderungen der Gewerk- 
schaft Bezug nehmen. In Belgien scheinen die Ge- 


b Zu dieser Kürzung wird außerdem die geplante Ver- 
ringerung -der höchstzulüssigen Arbeitszeit von 60 auf 
54 Wochenstunden beitragen. 


werkschaften keine erhebliche allgemeine Arbeits- 
zeitverkürzung anzustreben, ln den Niederlanden 
haben sich die Gewerkschaften in einem gemein- 
samen Aktionsprogramm als Ziel eine tarifvertrag- 
liche wöchentliche Arbeitszeit von 42 V 2 Stunden ge- 
setzt, die sie bis 1967 verwirklichen wollen (5-Tage- 
Woche bei 8 V 2 Stunden). In Italien ist ebenfalls eine 
Kürzung der tariflichen wöchentlichen Arbeitszeit 
nicht ausgeschlossen. Die Gewerkschaften haben 
zwar die Forderung nach einer 40-Stunden-Woche 
erhoben, doch ist in dem Fünfjahresplan keine Kür- 
zung der wöchentlichen Arbeitszeit vorgesehen. In 
Luxemburg verlangen die Gewerkschaften ebenfalls 
eine Kürzung der tarifvertraglichen Wochenarbeits- 
zeit auf 44, 42 und 40 Stunden, 

Die Entwicklung der jährlichen Arbeitszeit wird 
außerdem noch von den Tendenzen beeinflußt wer- 
den, die sich hinsichtlich des Jahresurlaubs abzeich- 
nen. 

Es ist zu erwarten, daß in Frankreich die vierte 
bezahlte Urlaubswoche, namentlich durch neue 
tarifvertragliche oder gesetzliche Bestimmungen, in 
allen Wirtschaftszweigen eingeführt wird. In Bel- 
gien ist es wahrscheinlich, daß die Gewerkschaften 
die Gewährung einer vierten Urlaubswoche vor 
1970 verlangen werden. Es ist jedoch darauf hinzu- 
weisen, daß sich die Gewerkschaften in Deutschland 
für eine Verlängerung des Jahresurlaubs einsetzen 
und sich darüber hinaus mittelfristig das Ziel der 
Einführung eines Bildungsurlaubs gesetzt haben. In 
den Niederlanden und in Italien besteht die Mög- 
lichkeit, daß der Jahresurlaub durch Kollektivver- 
träge oder sogar durch Gesetze verbessert wird. In 
Luxemburg will man den Jahresgrundurlaub auf 
gesetzlichem Wege für alle Arbeitnehmer verlän- 
gern. 

Instrumente 

Die Mittel, die den Regierungen zur Beeinflussung 
der tarifvertraglichen und tatsächlichen Wochen- 
arbeitszeit zur Verfügung stehen, sind angesichts 
der Autonomie der Sozialpartner in allen EWG-Län- 
dern eher indirekter als direkter Art. Von den 
Niederlanden abgesehen, können die Regierungen 
nur im öffentlichen Sektor unmittelbar eingreifen. 
Das wichtigste Aktionsmittel besteht daher in Ver- 
handlungen zwischen dem Staat und den Sozialpart- 
nern. Von besonderen, im öffentlichen Interesse be- 
gründeten Ausnahmefällen abgesehen, bleibt bei 
diesem Bemühen, den gegenseitigen Interessen 
Rechnung zu tragen, jedoch stets die Freiheit und 
die Eigenverantwortlichkeit der Sozialpartner un- 
berührt. 

Schlußfolgerungen 

In Anbetracht der von den Gewerkschaften erho- 
benen und auf Gemeinschaftsebene vom Internatio- 
nalen Bund Freier Gewerkschaften und vom Inter- 
nationalen Bund Christlicher Gewerkschaften bestä- 
tigten allgemeinen Forderungen nach einer auf 
5 Tage verteilten 40-Stunden-Woche und nach vier 
Wochen bezahltem Urlaub ist damit zu rechnen, daß 
die in den letzten Jahren in allen EWG-Ländern be- 
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obachtete Tendenz zu einer Verkürzung der Arbeits- 
zeit anhalten wird. 

Die für die Zeit 1966 bis 1970 erwarteten Produk- 
tivitätsfortschritte könnten es erlauben, daß sich ein 
Teil dieser Produktivitätsgewinne in einer neuer- 
lichen Kürzung der Arbeitszeit niederschlägt. Beim 
gegenwärtigen Stand der wöchentlichen Arbeitszeit 
dürften übrigens die nachteiligen Auswirkungen 
einer solchen Arbeitszeitverkürzung auf den Pro- 
duktionsumfang wahrscheinlich weniger als pro- 
portionell zum Umfang dieser Kürzung sein. Dessen 
ungeachtet dürfte bei der gegenwärtigen wirtschaft- 
lichen Struktur in den Mitgliedstaaten jede Arbeits- 
zeitverkürzung zu einer Verringerung des möglichen 
Güter- und Dienstleistungsangebots führen. 

In Anbetracht des unzureichenden Arbeitskräfte- 
angebots können daher die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten auf mittlere Sicht im großen und gan- 
zen nur eine maßvolle Arbeitszeitverkürzung befür- 
worten, bei der die Expansionsmöglichkeiten nicht 
zu sehr beeinträchtigt werden. In diesem Sinne soll- 
ten die Regierungen durch Kontakte mit den Sozial- 
partnern ihren Einfluß geltend machen, ohne daß 
dabei die Autonomie der Sozialpartner in Frage ge- 
stellt wird. Die größte Chance für eine Begrenzung 
der Arbeitszeitverkürzung auf ein für die Gesamt- 
heit zumutbares Maß ist darin zu sehen, daß sich die 
Gewerkschaften auf Grund der Angaben über das 
gesamtwirtschaftliche Wachstum darüber bewußt 
werden, daß es im wohlverstandenen Interesse der 
Arbeitnehmer liegt, die Zahl der geleisteten Arbeits- 
stunden nicht ohne Rücksicht auf die gesamtwirt- 
schaftliche Lage und ihre Entwicklung zu kürzen. 

In jedem Fall müssen etwaige Beschlüsse auf die- 
sem Gebiet genauestens auf ihre Folgen hin unter- 
sucht werden, da jede Arbeitszeitverkürzung weit- 
gehend eine Wahl zwischen einer Anhebung des 
materiellen Lebensstandards und einer Erweiterung 
der Freizeit beinhaltet. Diese Wahl hat notwendiger- 
weise auch Wirkungen auf die Einkommens-, Ver- 
brauchs- und Investitionsentwicklung, die durchaus 
sehr unterschiedlich sein könnte. So kann beispiels- 
weise eine Verlängerung des Jahresurlaubs andere 
wirtschaftliche Folgen haben als eine Kürzung der 
wöchentlichen Arbeitszeit. 

Schließlich stellt sich die Frage, ob sich die Ten- 
denz zur Arbeitszeitverkürzung nicht in den Mit- 
gliedstaaten abschwächen sollte, in denen die Ar- 
beitszeit gegenwärtig am niedrigsten ist. 


V. Ein- und Auswanderung 

Die zwischenstaatlichen Wanderungsbewegungen 
von Arbeitnehmern bilden ein vielschichtiges Netz, 
in dem soziologische, wirtschaftliche und selbst poli- 
tische Faktoren verschiedenartige und gegenläufige 
Bewegungen hervorrufen. Diese Bewegungen ent- 
ziehen sich in der Regel einer genauen Erfassung, 
da die Auswanderung und vor allem die Rück- 
wanderung in das Herkunftsland in den meisten 
Fällen nur mangelhaft erfaßt wird. Es ist daher nicht 
immer einfach, die Wanderungsbewegungen, welche 
die Mitgliedstaaten berühren, genau zu ermitteln. 


Auch Vorausischätzungen über diese Wande- 
rungsbewegungen sind sehr schwierig. Abgesehen 
von politischen Faktoren außerhalb der Gemein- 
schaft, die gewisse WanderungiSbewegungen uner- 
wartet iauslösen, zum Stillstand bringen oder in die 
entgegengesetzte Tendenz Umschlägen lassen kön- 
nen, sind derartige Wanderungsibewegungen vor 
allem wegen der Konjukturentwicklung offensicht- 
lich starken Schwankungen ausgesetzt. Dadurch 
enthalten alle Vorausschätzungen über die Wande- 
rungsbewegungen eine größere Unsicherheitsmarge, 
auf die bei der Darstellung solcher Vorausschätzun- 
gen hingewiesen werden muß und die in jedem Fall 
auch bei ihrer Auswertung zu berücksichtigen sind. 

Gegenwärtige Lage 

In der Zeit zwischen 1960 biis 1965 hat die Netto- 
wanderung von Arbeitskräften in die Gemeinschaft 
einen sehr hohen Stand erreicht; dies ist auf die 
starke Nachfrage auf den verschiedenen Arbeits- 
märkten zurückzuführen. Zu diesem Hauptfaktor, 
der den beträchtlichen Anstieg der Nettozugänge 
von ausländischen Arbeitskräften in die fünf Mit- 
gliedstaaten mit angespanntem Arlbeitsmarkt und 
den spürbaren Rückgang der Abwanderung von 
einheimischen Arbeitskräften aus den Niederlanden 
und aus Italien bewirkt hat, kamen noch verschie- 
dene außergewöhnliche Faktoren hinzu, wie z. B. in 
Frankreich in den Jahren 1961 bis 1962 die mas- 
sive Rückwanderung aus Algerien. In der Bundes- 
republik Deutschland hat allerdings die Zuwande- 
rung aus der sowjetischen Besatzungszone vom 
Sommer 1961 an praktisch ganz aufgehört. 

Der zunehmende Arbeitskräftebedarf und die all- 
mähliche Erschöpfung der italienischen Arbeits- 
kräftereserven — bei gleichzeitigem qualitativem 
Rückigang der auswanderungswilligen Arbeitskräfte 
— haben die anderen Mitgliedstaaten veranlaßt, 
auch auf Arbeitskräfte aus Drittländern zurückzu- 
greifen. Diese Drittländer haben seit 1960 einen 
ständig wachsenden und heute weit überwiegenden 
Anteil an Gastarbeitern gestellt. Hierzu gehören 
vor allem die südeuropäischen Länder Portugal, 
Spanien, Griechenland, Jugoslawien und die Türkei 
sowie — vor allem für die Zuwanderung nach 
Frankreich — - Algerien und in geringerem Umfang 
Marokko. 

Zwischen 1960 und 1965 entfällt insgesamt mehr 
als die Hälfte der Zunahme der Erwerbsbevölke- 
rung in der Gemeinschaft — also mehr als 1 Mil- 
lion von 2 Millionen Arbeitskräften — auf den 
positiven Saldo der Wanderungen von Arbeitskräf- 
ten zwischen der Gemeinschaft und den Drittlän- 
dern. 

Die innergemeinschaftlichen Wanderungen waren 
dagegen wesentlich geringer; der Hauptanteil ent- 
fällt auf eine Nettoauswanderung von 220 000 
Arbeitskräften aus Italien nach den übrigen Mit- 
gliedstaaten, vor allem nach der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Tendenzen 

Der Arbeitskräftebedarf, der zu einem großen 
Teil für die starke Einwanderung von Arbeitskräf- 
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ten aus Drittländern zwischen 1960 und 1965 maß- 
gebend war, dürfte zwischen 1966 und 1970 in min- 
destens gleicher Stärke anhalten, da sich der interne 
Anstieg der Erwenbsbevölkerung weiter verlang- 
samen dürfte. So rechnen die Zuwanderungsländer 
mit mehr oder weniger beträchtlichen positiven 
Wanderungssalden, während Italien eine weitere 
Abschwächung der Auswanderung erwartet. 

Für den Zeitraum 1966 bis 1970 können folgende 
Vorausschätzungen über die Nettozuwanderung von 
Erwerbspersonen in die Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft aufgestellt werden: 

Bundosrepulblik Deutschland 


untere Hypothese +240 000 

obere Hypothese +500 000 

Frankreich +325 000 

Italien —210 000 

Niederlande + 60 000 

Belgien +50 ä 60 000 

Luxemburg + 3 000 


Dies ergibt für die gesamte Gemeinschaft einen 
positiven Saldo zwischen 450 000 und 750 000 
Erweribspersonen. 

Wie diese Wanderungsströme auf innergemein- 
schaftliche und außergemeinschaftliche Wanderun- 
gen aufzuteilen sind, hängt maßgeblich von der 
geographischen Struktur der italienischen Abwan- | 
derung ab, über die sich jedoch keine genauen Vor- I 
aussagen machen lassen. Nach italienischen Schät- 
zungen dürften etwa 130 000 Erwerbspersonen nach 
den übrigen EWG-Ländern und 80 000 nach Nicht- 
mitgliedsländern abwandern. Die Nettozugänge an 
italienischen Arbeitskräften würden unter diesen 
Umständen nur bis des Bedarfs der übrigen 
EWG-Länder decken. 

Der Rest müßte durch die Hereinnahme von 
Arbeitskräften aus Nichtmitgliedsländern gedeckt 
werden. Es würde sich däbei um eine Größenord- 
nung von 550 000 bis 800 000 Arbeitskräften han- 
deln, das sind ein Drittel bis die Hälfte der für die 
gesamte Gemeinschaft erwarteten globalen Zu- 
nahme der Erwerbslbevölkerung. 

Instrumente 

Italien ist gegenwärtig das einzige Land der Ge- 
meinschaft, das eine aktive Auswanderungspolitik 
betreibt und bemüht ist, den Auswanderungswilli- 
gen Arbeitsplätze im Ausland zu beschaffen und 
ihnen darüber hinaus gewisse Dienstleistungen zur 
Verfügung zu stellen (im Bereich der Information, 
der Vorauswahl, der Beförderung usw.). 

Alle übrigen Mitgliedstaaten betreiben dagegen 
eine Einwanderungspolitik, die negative und posi- 
tive Aspekte umfaßt. Einmal gelten für die Herein- 
nahme ausländischer Arbeitnehmer verschiedene 
Beschränkungen aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit oder Gesundheit und vor allem aus wirt- 
schaftlichen Gründen (Schutz des inländischen 
Arbeitsmarktes). Diese wirtschaftlichen Beschrän- 


kungen sind indessen im Rahmen der Benelux-Ver- 
einlbarungen bereits aufgehöben und im Rahmen 
der EWG durch die Verordnung Nr. 38/64 erheb- 
lich gemildert worden. Lockerungen sind im übrigen 
auch im Rahmen der OECD eingetreten. Schließlich 
haben die Angehörigen der überseeischen Länder, 
die besondere politische Beziehungen zu bestimm- 
ten Mitgliedstaaten unterhalten, in der Regel freien 
Zugang zu diesen Ländern. 

Um die benötigten Arbeitskräfte anzuwerben und 
ihre Ansiedlung zu fördern, sind die an einer Ein- 
wanderung interessierten Mitgliedstaaten jedoch zu 
einer aktiveren Einwanderungspolitdk übergegan- 
gen. So wurde mit verschiedenen Auswanderungis- 
ländern eine Reihe von Abkommen zur Regelung 
der Anwerbung, der Arbeitsbedingungen oder der 
Sozialversicherung abgeschlofssen. In der Bundes- 
republik Deutschland, in Frankreich und in den 
Niederlanden befassen sich sogar besondere staat- 
liche Stellen mit der kollektiven Anwerbung von 
Gastarbeitern. Zu diesem Zweck werden die Ange- 
bote der Arbeitgeber zentral erfaßt, die Bewerber 
ausgewählt und anschließend die Fragen des Trans- 
portes geregelt. Mitunter wird auch noch ein Übri- 
ges getan, um privates Initiativen auf dem Gebiet 
der Berufsausbildung der im Ausland angeworbenen 
Arbeitskräfte zu ergänzen. Schließlich bemühen sich 
die Mitgliedstaaten, die Eingewöhnung der Gast- 
arbeiter in das neue soziale Klima und den even- 
tuellen Zuzug der Familienangehörigen ziu erleich- 
tern, indem sie vor allem Initiativen hinsichtlich der 
Sozialdienste und der Untenbringung der Zuwan- 
derer ergreifen. 

Schlußfolgerungen 

Wieweit sich die Vorausschätzungen über die 
Nettozuwanderung in die Gemeinschaft für die Zeit 
1966 bis 1970 verwirklichen, hängt nicht nur davon 
ab, ob weiterhin ein ausreichender Arbeitskräfte- 
bedarf besteht, was gesichert erscheint, sondern 
auch davon, ob es den Mitgliedstaaten möglich ist, 
die benötigten Arbeitskräfte zu finden und sie auf 
mehr oder lange Zeit zu halten. Es muß also wei- 
terhin eine aktive Einwanderungspolitik bei gleich- 
zeitig verstärkten Bemühungen auf dem Gebiet der 
Berufsausbildung der Wanderarbeitnehmer betrie- 
ben werden. In diesem Zusammenhang ist es beson- 
ders angebracht, daß spezielle Bemühungen bei der 
Ausbildung der italienischen Arbeitskräfte unter- 
nommen werden, da die voilständige Verwirklichung 
der Freizügigkeit innerhalb der EWG nicht ausrei- 
chen dürfte, damit die übrigen Mitgliedstaaten den 
noch auf einige Jahre hinaus zu erwartenden Ar- 
beitskräfteüberschuß in Italien aufnehmen. 

Es liegt jedoch auf der Hand, daß sich die Bemü- 
hungen zur Anwerbung der Arbeitskräfte nicht auf 
Italien beschränken dürfen, sondern auch — und 
sicherlich in noch stärkerem Maße als bisher — auf 
die Nichtmitgliedsländer ausgedehnt werden müs- 
sen. Damit jeder Mitgliedstaat dabei den Interessen 
der anderen Mitgliedstaaten besser Rechnung tra- 
gen kann, müßten sie sich gegenseitig über ihre 
Politiken auf diesem Gebiete informieren. Außer- 
dem sollten die Bemühungen um eine Ergänzung 


65 



Drucksache Y/629 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


der privaten Initiative auf dem Gebiet der Betreu- 
ung und Wohnungsbeschaffung allen Gastarbeitern 
zugute kommen. 

Man kann sich jedoch fragen, olb den Mitglied- 
staaten ■ — aus wirtschaftlichen wie aus sozialen 
Gründen — daran gelegen sein kann, alle Möglich- 
keiten der Hereinnahme ausländischer Arbeitneh- 
mer zu erschöpfen, da sich damit umgekehrt ein 
Problem für die Abwanderungsländer ergelben kann, 
die dadurch mitunter wertvolle Arbeitskräfte ver- 
lieren. Im Rahmen der gesamten wirtschaftlichen 
Beziehungen könnten Lösungen angestrebt werden, 
die auf ein Besseres Gleichgewicht abzielen und den 
gegenseitigen Interessen der betreffenden Länder 
besser gerecht werden. So scheint es vor allem 
wünschenswert, daß der Abwanderung von Arbeits- 
kräften aus weniger entwickelten Ländern Kapital- 
bewegungen in umgekehrter Richtung gegenüber- 
stehen. 


B. Fragen der strukturellen Anpassung 

Bei der Prüfung und Lösung der Beschäftigungs- 
prolbleme gewinnen neben den glotbalen quantitati- 
ven Aspekten die qualitativen und strukturellen 
Faktoren immer größere Bedeutung. In einer Wirt- 
schaft, die unter dem Zeichen der Volllbeschäftigung 
steht, können nämlich Engpässe auftreten, die sich 
aus einem Mißverhältnis zwischen Aiibeitskräfte- 
angebot und -bedarf je nach Befähigung, Berufs- 
zwelgen oder geographischen Gebieten ergeben. 
Ferner werfen die in der Produktionsstruktur ein- 
tretenden Veränderungen Probleme einer dauern- 
den Anpassung der Arbeitskräfte an den Bedarf der 
Wirtschaft auf, deren Lösung hauptsächlich von der 
Ausbildung und Fortbildung der Arbeitskräfte 
sowie von deren beruflicher und geographischer 
Mobilität albhängt. 

Aus diesem Grunde treten an die Stelle des auf 
den ersten Blick nach wie vor grundlegenden Be- 
griffs der Vollbeschäftigung allmählich die Begriffe 
der optimalen Beschäftigung oder des dynamischen 
Gleichgewichts der Beschäftigung, in denen eine 
weitergehende Nutzung der tatsächlichen und 
potentiellen Arbeitskräftereserven zum Ausdruck 
kommt. 

Eine solche Politik, in der die sozialen und die 
wirtschaftlichen Faktoren gleichermaßen von Bedeu- 
tung sind, kann die qualitative und strukturelle 
Anpassung der Arbeitskräfte, wie in der Einlei- 
tung schon erwähnt, durch Maßnahmen auf folgen- 
den Gebieten fördern: Berufsausbildung Jugend- 
licher, Berufsberatung Jugendlicher, Berufsausbil- 
dung und -fortbildung Erwachsener, berufliche und 
geographische Mobilität und Abwanderung von 
Arbeitskräften aus der Landwirtschaft. 

I. Berufsausbildung Jugendlicher 

Alle Mitgliedstaaten haben unbestreitbar in den 
letzten Jahren ihre Bemühungen auf dem Gebiet 
der Allgemeinbildung sowie der Fach- und Berufs- 
ausbildung Jugendlicher verstärkt; eine genaue 


quantitative und vergleichende Untersuchung dieser 
Bemühungen ist jedoch mit großen Schwierigkeiten 
verbunden. Dies ist einmal darauf zurückzuführen, 
daß die statistischen Angaben der Regierungen vor 
allem hinsichtlich der Bezugsjahre, der Unterschei- 
dung zwischen Haushaltsvoranschlägen und tatsäch- 
lichen Ausgaben oder zwischen Betriebs- und Inve- 
stitionsausgaben usw. nicht einheitlich sind, und 
zum anderen auf die unterschiedlichen Ausbildungs- 
Strukturen, vor allem auf dem Gebiete der Berufs- 
ausibildung. Zur Zeit bestehen mit einem in den 
einzelnen Ländern jeweils verschiedenen Anteil 
nebeneinander das staatliche und private Unter- 
richtswesen, sowie die schulische und betriebliche 
Berufsausbildung. 

Eine erste Übersicht konnte daher nur an Hand 
nicht einheitlicher Teilangaben erstellt werden. 
Hierdurch ist kein völlig gültiger Vergleich von 
Land zu Land möglich. 

Erhöhung der staatlichen Aufgaben 
für das Unterrichtis wesen 

In den letzten Jahren haben sich die staatlichen 
Ausgaben für alle Zweige des Bildungswesens in 
allen Mitgliedstaaten stark erhöht. Bei der Beurtei- 
lung der entsprechenden Zahlen ist jedoch nicht nur 
der vorgenannten Verschiedenheit der Strukturen, 
sondern auch der Bevölkerungs- und Preisentwick- 
lung Rechnung zu tragen. 

In der Bundesrepublik Deutschland haben die 
Schulausgaben des Bundes, der Länder und Gemein- 
den, die sich 1958 auf 5,043 Milliarden DM beliefen, 
1963 8,369 Milliarden und 1964 10,233 Milliarden 
erreicht und sich damit von 1958 auf 1964 um 
102,9 ”/o erhöht. Sie betrugen 1961 6,5 '®/o und 1962 
ebenfalls 6,5 “/o der gesamten öffentlichen Aus- 
gaben. 

In Frankreich stieigen die laufenden Ausgaben des 
Unterrichtsministeriums für das Schulwesen von 
4,158 Milliarden ffrs im Jahre 1958 auf 5,626 Mil- 
liarden im Jahre 1960, 6,452 Milliarden im Jahre 
1961, 7,660 Milliarden im Jahre 1962, 9,373 Mil- 
liarden im Jahre 1963 und 10,752 Milliarden im 
Jahre 1964; 1965 werden sie mit 13,260 Milliarden 
ffrs veranschlagt. Die Zunahme betrug damit für 
den Zeitraum 1958 — 65 218,9 Vo und 135,7 Uo für 
die Jahre 1960 — 65. Zu diesen laufenden Ausgaben 
sind noch die Investitionsausgaben (1964 beispiels- 
weise 2,349 Milliarden ffrs) und die von anderen 
Ministerien (Landwirtschaftsministerium, Ministe- 
rium für öffentliche Arbeiten, Finanzministeriüm, 
Marineministerium, Ministerium für Zivilluftfahrt 
usw.) übernommenen Ausgaben, die sich 1964 auf 
1,254 Milliarden ffrs beliefen, hinauzuzählen. Der 
Anteil des Haushalts des Unterrichtsministeriums 
(einschl. Investitionsausgaben) am Volkseinkom- 
men hat sich von 1958 auf 1964 praktisch verdop- 
pelt: 1965: 17,3 'Vo, 1958: weniger als 10 “/o des 
Staatshaushaltes. 

In Italien haben sich die Haushaltsmittel des 
Unterrichtsministeriums, die sich im Haushaltsjahr 
1958 bis 1959 auf 461,8 Milliarden Lire beliefen, in 
vier Jahren fast verdoppelt (Index 195): Haushalts- 
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jahr 1959 his 1960: 518,4 Milliarden Lire; 1960 bis 
1961: 608,3 Milliarden Lire; 1961 bis 1962: 700,5 Mil- 
liarden Lire; 1962 bis 1963: 903,3 Milliarden Lire. 

In Belgien erhöhten isich die Ausgaben für „Unter- 
richt und Bildung" von 24,7 Milliarden bfrs im Jahre 
I960 auf 26,3 Milliarden bfrs im Jahre 1961, 29,0 
Milliarden im Jahre 1962, 33,6 Milliarden im Jahre 
1963 und 35,8 Milliarden im Jahre 1964, was einer 
Gesamtsumme von fast 45 ”/o in vier Jahren ent- 
spricht. 

In den Niederlanden wurden die Gesamtausgaben 
des Staates für den Vollzeitunterficht, die sich 1950 
auf nur 0,5 Milliarden Gulden beliefen, im Jahre 
1960 auf 2 Milliarden Gulden, im Jahre 1961 auf 
2,3 Milliarden Gulden erhöht; für 1965 wurden 
3,8 Milliarden Gulden veranschlagt. Die Ausgaben 
haben sich damit in den fünf Jahren 1960 bis 1965 
um 90 ‘’/o erhöht; sie betrugen 1960 4,7 ®/o, 1961 
5,1 *’/o und 1965 5,7 '‘/o des Bruttosozialproduktes zu 
Marktpreisen. 

In Luxemburg nehmen die von der öffentlichen 
Hand für das Unterrichtswesen und die Berufsaus- 
bildung bereitgestellten Mittel von Jahr zu Jahr 
zu. So beliefen sich 1964 die Ausgaben des ordent- 
lichen Haushalts für das Erziehungswesen auf 
548,472 Millionen Ifrs und 1965 auf 577,243 Mil- 
lionen Ifrs. Der Haushaltsvoranschlag für 1966 sieht 
für das Erziehungswesen ordentliche Ausgaben in 
Höhe von 645,100 Millionen Ifrs vor. Zu diesen lau- 
fenden Ausgaben kommen noch die im außerordent- 
lichen Haushalt für öffentliche Investitionen vor- 
gesehene Mittel in Höhe von 20 Millionen sowie die 
Ausgaben anderer Ministerien (Ministerium für 
Arbeit und Landwirtschaftsministerium) hinzu. Die 
Summe dieser Ausgalben für Unterricht und Aus- 
bildung beläuft sich auf 680 Millionen Ifrs und auf 
8 "/o sämtlicher staatlicher Ausgaben. 

Die jüngste Entwicklung auf dem Ge- 
biet der Berufsausbildung Jugend- 
licher 

Die Berufsausbildung Jugendlicher erfolgt durch 
eine in den einzelnen Mitgliedstaaten unterschied- 
liche Kombination aus staatlichem und privatem 
Voll- oder Teilzeitunterricht, außerschulischer 
Unterweisung in Ausbildungsstätten und Betrieben 
(Lehre mit oder ohne Vertrag). 

Die Grundlage des in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Systems für die Berufsaus- 
bildung Jugendlicher bildet die (betriebliche Aus- 
bildung, die durch den Besuch einer Berufsschule 
ergänzt wird. 

Die Gesamtzahl der Lehrlinge und Anlernlinge in 
Industrie und Handel weist in den letzten Jahren 
nur geringe Schwankungen auf: 1960: 742 562, 1961: 
733 161, 1962: 725 002, 1963: 742 985 und 1964: 
741 492. In der Industrie werden etwa halb soviel 
Lehrlinge und Anlernlinge ausgelbildet wie im Han- 
del. In beiden Bereichen durchliefen nur 35 000 bis 
40 000 Jugendliche die kürzere Ausbildung als 
Anlernlinge. Die Zahl der bei den Industrie- und 
Handelskammern bestandenen Prüfungen weist auf 


Grund der Bevölkerungsentwicklung einen leichten 
Rückgang von 248 543 im Jahre 1960 auf 212 306 im 
Jahre 1963 auf. 

Im Bereich des Handwerks betrug die Zahl der 
Lehrlinge und Anlernlinge 1960: 446 624, 1961: 

423 738, 1962: 405 778, 1963: 430 840 und 1964: 
452 145, die der bei den Handwerkskammern bestan- 
denen Prüfungen fiel ebenfalls auf Grund der Bevöl- 
kerungsentwicklung von 150 391 (1960) auf 112 048 
(1963). 

In der Landwirtschaft stieg die Zahl der Lehr- 
linge (1960: 33 764, 1961: 32 801 und 1962: 33 225) 
nur leicht an und zwar von 35 168 im Jahre 1963 auf 
37 277 im Jahre 1964. Die Zahl der erfolgreich 
bestandenen Prüfungen weist einen leichten Rück- 
gang von 11 538 im Jahre 1960 auf 7554 im Jahre 
1964 auf. 

Betrachtet man die Verteilung der gewerblich- 
technischen Lehrlinge in Industrie und Handwerk 
auf die einzelnen Berufsgruppen, so ist festzustel- 
len, daß 1964 von insgesamt 653 540 Lehrlingen die 
meisten Mechaniker, Schmiede, Schlosser (270 660), 
Elektriker (114 272) und Bauberufe (75 223) waren. 

In einer Reihe von Berufsfachschulen (mit Voll- 
zeitunterricht) wird den Jugendlichen eine Ausbil- 
dung für bestimmte kaufmännische, Verwaltungs-, 
Hotel-, Haushalts-, Kinderpflegeiberufe usw. vermit- 
telt. Die Schülerzahl in diesen Schulen stieg von 
1961 (138 467) bis 1964 (150 315) nur leicht an, wäh- 
rend sie für die Fachschulen für Techniker und Mei- 
ster leicht zurückging; hier betrug die Zahl der 
Auszubildenden 118 490 im Jahre 1961 und 113 424 
im Jahre 1964. In den Ingenieurschulen hingegen 
nahm die Zahl der Ausbildungswilligen um 23,4 ®/o 
zu, und zwar von 47 443 (1961) auf 58 567 (1964). 

Die Ausgaben des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden für die berufsbildenden Schulen (Berufs- 
schulen, Berufsfachschulen, Ingenieurschulen) haben 
sich von 1958 bis 1964 fast verdoppelt (von 917 auf 
1650 Millionen DM). Bei diesen Angalben ist zu 
berücksichtigen, daß isie wegen des Systems der 
betrieblichen Berufsausbildung nur einen Teil der 
tatsächlich für berufliche Bildungszwecke aufge- 
wandten Mittel wiedergeben. Auch die vielfältigen 
Förderungsmaßnahmen, die von Bund und Ländern 
in der Form von Darlehen und Zuschüssen zur 
Unterstützung des Ausbaues der von der Wirtschaft 
getragenen überbetrieblichen Aus- und Fortbil- 
dungsstätten gewährt werden, sind in diesen Anga- 
ben nicht enthalten. 

Die Ausgäben der Unternehmen für Berufsauslbdl- 
dungszwecke werden auf über 2 Milliarden DM 
jährlich veranschlagt. 

In Frankreich erfolgt die Berufsausbildung 
Jugendlicher durch das dem Unterrichtsministerium 
unterstehende staatliche technische Unterrichts- 
wesen, private technische Lehranstalten und die — 
handwerkliche oder nichthandwerkliche — betrieb- 
liche Lehre, die durch eine theoretische Ausbildung 
ergänzt wird. 

Die Schülerzahlen an den staatlichen technischen 
Fachschulen nehmen von Jahr zu Jahr zu: 1958/59: 
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326 475, 1962/63: 411 106, 1963/64: 470 537 und 

1964/65: 519 417. Den stärksten Anstieg verzeich- 
neten die „lycees techniques" (etwa: Realober- 
schule): Hier ist die Zahl der Schüler von 109 103 im 
Jahre 1962/63 auf 155 677 im Jahre 1964/65, also in 
zwei Jahren um 42,8 "/o gestiegen. An den „tech- 
nischen Lehranstalten zur Ausbildung von Fach- 
arbeitern" (Colleges d'enseignement technique) be- 
trägt die Zunahme 22,6 ‘’/o (307 817 Schüler im Jahre 
1964/65 gegenüber 252 174 Schülern im Jahre 
1962/63). 

Die laufenden Ausgaben für das technische Unter- 
richtswesen halben stark zugenommen (1958: 612,4 
Millionen frs, 1960: 774,5 Millionen frs, 1961: 818,6 
Millionen frs, 1962: 874,3 Millionen frs, 1963: 
1215,4 Millionen frs, 1964: 1416,7 Millionen frs und 
1965: 1675,6 Millionen frs); sie erhöhten sich jedoch 
unterproportional zu den gesamten Ausgaben für 
das Schulwesen: der Anteil des technischen Unter- 
richtswesens fiel von 14,8 “/o im Jahre 1958 auf 

12.7 “/o im Jahre 1965. Die verhältnismäßig stärkste 
Erhöhung war im Hochschulwesen und vor allem im 
höheren Schulwesen zu verzeichnen. 

Die Rolle der privaten Berufs- und technischen 
Fachschulen darf durchaus nicht unterschätzt wer- 
den; die Schülerzahl betrug hier 192 HO im Schul- 
jahr 1962/63 (47 479 in den „lycees techniques" und 

144 631 in den technischen Lehranstalten zur Aus- 
bildung von Facharbeitern) und 189 510 im Schul- 
jahr 1963/64 (38 608 in den „lycees techniques" und 
150 902 in den technischen Lehranstalten zur Ausbil- 
dung von Facharbeitern). 

Die Berufsausbildung Jugendlicher erfolgt auch in 
den Betrieben mit Lehrvertrag. Die Zahl der hand- 
werklichen Lehrlinge, welche an von den Hand- 
werkskammern veranstalteten Berufsausbildungs- 
lehrgängen teilnehmen, nimmt leicht zu: 1958/59: 
141 693, 1960/61: 153 176 und 1963/64: 196 698. In 
Industrie- und Handelsbetrieben durchlaufen prak- 
tisch ebenso viele Lehrlinge eine Lehre (mit Lehr- 
vertrag) wie im Handwerk: 1963/64: 186 000, 

1964/65: 194 000. 

In Italien haben die Jugendlichen drei Möglich- 
keiten der Berufsausbildung: der dem Unterrichts- 
ministerium unterstehende Schulunterricht im 
eigentlichen Sinne (Berufsausbildungsinstitute), die 
außerschulische Ausbildung in den vom Arbeits- 
ministerium finanzierten Ausbildungsslätten und 
die betriebliche Lehre. 

Bei den im Haushalt des Unterrichtsministeriums 
für das Berufs- und technische Fachschulwesen ange- 
setzten Mitteln ist eine ständige Erhöhung zu 
verzeichnen: von 38,1 Milliarden Lire im Haus- 
haltsjahr 1958/59 stiegen die Mittel über 51,5 Mil- 
liarden Lire (1960/61) auf 93,3 Milliarden Lire im 
Haushaltsjahr 1962/63, was einer Zunahme um 

145 "/o in dem gesamten Zeitraum entspricht. 1958/59 
machten diese Mittel 8,r‘’/o des Gesamtbudgets des 
Unterricbtsministeriums aus, 1962/63 hingegen 

9.7 Vo. 

Die Zahl der jugendlichen Absolventen der staat- 
lichen Berufsausfoildungsinstitute hat von Jahr zu 


Jahr zugenommen: 1960/61: 8292, 1961/62: 10 924, 
1962/63: 18 313 und 1963/64: 36 024. 

Bei der in Ausbildungszentren erteilten außer- 
schulischen Berufsausbildung ist zu unterscheiden 
zwischen Grundausbildungskursen für arbeitslose 
.) ungarbeiter, die ihre Schulausbildung abgeschlos- 
sen haben, einerseits und Fortbildungskursen (cours 
de Promotion et de perfectionnement) andererseits, 
die auch Erwachsenen, selbst wenn sie eine Beschäf- 
tigung haben, offenstehen. 

Die Zahl der Teilnehmer an den Grundausbil- 
dungskursen fiel von 60 000 im Jahre 1961/62 auf 
58 270 im Jahre 1964/65. 

Die betriebliche Ausbildung mit oder ohne Lehr- 
vertrag spielt in Italien eine sehr wichtige Rolle; 
rund 50 'Vo der Jugendlichen wollen heute durch eine 
Lehre einen Beschäftigungsnachweis erwerben. Die 
Zahl der Lehrlinge betrug im Jahre 1960 704 719 
(341 152 in handwerklichen und 363 567 in nicht- 
handwerklichen Betrieben) und 793 794 im Jahre 
1964 (373 589 in handwerklichen und 420 205 in 
nichthandwerklichen Betrieben). Etwas über die 
Hälfte dieser Lehrlirrge besuchen zusätzliche theo- 
retische Ausbildungskurse: 1960/61: 392 567 und 
1964/65: 417 950. Der Anteil der Jugendlichen, die 
alljährlich durch eine Lehre eine Berufsausbildung 
erhalten, kann auf rund 12 bis 14 "/o der Gesamt- 
zahl der Lehrlinge veranschlagt werden. 

Dieses gesamte System der außerschulischen Be- 
rufsausbildung wird vom Fonds für die Berufsaus- 
bildung der Arbeitskräfte, einer vom Arbeitsmini- 
sterium verwalteten autonomen Stelle, finanziert. 
Die Ausgaben dieses Fonds für Lehrgänge für 
Jugendliche und zusätzliche Lehrgänge für Lehr- 
linge stiegen von 15,65 Milliarden Lire im Jahre 
1960/61 (12,21 für Jugendliche und 3,44 für Lehr- 
linge) auf 24,5 Milliarden Lire im Jahre 1963/64 
(19 für Jugendliche und 5,5 für Lehrlinge). 

In Belgien erhalten fast alle Jugendlichen eine 
schulische Berufsausbildung. Die Ausgaben für den 
technischen Fachunterricht machten 1960 23,5 "/o 
(5,8 Milliarden bfrs) und 1964 28,8 “/o (10,3 Mil- 
liarden bfrs) der Gesamtausgaben für das Unter- 
richts- und Bildungswesen aus und stiegen damit 
in vier Jahren um 77,6 ^/o. 

Die Zahl der Schüler der technischen Lehranstal- 
ten mit Vollzeitunterricht hat sich beträchtlich 
erhöht: Schuljahr 1953/54: 140 000, 1958/59: 205 000 
und 1962/63: 290 000. Am Ende des Schuljahres 
1959/60 haben die technischen Fachschulen und 
Berufsschulen rund 32 000 Abschlußzeugnisse (der 
mittleren und höheren Ausbildungsstufe) und am 
Ende des Schuljahres 1962/63 rund 39 000 Abschluß- 
zeugnisse ausgestellt, was einer Zunahme um 22 "/o 
entspricht. Von den Universitäten wurden 1960 5461 
Diplome und am Ende des akademischen Jahres 
1963/64 6315 Diplome erteilt, was einer Zunahme 
um 15 "/o gleichkommt. Die der Schülerzahl an 
Berufs- und technischen Fachschulen mit Teilzeit- 
unterricht ist von 1953/54 (117 280) bis 1958/59 
(121 430) nur geringfügig gestiegen und seit 1959/60 
(reichlich 127 000 Schüler) praktisch unverändert 
geblieben. Es sei hervorgehoben, daß an diesem 
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Teilzeitunterricht auch Erwachsene — vor allem in 
Abendkursen — teilnehmen. 

Die Berufsausbildung Jugendlicher in • Industrie- 
betrieben spielt praktisch keine Rolle. 

Die Zahl der Lehrlinge, welche die dem Mittel- 
standsministerium unterstehende Ausbildung in 
handwerklichen und kaufmännischen Berufen durch- 
laufen, weist geringe Schwankungen auf: 1963/64 
betrug die Zahl der Lehrvertrage 21 000 gegenüber 
22 000 im Jahre 1958/59. 

In den Niederlanden nimmt die schulische Berufs- 
ausbildung eine Vorrangstellung ein, doch hat auch 
die betriebliche Lehre seit 1950 beträchtlich an 
Bedeulung gewonnen. 

1956/57 haben 346 930 Jugendliche in irgendeiner 
Form, im Voll- oder Teilzeitunterricht, an einem 
Berufsunterricht teilgenommen: 1961/62 erhöhte 
sich diese Zahl auf 486 000 und 1963/64 auf 529 675. 
An den technischen Fachgrundschulen mit Vollzeit- 
unterricht (3 Jahre Unterricht nach Abschluß der 
Grundschule) ist die Schülerzahl von 110 000 im 
Jahre 1950 auf 220 000 im Jahre 1960 und 235 000 
im Jahre 1965 gestiegen. 

Die Ausgaben des Staates für das technische 
Unterrichtswesen beliefen sich 1960 auf 312 Mil- 
lionen Gulden und 1961 auf 355 Millionen Gulden i 
und betrugen damit 15,5 bzw. 15,3 ^/o der gesamten : 
Staatsausgaben für das Unterrichtswesen. Es liegen j 
keine Angaben darüber vor, welche Mittel nicht- i 
staatliche Einrichtungen und Stellen sowie die Be- ■ 
triebe für Ausbildungszwecke aufwenden. 

Die Zahl der Jugendlichen, die eine Ausbildung 
im Betrieb (mit Lehrvertrag) erhalten, stieg von 
rund 5000 im Jahre 1945 auf 49 200 im Jahre 1960, 
53 600 im Jahre 1961 und auf fast 60 000 im Jahre 
1962. 


Befähigungsniveau im Durchschnitt von 30 — 40 "/o 
der Schüler nicht erreicht. 

• In Luxemburg wurden von den im ordentlichen 
Haushalt für das Erziehungswesen vorgesehenen 
Mitteln im Jahre 1964 68,666 Millionen Ifrs und im 
Jahre 1965 71,837 Millionen Ifrs für die Fach- und 
Berufisausbildung ausgegeben. Im Haushaltsvor- 
anschlag für 1966 sind für den gleichen Ausgabe- 
posten 77,848 Millionen Ifrs ausgebracht. Es müssen 
jedoch auch die Ausgaben der anderen Ministerien 
berücksichtigt werden. So wenden beispielsweise das 
Arbeitsministerium rd. 3,660 Millionen Ifrs für die 
Berufsausbildung und das Landwirtschaftsministe- 
rium 11,282 Millionen Ifrs für die landwirtschaftliche 
und weinbauliche Ausbildung auf. 

Die Zahl der eine fachtechnische oder berufliche 
Lehranstalt besuchenden Schüler wächst ständig. So 
belief sich die Schülerzahl an den öffentlichen Lehr- 
anstalten auf 3881 im Schuljahr 1963/64, 3996 im 
Schuljahr 1964/65 und 4160 im Schuljahr 1965/66. 
An den privaten Lehranstalten betrug die Schüler- 
zahl 777 im Jahre 1963/64, 766 im Jahre 1964/65 und 
1080 im Jahre 1965/66. 

Der Vollzeitunterricht der Lehrlinge erfolgt ent- 
weder an Schulen oder an Ausbildungsstätten des 
öffentlichen und privaten Bereichs. 

Bei den in einem Lehrverhältnis stehenden hand- 
werklichen, kaufmännischen und Industrielehrlingen 
wird die praktische Ausbildung in der Lehrwerk- 
statt oder im Betrieb durch allgemeinbildenden oder 
berufsbildenden Unterricht an den öffentlichen 
Berufsschulen ergänzt. Die Teilnahme an diesem 
Unterricht ist obligatorisch; sie dauert 3 bis 4 Jahre. 

Die theoretische und die praktische Ausbildung in 
den handwerklichen holz- und metallbearbeitenden 
Berufen sowie den Maler- und Glaserberufen erfolgt 
im ersten Lehrgang ganztägig ausschließlich an die- 
sen Schulen. 


Geht man von den abgelegten Prüfungen aus, so 
ist festzustellen, daß sich die Zahl derer, die eine 
Fachausbildung im weitesten Sinne des Wortes 
(verschiedene Stufen des technischen Fachunter- 
richts in Tages- oder Abendkursen, landwirtschaft- 
liche Ausbildung, kaufmännische Ausbildung usw.) 
mit einem Abschlußzeugnis abgeschlossen haben, 
von rund 114 000 im Jahre 1960 auf 137 000 im Jahre 
1963 erhöht hat und daß die Zahl der Lehrlinge, die 
die Gesellenprüfung bestanden haben, von 13 300 
im Jahre 1960 auf 17 700 im Jahre 1963 gestiegen 
ist. 

Betrachtet man in einem bestimmten Jahr, bei- 
spielsweise im Jahre 1960 die Zahl der Männer und 
Frauen, die nach einer Ausbildung mit Vollzeit- 
unterricht (von der Grundschul- bis zur Hochschul- 
ausbildung einschließlich) der Wirtschaft zur Ver- 
fügung gestellt werden konnten, so zeigt sich, daß 
von diesen „einer Arbeit zugeführten Arbeitskräf- 
ten" rund 7 v. H. (16 000 Männer und Frauen) eine 
Hochschulausbildung genossen haben, während der 
Anteil der jungen Männer mit einer technischen 
Fachgrundschulausbildung reichlich 15 ‘Vn ausmacht. 

Im technischen Unterrichtswesen, wie übrigens 
auch in den Hochschulen wird das angestrebte 


Die kaufmännischen Lehrlingsberufe der Verkäu- 
fer, Lagerhalter und Verkäuferinnen haben im 
ersten Lehrjahr ebenfalls Vollzeitunterricht an einer 
Berufsschule, während die Bürolehrlinge diese 
Schule zwei Jahre lang täglich besuchen müssen. 
Die kaufmännische Lehre dauert insgesamt drei 
Jahre. Die Hotel- und Gaststättenberufe werden an 
einer Spezialschule in einem dreijährigen Ausbil- 
dungsgang erlernt. 

Die landwirtschaftliche Ausbildung der männ- 
lichen Jugendlichen erfolgt an einer Landwirt- 
schaftsschule, während die der weiblichen Jugend- 
lichen an einer ländlichen Hauswirtschaftsschule 
erfolgt. 

Ingenieure werden an einer besonderen Fach- 
schule ausgebildet. 

Die jungen Burschen bevorzugen die Berufe der 
Elektriker, Mechaniker, Schlosiser, Werkzeugmacher 
und Drucker, die jungen Mädchen den Beruf der 
Frisösin und die kaufmännischen Berufe (Büro und 
Verkauf). 

Voraussichtliche Entwicklung 

In zwei Ländern, in Italien und Frankreich, wurde 
im Rahmen der allgemeinen Wirtschaftsplanung die 
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voraussichtliche Entwicklung der Beschäftigung, 
unterteilt nach Befähigungsniveau, untersucht. 

ln Italien hat man analytische Schätzungen des 
Berufsausibildungsbedarifs in den nächsten 5 Jahren 
vorgenommen und diesen Bedarf den vorhandenen 
Ausbildungskapazitäten gegenübergestellt. Eine 
erste Gesamtuntersuchung ließ erkennen, daß mit 
den zur Zeit verfügbaren Mitteln 2,3 ®/o der in den 
entsprechenden Wirtschaftszweigen Beschäftigten 
ausgöbildet werden können, während der Bedarf 
an ausgebildeten Arbeitskräften 3,3 ‘’/o der Beschäf- 
tigten ausmacht. Legt man die Verteilung der der- 
zeitigen Ausbildungsmöglichkeiten den einzelnen 
Berufsgruppen zugrunde, so ergibt sich ein noch 
stärkeres Gefälle. 

Dem Parlament wurde ein Plan für den Ausbau 
der schulischen Berufsausbildung vorgelegt, dem- 
zufolge 1969 bis 1970 345 000 Jugendliche die staat- 
lichen Berufsausibildungsinstitute besuchen und rund 
120 000 von ihnen — also mehr als das Dreifache 
der Schülerzahl von 1963/64 — in demselben Jahre 
ihre Ausbildung beenden müßten, was gewaltige 
Anstrengungen auf finanziellem Gebiet erforder- 
lich macht. 

Um die Aufgabe der außerschulischen Ausbildung 
in den nächsten 5 Jahren festzulegen, wurde ferner 
an Hand vorausschaubarer Berechnungen die Zahl 
der Jugendlichen, die nach Abschluß der Schulaus- 
bildung in das Berufsleben eintreten werden, mit 
1 845 000 und die der Jugendlichen, die eine Lehre 
beginnen werden, mit 695 000 veranschlagt. Somit 
müssen noch 1 150 000 Jugendliche (im Durchschnitt 
230 000 jährlich) eine Berufsausbildung erhalten. Da 
aus den verschiedensten Gründen nicht alle Jugend- 
lichen zweckdienlicherweise eine solche Ausbildung 
erhalten können, wurde die Zahl der auszubilden- 
den Jugendlichen um 10'’/o niedriger, also mit 
980 000 angesetzt. 

Das Arbeitsministerium hat eine Gruppe von 
Sachverständigen einberufen, deren zweifache Auf- 
gabe darin besteht, Untersuchungen im Hinblick auf 
eine Änderung der Gesetzgebung für eine organi- 
sche Reform der gesamten Berufsausbildung durch- 
zuführen und die Kriterien für eine Planung der 
Berufsausbildungsmaßnahmen festzulegen (in Ver- 
bindung mit dem von 1965 bis 1969 voraussichtlich 
auftretenden Bedarf an angelernten und Fach- 
arbeitern). 

Die Kosten der für diese 5 Jahre auf dem Gebiet 
der Ausbildung und Fortbildung geplanten Maßnah- 
men dürfen insgesamt 400 Milliarden Lire betragen 
(davon 200 Milliarden Lire für die Ausbildung 
Jugendlicher); hierdurch soll die Rolle der außer- 
schulischen Berufisausbildungseinrichtungen ver- 
stärkt werden. 

In Frankreich wurden im Rahmen der Vorarbei- 
ten zum Fünften Plan Untersuchungen über die vor- 
aussichtliche Entwicklung der Beschäftigung, ge- 
gliedert nach Berufen und nach Ausbildungsniveau, 
durchgeführt. Die noch vorübergehenden Ergeb- 
nisse dieser Vorarbeiten ließen folgendes erkennen: 
— Rückgang der landwirtschaftlichen (für 1962 bis 
1970 Verminderung um 25*’/o) und einiger selb- 


ständiger Berufe (sellbständige Kaufleute: 1962 
bis 1970 Rückgang um 8'“/o; Industrielle: 1962 
bis 1970 Rückgang um 37 ‘®/o) ; als Ausgleich 
dafür nimmt die Zahl der in diesen Bereichen 
beschäftigten Lohn- und Gehaltsempfänger zu; 
— Aufschwung einiger Berufsgruppen im Dienst- 
leistungsbereich: Büroberufe (1962 bis 1970 Zu- 
nahme um 25 “/o), mittlere Führungskräfte (Zu- 
nahme um 39 "/o) und Lehrberufe (Zunahme um 
30 Vo). 

Ferner lassen diese Untersuchungen eine deut- 
lich ausgeprägte Tendenz zur Erhöhung des Beschäf- 
tigungsniveaus der aktiven Bevölkerung erkennen. 
Die stärkste Zunahme ist bei qualifizierten und 
hodiqualifizierten Arbeitskräften zu erwarten: Fach- 
arbeiter (Zunahme um 14 ®/o gegenüber nur 9 ®/o bei 
der Gesamtgruppe „ Ar^beiter"), Techniker, tech- 
nische Fachkräfte (Zunahme um 56 ^/o), technische 
Zeichner (60 Vo), Ingenieure (31 ®/o), Forschungs- 
kräfte (75 ®/'o) usw. 

Der Einstellungsbedarf wurde aus diesen Vor- 
aussdiätzungen über die Beschäftigung nach Beru- 
fen abgeleitet und durch das entsprechende Aus- 
bildungsniveau zum Ausdruck gebracht, wodurch 
eine Gegenüberstellung mit den Kapazitäten des 
Ausbildungssystems ermöglicht wurde. 

Der Vergleich zwischen dem Bedarf an Fachper- 
sonal und der Gesamtzahl der in den Schulen aus- 
gebildeten Arbeitskräfte ließ langfristig, das heißt 
für den Zeitraum 1962 bis 1978, den durchschnitt- 
lichen jährlichen Fehlbestand in den einzelnen Aus- 
bildungsstufen erkennen. So ergab sich ein jähr- 
licher Fehlbestand von 98 700 Facharbeitern und 
-angestellten (dreijährige Ausbildung nach dem 
zweijährigen Besuch der „Beobachtungsklasse" — 
cycle d’observation), von 41 900 Technikern oder 
Meistern (fünfjährige Ausbildung nach dem zwei- 
jährigen Besuch der „Beobachtungsklasse") und von 
36 000 höheren Führungskräften (Techniker in lei- 
tender Stellung, Führungskräfte, Ingenieure usw.). 

Auf Grund dieser Untensuchungeir konnte ermit- 
telt werden, was auf außerschulischem Gebiet für 
die Ausbildung getan werden muß: Ausbildung in 
privaten und staatlichen Betrieben, handwerkliche 
Lehre, Berufsausbildung Erwachsener und Begabten- 
förderung. 

Die vorausschauende Analyse hat in Belgien noch 
nicht zu einer Gegenüberstellung des Arbeitskräfte- 
bedarfs und des Arbeitskräfteangebots nach Befähi- 
gungsstufen geführt. Einige vorausschauende Unter- 
suchungen wurden jedoch hinsichtlich der Zahl der 
Abschlußzeugnisse im technischen Fachschulwesen 
angestellt. Es wird damit gerechnet, daß die Fach- 
und Berufsschulen 1965/66 etwa 53 000 und im 
Schuljahr 1969/70 etwa 63 000 Abschlußzeugnisse 
ausstellen werden, was einer Steigerung um +19 "/o 
entspräche. An den technischen Fachschulen der 
höheren Ausbildungsstufe soll die Zahl der Absol- 
venten von schätzungsweise 5100 im Schuljahr 
1965/66 auf 7600 im Schuljahr 1969/70 anwachsen, 
was einer Steigerung um nahezu 50 'Vo gleichkäme. 

Die Hochschulausbildung soll ebenfalls stark zu- 
nehmen; es wird geschätzt, daß 1970 rd. 7500 
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Diplome erteilt werden, was gegenüber 1964 einer 
Steigerung um 20 ^/o entspräche. 

Für die Niederlande liegen nur sehr wenige An- 
gaben über die voraussichtliche Entwicklung vor. 
Für das Unterrichtswesen im allgemeinen wird je- 
doch damit gerechnet, daß die Staatsausgahen, die 
sich im Jahre 1965 aut 3,8 Milliarden Gulden (5,7 
des Volkseinkommens) 'belaufen, im Jahre 1970 
5,1 Milliarden Gulden und im Jahre 1957 7 Milliar- 
den Gulden (zu konstanten Preisen 1965), also 6,3 
bzw. 7,5 "/o des Volkseinkommens erreichen werden. 
Man nimmt an, daß der Bevölkerungsanstieg und 
die Demokratisierung des Unterrichtswesens zu 
einer Erhöhung der Schülerzahl an den technischen 
Fach- und vor allem den JJochschulen führen wer- 
den; diese Zahlen dürften 1965 — 1970 rund 200 000 
bzw. 80 000 betragen. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat die Stän- 
dige Konferenz der Kultusminister der Länder eine 
Arbeitsgruppe mit vorausschauenden Untersuchun- 
gen im Bereich des Unterrichtswesens beauftragt. 
Diese Gruppe sollte den Bedarf ermitteln, und Vor- 
ausschätzungen über die Entwicklung des Schul- 
besuchs von 1961 bis 1970 anstellen. Diesen Schät- 
zungen zufolge wird die Schülerzahl an den Berufs- 
fachschulen im Jahre 1970 178 000 (Erhöhung gegen- 
über 1961 um 39 500 oder 29 "/(i), an den Fachschulen 
140 100 (Zunahme: 21 600 oder 19 "/o) und an den 
Ingenieurschulen 87 900 (Anstieg 40 500 oder 85 '^/o) 
betragen. 

An der Zuverlässigkeit der dieser Vorausschau 
zugrunde liegenden Prämissen bestehen jedoch noch 
Zweifel, so daß ihre Ergebnisse wohl kaum als 
wesentliche Grundlage für schulpolitische Entschei- 
dungen anerkannt werden dürften, über die »be- 
triebliche Berufsausbildung liegen keine Gosamt- 
vorausschätzungen vor, doch wird damit gerechnet, 
daß sich trotz der Tendenz zu einem längeren Schul- 
besuch die Berufsausbildungsmöglichkeiten der Be- 
triebe in Anbetracht der größeren Zahl von Schul- 
entlassenen nicht vermindern werden. 

Den Beschlüssen über den Bau von Berufsaas- 
bildungsstätten liegen globale Schätzungen über die 
Zahl der Plätze entsprechend den Wünschen der 
Jugendlichen und die Beobachtung des Bedarfs der 
Wirtschaft zugrunde. 

Die mittel- und langfristigen Überlegungen er- 
wiesen sich in zunehmendem Maße als zweckmäßige 
Grundlage für die Entscheidungen auf dem Gebiet 
des allgemeinbildenden Unterrichtswesens und der 
Berufsausbildung. 

Am 15. Juli 1965 ist die Errichtung des Deutschen 
Bildungsrates beschlossen worden, der Bedarfs- und 
Entwicklungspläne für das deutsche Bildungswesen 
tmtwerfen soll, die den Erfordernissen des kulturel- 
len, wirtschaftlichen und sozialen Lebens entspre- 
chen und den zukünftigen Bedarf an qualifizierten 
Kräften berücksichtigen. Der Bildungsrat soll auch 
Vorschläge zur Struktur des Bildungswesens vor- 
legen, den Finanzbedarf berechnen und Empfehlun- 
gen für eine langfristige Planung auf den verschie- 
denen Stufen des Unterrichtswesens abgeben. 


Weiterhin hat die Bundesregierung einen Inter- 
ministeriellen Ausschuß für Bildung und Ausbil- 
dungsförderung eingesetzt. Er soll die Arbeiten der 
Ressorts in den wechselseitig abhängigen Bereichen 
der Bildung, der beruflichen Aus- und Fortbildung 
und der Ausbildungsförderung koordinieren, die 
Mitarbeit der Bundesregierung im Bildungsrat vor- 
bereiten helfen und bei der Durchführung von des- 
sen Empfehlungen, soweit erforderlich, mitwirken. 

Schlußfolgerungen 

Allein an Hand dieser nicht einheitlichen Teil- 
angaben und vor allem ohne statistische Angaben 
über die Entwicklung der Zahl der Jugendlichen, 
nach Altersklassen gegliedert, die keine Berufsaus- 
bildung erhalten, läßt sich sehr schwer beurteilen, 
ob die derzeitigen Ausbildungsmöglichkeiten in den 
einzelnen Mitgliedstaaten ausreichen oder nicht. 
Man könnte höchstens versuchen, für einige Länder 
eine Reihe von Grundzügen herauszuarbeiten. 

So wird angenommen, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland fast alle ausbildungsfähigen Jugend- 
lichen eine Berufsausbildung beginnen. Es ist näm- 
lich zu bedenken, daß praktisch keine Reserven an 
für eine Ausbildung in Frage kommenden Jugend- 
lichen vorhanden sind, sondern daß im Gegenteil 
jedes Jahr eine große Zahl von Lehrstellen in den 
Betrieben unbesetzt bleiben. So verließen 1963/64 
545 000 Schüler die Volksschule und standen für 
eine Berufsausbildung zur Verfügung, doch blieben 
237 000 (38 ”/o) Lehr- bzw. Anlernstellen unbesetzt, 
ln der Bundesrepublik Deutschland stellt sich das 
Problem also heute anders: Auf der einen Seite An- 
werbung ausländischer Facharbeiter oder genauer 
gesagt, Einarbeitung ungelernter Wanderarbeitneh- 
mer und auf der anderen Seite Bemühungen um eine 
qualitative Verbesserung der Ausbildungsstätten, 
-Strukturen, -mittel, -methoden und -verfahren mit 
dem Ziel einer Erhöhung der horuflichen Mobilität 
und der Anpassung der verschiedenen Ausbildungs- 
niveaus an die Erfordernisse der technischen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung. 

In Frankreich ist die ständige Erhöhung der Zahl 
der in der Ausbildung stehenden Jugendlichen in 
den letzten Jahren vor allem auf die höhere Zahl 
von Schulpflichtigen, die steigende Quote des frei- 
willigen Schulbesuchs und den zunehmenden Bedarf 
der Wirtschaft an qualifizierten und hochqualifizier- 
ten Arbeitskräften zurückzuführen. Diese Situation 
führte zu einem beträchtlichen Mangel an Plätzen 
in den Berufs- und technischen Fachschulen. Die fort- 
schreitende Durchführung der Unterrichtsreform und 
die Errichtung von „Beobachtungs- und Beratungs- 
stufen", welche die Möglichkeit geben, den Anteil 
der einzelnen Arten von Lang- und Kurzausbildung 
zu rationalisieren, lassen eine Verbesserung der 
Lage erwarten. Die Verlängerung der Schulpflicht 
bis zum 16. Lebensjahr wird ebenfalls einen ent- 
scheidenden Faktor für das allgemeine Niveau der 
Grundkenntnisse bilden und vielleicht eine bessere 
Verbindung zwischen Schule und Arbeitsfeld durch 
eine berufliche Vorbildung oder zumindest durch 
eine Einführung in das Berufsleben ermöglichen. 
Zu den im V. Plan herausgestellten Problemen ge- 
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hört nämlich die Aufwertung der Tätigkeit der 
14- bis 17jährigen Jugendlichen, von denen jährlich 
ein Drittel einer Altersklasse keine Berufskennt- 
nisse besaßen. Weiterhin haben die Vorausschät- 
zungen für 1962 bis 1978 gezeigt, daß zwischen dem 
Einstellungsbedarf und der Zahl der Schulabgän- 
ger — trotz der verstärkten Schulinvestitionspro- 
gramme — vor allem für Techniker, Techniker in 
leitender Stellung und für Ingenieure ein starkes 
Mißverhältnis besteht. 

In Italien wird trotz der großen Bemühungen der 
staatlichen und privaten Stellen noch nicht allen 
Jugendlichen eine ausreichende Grundausbildung 
vermittelt, und die Zahl der Jungarbeiter, die keine 
Berufsausbildung erhalten, ist nach wie vor recht 
hoch. Die beim Arbeitsministerium gebildete Sach- 
verständigengruppe und die beim Unterrichtsmini- 
sterium eingesetzte Untersuchungskommission ha- 
ben festgestellt, daß auf diesem Gebiet ein sehr gro- 
ßer Bedarf besteht. Die Schaffung der (staatlichen) 
Volksschuloberstufe (ecole publique complemen- 
taire du premier cycle) im Jahre 1963 bildete jedoch 
die Grundlage für eine erhebliche Verbesserung 
der Grundausbildung, und die im Rahmen des 
ersten Wirtschaftsprogramms herausgearbeiteten 
Entwicklungsaussichten für das technische Unter- 
richtswesen und für die außerschulische Berufsaus- 
bildung sollten, unter Berücksichtigung der für 
diese Vorhaben erforderlichen finanziellen Anstren- 
gungen, wesentliche Fortschritte ermöglichen. 

In Belgien werden das Anwachsen der Bevölke- : 
rung im schulpflichtigen Alter und die plötzliche I 
Zunahme des Anteils der über 15 Jahre alten j 
Schüler eine beachtliche Anhebung des Befähigungs- | 
niveaus der gesamten jungen Arbeiterschaft zur ^ 
Folge haben. Aus diesem Grunde wird damit ge- i 
rechnet, daß zwischen 1965 und 1970 rund 500 000 | 
Jungarbeiter im Alter zwischen 15 und 24 Jahren I 
zum Arbeitsmarkt stoßen werden und daß davon 
rund 250 000 ein von einer fachtechnischen Lehr- 
anstalt (der mittleren oder höheren Ausbildungs- 
stufe) ausgestelltes Abschlußzeugnis und rund 
32 000 ein Universitätsdiplom haben werden. 

Anläßlich der Verlängerung der Schulpflicht wird 
mit einer Neugestaltung der Lehrprogramme zwecks 
Anpassung an die Erfordernisse einer polyvalenten 
Grundausbildung gerechnet. 

Diese kurze Analyse läßt erkennen, daß das 
Hauptziel in allen Mitgliedstaaten darin bestehen 
sollte. Lehr- und Ausbildungsprogramme (der Schu- : 
len und Betriebe) für Facharbeiter und für die mitt- I 
lere Ausbildungsstufe im allgemeinen so umfas- | 
send zu gestalten, daß sie einen Berufswechsel und j 
damit die berufliche Mobilität erleichtern. Diese ; 
breite Grundausbildung sollte im Rahmen bestimm- | 
ter Berufsrichtungen darauf abzielen, Allgemein- : 
und Fachkenntnisse zu vermitteln und praktische ; 
Fähigkeiten zur Entfaltung zu bringen, bevor durch : 
die Endphase der Ausbildung eine reibungslose 
und rasche Einfügung in das Berufsleben ermög- 
licht wird. Im Mittelpunkt der Anpassung der Aus- | 
bildungspläne sollte deshalb stehen, für die ein- ; 
zelnen Ausbildungsformen und Ausbildungsstufen i 
die allgemeinen und fachlichen Kenntnisse festzu- ‘ 


legen sowie bei der Auswahl der praktischen Fertig- 
keiten darauf Bedacht zu nehmen, daß ihre Er- 
lernung für die Ausübung mehrerer Berufe von 
Nutzen sein kann (breite berufliche Grundausbil- 
dung). 

Weiterhin sollte unter Berücksichtigung der ver- 
schiedenen Ausbildungsstrukturen den Jugend- 
lichen ein ausreichendes Netz von Ausbildungs- 
stätlen bzw. -plätzen mit sinnvoll ausgewähltem 
Standort und angemessener Ausstattung zur Ver- 
fügung gestellt werden, eine Aufgabe, die in eini- 
gen Mitgliedstaaten besonders vordringlich ge- 
löst werden sollte. Da die Berufsausbildung durch 
den Mangel an Lehrkräften beeinträchtigt wird, 
sollten gleichzeitig die Maßnahmen für deren Aus- 
und Fortbildung intensiviert werden. Äußerst wün- 
schenswert wären schließlich besondere Anstren- 
gungen auf dem Gebiet der Berufsausbildung weib- 
licher Arbeitskräfte, vor allem im Zusammenhang 
mit dem beschleunigten Aufschwung der Dienstlei- 
stungsberufe und dem voraussichtlich erhöhten Be- 
darf an Arbeitskräften für bestimmte Berufe. 

.\lle diese Ergänzungen sind übrigens Bestand- 
teil der in Artikel 128 des Vertrags von Rom vor- 
gesehenen gemeinsamen Politik, die den Rat am 
2. April 1963 veranlaßt hat, die allgemeinen Grund- 
sätze für ihre Durchführung zu verabschieden. Im 
Anschluß an diese Entscheidung des Rates hat die 
Kommission am 5. Mai 1965 zwei Aktionspro- 
gramme für die gemeinsame Politik auf dem Ge- 
biet der allgemeinen Berufsausbildung und der Be- 
rufsausbildung in der Landwirtschaft angenommen, 
ln diesen Programmen sind kurz-, mittel- und lang- 
fristige Maßnahmen vorgesehen, wobei die beiden 
letztgenannten Gruppen von Maßnahmen auf eine 
fortschreitende Anpassung der Strukturen, der Pro- 
gramme und der Methoden der Berufsausbildung 
an die Erfordernisse der wirtschaftlichen, techni- 
schen und sozialen Entwicklung abzielen und eine 
Verbesserung der Ausbildung der Lehrkräfte not- 
wendig machen. 

Bei einer Untersuchung und Gegenüberstellung 
der einzelstaatlichen Berufsausbildungspolitiken auf 
Gemeinschaftsebene könnten gründliche und lang- 
fristige Vorausschätzungen oder Überlegungen — 
auch quantitativer Art — über die Ausbildungser- 
fordernisse auf den verschiedenen Ausbildungs- 
niveaus ein Hilfsmittel zur Orientierung der zu ver- 
folgenden Politiken sein. Die auf dem Gebiet des 
Unterrichtswesens und der Berufsausbildung Jugend- 
licher anstehenden Entscheidungen gehören, in An- 
betracht der zu ihrer Durchführung erforderlichen 
langen Fristen, zweifellos zu den sogenannten „weit- 
reichenden" Entscheidungen, denen Vorausschätzun- 
gen oder Erwägungen zugrunde liegen müssen, die 
zwar nicht ausführlich sein, jedoch die Möglichkeit 
geben müssen, die Größenordnungen soweit wie 
möglich abzusehen. In diesem Sinne sollten im 
Rahmen der Gemeinschaft Arbeiten in Angriff ge- 
nommen werden, um eine Gegenüberstellung zwi- 
schen dem künftigen Bedarf an Facharbeitern, Tech- 
nikern und Führungskräften und dem Angebot der 
vorhandenen Ausbildungsmöglichkeiten zu ermög- 
lichen. 
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In diesem ganz allgemeinen Rahmen wären auch | 
unter Berücksichtigung der verschiedenen nationalen j 
Ausbildungsstrukturen die Möglichkeiten zu unter- i 
suchen, Dauer und Niveau des Pflichtschulunterrichts j 
zu erhöhen und zu harmonisieren und das höhere 
Schulwesen zu erweitern und vielseitiger zu gestal- 
ten, so daß den Jugendlichen, bevor sie sich für 
einen bestimmten Ausbildungsweg entscheiden, eine 
breite allgemeinbildende Grundausbildung fVolks- 
und Mittelschulbildung) vermittelt wird. In diesem 
Zusammenhang sollte die Verlängerung der Schul- 
pflicht eine bessere Verbindung zwischen allgemei- 
nen Schulkenntnissen und Berufsleben dadurch er- 
möglichen, daß der beruflichen Vorbildung bzw. der 
Einführung in das Berufsleben ein angemessener 
Platz eingeräumt wird. 

Besondere Beachtung verdient auch das Hochschul- 
wesen — vor allem die Universitäten, deren voraus- 
sichtlicher Ausbau sowohl den Grundsätzen einer j 
Demokratisierung des Unterrichtswesens als auch 
der Tatsache entsprechen muß, daß das moderne 
Leben allgemein umfangreichere Kenntnisse erfor- 
dert, wobei insbesondere im Hinblick auf den tech- 
nischen Fortschritt und die Automatisierung dem i 
steigenden Bedarf an Technikern in leitender Stel- j 
lung, an Ingenieuren und Führungskräften, ein- i 
schließlich Führungskräften der Verwaltung, Lehr- | 
kräften und wissenschaftlichen und technischen For- i 
schungskräften, Rechnung zu tragen ist. ' 

! 

Abschließend läßt sich ohne Übertreibung fest- : 
stellen, daß die Ausbildung der Menschen die Vor- J 
aussetzung für die wirtschaftliche und soziale Ent- : 
Wicklung bildet und in noch stärkerem Maße als j 
bisher zu den Hauptanliegen der einzelstaatlichen j 
Regierungen und der Gemcinschaftsbehörden ge- 
hören sollte. Neben ihrem wirtschaftlichen Ziel, das 
strukturelle Gleichgewicht der Beschäftigung zu ge- 
währleisten, ist die Ausbildungspolitik nämlich vor 
allem darauf ausgerichtet, den Bestrebungen dos 
Menschen gerecht zu werden sowie die beruflichen 
und allgemein-menschlichen Fähigkeiten zur Ent- 
faltung zu bringen und damit einen wesentlichen 
Beitrag zum sozialen Fortschritt zu leisten. 

II. Berufsberatung für Jugendliche 

In dem Bemühen, das Arbeitskräftepotential auf 
mittlere und lange Sicht besser an den Bedarf der 
Wirtschaft anzupassen, haben sich die Regierungen 
der Mitgliedstaaten mehr als früher mit dem Pro- 
blem der Berufsberatung befaßt, deren Flauptziel in- 
des nach wie vor darin besteht, dem Wunsch des 
einzelnen nach einer seinen Neigungen und Fähig- 
keiten entsprechenden Erwerbstätigkeit Rechnung 
zu tragen und somit einem sowohl erzieherischen 
als auch sozialen Zweck zu dienen. 

Trotz der Fortschritte der letzten Jahre mußte die 
Frage gestellt werden, ob die Mittel und Möglich- 
keiten der Berufsberatung heute den Anforderungen 
entsprechen, die sich aus der Erfahrung und der 
voraussichtlichen Entwicklung ergeben. 

Innerhalb der Gemeinschaft ist das Sachgebiet der 
Berufsberatung nicht überall in der gleichen Weise 
abgegrenzt; dies gilt insbesondere hinsichtlich der 


Schul- und der eigentlichen „Berufs"-beratung, der 
Aufgaben des Staates sowie der privaten Einrich- 
tungen auf dem Gebiet des Erziehungswesens und 
der Arbeitsvermittlung. 

Jüngste Entwicklung der derzeiti- 
gen Situation in den sechs Ländern 

Die Berufsberatung spielt im Rahmen der Be- 
schäftigungspolitik der Bundesrepublik Deutschland 
eine bedeutende Rolle. Die Berufsberatung ist in 
die Arbeitsverwaltung eingegliedert, deren Dienst- 
stellen der Hauptstello der Bundesanstalt für Ar- 
beitslosenversicherung nachgeordnet sind. Dieser 
einheitliche Aufbau erleichtert die Zusammenarbeit 
der einzelnen Stellen beträchtlich; die personelle 
und materielle Ausstattung der deutschen Berufs- 
beratung reicht aus, um den Jugendlichen ihre Be- 
rufswahl zu erleichtern. 

Mehr als vier Fünftel der Jungen (84,1 Vo) und 
Mädchen (82,8 ‘'/o) werden nach Verlassen der Schu- 
len individuell beraten; der Prozentsatz bei den 
Volksschulabgängern liegt höher (87,4 “/o der Jungen 
und 85,4 'Vo der Mädchen) als bei den Abiturienten 
(65,9 *Vo der Jungen und 68 “/o der Mädchen). Die 
Zahl der Jugendlichen, die nach Verlassen der 
Schule beraten wurden, ist zwischen 1950 und 1960 
von 795 000 auf 504 000 gesunken, um im Jahre 1964 
wieder auf 604 000 zu steigen. Diese Schwankungen 
sind überwiegend auf die Bevölkerungsentwicklung 
zurückzuführen. 

Die Aufgliederung nach Altersgruppen zeigt, daß 
es sich hauptsächlich um Jugendliche zwischen 15 
und 18 Jahren handelt. Zu den Jugendlichen, welche 
die Berufsberatung nicht in Anspruch nehmen, ge- 
hören u. a. Schulabgänger, die ihre Entscheidung 
bereits getroffen haben. Jugendliche, die nach alter 
Gewohnheit in den Familienbetrieb eintreten, und 
die Abiturienten, die ihre Berufswahl erst später 
treffen. 

In der Aufgabenstellung der Berufsberatung ist 
in den letzten Jahren ein Wandel nämlich auf Grund 
der technischen Entwicklung und der Strukturwand- 
lungen festzustellen, da immer mehr Jugendliche 
nach Verlassen der Schule eine Lehre dem unmittel- 
baren Eintritt in das Erwerbsleben vorziehen. In den 
Jahren 196.3 bis 1964 haben sich von 313 000 „be- 
ratenen" Jungen 211 000 (67,3 Vo) und 136 000 Mäd- 
chen von insgesamt 291 000 (46,9 %) für eine Lehre 
entschieden. In den Jahren 1950 — 51 lagen diese 
Sätze nur bei 51,5 bzw. 20,8%. 

Neben der individuellen Beratung — der eigent- 
lichen Berufsberatung — gehören auch die Veran- 
staltung von berufskundlichen Vorträgen und Aus- 
stellungen über einzelne Berufe zur Tätigkeit der 
Berufsberatungsstellen. In den Jahren 1963/64 wur- 
den in Schulen 33 499 Vorträge gehalten, 5 108 
Elternversammlungen veranstaltet und 25 Ausstell- 
lungen organisiert, deren Besucherzahl sich auf 
392 400 belief. 

In Frankreich wurde die Berufsberatung für 
Jugendliche nicht so sehr als eine dem Ministerium 
für soziale Angelegenheiten nachgeordnete Einrich- 
tung zur Arbeitsvermittlung angesehen, sondern als 
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Aufgabenbereich mit erzieherischen Aspekten dem 
französischen Erziehungsministerium zugeordnet. 

Im Jahre 1954 gab es 96 öffentliche Berufsbera- 
tungsstellen und 84 Sektionen oder Zweigstellen-, im 
Jahre 1964 waren es bereits 214 Berufsberatungs- 
stellen und 84 Sektionen oder Zweigstellen. 

Daneben gibt es etwa 30 private Beratungsstellen. 
Sie wurden von verschiedenen Organisationen (z. B. 
Familienbeihilfenkassen, Eisenbahn, Berufsverbände 
und -Vereinigungen) geschaffen. 

Bis vor verhältnismäßig kurzer Zeit wurden von 
der Berufsberatung in erster Linie die ins Erwerbs- 
leben tretenden Volks- und Fachschulabgänger er- 
faßt, während die meisten Schüler der höheren 
Schulen nicht beraten wurden. 

Obwohl die Zahl der von den Beratungsstellen 
durchgeführten Tests zwischen 1959/60 und 1962/63 
von 531 000 auf 779 000 gestiegen ist — wobei be- 
rücksichtigt werden muß, daß diese Tests meistens 
zu verschiedenen Zeitpunkten der gesamten Schul- 
zeit durchgeführt werden — , scheint immer noch ein 
verhältnismäßig großer Teil der Jugendlichen ohne 
Berufsberatung im eigenlichen Sinne ins Berufsleben 
einzutreten. 

Da in Frankreich zwischen Berufs- und Schulbera- 
tung ein enger Zusammenhang besteht, werden 
große Hoffnungen in die Reform des Unterrichts- 
wesens gesetzt, die in erster Linie die Schaffung von 
„Beratungsstufen" (paliers d'orientation) vorsieht, 
welche die Feststellung und eine bessere Nutzung 
der Fähigkeiten der Schüler ermöglichen werden; es 
handelt sich dabei um: 

— eine „Beobachtungsstufe", die sich an die Grund- 
schule anschließt und auf der die Schüler für die 
letzten PJlichtschuljahre der Fachschule — kurze 
oder lange Ausbildung — oder der allgemein- 
bildenden Schule — kurze oder lange Ausbil- 
dung — zugeführt werden; 

— eine zweite Beratungsstufe in der dritten Klasse 
der höheren Schule; 

— eine dritte Beratungsstufe bei Abschluß der höhe- 
ren Schule. 

Der Beratungszeitraum wird somit ausgedehnt und 
erstreckt sich in mehreren Abschnitten über die 
Dauer des Schulbesuchs, um mit der Berufsberatung 
im eigentlichen Sinn als letzter Stufe abzuschließen. 

ln Italien bestehen im Rahmen des Fachschul- 
wesens 43 Schul- und Berufsberatungsstellen. Sie 
sind den Fachschulräten der Provinzen unterstellt. 
Diese Dienststellen können jedoch nicht von allen 
Schülern in Anspruch genommen werden; sie befas- 
sen sich nur mit Schülern, die besondere Schwierig- 
keiten bei der Schulwahl haben und mit Entwick- 
lungsgehemmten, 

In einigen Städten bemühen sich auch nachgeord- 
nete Dienststellen des Erziehungsministeriums und 
Teams von Vertrauensärzten und Psychologen da- 
rum, Lehrern und Eltern in stärkerem Maße mit den 
Problemen der Schul- und Berufswahl der Jugend- 
lichen vertraut zu machen. Die Koordinierung der 
Arbeit dieser Stellen und der systematischen Ein- 


richtung weiterer Beratungszentren zur Durchfüh- 
rung einer echten „Schulberatung" wird zur Zeit im 
Erziehungsministerium geprüft, obwohl die Öffent- 
lichkeit gegenüber solchen Einrichtungen und ihrer 
Tätigkeit noch nicht sehr aufgeschlossen ist. 

Den größten Fortschritt auf dem Gebiet der Berufs- 
beratung hat bisher das Arbeitsministerium erzielt, 
das sich in erster Linie auf die Institute für Betriebs- 
psychologie, auf die Bezirksarbeitsämter und auf die 
Träger von Berufsausbildungslehrgängen stützt. 

Zur Zeit bestehen in den Hauptstädten von 43 Pro- 
vinzen betriebspsychologische Beratungsstellen, die 
dem Amt zur Verhütung von Arbeitsunfällen 
(E.N.P.L: Ente Nazionale Prevenzione Infortuni) 
unterstellt sind. Diese öffentlich-rechtliche Körper- 
schaft führt die Berufsberatung für Lehrlinge und 
junge Arbeitnehmer durch, die an den Berufsaus- 
bildungslehrgängen teilnehmen, die das Arbeits- 
ministerium bezuschußt. 

Die Zahl der von diesen Stellen getesteten Lehr- 
linge ist von rund 45 000 im Jahre 1958/59 auf 
121 000 im Jahre 1964/65 gestiegen (für dieses letzte 
Jahr kommen noch 39 900 von der Berufsberatung 
erfaßten junge Arbeitnehmer hinzu). 

Die Zahlen haben sich zwar beträchtlich erhöht, 
aber das Ergebnis bleibt noch immer gering, wenn 
man diese Zahl von 121 000 Lehrlingen der Gesamt- 
zahl an Lehrlingen gegenüberstellt, die im Jahre 
1964 etwa 794 000 betrug. 

Die Regierung beabsichtigt daher, durch die Er- 
höhung der Zahl der Beratungsstellen, die Ausbil- 
dung von Fachkräften, die Koordinierung der ver- 
schiedenen Einrichtungen und durch die Bereitstel- 
lung höherer Haushaltsmittel die Aktionsmöglich- 
keiten in diesem Bereich zu vergrößern. 

In Belgien ist die Berufsberatung der Jugendlichen 
nach der geltenden gesetzlichen Regelung Aufgabe 
des Erziehungsministeriums, das 62 staatliche Zen- 
tren und 126 Beratungsstellen eingerichtet hat, die 
über das gesamte Hoheitsgebiet verteilt sind und 
infolgedessen sowohl in den Landbezirken als auch 
in den Städten von den Ratsuchenden in Anspruch 
genommen werden können. Das Ministerium ge- 
währt außerdem Zuschüsse an 22 von den Provin- 
zialverwaltungen und 7 von den Gemeinden einge- 
richtete sowie 74 freie Beratungsstellen, deren Trä- 
ger die Schulverwaltungen oder katholische soziale 
Verbände sind. Die Beratungen erstrecken sich 
weniger auf die Wahl eines Berufes als auf eine 
Stellungnahme hinsichtlich der weiteren schulischen 
Ausbildung, die Voraussetzung für den Erwerb be- 
stimmter beruflicher Fachkenntnisse ist. Es handelt 
sich also mehr um eine Studienberatung als um eine 
Berufsberatung im eigentlichen Sinne. 

In diesem Zusammenhang muß auch erwähnt wer- 
den, daß die Jugendlichen, die eine Beschäftigung 
in der Industrie aufnehmen wollen, sich an das Zen- 
tralamt für Beschäftigung (ONEM) wenden können. 
Bei den Bezirksämtern dieser Dienststellen bestehen 
besondere Abteilungen für die „Berufsbetreuung" 
der Jugendlichen, die die Aufgabe haben, den 
Jugendlichen bei der Wahl freier Arbeitsstellen be- 
I hilflich zu sein. Diese Sonderstellen für die beruf- 
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liehe Betreuung der Jugendlichen können 7 ärztlich- 
psychologische Zentren, die über das gesamte Ho- 
heitsgebiet verteilt sind, in Anspruch nehmen, wenn 
sie ein fachliches Gutachten der Berufsberatung für 
die Vermittlung der Jugendlichen oder hinsichtlich 
einer ergänzenden Ausbildung benötigen. Die Zen- 
tren wollen also ein Bindeglied zwischen der Schul- 
beratung und der Auswahl sein, die die Betriebe bei 
der Einstellung von Arbeitskräften treffen. 

Die Zahl der von den Zentren, Dienststellen und 
Ämtern im Rahmen der Schulberatung durchgeführ- 
ten Untersuchungen ist beträchtlich gestiegen; sie 
betrug 1961 bis 1962 rd. 300 000, 1963 bis 1964 
540 000 und 1964 bis 1965 691 000. 

Der Aussagewert dieser Zahlen läßt sich nur 
schwer beurteilen. Es ist zu berücksichtigen, daß die 
Beratungen bzw. Untersuchungen auf den verschie- 
denen Stufen der schulischen Ausbildung erfolgen, 
d. h. am Ende des Volksschulbesuchs, in der unteren 
und sogar in der oberen Stufe der höheren Schulen. 

In Belgien ist die Beratung ein kontinuierlicher 
Vorgang; der Schüler bzw. die Schülerin kann sich 
jeweils vor der Entscheidung für die eine oder an- 
dere Richtung der weiteren Ausbildung beraten 
lassen. Im Schuljahr 1963 bis 1964 erfaßte die Schul- 
beratung die Volksschulen in 1340 Gemeinden und 
war in 814 höheren Schulen tätig. 

Die Zahl der Jugendlichen, die im Jahre 1965 von 
den Fachabteilungen für die Berufsberatung des 
Zentralamts für Beschäftigung beraten wurden, be- 
lief sich auf 22 000. Diese Dienststelle hat drei Auf- 
gaben, nämlich die Berufsaufklärung, die Vermitt- 
lung jugendlicher Arbeitsuchender und die nach- 
gehende Betreuung während der ersten Jahre des 
Berufslebens. Die überwiegende Mehrzahl der 
Jugendlichen nimmt indes direkt eine Beschäftigung 
auf, ohne sich vorher an die Bezirksämter der 
Arbeitsverwaltung oder an eine Berufsberatungs- 
stelle zu wenden. 

Die Berufsberatung für Jugendliche hat 1964 nur 
267 Jugendliche an eine Berufsberatungsstelle ver- 
wiesen. 

Insgesamt läßt sich der Anteil der Schüler, die 
nicht beraten wurden oder eine angebotene Beratung 
abgelehnt haben, im Jahresdurchschnitt auf ein 
Drittel veranschlagen, ohne daß es indes möglich 
wäre, einen genauen Prozentsatz zu ermitteln. 

Um die Bemühungen auf dem Gebiet der Berufs- 
beratung beurteilen zu können, müßte man über 
eine Schätzung des Bedarfs der Industrie und der 
Dienstleistungen an Fachkräften verfügen. Die Vor- 
arbeiten hierfür haben erst begonnen und haben in 
ihrem derzeitigen Stadium noch nicht zu überzeu- 
genden Ergebnissen geführt. Es ist daher den Berufs- 
beratern nur schwer möglich, der gesetzlichen Ver- 
pflichtung nachzukommen und die Jugendlichen über 
die Möglichkeiten der Berufseinmündung zu unter- 
richten. Alle Beratungsstellen sind daher bemüht, 
die beruflichen Fähigkeiten der Jugendlichen maxi- 
mal zu nutzen und diese zu veranlassen, daß sie sich 
für den einen oder anderen Beruf ein Höchstmaß an 
Kenntnissen aneignen. 


In den Niederlanden besteht ein Netz von staat- 
lichen und privaten Berufsberatungsstellen, an die 
sich die Jugendlichen wenden können, um sich über 
die verschiedenen Berufe und über die Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten in diesen zu unterrichten. 

Den 86 Bezirksämtern sind öffentliche Beratungs- 
stellen angegliedert. Daneben gibt es noch 12 wei- 
tere öffentliche und 39 private Beratungsstellen 
(19 katholische, 13 evangelische, 7 konfessionell 
nicht gebunden). 

Alle diese Einrichtungen befassen sich sowohl mit 
der Berufsberatung im eigentlichen Sinne, indem sie 
individuelle Ratschläge für die Wahl eines Berufs, 
einer Schule oder einer Ausbildung erteilen, als auch 
mit der Berufsaufklärung; diese erfolgt in der Weise, 
daß mehrere Jugendliche, z. B. eine ganze Schul- 
klasse, gemeinsam über die Berufe und die Ausbil- 
dungsmöglichkeiten unterrichtet werden. 

Eine im Jahr 1961 durchgeführte Umfrage ergab, 
daß durchschnittlich 20 Vo der Schüler, aber nur 
11% der Schülerinnen nach Verlassen der Grund- 
schule die Berufsberatung in Anspruch genommen 
haben. 

In Luxemburg untersteht die Berufsberatung dem 
Landesarbeitsamt und damit dem Arbeitsministe- 
rium. Ihre Dienststellen haben die Aufgabe, die 
Jugendlichen hinsichtlich der Wahl eines Berufes zu 
beraten, der ihren Neigungen, Interessen und Fähig- 
keiten entspricht, ihnen gleichzeitig zufriedenstellen- 
de Aussichten in bezug auf ihre berufliche Zukunft 
eröffnet und dem Nachwuchsbedarf der Wirtschaft 
gerecht wird. 

Im Rahmen dieser Aufgabe obliegt es der Berufs- 
beratung, die Berufsanwärter auf ihre Eignung zu 
untersuchen und sie in eine Lehre in der Industrie, 
im Handwerk oder im Handel zu vermitteln. 

Die Berufsberater müssen daher die einzelnen 
Berufe und beruflichen Laufbahnen, die jeweiligen 
Arbeitsverrichtungen, die Lehre, die verschiedenen 
Ausbildungswege und deren Anforderungen kennen; 
ferner müssen sie in der Lage sein, die Arbeits- 
marktlage, die Vermittlungsmöglichkeiten und die 
voraussichtliche Entwicklung der einzelnen Berufe 
zu beurteilen; darüber hinaus obliegt ihnen die 
Verteilung berufskundlicher Schriften an einen 
möglichst großen Kreis von Interessenten; diese 
Schriften sollen den Ratsuchenden helfen, ihre Be- 
rufswahl in Kenntnis der tatsächlichen Gegeben- 
heiten zu treffen; die Berufsberater müssen ferner 
imstande sein, mit den bisher üblichen Mitteln — 
Beratungsgespräch und Eignungsuntersuchungen — 
eine zutreffende Vorstellung von der Person des 
Ratsuchenden, von seinen Neigungen, Interessen, 
Anlagen oder Mängeln zu gewinnen, damit die 
Schul- und Berufsberatung nützlich und wirksam ist; 
sie sollen mit allen öffentlichen und privaten Stellen 
eng Zusammenarbeiten, die für die Erziehung und 
Berufsausbildung der Jugendlichen zuständig sind, 
insbesondere mit den allgemeinbildenden Schulen, 
den Berufs- und Fachschulen, den Berufskammern 
und Arbeitgebern; außerdem sollen sie sich laufend 
über die Fortschritte auf dem Gebiet der Schul- und 
Berufsberatung sowie der angewandten Psychologie 
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unterrichten; dies bedeutet, daß sie eine umfang- | 
reiche Dokumentation auswerten und einen engen | 
Kontakt zu Stellen und Fachleuten der Berufsbera- j 
tung im Ausland pflegen müssen. | 

Die Zahl der Ratsuchenden, die die Berufsberatung j 
in Anspruch nehmen, schwankt zwischen 2300 und | 
2500 jährlich. 

Schlußfolgerungen 

Obwohl die Berufsberatung seit einer Reihe von 
Jahren beträchtlich erweitert worden ist, reichen 
ihre Einrichtungen in den meisten Mitgliedstaaten 
vorerst bei weitem nicht aus, um den tatsächlichen 
Bedarf zu decken. Die Berufsaufklärung wie die 
Berufsberatung müssen in den kommenden Jahren 
noch erheblich ausgebaut werden. 

Hierbei ist grundsätzlich eine bessere allgemeine 
Kenntnis der voraussichtlichen Beschäftigungsmög- 
lichkeiten in den verschiedenen Berufen anzustre- 
ben; diese Informationen sollen im übrigen einem 
möglichst breiten Publikum zugänglich gemacht 
werden. Den Eltern und der Öffentlichkeit ganz 
allgemein muß die Möglichkeit gegeben werden, 
sich ein genaues Bild von den Berufsaussichten der 
Jugend zu machen; damit könnte zugleich die Zu- 
rückhaltung, zuweilen sogar das Mißtrauen über- 
wunden werden, das bisher in einigen Ländern | 
einer größeren Breitenwirkung der Berufsberatung j 
im Wege stand. Es gilt, auf die Einstellung und die | 
Entscheidung der Familien einzuwirken, ihnen aber | 
gleichzeitig die volle Freiheit der Berufswahl zu i 
lassen. | 

In den meisten Mitgliedstaaten (mit Ausnahme 
der Bundesrepublik Deutschland) müssen auch Orga- 
nisation und Struktur der Berufsberatung noch 
wesentlich verbessert werden. Wenn sie allen Ju- 
gendlichen zugänglich gemacht werden soll, ist eine 
größere Zahl von besser eingerichteten Beratungs- 
stellen erforderlich, insbesondere in den landwirt- j 
schaftlichen Gebieten. Damit stellt sich allerdings | 
auch das Problem der Finanzierung der materiellen 
Ausstattung und insbesondere das der Besoldung 
der Fachkräfte. 

Die Zeitspanne zwischen der ersten Entscheidung 
im Augenblick der Schulwahl und dem Eintritt in 
das Berufsleben wird immer länger; deshalb sollte 
an die Stelle der bisher oft nur einmaligen Beratung 
beim Abgang von der Grundschule eine längere, 
durchgehende Folge von Beratungen treten. 

Ferner sollte eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Beratungsstellen und, soweit solche in den Mit- 
gliedstaaten bestehen, den wirtschaftlichen Planungs- 
stellen, den Fach- und Berufsschulen, den Arbeits- | 
ämtern und den beteiligten Berufsorganisationen | 
(Arbeitgeber und Gewerkschaften) sichergestellt | 
werden. Auch eine Koordinierung der Arbeit der j 
Stellen, die sich in den einzelnen Mitgliedstaaten ! 
mit Berufsberatung befassen, erscheint geboten. ; 

Auf Initiative der Kommission ist in der Gemein- j 
Schaft bereits eine Zusammenarbeit der für die Be- | 
rufsberatung und Arbeitsvermittlung zuständigen i 
Verwaltungen der Mitgliedstaaten zustande gekom- | 
men und ein gemeinsames Arbeitsprogramm auf- i 


gestellt worden. Den zuständigen Organen der Ge- 
meinschaft wurde der Entwurf einer Empfehlung 
zur Stellungnahme zugeleitet, in dem die hier dar- 
gelegten Zielsetzungen ihren Niederschlag gefunden 
haben. 

IIL Berufsaus- und -fortbildung Erwachsener 

Maßnahmen zur Entwicklung der Allgemeinbil- 
dung und der Berufsausbildung Jugendlicher sind 
auf lange Sicht die angemessene Lösung des Pro- 
blems der qualitativen Anpassung der Arbeits- 
kräfte an den Bedarf der Wirtschaft, aber kurz- und 
mittelfristig muß auch weiterhin das Ungleichge- 
wicht auf dem Arbeitsmarkt durch die Berufsaus- 
bildung und -fortbildung erwachsener Arbeitnehmer 
behoben werden. Solche Ausbildung, die zunächst 
in allen Ländern auf die Umschulung von Arbeits- 
losen abzielt, wurde allmählich auch auf diejenigen 
Arbeitnehmer ausgedehnt, denen infolge der Ent- 
wicklung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen so- 
wie des technischen und fachlichen Fortschritts Ar- 
beitslosigkeit droht. Eine letzte Maßnahme in dieser 
Richtung bestand darin, allen ausbildungswilligen 
erwachsenen Arbeitnehmern die Möglichkeit einer 
ständigen Fortbildung zu geben; in einigen Ländern 
wurden diese Maßnahmen im Rahmen der Politik 
des „sozialen Aufstiegs" durchgeführt. 

Entwicklung und gegenwärtige Lage 
in den Mitgliedstaaten 

Die in der Bundesrepublik Deutschland bestehen- 
den öffentlichen und privaten Umschulungsstätten 
für Erwachsene haben in der Vergangenheit im all- 
gemeinen, von gelegentlichen Engpässen abgesehen, 
für die Durchführung der von der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, 
den Sozialversicherungsträgern, Fürsorgestellen und 
sonstigen öffentlichen Stellen beabsichtigten Um- 
schulungen ausgereicht. Diese Einrichtungen können 
jedoch nur begrenzt für die Heranbildung von Fach- 
arbeitern im Erwachsenenalter herangezogen wer- 
den. Soweit erwachsene Arbeitnehmer noch eine 
abgeschlossene Fachausbildung suchen, sind sie wie 
alle jugendlichen Arbeitnehmer entweder auf den 
betrieblichen Berufsausbildungsweg in Verbindung 
mit den Berufsschulen oder auf Fachschulen ange- 
wiesen. Hierbei haben die Unternehmen in den 
letzten Jahren entsprechend den im Wirtschafts- 
system der Bundesrepublik geltenden Prinzipien 
ihre eigenen Anstrengungen auf dem Gebiet der 
Aus- und Fortbildung der bei ihnen Beschäftigten 
weiter verstärkt. 

1964 hat die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 917 000 DM (davon 
320 000 aus Mitteln des Bundes) als Beihilfen für 
3334 Stellensuchende (davon 1975 Frauen) ausge- 
worfen, deren Neueinstellung durch eine Berufsum- 
schulung erleichtert wurde. 

Der wachsende Bedarf an mittleren Führungs- 
kräften und die Notwendigkeit einer Anpassung 
der beruflichen Kenntnisse an die technische Ent- 
wicklung waren Anlaß für eine Erweiterung und 
Verbesserung der beruflichen Fortbildungsmöglich- 
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keiten. Für eine Berufsfortbildung sorgen zum größ- 
ten Teil Unternehmen und Wirtschaftsverbände 
selbst, die auch im allgemeinen die Kosten tragen. 
Maßnahmen von Bund und Ländern sollen lediglich 
die Anstrengungen der Privatwirtschaft unterstüt- 
zen. 

Im Rahmen der Gewerbeförderungsprogramme 
der Bundesregierung im Handwerk, Handel, Hotel- 
und Gaststättengewerbe, ihres Regionalen Förde- 
rungsprogramms, des Programms zur Förderung der 
beruflichen Fortbildung der unselbständigen Mittel- 
schichten, des Produktivitätszuschußprogramms und 
des Programms zur Förderung der Landwirtschaft 
hat die Bundesregierung seit 1950 insgesamt mehr 
als 160 Mio DM zum Auf- und Ausbau der von der 
Wirtschaft getragenen Einrichtungen für berufliche 
Fortbildung zur Verfügung gestellt. 

Das Programm zur Förderung der beruflichen 
Fortbildung besteht aus zwei Teilen, dem Institutio- 
nellen und dem Individuellen Förderungsprogramm. 
Im Rahmen des Institutionellen Förderungspro- 
gramms werden in Form von Darlehen und Zu- 
schüssen Zuwendungen an Träger von überbetrieb- 
lichen Fortbildungsstätten und Einrichtungen ge- 
währt. Von 1959 bis 1965 wurden rd. 16 Millionen 
DM für den Bau, für die Errichtung und für Ver- 
waltungskostcn solcher Fortbildungsstätten gewährt. 
Im Rahmen des Individuellen Förderungspro- 
gramms, das seit 1962 durchgeführt wird, werden 
Beihilfen an befähigte und aufstiegswillige Berufs- 
tätige gewährt für die Teilnahme an Lehrgängen, 
die auf den Aufstieg in eine bestimmte mittlere 
oder gehobene Berufstätigkeit ausgerichtet sind. Die 
Beihilfen umfassen die Sicherung des Lebensunter- 
halts für den Lehrgangsteilnehmer und seine Fa- 
milie, die Kosten der Krankenversicherung, die 
Lehrgangsgebühren sowie die Fahrkosten. Bis zum 
31. Dezember 1965 wurden hierfür rd. 100 Millionen 
DM für rd. 50 000 Antragsteller bewilligt. 

Durch das Gesetz über Bildung und Verwaltung 
eines Sondervermögens für berufliche Leistungs- 
förderung in der Wirtschaft vom 22. April 1965 
(Leistungsförderungsgesetz) sind die Möglichkeiten 
der Fortbildungsförderung noch beträchtlich erwei- 
tert worden. Aus dem durch dieses Gesetz gebilde- 
ten Sondervermögen des Bundes in Höhe von 560 
Millionen DM werden in Zukunft zusätzlich 50 
Millionen DM pro Jahr für Zwecke der beruflichen 
Fortbildung individueller Art zur Verfügung stehen, 
die den Trägern der Lehrgangsstätten und zum ge- 
ringeren Teil auch den Lehrgangsteilnehmern zu- 
gute kommen. 

An beruflichen Fortbildungsmaßnahmen haben im 
Jahre 1964 allein im Handwerk an etwa 8000 Lehr- 
gängen 190 000 Fachkräfte, im Einzelhandel an etwa 
7000 Veranstaltungen 280 000 Fachkräfte teilgcnom- 
men. Für die übrigen Wirtschaftszweige kann ange- 
nommen werden, daß auch hier eine rege Nutzung 
der beruflichen Fortbildungsmöglichkeiten vorliegt. 

Auf diese Weise werden die Maßnahmen der Län- 
der, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der 
öffentlich-rechtlichen Anstalten und Körperschaften 
ergänzt. Das Gesamtvolumen der Aufwendungen 


für die Förderungsprogramme der Bundesländer 
dürfte den Aufwendungen der Bundesregierung ent- 
sprechen. 

In Frankreich vermittelt seit 1936 die berufliche 
Schnellausbildung Erwachsener (Formation profes- 
sionelle acceleree des travailleurs adultes — F. P. 
A.) entsprechend der Bestimmung des Arbeitsmini- 
steriums allen Arbeitslosen eine Fachausbildung mit 
dem Ziele der Erleichterung ihrer Wiederheschäfti- 
gung. Hieraus entwickelten sich allmählich eine An- 
passung und Umschulung der Arbeitnehmer, so daß 
die Schnellausbildung heute wesentlich zur Auf- 
stiegsförderung im Beruf und zum sozialen Aufstieg 
der Arbeitnehmer beiträgt. 

Im Rahmen der Schnellausbildung bestehen zwei 
Arten von Zentren: diejenigen, die von dem drei- 
gliedrigen übernationalen Verband für rationelle 
Ausbildung der Arbeitskräfte (Association Natio- 
nale pour Id Formation Professionnelle des Adultes 
A.. F. P. A.) verwaltet und deren Einrichtungs- 
und Verwaltungskosten vom Ministerium der sozia- 
len Angelegenheiten getragen werden, sowie die 
von Unternehmen und Berufsveränden geführten 
Zentren, denen das Ministerium der sozialen Ange- 
legenheiten lediglich technische oder finanzielle Un- 
terstützung gewährt. Jeder dieser Ausbildungsstät- 
ten umfaßt eine unterschiedliche Zahl von „Aus- 
bildungsabteilungon", die im einzelnen einen besse- 
ren Aufschluß über Struktur und Entwicklung der 
Schnellausbildung geben, als dies eine Aufzählung 
der Zentren vermag. 

Zur Vermittlung einer Fachausbildung im Bauge- 
werbe, in der metallverarbeitenden und in anderen 
Industrien, z. B. Chemie, Kunststoffe, Kleidung, 
Elektrobau, dienen Praktika. Seil kurzem bestehen 
ebenfalls Aus- und Fortbildungslehrgänge für hoch- 
qualifizierte Facharbeiter, die Werkmeister und für 
technisches Fachpersonal. Praktikanten unter 20 Jah- 
ren sind zahlreich. 

Die Zahl der Ausbildungsabteilungen ist von 1427 
im Jahr 1961 (1141 von der A. F. P. A. verwaltete 
und 486 andere Abteilungen) auf 1814 im Jahr 1964 
(1376 und 438) gestiegen. Die Zahl der ausgebilde- 
ten Praktikanten erhöhte sich von 26 266 im Jahre 
1962 auf 32 678 im Jahre 1964. 

Der Gesamtbericht über den Fünften Plan unter- 
streicht die Bedeutung der Schnellausbildung, die 
als eine der wichtigsten Instrumente für den Ar- 
beitsmarkt gilt. Deshalb wurde wogen des Bedarfs 
an Fachkräften, der von den Schulen nicht gedeckt 
werden kann, für eine Erweiterung der Schnellaus- 
bildung gesorgt. 

Im Jahre 1970 soll nach Schaffung von 660 neuen 
Abteilungen für die A. F. P. A. (zusätzlich zu den 
1900 für Ende 1965 geplanten Abteilungen) und von 
230 neuen Abteilungen für die übrigen Zentren, 
ständig 74 500 Praktikanten eine Ausbildungsmög- 
lichkeit in diesen Zentren geboten werden. Die 
Kosten des Entwicklungs- und Modernisierungs- 
programms werden für die Laufzeit des Plans auf 
625 Millionen ffrs. geschätzt. 

Noch größere Bedeutung erhielt die Berufsaus- 
und -fortbildung in Frankreich durch das Gesetz 
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vom 31. Juli 1959 über die Förderung des sozialen 
Aufstiegs; in diesem Gesetz sind vorgesehen: 

— eine Berufsausbildung der ersten Stufe (ange- 
lernte und Facharbeiter) und der zweiten Stufe 
(technische Fachkräfte, Techniker) 

eine höhere berufliche Aufstiegsförderung (pro- 
motion superieure du travail) (Techniker der 
höheren Laufbahnen, Ingenieure, höhere Füh- 
rungskräfte). 

Die Teilnahme an den verschiedenen Lehrgängen 
im Rahmen der höheren beruflichen Aufstiegsför- 
derung gewährt Anrecht auf Lohnausfallvergütung. 

Die Ausbildung der ersten und zweiten Stufe ge- 
hört in erster Linie in den Tätigkeitsbereich der 
Schnellausbildung, während die höhere berufliche 
Aufstiegsförderung Universitätsinstituten, den dem 
Gewerbemuseum angeschlossenen Zentren, den be- 
trieblichen oder übeibetrieblichen Lehrwerkstätten, 
den Schulen von Berufsverbänden und privaten 
Fachschulen übertragen wurde. 

In Italien umfaßten die Maßnahmen auf dem Ge- 
biet der Berufsausbildung Erwachsener zunächst nur 
vorwiegend praktische Sonderkurse mit einer 
Flöchstdauer von 8 Monaten, deren Zweck die be- 
rufliche Ausbildung oder Umschulung von Arbeits- 
losen war. Die Zahl der Lehrgänge und der Teilneh- 
mer ist wie folgt zurückgegangen; 

— 1958/59 : 2 151 Lehrgänge mit 47 531 Teilnehmern 

— 1960/61 : 1 089 Lehrgänge mit 29 300 Teilnehmern 

— 1953/64: 31 1 Lehrgänge mit 5 761 Teilnehmern 

daher wurden auch die zur Kostendeckung erforder- 
lichen Beträge geringer: 4500 Millionen Lire 1958/59, 
2700 Millionen Lire 1960/61 und 1160 Millionen Lire 
1963/64. 

Gleichzeitig wurden im Hinblick auf eine Erwei- 
terung der beruflichen Fortbildungsmöglichkeiten in 
den vom Arbeitsministcrium finanzierten Zentren 
ständig mehr Lehrgänge zur Förderung des Auf- 
stiegs und Fortbildungskurse veranstaltet. Die Lehr- 
gänge zur Förderung des Aufstiegs bestehen insbe- 
sondere aus Abendunterricht, erstrecken sich höch- 
stens auf ein Jahr und sind für solche Arbeitneh- 
mer bestimmt, die einen Arbeitsplatzwechsel beab- 
sichtigen oder sich beruflich verbessern wollen. Die 
Teilnchmerzahl belief sich im Jahr 1961/62 auf 
19 720 und im Jahr 1964/65 auf 23 680. Die einjäh- 
rigen Kurse für hochqualifizierte Fachleute, die zu- 
nächst für jugendliche Arbeitslose mit Abschluß- 
zeugnis der unteren, mittleren oder höheren mittle- 
ren Ausbildungsstufe bestimmt waren, wurden 
1962/63 in Fachbildungskurse umgewandelt, die Ar- 
beitnehmern, die für die Ausführung bestimmter 
yVrbeiten bereits Fachkenntnisse besitzen, eine zu- 
sätzliche Spezialisierung ermöglichen. Diese Kurse 
wurden im Jahr 1961/62 von 627, 1962/63 von 1988 
und 1964/65 von 3662 Teilnehmern besucht. 

Ferner sind die Anstrengungen der Unternehmen 
in der Aus- und insbesondere in der Fortbildung zu 
erwähnen. An dieser Stelle sollen besonders die 
Maßnahmen einiger großer und mittlerer Unterneh- 
men erwähnt werden, die es für zweckmäßig gehal- 
ten haben, ihr Fachpersonal je nach Bedarf in be- 


trieblichen oder überbetrieblichen Lehrwerkstätten 
oder in Lehrgängen von unterschiedlicher Dauer aus- 
Lind fortbilden zu lassen. 

Von den 400 Milliarden Lire, die für das Bildungs- 
programm für die Jahre 1965 bis 1969 vorgesehen 
sind, sollen 90 Milliarden für die Finanzierung von 
Maßnahmen auf dem Gebiet der beruflichen Um- 
schulung und der Fortbildung sowie der innerbe- 
trieblichen Aufstiegsförderung dienen. 

Die gleiche Entwicklung vollzieht sich in Belgien, 
wo den Zentren, die .seiner Zeit nur für zeitlich 
begrenzte Umschulungsmaßnahmen von Arbeits- 
losen vorgesehen waren, im Jahr 1961 die beschleu- 
nigte Berufsausbildung erwachsener Arbeitnehmer 
übertragen wurde. Sie werden als öffentliche Ein- 
richtungen vom Nationalen Arbeitsamt verwaltet. 
Hinzu kommen die von den Unternehmen eingerich- 
teten und vom Arbeitsministerium beaufsichtigten 
Kurse und Lehrwerkstätten. 

Im Jahr 1960 bestanden in Belgien 70 Umschu- 
lungszentren für Arbeitslose; Ende 1964 betrug die 
Zahl der Zentren und der Abteilungen für die Er- 
wachsenenausbildung 220, davon 196 vom natio- 
nalen Arbeitsamt mit eigenen Mitteln verwaltete 
Zentren, 10 vom Nationalen Arbeitsamt in Zusam- 
menarbeit mit Unternehmen oder Verbänden g;^e- 
gründete Ausbildungseinrichtungen und 14 aner- 
kannte betriebliche Ausbildungsstätten. Die Zahl der 
Praktikanten stieg von 1450 1961 auf 2815 1963. 

Bei der beruflichen Aus- und Fortbildung Erwach- 
sener ist auch das Berufs- und technische Fachschul- 
wesen mit Freizeitunterricht — besondere Abend- 
kurse — wichtig. So waren im Schuljahr 1958/59 von 
insgesamt 121 430 Schülern, die an Abendkursen des 
technischen Unterrichtswesens teilnahmen, 46 660 
über 21 Jahre alt (davon fast die Hälfte über 

25 Jahre). Im Schuljahr 1962/63 stieg die Zahl der an 
Abendkursen teilnehmenden Personen auf nahezu 
145 000 an, wovon 53 700 über 21 Jahre alt waren 
(die Zahl der 25 und über 25 Jahre alten Teilnehmer 
betrug 30 400 oder rd. 60%). Diese Ausbildungsart 
hat somit zwischen 1958/59 und 1962/63 um an- 
nähernd 20 V. H. zugenommen. 

Schließlich haben Arbeitnehmer zwischen 16 und 

26 Jahren nach dem Gesetz vom 1. Juli 1963 zur 
Förderung des sozialen Aufstiegs Anspruch auf Bil- 
dungsurlaub zum Besuch von allgemeinbildenden 
und staatsbürgerkundlichen Lehrgängen. Als Aus- 
gleich für Lohnausfall können Tagegelder gewährt 
werden. Die hierfür entstandenen Ausgaben belie- 
fen sich im Jahr 1963 auf 237 925 bfrs und im Jahr 
1964 auf 771 350 bfrs, die auf 2937 Begünstigte ver- 
teilt wurden. Außerdem haben Arbeitnehmer, die 
eine geschlossene Reihe von Abend- oder Sonntags- 
kursen erfolgreich beendet haben, im Rahmen der 
Bestimmungen des Gesetzes über den sozialen Auf- 
stieg Anspruch auf Erstattung der entstandenen 
Kosten. Im Jahr 1964 erhielten 6877 Arbeitnehmer 
eine solche Vergütung in Höhe von 750 bis 3750 bfrs; 
die Gesamtausgaben hierfür betragen 14 172 000 bfrs. 

In den Niederlanden ist die Schulung und Umschu- 
lung der Arbeitslosen Hauptaufgabe der Berufsaus- 
bildungszentren für Erwachsene. Die Ausbildungs- 
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willigen erhalten eine Vergütung, die ihnen und 
ihren Familien als Lebensunterhalt dient. Zu dieser 
Ausbildung in den Zentren werden auch unausge- 
bildete berufstätige Arbeitnehmer zugelassen, die 
einen Befähigungsnachweis erwerben wollen. In die- 
scmi Fall zahlt der Arbeitgeber den Lohn weiter, 
während der Staat die Ausbildungskosten trägt. 
Diese Ausbildungskurse, an denen nur männliche 
Arbeitnehmer teilnehmen und die besonders für 
die Berufe der Bau- und Metallindustrie eingerich- 
tet werden, finden zur Zeit einen zunehmenden Zu- 
spruch. Gegenwärtig bestehen 24 solcher Zentren, 
und die Zahl der Kursusteilnehmer ist von 1574 
1961, 1968 1962, 2352 1963 auf 2684 Ende 1964 ge- 
stiegen (davon 1630 aus dem Baugewerbe und 1054 
aus der Metallindustrie). 

In Luxemburg veranstaltet das Erziehungsmini- 
sterium im Rahmen des mittleren und höheren 
Schulunterrichts Ausbildungskurse für Erwachsene. 
Durch diese Lehrgänge können sich Erwerbstätige 
sämtlicher Alterklassen auf die amtlichen Prüfun- 
gen des mittleren Bildungsweges vorbereiten. Die 
dem Arbeitsministerium unterstehende „Flöhere 
Schule für Arbeit" (Ecole Superieure du Travail) 
veranstaltet für Berufstätige sämtlicher Altersstufen 
Lehrgänge über Sozialrecht, öffentliches Recht, Ar- 
boitsrccht, Arbeitsmedizin, Volkswirtschaft und Be- 
rufsberatung. Schließlich werden von den öffent- 
lichen Stellen (Regierung und Gemeinden), von pri- 
vaten Organisationen, wie den berufsständischen 
Kammern (Industrie- und Handelskammern, Hand- 
werkskammern), und von Industriebetrieben für 
sämtliche Berufe des Handwerks, des Handels, der 
Industrie und des Hotel- und Gaststättengewerbes 
zahlreiche Einführungs- und Fortbildungskurse ver- 
anstaltet. 

Schlußfolgerungen 

Die Berufsausbildung Erwachsener, insbesondere 
der Hilfs- und der Facharbeiter, muß in allen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft noch ausgebaut wer- 
den, um auf mittlere Sicht Abhilfe für ein gelegent- 
lich bestehendes qualitatives Ungleichgewicht schaf- 
fen zu können. Trotz der Nachteile im Vergleich 
zu den zeitlich normalen Ausbildungsmethoden ist 
die Schnellausbildung vor allem in den Betrieben 
und Wirtschaftszweigen zweckmäßig, wo die Um- 
stellung von Unternehmen und die Umschulung der 
Arbeitskräfte problematisch ist. Besonders zu be- 
rücksichtigen sind Wirtschaftssektoren, in denen 
sich wie in der Landwirtschaft eine starke Abnahme 
der Beschäftigung bemerkbar macht ^) sowie weib- 
liche Arbeitskräfte, denen die Schnellausbildung bis- 
her nur wenig zugute kam, obwohl gerade diese Art 
der Ausbildung für die Frauen geeignet erscheint, 
die nach einer mehr oder weniger langen Unter- 
brechung wieder in ihren Beruf zurückkehren. 

Dieser vorgenannte Begriff der Schnellausbildung 
Erwachsener muß nach Maßgabe der wirtschaftlichen 
und sozialen Ziele erweitert sowie als ständige Be- 
rufsfortbildung und als Weg eines sozialen Auf- 
stiegs verstanden werden. Es geht darum, die not- 
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wendige Anpassung der Berufskenntnisse an die 
technische Entwicklung zu erleichtern. Daher sind 
den Maßnahmen auf dem Gebiet der Fortbildung 
und des beruflichen Aufstiegs ausbildungswilliger 
und begabter Arbeitnehmer, insbesondere den Tech- 
nikern und den mittleren Führungskräften beson- 
dere Bedeutung beizumessen. Dies kann jedoch nur 
zu einem nennenswerten Erfolg führen, wenn den 
Ausbildungswilligen ausreichende finanzielle Er- 
leichterungen gewährt werden, wie Lohnfortzahlun- 
gen und kostenlose Ausbildung entweder durch den 
Arbeitgeber und (oder) den Staat. Zwar könnte die 
Durchführung einer konsequenten Politik der beruf- 
lichen Fortbildung und des sozialen Aufstiegs da- 
gegen dazu beitragen, oft noch ungenutzte höhere 
Fähigkeiten der Arbeitskräfte für die Wirtschaft zu 
erschließen. 

Außerdem hätte eine solche Politik sozial den 
Vorteil, durch eine Aufwertung der individuellen 
Fähigkeiten teilweise die aus ungleichen Ausbil- 
dungsmöglichkeiten herrührenden Unterschiede aus- 
zugleichen. 

Im Rahmen der Gemeinschaft ist vor allem auf 
die fruchtbaren Bemühungen der EGKS und des 
Europäischen Sozialfonds um eine Lösung des Pro- 
blems der Umschulung hinzuweisen, über die in 
Teil IV dieses Berichts — berufliche und geogra- 
phische Mobilität — näheres erläutert wird. 

Die Kommission hat 1960 für italienische Arbeit- 
nehmer, die in Deutschland und in den Niederlan- 
den beschäftigt werden sollten, mit Unterstützung 
der Regierungen dieser drei Länder ein Programm 
zur beruflichen Schnellausbildung dieser Arbeit- 
nehmer durchgeführt. Eine weitere Maßnahme in 
diesem Sinne, die auch als Gemeinschaftsinitiative 
zu werten ist, ist der Vorschlag der Kommission zu 
einer Entscheidung an den Rat die Durchführung 
eines gemeinsamen Programms zur Schnellausbil- 
dung Erwachsener. Dieses Programm sieht die Aus- 
bildung von 3000 zur Auswanderung in die übrigen 
Mitgliedstaaten bereiten italienischen Arbeitneh- 
mer vor. Es wird zur Zeit im Rat diskutiert. 

Ganz allgemein ist zu erwähnen, daß eine ständige 
Ausbildung und die Förderung des beruflichen Auf- 
stiegs Grundgedanke der allgemeinen Grundsätze 
zur Durchführung einer gemeinsamen Politik auf 
dem Gebiet der Berufsausbildung ist. 


IV. Berufliche und geographische Mobilität der 
Arbeitskräfte 

Die berufliche und geographische Mobilität der 
Arbeitskräfte fördert den intensiven Einsatz der ver- 
fügbaren Arbeitskräfte sowie die Herstellung einer 
ausgewogenen Gesamtbeschäftigungslage. 

Die zwischen den Wirtschaftsräumen und Wirt- 
schaftszweigen bestehenden Diskrepanzen hinsicht- 
lich der Wirtschaftsentwicklung und der Arbeits- 
kräftenachfrage können durch zwei Politiken, die 
oft sogar gleichzeitig verfolgt und aufeinander ab- 
gestimmt werden können, beseitigt werden. Es sind 
dies die Regionalpolitik und die Politik der Ar- 
beitskräftemobilität. 
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Hier soll nur die letztgenannte Politik erwähnt 
werden, nämlich die Politik zur Förderung der „Pro- 
blemgebiete", die in der ebenfalls im Anhang zu 
diesem Programm beigefügten Untersuchung über 
die „Regionalpolitik" behandelt worden ist. 

Eine wirksame Politik auf dem Gebiet der beruf- 
lichen und geographischen Mobilität der Arbeits- 
kräfte erfordert eine Reihe von Maßnahmen auf Ge- 
bieten wie der Berufsberatung für Erwachsene, der 
Schnellausbildung und der beruflichen Fortbildung '), 
ein Tätigwerden der Arbeitsämter und -Vermittlun- 
gen sowie finanzielle Beihilfemaßnahmen zur Förde- 
rung der Umschulung oder Umsiedlung der Arbeits- 
kräfte. 

Berufsberatung für Erwachsene 

Die Berufsberatung für Erwachsene spielt gegen- 
wärtig noch eine bescheidene Rolle im Rahmen der 
Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten. In der 
letzten Zeit sind jedoch Bemühungen um ihre För- 
derung festzustellen. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind von der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung schon vor Jahrzehnten Berufsbe- 
ratungsstellen für Erwachsene eingerichtet worden. 
Diese arbeiten vor allem deshalb mit Erfolg, weil 
sie an die Arbeitsämter angegliedert wurden. So 
kamen 1963/64 auf 814 000 Personen, die sich be- 
raten ließen, 604 000 Schulabgänger, 28 000 Schüler, 
die noch weiter zur Schule gingen, und 182 000 Ju- 
gendliche und Erwachsene (davon 104 000 Männer 
und 78 000 Frauen). Unter diesen befanden sich auch 
Arbeiter, die an einer beruflichen Fortbildung oder 
Umschulung interessiert waren. Die Bundesregie- 
rung rechnet im übrigen damit, daß die Notwendig- 
keit einer beruflichen Fortbildung und der Umschu- 
lung von Erwachsenen auf Grund des technischen 
Fortschritts und von Strukturwandlungen in noch 
bedeutenderem Umfange zunimmt. 

In Frankreich hat das Ministerium für Soziale An- 
gelegenheiten zur Förderung von Aufstieg, Fortbil- 
dung, Berufsberatung und Berufsumschulung der Ar- 
beitskräfte zehn Regionale Arbeitsämter eingerich- 
tet und ihnen eine doppelte Aufgabe zugewiesen: 

— ■ Untersuchung der Beschäftigungsprobleme und 
ständige Kenntnis der Beschäftigungsstrukturen 
sowie der Entwicklung der Berufe auf regionaler 
und nationaler Ebene; 

— • Erteilung von beruflichen Informationen und 
Ratschlägen in kollektiver Form oder in indivi- 
duellen Gesprächen. 

Auf dem Gebiet der kollektiven Information ist 
eine systematische und anhaltende Unterrichts- 
aktion bei den Jugendlichen gestartet worden, deren 
Zugang am Arbeitsmarkt Probleme aufwirft, die 
mit der Bevölkerungszunahme und dem erhöhten 
Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften verknüpft 
sind. Diese Aktion wurde als vordringliche Maß- 
nahme bei den Jugendlichen des wehrdienstpflich- 
tigen Jahrganges dank der ständigen Verbindung 
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zu den Beratungsoffizieren durchgeführt, die in der 
Armee damit beauftragt sind, die .lugendlichen über 
die Möglichkeiten zu unterrichten, die ihnen zur 
Sicherung ihrer beruflichen Zukunft geboten wer- 
den. Eine ähnliche Anstrengung wird zur Zeit bei 
der ländlichen Jugend mit Unterstützung der für die 
Berufsberatung und Aufstiegsförderung verantworf- 
lichen Verbände durchgeführt. Schließlich werden 
je nach den regionalen Erfordernissen und auf 
Wunsch der Jugendbewegungen oder -verbände so- 
wie auf Wunsch der Organisationen Erwachsener, 
die sich um die Zukunft ihrer Kinder sorgen, kollek- 
tive Informationstagungen durchgeführt. 

Außer dieser Aufgabe kollektiver Unterrichtung 
soll das Regionale Arbeitsamt einzelne Informa- 
tions- und Ratsuchende unterrichten und beraten. 
Indem er die Möglichkeiten des Fragenden unter- 
sucht und ihn über den wirtschaftlichen Zusammen- 
hang, die beruflichen Anforderungen und die Ent- 
wicklung der Berufe sowie die für seine Aufstiegs- 
förderung zu Gebote stehenden Mittel unterrichtet, 
versetzt der Berufsberater den Ratsuchenden in die 
Lage, das berufliche Problem, das sich ihm stellt, 
zu lösen und seine Entscheidung in der gewünschten 
Objektivität und Sachkenntnis zu treffen. 

Andererseits sind innerhalb des Zentralverban- 
des für die Berufsausbildung Erwachsener (AFPA), 
dem unter der Aufsicht des Ministeriums für Soziale 
Angelegenheiten die Ausbildung und die Aufstiegs- 
förderung der Arbeitnehmer in den verschiedenen 
Berufen obliegt, psychologische Dienste eingerich- 
tet, die aufgrund geeigneter Prüfungen die Beratung 
und Auswahl der Bewerber in einer Weise vor- 
nehmen, daß sie in Fachrichtungen gelenkt werden, 
die ihrer Ausbildungsstufe und ihrer beruflichen 
Eignung am besten entsprechen. Diese psychotech- 
nischen Dienste werden außerdem in die Vermitt- 
lung von Arbeitskräften dadurch eingeschaltet, daß 
sie bei den Arbeitsämtern die schwer in eine Stelle 
zu vermittelnden Arbeitsuchenden und körperlich 
Behinderten einer psychotechnischen Eignungsprü- 
fung zu unterziehen. Zur Zeit werden in 16 Regional- 
zentren und 43 Abteilungen in den Provinzhaupt- 
städten die Dienste von 180 Psychotechnikern bean- 
sprucht. Die Zahl der durchgeführten psychotechni- 
schen Eignungsprüfungen stieg von 45 000 im Jahre 
1952 auf 71 000 im Jahre 1960 und nahezu 100 000 
im Jahre 1964. 

In den übrigen Ländern Italien, Belgien und den 
Niederlanden stehen die Berufsberatungsstellen für 
Jugendliche grundsätzlich auch Erwachsenen offen, 
aber die Praxis hat gezeigt, daß die erwachsenen 
Arbeitskräfte diese Einrichtungen zumindest nicht 
in erheblichem Umfang in Anspruch nehmen. Einer 
allgemeinen Tendenz folgend, werden allerdings 
bei der Arbeitsvermittlung, der Berufsausbildung 
und der Umschulung von Erwachsenen immer häu- 
figer ärztliche, psychologische und berufliche Aus- 
künfte und Beratungen erteilt. In Belgien z. B. hat 
die ärztliche und betriebspsychologische Beratungs- 
stelle des staatlichen Arbeitsamts zunächst ver- 
suchsweise, dann offiziell bei der Stellenvermitt- 
lung für arbeitsuchende Erwachsene (insbesondere 
Körperbehinderte) mitgearbeitet. 


80 



Deutscher Bundestag -- 5. Wahlperiode 


Drucksache V/629 


Die T ä t i g k (' i t d (' r A r i) (' i t s v r m itl- 
1 u n g e n 

Die Arbeitsvermittlung ist in allen Mitgliedstaa- 
ton Aufgabe der Arbeitsämter oder öffentlicher Ein- 
richtungen, die meistens dem Arbeitsministeriuin 
unterstehen. Diese Stellen sind hauptsächlich, wenn 
nicht ausschließlich zuständig, da die Arbeitsver- 
mittlung gesetzlich geregelt ist und grundsätzlich 
dis Aufgabe von öffentlichem Interesse gilt. 

ln der Praxis läßt sich aber feststellen, daß -n vie- 
len Fällen den Arbeitsämtern die zu einem bestimm- 
ten Zeitpunkt offenen Stellen nur teilweise bekannt 
sind; in einigen Gebieten selbst manchmal zu einem 
sehr geringfügigen Teil (10, 20 oder 30”/o). Ähnlich 
liegen die Verhältnisse auch hinsichtlich der Kon- 
trolle über die Einstellungen und Entlassungen. 

Dadurch erfüllen die A.rbeitsämter eine wichtige 
Funktion, und zwar vornehmlich bei der Arbeits- 
vermittlung — mit oder ohne vorherige beschleu- 
nigte Ausbildung oder Umschulung — für Empfän- 
ger von Arbeitslosenunterstützung oder für arbeits- 
suchend gemeldete Personen (insbesondere bei Ar- 
beitssuchenden, die schwierig zu vermitteln sind) 
oder für bestimmte bevorzugt zu behandelnde Ar- 
beitnehmergruppen (Körperbehinderte, Stellen- 
suchende mit kinderreichen Familien usw. . . .). Je 
nach der konjunkturellen Lage haben die Arbeits- 
ämter eine wesentlich größere Aufgabe zu erfül- ! 
len. Boi einem Konjunkturrückgang einerseits oder j 
bei großem Arbeitskräftemangel andererseits müs- 
sen sie sich darum bemühen, für zahlreiche Arbeits- 
lose eine Stelle zu finden, bzw. die große Nachfrage 
der Wirtschaft nach Arbeitskräften zu decken. 

Außerdem können nur die Arbeitsämter auf dem 
Wege über den regionalen oder überregionalen ' 
Vermittlungsausgleich eine bessere berufliche oder 
geographische Verteilung der Arbeitskräfte zu er- 
reichen suchen. 

Daher haben die in den einzelnen Mitgliedstaaten 
bestehenden Bestrebungen nach einer aktiveren Be- 
schüftigungspolitik neue Aussichten für den Tätig- 
keitsbereich der Arbeitsämter und Arbeitsvermitt- 
lungen eröffnet. 

In Frankreich wird eine Lösung vor allem durch 
die Einrichtung „regionaler Arbeitsämter" ange- 
strebt, bei denen folgende Tätigkeiten in engem 
Kontakt miteinander wahrgenommen werden: 

— Untersuchung der Beschäftigungslage 

— Auskunft, Berufsberatung und Arbeitsvermitt- 
lung für Jugendliche, 

— Schaffung eines Ausgleichs zwischen Stellenan- 
geboten und -gesuchen auf regionaler Ebene so- 
wie Berufslenkung im Rahmen der Berufsbera- 
tungsstellen für Erwachsene unter Berücksichti- 
gung bestimmter regionaler Schwerpunkte und 
im Hinblick auf die Beseitigung regionaler Miß- 
verhältnisse. 

In Italien soll die Tätigkeit der Arbeitsämter den 
neuen Aufgaben angepaßt werden, die die gegen- 
wärtige und voraussichtlich zu erwartende Arbeits- 
marktlage an sie stellt: 


I bessere Organisierung (hu Arbeitsämter, 

! - Förderung der Tätigkeiten auf dem Gebiet der 

berufskundlichen Information, der Berufslenkung 
und -beratung, 

- Aufgabe des Grundsatzes der Gebietsgebunden- 
heit bei der Arbeitsvermittlung und Schaffung 
von Systemen zur Verbesserung der geographi- 
schen Mobilität, 

— wirk.samcre Maßnahmen für eine genauere Er- 
fassung der Stellengesuche und -angebote. 

Um den Einfluß der Arbeitsämter auf den Arbeits- 
I markt zu vergrößern, wird in den Niederlanden ge- 
I genwärtig eine Aktion durchgeführt. Die Jugend- 
: liehen werden durch berufskundliche Auskünfte, 
Ausstellungen usw. rechtzeitig angehalten, sich an 
die Arbeitsvermittlungen zu wenden. 

Geographische Mobilität und Um- 
siedlungsbeihilfen 

In Anbetracht der noch bestehenden Diskrepan- 
zen auf dem Gebiet der regionalen Wirtschaftsent- 
wicklung ist die herkömmliche Alternative, ob die 
Industrie in Gebiete mit Arbeitskräfteüberschuß 
oder umgekehrt die überschüssigen Arbeitskräfte in 
die Industriegebiete mit Zuschußbedarf verlagert 
werden sollen, gegenwärtig weitgehend überholt. 
Es hat sich nämlich erwiesen, daß es häufig zweck- 
mäßiger ist, in beiden Richtungen gleichzeitig vorzu- 
gehen, das heißt Industriebetriebe zu errichten und 
Maßnahmen zur Förderung der Arbeitskräftemobi- 
lität durchzuführen. 

Die Intensität, mit der diese beiden Maßnahmen 
angewendet werden, ist jedoch in den einzelnen 
Mitgliedstaaten recht unterschiedlich, denn diese 
regionalen Probleme liegen in Ländern wie Luxem- 
burg, Belgien und den Niederlanden anders als in 
Italicm, in der Bundesrepublik Deutschland oder 
Frankreich. 

In den Benolux-Ländern geht die grundsätzliche 
Haltung der Regierungen dahin, nicht die geogra- 
phische Mobilität der Arbeitskräfte, sondern viel- 
mehr eine Industrialisicrungspolitik zu fördern, 
durch die an Ort und Stelle Arbeitsplätze für die 
verlügbaren Arbeitkräfte geschaffen werden sol- 
](m.. So sind in den Niederlanden die zuständigen 
Behörden der Ansicht, daß sich Familien aus Agrar- 
gebieten schwer an die Lebensbedingungen in den 
hochindustrialisierten Städten anpassen. In Belgien 
bemühen sich die Behörden vor allem um die wirt- 
schaftliche Belebung der Gebiete mit Arbeitslosig- 
keit und der Entwicklungsgebiete. Im Rahmen die- 
ser Maßnahmen wurden 1962 beispielsweise neue 
Berufsausbildungsstätten für Erwachsene vor allem 
in der Borinage, im Wirtschaftsraum Gent und im 
südlichen Kempenland geschaffen. Gleichwohl hat 
Belgien daneben auch Rechtsvorschriften zur Förde- 
I rang der männlichen Mobilität arbeitsloser Arbeits- 
kräfte. Der Königliche Erlaß vom 20. März 1961 
sieht eine Beteiligung des Landesarbeitsamtes an 
I den Umsiedlungskosten für Arbeitslose vor, die 
ihren Wohnsitz wechseln. 
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In Italic’U setzte sich die Rc?gierung bislier in er- ; 
Ster Linie für eine regionale' Wirtschaltsentwick- 
lungspolitik ein; allem Anschein nach haben die Be- 
hörden in Fragen der geographischen Mobilität der 
Arbeitnehmer innerhalb des italienischen Staats- i 
gebiets noch keine systematischen Maßnahmen ge- , 
schatten. So ist gegenwärtig keine Beihilte tür Ar- . 
beitnehmer festgesetzt, die bei Annahme eines Stel- | 
lenangebotes ihren Wohnsitz wechseln, Die Regie- ! 
rung beabsichtigt aber in den kommenden Jahren, ! 
die Wanderarbeitnehmer durch geeignete Maßnali- | 
men der Arbeitsbehörden in die Gebiete und Wirt- j 
schattszweige zu lenken, in denen ihnen ein testes i 
Arbeits Verhältnis gesichert wird, allerdings unter | 
der Voraussetzung, daß diese Umsiedlungen zum ! 
wirtschattlichen Autschwung des Landes beitragen, j 
Im Rahmen dieses Programms sollen den betretten- j 
den Arbeitnehmern Einrichtungsbeihilten gewährt i 
und die Reisekosten erstattet werden. I 


S c h 1 u ß 1 o I g (' r u n g e n 

Die berufliche' und geogidphische Mobilität der 
Arbeitskräfte ist ein entscheidender Faktor der akti- 
ven Beschäftigungspolitik, die jeder Mitgliedstaat 
im Minblick aut eine ständige Anpassung der Ar- 
beitskräfte an die wirtschaftlichen Bedürfnisse an- 
strebt. 

Gerade weil sich die Wirtschaft der Vollbeschäfti- 
gung annähert oder sie bereits erreicht hat, ist cs 
angebracht, auf einzelstaatlicher Ebene alle Möglich- 
keiten für den Einsatz der Arbeitskräftereserven zu 
untersudien, die tatsächlich oder popenticll in eini- 
gen Gebieten oder Wirtschaftszweigen noch vorhan- 
den sind. 

Das in dieser Hinsicht wichtigste Phänomen war 
und ist noch für mehrere Jahre die Abwanderung 
von Erwerbstätigen aus der Landwirtschaft; diese 
Frage wird in Teil V dieses Dokuments untersucht. 


In der Bundesrepublik Deutschland fördert die I 
Regierung die Industrialisierung in den Entwick- j 
lungs- und Zonenrandgebieten sowie in den ört- | 
liehen Industrieansiedlungsgebieten. Gleichzeitig j 
erleichtern die Dienststellen der Bundesanstalt für j 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung ! 
die Umsiedlung der Arbeitnehmer, wenn dadurch j 
Arbeitslosigkeit beseitigt oder verhindert wird. In j 
diesem Falle können die Reise- und Umzugskosten i 
erstattet sowie Trennungszulagen und eine über- ; 
gangshilfe bis in Höhe dos ersten Lohnes sowie I 
noch verschiedene andere Hilfen zur Förderung der i 
Arbeitsaufnahme gewährt werden. 

In Frankreich trägt der Staat bei betrieblichen ■ 
Umstellungen teilweise oder in vollem Umfang die ; 
Kosten, die die Betriebe für die berufliche Umschu- ! 
lung der Arbeitnehmer aufwenden. Die Entschei- | 
düng wird vom Ministerium der sozialen Angele- | 
genheiten nach Stellungnahme des Fonds für wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung getroffen. Bei 
der Beihilfegewährung handelt es sich insbesondere 
um Beihilfen für Praktikanten und die volle oder 
teilweise Erstattung der Löhne der Ausbilder. 

Zur Förderung des mit oder ohne Umsiedlungen 
verbundenen Stellenwechsels aufgrund wirtschaft- 
licher Umstrukturierung kann der staatliche Be- 
schäftigungsfonds (Fonds National de l'Emploi) fol- 
gende Vergünstigungen gewähren: 

— Beihilfen für Berufsumschulung in Höhe von 80 

bis 90 'Vo des früheren Lohns für Arbeitnehmer, 
die als arbeitsuchend gemeldet oder von Massen- 
entlassung bedroht sind und an Erwachsenen- 
ausbildungslehrgängen für Berufe teilnehmen, in : 
denen Arbeitskräftemangel besteht; | 

I 

— Umsiedlungszulagen und -beihilfen für Arbeit- I 

nehmer und ihre Familie, die ihren Wohnsitz von j 
Gebieten mit Unterbeschäftigung in Gebiete mit ; 
Arbeitskräftemangel verlegen; ' 

— degressive Übergangshilfen für entlassene Ar- ^ 

beitnehmer, die zu geringeren Löhnen wieder be- ; 
schäftigt werden. ' 


Mit Ausnahme einiger Wirtschaftszweige wie bei- 
spielsweise des Koblenbergbaus (in dem vor allem 
in Anbetracht der Produktivitätssteigerung noch mit 
einer erheblichen Verringerung der Zahl der Be- 
schäftigten bis 1970 zu rechnen ist) und der Textil- 
industrie fanden bisher Verlagerungen der Arbeit- 
nehmer von einem Industriezweig in einen anderen 
nur in ziemlich begrenztem Umfang sfatt, da die im 
-Aufschwung befindlichen Wirtschaftszweige in erster 
Linie neue Arbeitskräfte einstellen. In einigen Län- 
dern kann jedoch ein höherer Beschäftigungsgrad in 
einem Wirtschaftszweig manchmal nur insoweit er- 
zielt werden, als Arbeitnehmer in anderen Wirt- 
schaftszweigen freigesetzt werden. Ebenso ist auf- 
grund gewisser regionaler oder sektorieller Kon- 
junkturschw'ankungcn, Modernisierungs-, Automa- 
tisierungs- und Betriebsumstellungsmaßnahmen 
zwangsläufig eine Umstellung der Arbeitskräfte er- 
forderlich. 

Um einen ausreichenden Grad beruflicher und 
geographischer Mobilität zu erreichen, muß eine 
eigens hierauf ausgerichtete Politik betrieben wer- 
den. Diese muß eine möglichst reichhaltige Skala 
von Aktionsmöglichkeiten umfassen; nur einzelne 
solcher Maßnahmen konnten bisher in einigen Län- 
dern mehr oder weniger erfolgreich durchgeführt 
werden. 

Voraussetzung für eine solche Politik ist in den 
meisten Mitgliedstaaten zunächst ein erheblicher 
Fortschritt bei der Organisierung der Arbeitsämter 
und Arbeitsvermittlungen, damit auf der Grundlage 
einer umfassenden Unterrichfung über die genaue 
Art, die Zahl und die Lokalisierung der offenen 
Stellen eine sinnvolle Berufsberatung durchgeführt 
wmrclen kann. Ohne die Freiheit der Arbeitnehmer 
bei ihren endgültigen Entscheidungen zu beeinträch- 
tigen, muß die berufskundliche Unterrichtung in 
allen ihren Formen — von der Masseninformation 
bis zur individuellen Berufsberatung — gefördert 
werden, damit Personen, die ihre Stelle wechseln, 
eine neue Ausbildung erhalten^ Fortbildungslehr- 
gänge besuchen oder ihren Arbeitsplatz und Wohn- 
sitz wechseln möchten, über alle Einzelheiten eines 
solchen Schrittes bestens unterrichtet sind. 


82 



Deutscher Bundestag - - 5. Wahlperiode 


Drucksache V/629 


Im Rahmen dieser Politik werden den Betreffen- 
den auch Vergünstigungen für die Umschulung ge- 
währt: genügend zahlreiche Lehrgänge, Beibehal- 
tung eines angemessenen Einkommens usw.; die 
Vergünstigungen sind in Teil III dieses Dokuments 
behandelt worden. 

Um schließlich die Umstellung (soweit sie natür- 
lich beschäftigungspolitisch wünschenswert sind) 
sozial gesehen verlockender zu machen, müssen den 
Arbeitnehmern, die zu einem Berufs- und/oder 
Wohnsitzwechsel bereit sind, bestimmte Beihilfen 
gewährt werden, wie sie in einigen Ländern bereits 
geleistet worden oder geplant sind: z. B. Umstel- 
lungshilfen, die eine Zeitlang den Gesamtbetrag 
oder einen ausreichenden Prozentsatz des früheren 
Lohns gewährleisten, Erstattung der Transport- und 
Umzugskosten, Wiedereinrichtungsbeihilfen usw. . . . 
ln den meisten Ländern sollen schließlich die Woh- 
nungsvergünstigungen wesentlich zur Förderung 
dieser Politik der Mobilität beitragen, die sich natür- 
lich sinnvoll in die Regionalpolitik einfügen muß. 

Auf Gemeinschaftsebene haben verschiedene, vor 
allem finanzielle Maßnahmen auf dem Gebiet der 
beruflichen und geographischen Mobilität der Ar- 
beitnehmer in entscheidender Weise anregend und 
fördernd gewirkt. Es sei nur auf die Beihilfe der 
EGKS zur Umschulung der von Belegschaftsein- 
schränkungen oder Betriebsstillegungen betroffenen 
Bergleute und an die Zuschüsse aus dom Europäi- 
schen Sozialfonds für einzelstaatliche Berufsumschu- 
lungs- und Wiedereingliedorungsmaßnahmen hinge- 
wiesen. Ende 1965 lagen Anträge auf Beihilfen aus 
dem Sozialfonds in Höhe von insgesamt etwa 
61 600 000 RE vor; die Erstattungen des Sozialfonds 
beliefen sich auf 31 700 000 RE, davon 28 850 000 RE 
für die Umsdiulung und 2 850 000 RE für die Um- 
siedlung von insgesamt 454 000 Arbeitnehmern. Ob- 
gleich die Verordnung über den Europäischen So- 
zialfonds dies ausdrücklich vor.si(4it, wurden bisher 
noch keine Zuschüsse gewährt, um die Entlohnung 
der von einer Betriebsumstellung betroffenen Ar- 
beitnehmer weiterhin zu gewährleisten. 

Da sich aufgrund der Erfahrung die Notwendig- 
keit einer Erhöhung dieser Beihilfen erwiesen hat, 
hat die Kommission dem Rat Vorschläge für eine 
Erweiterung der Zuständigkeiten des Fonds vorge- 
legt. Eine erste Reihe von Vorschlägen betrifft die 
Beteiligung des Fonds an den Ausgaben für die 
Berufsausbildung der Arbeitnehmer, die infolge 
mangelnder Fachkenntnisse oder aufgrund nicht an 
die Bedürfnisse der modernen Produktionsverfah- 
ren angepaßten Qualifikation von Arbeitslosigkeit 
bedroht sind. Eine zweite Reihe von Vorschlägen 
bezieht sich eiuf die Möglichkeit größerer finanziel- 
ler Beihilfen des Fonds für die Regionalentwicklung. 


V. Abwanderung von Arbeitskräften aus der Land- 
wirtschaft 

Der Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft war und wird noch in den nächsttm 
5 Jahren mit der wichtigste Prozeß im Rahmen der 
Umstrukturierung des Arbeitsmarktes sein. 


j Die Landwirtschaft hat von jeher an die übrigen, 
i im wirtschaftlichen Aufschwung befindlichen Wirt- 
I schaftszweige Arbeitskräfte abgegeben, aber dieser 
I natürliche Prozeß hat in den letzten beiden Jahr- 
j zehnten an Umfang zugenommen und sich sogar der- 
I art beschleunigt, daß er sich in einigen Gebieten der 
I Mitgliedstaaten zu einer echten Landflucht ausge- 
wachsen hat. 

Im Hinblick auf eine ausgewogene Beschäftigungs- 
lage in den einzelnen Wirtschaftsbereichen muß da- 
her unbedingt vorausgeschätzt werden, in welchem 
Tempo sich diese Entwicklung in den nächsten Jah- 
ren fortsetzen wird; es müssen die auf nationaler 
v/ie auch auf gemeinschaftlicher Ebene in Frage 
kommenden Maßnahmen beurteilt und es muß die- 
ser spontane Prozeß sowohl im Hinblick auf die 
voraussichtliche Entwicklung der Industrie und des 
Dienstleistungsbereichs als auch zugunsten der 
Landwirtschaft selbst zahlenmäßig bewertet werden. 

Die Entwicklung 

der Beschäftigungslage 

in der Landwirtschaft 

‘ ln der gesamten Gemeinschaft ist die Zahl der 
j El werbstätigen in der Landwirtschaft (im weiteren 
: Sinne, das heißt einschließlich Gartenbau, Forst- 
I Wirtschaft und Fischerei) von 16 348 000 im Jahre 
I 1955 auf 14 230 000 im Jahre I960 und auf 1 1 840 000 
im Jahre 1965 zurückgegangen; innerhalb von 
10 Jahren hat sich also die Zahl der Erwerbstätigen 
um 4,5 Millionen Personen verringert. 

Die einzelnen Länder verzeichnen etwa folgende 
Entwicklung: 

Erwerbstätige in der Landwirtschaft 

in Tausend 


Bundesrepublik 

1955 

1960 

1965 

Deutschland 

4 250 

3 623 

2 970 

Frankreich 

4 847 

4 029 

3 370 

Italien 

6 425 

5 850 

4 950 

Belgien 

310 

257 

208 

Niederlande 

489 

429 

356 

Luxemburg 

27 

22 

19 

EWG 

16 348 

14 210 

11 873 

Die verschiedenen 

Altersgruppen 

sind in 

unter- 


j schiedlichem Maße von der Verringerung des Be- 
I schäftigungsvolumens in der Landwirtschaft betrof- 
1 fen worden. Bei den Jugendlichen (bis zu etwa 
I 16 Jahren) ist der Rückgang sehr erheblich wegen 
I der Schulpflicht und der relativen Verbesserung 
I des allgemeinen Unterrichtswesens sowie auch der 
1 Berufsausbildung. Die Jahrgänge der 20- bis 35- 
I bzw. 40jährigen sind in hohem Maße von der Ab- 
I Wanderung in andere Wirtschaftszweige betroffen, 

' während über 40jährige Arbeitnehmer schwieriger 
I eine Beschäftigung außerhalb der Landwirtschaft 
I finden. Das führt offensichtlich zu einer beträcht- 
; liehen Überalterung der Erwerbstätigen in der Land- 
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Wirtschaft, die Schwierigkeiten und eine Verschlech- ; 
terung der Wirtschaftslage in einigen Gebieten zur ; 
Folge haben könnte. ' 

Der Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen in der | 
Landwirtschaft ist jedoch kein v/irklicher Maßstab ; 
für Verlagerungen von Arbeitskräften aus der | 
Landwirtschaft nach den übrigen Wirtschaftsbe- | 
reichen. Ferner liegen nicht genügend Angaben dar- | 
über vor, wie sich diese Arbeitskräfte aus der 1 
Landwirtschaft auf die einzelnen Wirtschaftszweige [ 
oder Berufe verteilen, und es wären daher ergän- | 
zende Untersuchungen in dieser Hinsicht ange- j 
bracht. I 

Voraussichtliche Entwicklung 

Nach den einzelstaatlichen Berechnungen, die den 
Arbeiten der Studiengruppe für mittelfristige Vor- 
ausschätzungen zugrunde lagen, könnte sich die Be- 
schäftigungslage in der Landwirtschaft in der Zeit 
von 1965 bis 1970 wie folgt entwickeln: 

Erwerbstätige in der Landwirtschaft 

in Tausend 

Durch- 
schnitt- j 
195.5 1970 lieber | 

jährlicher i 
Rückgang j 

Bundesrepublik i 


Deutschland 2 970 2 550 — 3,OVo ; 

Frankreich 3 370 2 830 — 3,4Vo j 

I 

Italien 4 950 4 250 — 3,0®/o | 

Belgien 208 178 -3,1 'Vo ! 

Niederlande 356 310 — 2,7 Vo j 

Luxemburg 19 16 —3,1 Vo j 

EWG 11 873 10 134 -3,1 Vo | 


Die Zahl der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
würde demnach in den nächsten 5 Jahren weiterhin, 
allerdings etwas langsamer, zurückgehen. Die pro- 
zentuale Minderung im Durchschnitt der Gemein- 
schaft würde von 3,5 Vo in dem Zeitraum von 1960 
bis 1965 auf 3,1 ®/o in der Zeit von 1965 bis 1970 
absinken; in absoluten Werten ausgedrückt, würde 
einem Rückgang der Erwerbstätigkeit um 2 337 000 
Personen in der Zeit von 1960 bis 1965 ein solcher 
von 1 739 000 Personen in der Zeit von 1965 bis 1970 
gegenüberstehen. 

Im Vergleich zu den übrigen großen Wirtschafts- 
bereichen würde die Landwirtschaft 1970 nur noch 
13,2 Vo der Gesamtzahl der Erwerbstätigen umfas- 
sen (gegenüber 15,9 Vo im Jahre 1965), während der 
Anteil der Ervv^erbstätigen in der Industrie von 
43,5 '’/o im Jahre 1965 auf 44,5 ^'/o im Jahre 1970 und 
im Dienstieistungsbereich von 40,6 auf 42,3 “/o an- 
steigen würde. 

Aufgrund des starken Rückgangs der Erwerbs- 
tätigkeit in der Landwirtschaft kann demnach ein 
beträchtlicher Teil der zusätzlichen Arbeitskräfte- 
nachfrage in der Industrie und im tertiären Sektor 
gedeckt werden, allerdings um so erfolgreicher, als 


eine angemessene Politik der Berufsberatung und 
-Umschulung der aus der Landwirtschaft abwandern- 
den Arbeitskräfte verwirklicht werden kann. 

Maßnahmen 

In den einzelnen Milgliedstaaten sind bereits 
eine Reihe von Maßnnahmen getroffen worden, um 
eine bessere berufliche Wiederverwendung der 
landv/irtschaftlichen Arbeitskräfte und eine raschere 
und ausgewogenere Entwicklung der Landwirtschaft 
selbst zu ermöglichen. 

Zur Verwirklichung dieser beiden Ziele ist jedoch 
in erster Linie zu erwägen, inwieweit die allgemei- 
nen Maßnahmen, die alle Wirtschaftsbereiche be- 
treffen und sich auf die Berufsberatung und -aus- 
bildung beziehen, tatsächlich auch für die Landwirt- 
schaft gelten. Es muß dabei festgestellt werden, daß 
der Einfluß der Schul- und Berufsberatung auf die 
Landbevölkerung nicht in allen Ländern gleich groß 
ist. So sind in Frankreich und Italien die Stadt- 
gebiete mit diesen Einrichtungen am besten ver- 
sorgt, während für die Landbevölkerung nicht ge- 
nügend Beratungsstellen vorhanden sind. In Bel- 
gien, den Niederlanden und in der Bundesrepublik 
Deutschland ist die Dezentralisierung weiter fortge- 
schritten, und einer breiteren Schicht der Landbe- 
völkerung kommt tatsächlich die Hilfe dieser Stellen 
zugute. Fast überall sind noch Mängel auf dem 
Gebiete des Fachschulwesens und der Berufsausbil- 
dung der Jugendlichen sowie der Fortbildung und 
Umschulung Erwachsener festzustellen. In nahezu 
allen Mitgliedstaaten sind die Agrargebiete nicht 
ausreichend mit Schulen und Beratungsstellen ver- 
sorgt, und die Landbevölkerung hat noch längst 
nicht die gleichen Ausbildungsmöglichkeiten wie 
die Stadtbevölkerung. 

Daher sind in einigen Ländern Maßnahmen eigens 
für die Landwirtschaft getroffen worden. 

In der Bundesrepublik Deutschland haben einige 
Länder, wie Bayern und Baden-Württemberg, Um- 
schulungslehrgänge für die Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft veranstaltet. Nötigenfalls sollen 
diese Maßnahmen, die gemeinsam von den betrof- 
fenen Länderregierungen, den Organen der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung und den Handwerkskammern ausge- 
arbeitet und durchgeführt werden, künftig in noch 
größerem Umfang angewendet werden. 

In Frankreich sind besondere Maßnahmen getrof- 
fen worden, um die Eingliederung der aus der Land- 
wirtschaft abwandernden Erwerbstätigen in die In- 
dustrie zu erleichtern. Die gesamte Politik zur Um- 
stellung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte wird 
vom Fonds für Sozialmaßnahmen im Rahmen der 
Agrarstrukturverbesserung (Fonds d'aetion sociale 
pour Pamenagement des structures agricoles) finan- 
ziert. 200 Erwachsenenbcrufsausbildungsstätten für 
Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft sollen geschaf- 
fen werden; 72 Stellen sind bereits tätig, die ande- 
1 ren sind noch im. Bau oder sollen Ende 1965 er- 
i öffnet werden. Im Rahmen des landwirtschaftlichen 
I Ausrichtungsgesetzes vom 8. August 1962 sind Bei- 
hilfen für Landwirte, die ihren Beruf wechseln 
I möchten, festgesetzt worden. Überschüssigen, das 
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heißt in Kleinstbetrieben beschäftigten Landwirten 
und Bauernsöhnen sowie arbeitslosen Landarbeitern 
können Beihilfen für berufliche Umschulung ge- 
währt werden, sofern sie noch keine 45 Jahre alt 
sind. Diese Beihilfen umfassen verschiedene Zu- 
lagen (Tagegeld, Fahrtkosten, Abwanderungszulage, 
Erstattung der Umzugs- und Einrichtungskosten) so- 
wie die Weitergewährung der Sozialleistungen. Am 
30. Juni 1965 lagen beim Büro der Vereinigung für 
berufliche Umstellungen von Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft, eines eigens für die Durchführung 
dieser Maßnahmen geschaffenen Organs, 7128 An- 
träge auf Beihilfen für „berufliche Umstellung" vor. 

In den Niederlanden sind landwirtschaftliche, so- 
ziale und sozialwirtschaftliche Beratungsstellen ge- 
schaffen worden, die den Landwirten und ihrer 
Familie die erforderlichen Auskünfte erteilen, damit 
diese bei der Wahl ihrer neuen Berufstätigkeit gut 
unterrichtet sind. Die gegenwärtig etwa 105 Be- 
rater hängen von landwirtschaftlichen Berufsorgani- 
sationen ab, obgleich diese Beratungsstellen zu 
90 Uo vom Staat finanziert werden. Diese Berater 
wirken in den sogenannten Problemgebieten und 
tragen dazu bei, daß die Abwanderung von Erwerbs- 
tätigen aus der Landwirtschaft in andere Wirt- 
schaftsbereiche unter bestmöglichen Bedingungen 
erfolgt. 

Schlußfolgerungen 

Die spontane Abwanderung von Arbeitskräften 
aus der Landwirtschaft soll immer mehr durch Maß- 
nahmen im einzelstaatlichen Rahmen wie auch auf 
Gemeinschaftsebenc mit der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung in Einklang gebracht werden. 

In erster Linie muß dafür gesorgt werden, daß 
der Landbevölkerung in größerem Umfang als bis- 
her staatliche Berufsberatungs- und Berufsausbil- 
dungsstellen zur Verfügung gestellt werden. In dem 


von der Kommission ausgearbeiteten Entwurf einer 
Empfehlung zur Förderung der Berufsberatung auf 
den bereits hingewiesen wurde, wird die Notwen- 
digkeit betont, daß die ungleiche geographische 
Verteilung der Berufsberatungsstellen unter Berück- 
sichtigung der tatsächlichen Bedürfnisse der Bevöl- 
kerung, insbesondere der Landbevölkerung, verbes- 
sert werden muß. Im Hinblick auf die gemeinsame 
Berufsausbildungspolitik ist ebenfalls bereits betont 
worden, daß eines der beiden von der Kommission 
am 5. Mai 1965 genehmigten Aktionsprogramme die 
Berufsausbildung der Landbevölkerung betraf. 

Aber zur Verwirklichung des doppelten Ziels, die 
Bedingungen für den Übergang der überschüssigen 
Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft in andere 
Wirtschaftsbereiche zu verbessern und die für die 
Landwirtschaft unerläßlichen Arbeitskräfte aufzu- 
werten, müßten besondere Maßnahmen, ähnlich wie 
sie bereits in einigen Mitgliedstaaten getroffen wor- 
den sind, entwickelt und allgemein durchgeführt 
werden. 

In diesem Zusammenhang hat die Kommission 
dem Rat einen Entwurf einer Verordnung zur För- 
derung und Erleichterung der Fachausbildung von 
Beratern in den Informationsdiensten und Stellen 
für berufliche Umstellung der Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft vorgelegt. In diesem Entwurf wer- 
den die Gewährung von Gemeinschaftsbeiträgen an 
die Stellen, die diese Berater ausbilden, sowie Zu- 
lagen für die Absolventen dieser Lehrgänge vor- 
gcschlagen. Durch einen anderen Entwurf einer Ver- 
ordnung soll die Umschulung der Erwerbstätigen in 
der Landwirtschaft, die innerhalb der Landwirtschaft 
ihren Beruf wechseln möchten, gefördert werden. Es 
wird vorgeschlagen, den Teilnehmern an dieser Um- 
schulung individuelle Zulagen zu gewähren sowie 
teilweise die Verwaltungskosten der Umschulungs- 
stellen zu übernehmen. 
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Anhang 


Durchschnittliche Zahl der Jahresarbeitsstunden der durch die Lohnerhebungen 
des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften erfaßten Arbeiter und 

Angestellten 

Gewogene Durchschnitte 



Belgien 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Nieder- 

lande 

A. Geleistete Jahresarbeitszeit der 
Arbeiter ®) 







13 Industrien 







1959 

2012 

2 006 

2 109 

2 167 


2 178 

1962 

Veränderung 

1 974 

1 902 

2 092 

1 993 


2 012 

absolut 

- 38 

-104 

-17 

-174 


-166 

in v. H 

- h9 

- 5,2 

- 0,8 

- 8,0 


- 7,6 

8 Industrien -) 







1960 

1 951 

2 051 

2 065 

1 962 


2 189 

1963 

Veränderung 

1 953 

1 840 

2 061 

1 909 


2 015 

absolut 

+ 2 

-211 

- 4 

- 53 


-174 

in v. H 

+ 0,1 

~ 10,3 

- 0,2 

- 2,7 


- 7,9 

13 Industrien 







1961 

1 993 

1 920 

2 055 

2 060 

2 100 

2 118 

1964 

Veränderung 

1 958 

1 863 

2 065 

1 919 

2 129 

2 040 

absolut 

-35 

- 57 

+ 10 

-141 

+ 29 

- 78 

in V. H 

B. Tarifliche oder betriebsübliche 
Jahresarbeitszeit der Ange- 
stellten •'") 

- i,s 

- 3,0 

+ 0,5 

- 6,8 

+ 1,4 

- 3,7 

14 Industrien 







1962 

2 042 

2 021 

2 160 

2 030 

. 

1 950 

8 Industrien 







1960 

2 089 

2 115 

2 148 

2 155 


2 109 

1963 

Veränderung 

2 054 

2 028 

2 149 

2 094 


1 991 

absolut 

-35 

- 87 

+ 1 

- 61 


-118 

in V. H 

- 1,7 

- 4,1 

+ 0,0 

- 2,8 


- 5,6 

13 Industrien •’) 







1961 

2 073 

2 097 

2 178 

2 124 

2 029 

2 026 

1964 

Veränderung 

2 044 

1 984 

2 122 

2 074 

1 983 

2 004 

absolut 

- 29 

- 113 

- 56 

- 50 

-46 

- 22 

in v. H 

“ 1,4 

- 5,4 

- 2,6 

- 2,4 

- 2,3 

- 1,1 


') Brauereien und Mälzereien, Wollspinnereien, Baumwollspinnereien, Herstellung synthetischer Fasern, Herstellung 
von Halbstotfen, Papier und Pappe, Chemische Industrie, Kautschukindustrie, Zementwerke, Herstellung von Töp- 
fen, Porzellan und Steingutwaren, Herstellung von Werkzeugmaschinen, Elektrotechnische Industrie, Schiffbau und 
-reparatur, Herstellung von Kraftfahrzeugen; Angestellte: außerdem Zuckerindustrie 

-) Schokoladen-, Konfekt- und Keksindustrie, Obst- und Gemüsekonservenindustrie, Nährmittelindustrie, Herstel- 
lung von Lederschuhen, Sperrholzindustrie, Holzmöbelindustrie, Herstellung von Hohl- und Flachglas, Feinmecha- 
nik und Optik 

'*) Fleischverarbeitung, Fischverarbeitung, Wirkerei und Strickerei, Bekleidungsindustrie, Papierverarbeitung, Druk- 
kereigewerbe, Herstellung, Zurichtung und Veredelung von Leder, Kunststoffverarbeitung, Herstellung von Ziege- 
leierzeugnissen, NE-Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von landwirtschaftlichen Maschinen und Acker- 
schleppern. Luftfahrzeugbau und -reparatur 

“*) 3 Industrien: Bekleidungsindustrie, Druckereigewerbe, Flerstellung von Metallerzeugnissen. 

■'’) Folgende Arbeitszeit wurde zugrunde gelegt: bei den Arbeitern je eingeschriebenen Arbeitnehmer die durchschnitt- 
lichen und tatsächlich geleisteten Jahresarbeitsstunden, bei den Angestellten die tarifvertragliche oder übliche 
Arbeitszeit (berechnet auf der Jahresgrundlage unter Abzug der entsprechenden Stunden für den bezahlten Urlaub 
und die Ferientage). Die Definition des Angestellten ist nicht in allen Ländern gleich. 
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ANHANG III 

Probleme der Regionalpolitik 

1. Die Einfügung der Regionalpolitik in die 
Wachstumspolitik unter Berücksichtigung 
der wichtigsten Reginalprobleme der Gemeinschaft 

1. Die wichtigsten Zusammenhänge zwischen allge- 
meiner Wachstumspolitik und Regionalpolitik 

a) Eines der wesentlichen Ziele der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik ist es, optimale Bedingungen für 
das Wirtschaftswachstum und die Anpassung der 
Wirtschaftsstruktur zu schaffen. 

Diese Zielsetzung gilt nicht nur in Hinsicht auf 
die zeitliche sondern ebenso in bezug auf die 
räumliche Dimension. In diesem Sinne präzisiert die 
Präambel des Vertrages von Rom, daß die Mit- 
gliedstaaten bestrebt sind, die harmonische Ent- 
wicklung ihrer Volkswirtschaften zu fördern, 
„indem sie den Abstand zwischen einzelnen Gebie- 
ten und den Rückstand weniger begünstigter Ge- 
biete verringern". Um die Lösung dieser Aufgabe 
muß sich die Regionalpolitik in der Gemeinschaft 
bemühen, die alle regionalpolitisch relevanten Ent- 
scheidungen der verantwortlichen nationalen und 
gemeinschaftlichen Instanzen umfaßt. 

b) Eine erste Aufgabe der Regionalpolitik besteht 
darin, in den benachteiligten Gebieten durch geeig- 
nete Maßnahmen die nötigen Voraussetzungen für 
die Entfaltung der wirtschaftlichen Initiativen zu 
schaffen, so daß alle Regionen die Chance für eine 
Beteiligung am gesamtwirtschaftlichen Wachstum 
haben. 

In der Europäischen Gemeinschaft erhält diese 
Aufgabe der Regionalpolitik fundamentale Bedeu- 
tung. Die Vorteile des größeren Marktes im Bereich 
der Produktion können nämlich nur in dem Maße 
wahrgenommen werden, in dem Unternehmen ins- 
besondere des industriellen Sektors frei ihren 
Standort in den für sie günstigsten Gebieten wäh- 
len können. Dies setzt voraus, daß ihre Entschei- 
dungen nicht durch zu große Unterschiede in der 
Ausstattung der Regionen mit öffentlichen Leistun- 
gen, insbesondere der Infrastruktur, präjudiziert 
werden. Durch Schaffung gleichwertiger Startchan- 
cen muß die Regionalpolitik dafür Sorge tragen, 
daß die benachteiligten Gebiete der Gemeinschaft 

— und insbesondere die großen peripheren Gebiete 

— an der geographischen Neuorientierung der Pro- 
duktion im Gemeinsamen Markt in gebührendem 
Umfange beteiligt werden. 

Alle Mittel, über die die Regionalpolitik ver- 
fügt, müssen zu diesem Zwecke eingesetzt wer- 
den: Studien und Analysen, um das Entwicklungs- 
potential der Regionen — insbesondere ihre rela- 
tiven Vorteile — aufzuzeigen, Maßnahmen der 
Infrastruktur, die die Entwicklungsvoraussetzungen 
schaffen, und finanzielle Beihilfen, die als Orien- 
tierungsmittel dienen und dazu beitragen, Start- 


schwierigkeiten zu überwinden. Beim Einsatz die- 
; ser Mittel muß selbstverständlich auch den sekto- 
i riellen Aspekten der wirtschaftlichen Entwicklung 
Rechnung getragen werden. 

Bei der Konzeption und der Durchführung der 
Regionalpolitik müssen insbesondere die seit eini- 
gen Jahren in verschiedenen Wirtschaftsbereichen 
(Energie, Grundstoffe, Verkehr) eingetretenen Ver- 
änderungen berücksichtigt werden. Diese haben 
tiefgehende Auswirkungen auf die regionale Wirt- 
schaft und u. a. dazu geführt, daß einige benach- 
teiligte Randgebiete heute über sehr gute Standort- 
bedingungen verfügen. 

In allen Fällen, in denen es der Regionalpolitik 
gelingt, auf lange Sicht rentable Produktionen in 
bisher rückständigen benachteiligten Gebieten anzu- 
siedeln, trägt sie gleichermaßen zum wirtschaft- 
lichen Wachstum der Gemeinschaft und zu einem 
besseren regionalen Gleichgewicht bei. 

c) Die Beteiligung der benachteiligten Gebiete 
am Wachstum der Gemeinschaft wird um so wich- 
tiger in einer Periode, in der der überwiegende Teil 
der Gemeinschaft durch anhaltende Vollbeschäf- 
tigung gekennzeichnet und das weitere Wachstum 
der Gemeinschaft nur durch Erhöhung der Pro- 
duktivität möglich ist. In diesem Zusammenhang 
wurde schon im Jahre 1961 anläßlich der Konferenz 
über Fragen der regionalen Wirtschaft darauf hin- 
gewiesen, daß die Möglichkeiten für eine Rationa- 
lisierung und Mechanisierung nicht unbegrenzt sind, 
auch wenn in Europa dafür zur Zeit noch ein 
beträchtlicher Spielraum bleibt. „Damit die durch- 
schnittliche Produktivität weiter in gewünschtem 
Maße steigt, muß die Produktivität derjenigen 
Bevölkerungsanteile, die bisher von der indu- 
striellen Ausweitung noch ausgeschlossen sind oder 
nur unvollkommen an ihr beteiligt wurden, immer 
mehr gesteigert werden". ’) 

Die benachteiligten Gebiete der Gemeinschaft 
haben in einer ersten Periode in erheblichem Maße 
Arbeitskräfte an die entwickelten Wirtschafts- 
gebiete abgegeben, die unter Arbeitskräftemangel 
litten. 

Die Einfügung dieser vorwiegend landwirt- 
schaftlichen Arbeitskräfte in den industriellen Sek- 
tor erhöhte die gesamtwirtschaftliche Produktivität; 
der mit dem sektoriellen Wechsel verbundene Orts- 
wechsel erleichterte in den benachteiligten Gebie- 
ten mit zu dichter Bevölkerung die Lösung der 
Probleme. 

Angesichts des ungestillten Bedarfs an Arbeits- 
kräften in den hochentwickelten Gebieten der Ge- 
meinschaft könnte es vom bloßen Standpunkt eines 
möglichst schnellen Wirtschaftswachstums aus be- 
rechtigt erscheinen, den weiteren Transfer von 
Arbeitskräften aus den benachteiligten Gebieten 


') Einführender Bericht von R. Marjolin, in: Dokumente 
der Konferenz über Fragen der regionalen Wirtschaft, 
Band I S. 21. 


87 



Drucksache Y/629 


Deutscher Bundestag - — 5. Wahlperiode 


zu fördern oder wenigstens stillschweigend zu 
dulden, um so mehr, wenn es in diesen an spon- 
taner Entwicklung mangelt. 

Dies könnte jedoch zur Folge haben, daß 

— die Abwanderungen in den benachteiligten Ge- 
bieten die Bevölkerung so stark dezimieren, daß 
eine wirtschaftliche Ausnützung des stets nöti- 
gen Minimums an Infrastruktureinrichtungen 
nicht immer gewährleistet ist, 

— die Abwanderungen der überwiegend jungen 
Kräfte zu einer solchen qualitativen Verschlech- 
terung des Arbeitskräftepotentials führen, daß 
jegliche Entwicklungsmöglichkeit für die Zukunft 
zunichte gemacht wird, 

■ — • die Zuwanderungen in die hochentwickelten 
Gebiete dort derartige Kosten und Folgelasten 
hervorrufen, daß die gesamtwirtschaftliche Bilanz 

— wenn vielleicht auch erst auf längere Sicht 

— negativ beeinflußt wird. 

Daneben sind die oft unlösbaren sozialen und 
menschlichen Probleme zu erwähnen, die häufig 
entstehen, wenn Arbeitskräfte — insbesondere aus 
traditionellen Agrargebieten — über große Distan- 
zen hinweg in Industriegebiete mit neuen beruf- 
lichen Anforderungen, anderen Lebensverhältnis- 
sen, evtl, fremder Sprache u. a. verpflanzt werden. 

Die Regionalpolitik der Gemeinschaft kann hier 
aus langfristiger Perspektive einen wesentlichen 
Beitrag zur Vermeidung dieser Gefahren und Nach- 
teile leisten, indem sie Instrumente sowohl zur 
Analyse als auch zur konkreten Lösung dieser 
Probleme entwickelt und insbesondere: 

— für die einzelnen Regionen Bevölkerungsbilan- 
zen und -Perspektiven aufstellt, um zu ermit- 
teln, wie sich in den überwiegend landwirt- 
schaftlich strukturierten Gebieten die Bevölke- 
rung quantitativ und qualitativ (Alterspyrami- 
den) entwickelt; 

— Methoden und Mittel bereitstellt, um in den 
benachteiligten Gebieten ein Angebot an 
Arbeitsplätzen zu schaffen, das weitere Abwan- 
derungen verhindert; 

— • die Frage der Rentabilität der öffentlichen und 
privaten Investitionen in den Ballungen einer- 
seits und in den weniger entwickelten Gebieten 
andererseits studiert und sich bemüht, aus die- 
sen Untersuchungen praktische Folgerungen für 
die Wirtschaftspolitik zu erarbeiten. Bei der 
Beurteilung der Rentabilität der Investitionen 
— insbesondere der privaten — kommt es aller- 
dings darauf an, alle entstehenden Kosten ein- 
schließlich der sozialen Kosten (social costs) und 
alle anfallenden Erträge einschließlich der sozia- 
len Erträge (social benefits) zu erfassen. Wei- 
terhin müßten bei einer endgültigen Würdigung 
der Investitionsalternativen über die rein öko- 
nomischen Daten hinaus auch die Vor- und 
Nachteile, die im menschlichen und sozialen ; 
Bereich entstehen, in Betracht gezogen werden. | 

I 

d) Vom Standpunkt des 'gesamtwirtschaftlichen I 
Kapitaleinsatzes erscheint es oft, als ob Investi- i 


! tionen in den Ballungsgebieten günstiger wären, 
j da dort der marginale Kapitalkoeffizient niedriger 
■ als in den benachteiligten Gebieten zu sein scheint. 

! Eine Antwort auf diese Frage stößt nicht nur 
I auf die bekannten Schwierigkeiten der periodischen 
I Zurechnung von Aufwand und Ertrag, sondern 
ebenso auf das nach wie vor ungelöste Problem 
der sozialen Kosten, gleichzeitig ob diese im engen 
klassischen Sinne als „von Betrieben auf Dritte 
abgewälzte Kosten" oder in einem weiteren Sinne 
als „von der öffentlichen Hand zu tragende Folge- 
lasten industrieller Investitionen" interpretiert wer- 
den. 

Wendet man die erste Definition an, so muß man 
feststellen, daß in der Gegenwart die Struktur der 
öffentlichen Be- und Entlastungen von Betrieben 
im Vergleich zu den von ihnen verursachten Kosten 
immer noch derart ist, daß erhebliche Diskrepanzen 
zwischen privater Rentabilität und volkswirtschaft- 
licher Produktivität entstehen können. Infolgedes- 
sen ist es nicht ohne weiteres möglich zu beurtei- 
len, in welchem Maße die mehr oder weniger große 
Anziehungskraft der Gebiete unverfälschter Aus- 
druck der natürlichen Kosten- und Ertragssituation 
ist. 

Was die zweite Definition betrifft, so erlauben 
die gegenwärtig vorliegenden theoretischen und 
empirischen Ergebnisse noch nicht, mit Bestimmt- 
heit zu sagen, welche Verteilung der Wirtschaft und 
der öffentlichen Leistungen im Raum ein optimales 
Gesamtergebnis liefert. 

e) Technische Schwierigkeiten, insbesondere der 
Quantifizierung, stehen oft auch einer genauen 
Bestimmung der ökonomischen Vorteile einer akti- 
ven Regionalpolitik entgegen, was leicht dazu 
führt, daß die Forderungen dieser Politik gegen- 
über denjenigen anderer Politiken, die leichter 
quantifizierbar und schneller realisierbar sind, hin- 
ten angesetzt werden. 

So ist es z. B. kaum möglich, den Beitrag, den 
Investitionen im Infrastrukturbereich (z. B. im Ver- 
kehrsnetz, im Ausbildungswesen, in Industrie- 
gelände u. a.) zur Ausweitung der Produktionsmög- 
lichkeiten liefern, genau zu schätzen, obwohl allge- 
mein anerkannt ist, daß diese Investitionen die 
unerläßliche Voraussetzung für die Entfaltung wirt- 
schaftlicher Tätigkeit in einer Region bilden. Sie 
entfalten ihre Wirksamkeit oft erst nach langen 
Jahren und wenn sie auf eine Transformation der 
Mentalität gerichtet sind, muß selbst mit Fristen 
von Generationen gerechnet werden. 

Ähnliches gilt für den Beitrag, den eine aktive 
Regionalpolitik in den Umstellungsgebieten leisten 
kann. Die Investitionen zur Sanierung dieser Ge- 
biete mögen weder für sich genommen noch auf 
kurze Sicht rentabel sein; sie können jedoch die 
Ressourcen dieser Gebiete vor einem kumulativen 
Verfall bewahren und auf diese Weise irreparable 
volkswirtschaftliche Verluste vermeiden, die ihren 
ganzen Umfang vielleicht erst nach Jahrzehnten 
zeigen. 

Schließlich sind auch die Vorteile der von der 
Regionalpolitik angestrebten ausgeglichenen Wirt- 
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Schaftsstrukturen oft nicht evident. Auf kurze Sicht 
und in bestimmten Situationen (z. B. bei andauern- 
der Hochkonjunktur) mögen regionale Monostruk- 
turen, die eine hohe Spezialisierung zulassen, als 
vorteilhaft und besonders wachstumsfördernd er- 
scheinen. Die Nachteile zeigen sich jedoch, sobald 
das Wachstum branchendifferenziert wird, denn 
jede Branchenkrise droht dann eine regionale Krise 
zu werden. Ist der Widerstand gegen Veränderun- 
gen in den Regionen sehr stark, dann können ein- 
seitige regionale Wirtschaftsstrukturen zu einem 
Hemmschuh für das weitere wirtschaftliche Wachs- 
tum werden, indem jeglicher Abbau retardierender 
Branchen auf unüberwindliche Schwierigkeiten 
stößt. 

f) Ebenso wichtig wie diese nicht immer augen- 
scheinlichen Beiträge der Regionalpolitik zur lang- 
fristigen wirtschaftlichen Entwicklung ist der Bei- 
trag, den sie zur sozialen und politischen Stabilität 
leistet. Auch er läßt sich quantitativ nicht exakt 
erfassen, seine große Bedeutung tritt aber in Kri- 
senfällen um so deutlicher hervor. 

Regionale Ungleichgewichte, die über ein be- 
stimmtes Maß hinaus gehen, sind nicht nur unver- 
einbar mit den allgemein anerkannten Grundsätzen, 
die ähnliche Lebensverhältnisse und Entwicklungs- 
chancen für alle Bürger fordern, sondern würden 
heute auch nicht mehr von der Bevölkerung der 
benachteiligten Regionen stillschweigend hinge- 
nommen werden. 

g) Der fundamentale Beitrag, den die Regional- 
politik zu einer allgemeinen Politik des Wachs- 
tums in der Gemeinschaft leisten kann, besteht 
zusammenfassend darin, die vorhandenen Ressour- 
cen im Hinblick auf eine optimale Allokation zu 
orientieren. Dabei muß sie dafür Sorge tragen, daß 
sowohl die in einigen Sektoren eingetretenen Ver- 
änderungen als auch die langfristigen Perspektiven 
der wirtschaftlichen Entwicklung berücksichtigt wer- 
den, um zu verhindern, daß aufgrund kurzfristiger 
Erwägungen irreversible Situationen entstehen, die 
ein ausgeglichenes Wachstum auf weite Sicht be- 
einträchtigen würden. Gleichzeitig ist es ihre Auf- 
gabe, andere Aspekte, insbesondere sozialer und 
politischer Natur, in Erinnerung zu rufen, die 
zwar oft keinen unmittelbar sichtbaren Beitrag zur 
wirtschaftlichen Expansion erbringen, auf lange 
Sicht aber doch die Grundlage für ein ungehinder- 
tes störungsfreies Wachstum legen. 

2. Die Hauptprobleme der verschiedenen Gebiets- 
kategorien 

Trotz ihrer Unvollständigkeit lassen die vorhan- 
denen Statistiken deutlich erkennen, daß die regio- 
nalen Unterschiede in der Gemeinschaft erheblich 
sind; so dürfte z. B. das Bruttosozialprodukt pro 
Kopf in den am meisten benachteiligten Regionen 
nicht mehr als ein Drittel desjenigen in den reichen 
Regionen erreichen. 

Diese Unterschiede im Sozialprodukt sind der 
Ausdruck grundverschiedener Strukturen, die eine 
den jeweiligen Gegebenheiten angepaßte Regional- | 
Politik erforderlich machen. I 


In diesem Sinne ist zu unterscheiden zwischen 
einer Hauptgruppe großer, meist peripher gelege- 
ner Gebiete, die über keine großen Industriezentren 
verfügen und deren Wirtschaft oft noch eine vor- 
industrielle Struktur mit den für die Unterentwick- 
lung typischen Phänomenen aufweist. 

Daneben gibt es eine andere Hauptgruppe von 
Gebieten, die zwar über große Industriezentren 
verfügen, in denen sich aber schwierige Probleme 
unterschiedlicher Art stellen, sei es in den großen 
Industriezentren selbst (Umstellung, übermäßige 
Konzentration), sei es in weniger entwickelten land- 
wirtschaftlichen Gebieten in der weiteren Umge- 
bung dieser Zentren, sei es in Gebieten, die längs 
gemeinsamer nationaler Grenzen gelegen sind. 

Eine dritte Kategorie von Problemgebieten stel- 
len die Zonenrandgebiete in der Bundesrepublik 
dar, die vor allem dadurch gekennzeichnet sind, daß 
der Ursprung der regionalen Probleme politischer 
Natur ist. 

a) Die großen peripheren Gebiete ohne große 
Industriezentren. 

In den großen peripheren Gebieten der Gemein- 
schaft, die dicht besiedelt sind, dominiert immer 
noch eine oft nur für den Eigenbedarf produzierende 
Landwirtschaft auf einem meist sehr niedrigen 
Lebensstandard. Dies gilt vor allem für das süd- 
liche Festland Italiens, für Sizilien und Sardinien 
und in geringerem Maße auch für die westfran- 
zösische Bocagelandschaft. Die Industrie ist dort zu 
breit gestreut und wenig dynamisch, und die 
Schwankungen ihrer Tätigkeit wirken sich sozial 
um so empfindlicher aus als eine Wiederbeschäf- 
tigung an Ort und Stelle meist schwierig ist. 

Die wenigen großen Grundstoffkomplexe, die sich 
zur Gewinnung der Bodenschätze oder infolge 
LJnterstützungsmaßnahmen angesiedelt haben, blei- 
ben technisch und psychologisch isoliert. 

Die Industrialisierung wird dadurch beeinträchtigt, 
daß große Zentren der weiterverarbeitenden Indu- 
strie fehlen. 

Unter dem Druck der Unterbeschäftigung sind 
große Teile der Agrarbevölkerung, meist ihre aktiv- 
sten Elemente, in weit entfernt gelegene Gebiete 
abgewandert. Für Süditalien wurde die Abwande- 
rung zwischen 1951 und 1961 auf ca. 2 Millionen 
Menschen geschätzt, das sind ca. 12 Vo der Bevölke- 
rung; sie hat sich seitdem nur wenig abgeschwächt. 
Für die Bretagne rechnet man im gleichen Zeitraum 
mit ungefähr 200 000 Abwanderungen, das sind ca. 

9 Vo der Bevölkerung. 

Im Zuge der schnellen wirtschaftlichen Entwick- 
lung innerhalb der Gemeinschaft und der Verbesse- 
rung der Verkehrsmittel besteht die Gefahr, daß die 
herkömmlichen Lebensbedingungen in diesen Ge- 
bieten als immer unhaltbarer angesehen werden und 
die Abwanderungen einen Grad erreichen, bei dem 
die langfristigen Entwicklungsmöglichkeiten ernst- 
lich beeinträchtigt werden. 

Das Ergebnis einer derartigen Entwicklung läßt 
sich am Beispiel einiger heute außerordentlich dünn- 


89 



Drucksache Y/629 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


besiedelter Gebiete im südwestlichen Frankreich 
studieren. 

In einigen Fällen — dies gilt vor allem für einige 
französische Gebiete südlich der Loire und westlich 
der Rhone — wurde die Abwanderung nicht für 
Verbesserung der Agrarstruktur ausgenutzt. Es 
wanderte vor allem die Jugend ab, so daß die Be- 
völkerungserneuerung nicht mehr gesichert ist. In 
anderen Gebieten ermöglichte die Abnahme der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung die Schaffung ge- 
sunder Agrarstrukturen. 

In beiden Fällen war die Bevölkerungsabnahme 
nicht von einer dörflichen Neugliederung begleitet, 
so daß häufig die Lebensfähigkeit dieser Siedlungen 
unterschritten ist, was nicht ohne Rückwirkung auf 
das wirtschaftliche und soziale Leben bleibt. 

b) Gebiete, die bereits ein oder mehrere große 
Industriezentren aufweisen oder sich unweit eines 
solchen Zentrums befinden. 

ba) Neben diesen überwiegend an der Peripherie 
der Gemeinschaft gelegenen großen benachteiligten 
Gebieten ohne eigene Industrieschwerpunkte gibt 
es in der Nähe der industriellen Ballungsgebiete 
oder großer Industriezentren kleinere, vorwiegend 
landwirtschaftlich ausgerichtete Gebiete, deren ver- 
hältnismäßig niedriger Lebensstandard den Ver- 
gleich mit der Lebenshaltung der Bevölkerung der 
naheliegenden großen Industriezentren nicht aus- 
hält (vgl. z, B. bestimmte Ausbaugebiete in der 
Bundesrepublik, Fördergebiete in den Niederlanden 
und in Belgien, Teilgebiete in Frankreich und in 
Norditalien). Ungünstige natürliche Voraussetzun- 
gen für die Landwirtschaft (z. B. Mittelgebirgslage) 
und eine allgemein schlechte Agrarstruktur sind der 
Grund für geringe Erträge in diesem Erwerbszweig: 
schlechte Verkehrserschließung und unzureichende 
Ausstattung mit den nötigen Einrichtungen der In- 
frastruktur verhindern die Entwicklung der sekun- 
dären und tertiären Erwerbszweige. 

Die fortgesetzte wirtschaftliche Expansion im Ge- 
meinsamen Markt bringt die strukturellen Schwä- 
chen dieser Gebiete immer stärker zum Vorschein 
und ist geeignet, die Abwanderung der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung in die Ballungsgebiete zu 
beschleunigen, die infolge der Verbesserung der 
Verkehrsmittel immer näher heranrücken. 

Es besteht die Gefahr, daß diese Wanderungen 
das wirtschaftlich und sozial vertretbare Maß über- 
schreiten und zu fortgesetzten volkswirtschaftlichen 
Verlusten führen, indem einerseits die Ballungen 
über Gebühr verstärkt werden, andererseits die so- 
ziale Erosion die wirtschaftliche und soziale Struk- 
tur dieser Gebiete so verschlechtert, daß sie zu 
ständigen Zuschußgebieten werden. 

bb) Neben den überwiegend landwirtschaftlich aus- 
gerichteten Problemgebieten gibt es in der Gemein- 
schaft eine Reihe von alten Industriegebieten, die 
hinsichtlich des Pro-Kopf-Einkommens durchaus zur 
Spitzengruppe der Regionen gehören können, deren 
Wachstumsraten jedoch fortgesetzt abnehmen und 
in einigen Fällen sogar negativ geworden sind. In 
diesen Gebieten befinden sich die traditionell vor- 


herrschenden Industriezweige, sei es infolge tech- 
nischer Gründe, sei es infolge veränderter Konkur- 
renzverhältnisse, im Rückgang und junge, expan- 
dierende Industriezweige finden sich nicht in genü- 
gender Zahl ein, um die Ablösung zu übernehmen. 
Die geringere Ertragskraft der Industrie schlägt sich 
häufig in einem geringeren Steueraufkommen der 
Gebietskörperschaften nieder, die dadurch oft nicht 
mehr in der Lage sind, hinsichtlich des Angebots 
an öffentlichen Leistungen mit den dynamischen Ge- 
bieten Schritt zu halten. Es besteht die Gefahr, daß 
bei fortgesetzter Verschlechterung des wirtschaft- 
lichen Klimas Teile der Bevölkerung, und zwar ge- 
rade Spitzenkräfte, abwandern und auch hier die 
Entwicklung in einen circulus vitiosus steuert. 

Auf Grund der vielfältigen Strukturveränderun- 
gen in der Gemeinschaft ist es nicht leicht, diese 
Kategorie von Problemgebieten fest abzugrenzen. 
Wenn im Prinzip Industriegebiete auf der Basis von 
Kohlen- und Eisenerzbau in erster Linie zu dieser 
Kategorie zu rechnen sind (Ruhrgebiet, Sambre- 
Meuse, Sambre, Nordfrankreich, Montandreieck 
Luxembourg-Saar-Lothringen), so sind doch die Ver- 
hältnisse in den einzelnen Gebieten sehr verschie- 
den. In einigen haben sich auf der Grundlage der 
Eisen- und Stahlindustrie weiterverarbeitende In- 
dustrien, wie z. B. der Maschinenbau, entwickelt, die 
zu den expansionsfreudigsten Industriebranchen 
gehören, so daß ein gewisser Ausgleich vorhanden 
ist. Andererseits werden Kohlengebiete oft zum 
Niederlassungsort von Raffinerien, wodurch eben- 
falls eine neue Entwicklung eingeleitet werden kann. 

Bestimmte Gebiete mit einem starken Anteil der 
Textil- oder Porzellanindustrie, die normalerweise 
als im Rückgang befindlich angesehen werden müß- 
ten, zählen infolge fortgesetzter Rationalisierungs- 
und Anpassungsbemühungen nach wie vor zu den 
prosperierenden Gebieten. Dies beweist, daß es nicht 
angeht, von der generellen Entwicklung einzelner 
Branchen unmittelbare Schlüsse auf die Entwicklung 
einzelner Regionen zu ziehen, sondern daß von Fall 
zu Fall gründliche Studien nötig sind. 

bc) Die Probleme der Gebiete mit übermäßiger 
Städteballung sind zweifellos besonders schwierig, 
da sich bisher noch kaum Ansätze zu einer zufrie- 
denstellenden Klärung des Phänomens der wirt- 
schaftlichen und demographischen Konzentration im 
Raum zeigen. 

Einerseits ist anerkannt, daß die Ballungsgebiete 
Zentren der dynamischen Entwicklung sind und die 
allgemeine Expansion der Wirtschaft ohne sie nicht 
möglich gewesen wäre. Andererseits wird allgemein 
angenommen, daß ab einer bestimmten Größenord- 
nung der Ballung die öffentlichen Ausgaben über- 
proportional anwachsen, ohne daß die Schwelle je- 
doch bisher präzisiert worden wäre. Man hat insbe- 
sondere noch nicht festgestellt, inwieweit die er- 
höhten Kosten auf eine Verbesserung der Leistun- 
gen und inwieweit auf eine tatsächliche Erhöhung 
der Durchschnittskosten für diese Leistungen zurück- 
zuführen sind. 

Diese Fragen sind für die Regional- und die 
Raumordnungspolitik von erheblicher Bedeutung. 
Denn gleichgültig, ob es sich in bestimmten großen 


90 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/629 


benachteiligten Gebieten um den Ausbau des noch 
unvollständigen Netzes von städtischen Zentren 
handelt oder in anderen Gebieten um die weitere 
Entwicklung der Städtehierarchie, in beiden Fällen 
müssen Vorstellungen über die reellen Kosten und 
Erträge der Agglomeration vorhanden sein, um die 
öffentlichen Investitionen richtig lenken zu können. 

bd) In vielen längs der gemeinsamen Grenzen der 
Mitgliedstaaten gelegenen Gebieten haben die mit 
den Grenzen verbundenen Hindernisse eine nor- 
male wirtschaftliche Entwicklung verhindert. In man- 
chen Fällen hat dies dazu geführt, daß diese Gebiete 
nicht den Anschluß an die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der jeweiligen nationalen Wirtschaft 
fanden und zu „toten Winkeln" wurden, selbst wenn j 
ihre Lage im Verhältnis zu den großen Industrie- j 
Zentren günstig war. In anderen Fällen erfolgte die 
Entwicklung nur im Hinblick auf den nationalen 
Markt, wodurch es manchmal zur Entstehung ähn- 
licher oder gleicher Gewerbszweige beiderseits der 
Grenzen kam, die ohne jegliche Kontakte blieben. 
Die Ausrichtung auf die jeweiligen nationalen Ver- 
hältnisse führte nicht zuletzt in einigen Fällen zu 
starken Unterschieden in der Intensität der wirt- 
schaftlichen Entwicklung diesseits und jenseits der 
Grenzen. 

Der immer stärkere Abbau der wirtschaftlichen 
Grenzen innerhalb der Gemeinschaft ändert die 
Situation dieser Gebiete besonders stark. Er liefert 
einerseits die Voraussetzungen dafür, daß die „toten 
Winkel" in den wirtschaftlichen Kreislauf einbezo- 
gen werden, andererseits erfordert er von der Wirt- 
schaft beiderseits der Grenzen die Anpassung an die 
veränderten Standort- und Konkurrenzverhältnisse, 
die hier besonders unmittelbar spürbar werden. 

c) Die Zonenrandgebiete der Bundesrepublik stel- i 
len eine besondere Kategorie von Gebieten dar, in- j 
sofern als hier erst in jüngster Zeit diese ehemals j 
im Zentrum eines Staates liegenden Gebiete durch j 
einen politischen Akt an die Peripherie gerückt wur- j 
den, wobei es zu einer totalen Unterbrechung der j 
engen wirtschaftlichen Verflechtungen mit der Wirt- j 
Schaft jenseits der Demarkationslinie kam. Die Ge- : 
fahr besteht, daß die Nähe des Eisernen Vorhangs j 
zu einer langsamen Erosion dieser Gebiete führt. 
Von 1950 bis 1958 verringerte sich die Bevölkerung 
um 6,3 *^/o, seitdem stagniert sie in etwa und die Ab- 
wanderungen sind noch immer relativ hoch. 


11. Allgemeine Grundsätze für die Lösung der 
regionalpolitischen Probleme 

Der Vertrag von Rom legt klar das allgemeine 
Ziel der Regionalpolitik fest. Die Mitgliedstaaten 
erklären in der Präambel, daß sie ihr Streben darauf 
richten, „ihre Volkswirtschaften zu einigen und 
deren harmonische Entwicklung zu fördern, indem 
sie den Abstand zwischen einzelnen Gebieten und j 
den Rückstand weniger begünstigter Gebiete ver- 
ringern". Artikel 2 besagt, daß es Aufgabe der Ge- 
meinschaft ist, „eine harmonische Entwicklung des 
Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft zu 
fördern". 


: Bei der Verfolgung dieses Zieles bleibt die pri- 

i märe Verantwortung für die Regionalpolitik bei den 
I Mitgliodstaaten, die sie gemäß den in ihrer Ver- 
i fassungs- und Verwaltungsstruktiir begründeten 
j Verfahren durchführen, ln den Artikeln 2; 3g; 6,1 
i und 145 des Vertrages von Rom haben sich die Mit- 
gliedstaaten jedoch verpflichtet, ihre Wirtschafts- 
politik — und damit auch die Regionalpolitik — in 
enger Zusammenarbeit mit den Organen der Ge- 
meinschaft zu koordinieren. Darüber hinaus verfügen 
die Europäischen Institutionen über eigene finan- 
zielle Mittel zur Förderung der regionalen Entwick- 
lung. Weiterhin sehen die Artikel 80; 92 und 226 
die Möglichkeit bestimmter Abweichungen von den 
allgemeinen Regeln des Vertrages zugunsten der 
Regionalpolitik vor, und schließlich wird in den Ar- 
tikeln 39,2; 42 und 49, d bei der Verwirklichung der 
gemeinsamen Agrarpolitik und der Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer die Berücksichtigung der jeweili- 
gen regionalen Lage gefordert. 

Um den verschiedenen Anforderungen des Ver- 
trages genügen zu können, muß die Gemeinschaft 
einerseits den notwendigen Gesamtüberblick über 
die regionale Entwicklung haben, sie muß anderer- 
j seits über eine Konzeption verfügen, die es ihr er- 
I laubt, die nationalen und gemeinschaftlichen Mittel 
j zu koordinieren und stets auf die wichtigsten regio- 
nalen Probleme der Gemeinschaft auszurichten. 

Die nachfolgenden Ausführungen enthalten die 
wichtigsten Grundsätze einer Konzeption, die eine 
gemeinsame Basis für die in der Gemeinschaft anzu- 
wendende Politik darstellen kann. 


A. Ziele der Regionalpolitik in der Gemeinschaft 

Die Ziele der Regionalpolitik in der Gemeinschaft 
müssen den folgenden Tatsachen Rechnung tragen: 

— Daß die zwischen bestimmten Regionen der Ge- 
meinschaft bestehenden Wohlfahrtsunterschiede 
nach wie vor erheblich sind und daß das freie 
Spiel des Marktes allein diese Unterschiede nicht 
korrigieren kann. Die verantwortlichen Behörden 
müssen eine aktive Politik befolgen, um die für 
die Entwicklung nötigen Voraussetzungen zu 
schaffen und Verfälschungen zu beseitigen, die 
einseitige Entwicklungen begünstigen; 

— daß die Schaffung eines einheitlichen Wirt- 
schaftsraumes und die Förderung des Handels- 
austausches mit den Drittländern den Wettbe- 
werb der Unternehmen verschärfen und zur 
Folge haben können, daß sich bestimmte in je- 
dem Falle unvermeidliche Umstellungsprobleme 
schneller als erwartet in bestimmten Gebieten 
und Wirtschaftszweigen einstellen; 

daß die Verwirklichung der gemeinsamen Agrar- 
politik, die auf eine Spezialisierung der land- 
wirtschaftlichen Erzeugungs- und Vermarktungs- 
bedingungen abzielt, die Strukturschwächen ein- 
zelner überwiegend landwirtschaftlich ausgerich- 
teter Gebiete stärker hervortreten läßt und nicht 
ohne Folgen für die Wirtschaft der verschiede- 
nen Regionen bleiben wird; 
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— daß eine bessere räumliche Verteilung der wirt- 
schaftlichen Tätigkeit, die gleichzeitige Eingliede- 
rung der infolge fehlender Ausbildungs- und 
mangelnder Beschäftigungsmöglichkeiten bisher 
schlecht ausgelasteten Bevölkerungsteile in den 
Produktionsprozeß und die damit verbundene 
Verringerung der Kollektivkosten der zu großen 
Ballungen einen nachhaltigen Beitrag zum allge- 
meinen wirtschaftlichen Wachstum leisten kön- 
nen. 

Auf Grund dieser Überlegungen lassen sich die 
Ziele der Regionalpolitik in der Gemeinschaft wie 
folgt umreißen: 

1. Die Regionalpolitik soll zur Korrektur der über- 
mäßigen regionalen Einkommensunterschiede bei- 
tragen, ohne deshalb weder eine systematische 
Gleichmachung des regionalen Pro-Kopf-Einkom- 
mens anzustreben, noch das Wachstum der hoch- 
entwickelten Gebiete künstlich zu verringern. 

2. Die Regionalpolitik muß bemüht sein, die vor- 
handenen und potentiellen Möglichkeiten der ein- 
zelnen Gebiete unter Berücksichtigung ihrer natür- 
lichen Ausrichtung zu entwickeln; sie muß zu deren 
Spezialisierung auf Tätigkeiten, die wettbewerbs- 
fähig sind, beitragen. Auf diese Weise können die 
Bewohner der verschiedenen Gebiete aktiv beim 
Aufbau ihres Gebietes mitwirken und aus der sich 
ergebenden Verbesserung der Beschäftigung und des 
Lebensstandards Nutzen ziehen. 

Die im Interesse der Wettbewerbsfähigkeit und 
der Produktivität anzustrebende Spezialisierung I 
darf allerdings nicht dazu führen, die Gefahr von 
Monostrukturen zu übersehen. Um diese zu vermei- 
den, muß die Regionalpolitik danach trachten, daß 
ab einer bestimmten Mindestgröße des Gebietes 
eine gewisse Vielfalt der Wirtschaftsstruktur ge- 
währleistet ist. 

3. Die Regionalpolitik muß ebenso bemüht sein, in 
den höher entwickelten Gebieten die Wirtschafts- 
und besondere Industriestruktur genügend elastisch 
zu halten, um Schwierigkeiten der Anpassung an 
Strukturveränderungen möglichst zu verringern. 

4. In bestimmten Ausnahmefällen ist es denkbar, 
daß das Ziel der optimalen Verteilung der Produk- 
tionsfaktoren nicht ganz mit anderen Zielen zu ver- 
einbaren ist. In diesen Fällen muß der Vorrang sol- 
chen regionalpolitischen Maßnahmen gegeben wer- 
den, die am erfolgreichsten zur wirtschaftlichen Ent- 
wicklung des Landes und der Gemeinschaft beitra- 
gen; es müssen jedoch gleichzeitig die erforderlichen 
sozialen Maßnahmen ergriffen werden um den 
Schwierigkeiten zu begegnen, die durch eine aus 
rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten gerechtfertigte 
Aktion allein nicht gelöst werden können. 

5. Wenn eine Entwicklungs- und Anpassungspoli- 
tik auch für jede Region wünschenswert ist, so müs- 
sen doch bei gemeinschaftlichen Maßnahmen die- 
jenigen Gebiete besonders berücksichtigt werden, 
die den niedrigsten Lebensstandard aufweisen oder 
die mit besonders großen Anpassungsschwierigkei- 
ten zu kämpfen haben. 


B. Die Methoden der Regionalpolitik in der EWG 

! 

Um die zuletzt genannten Ziele zu erreichen, müs- 
sen wirksame Methoden zur Lösung der einzelnen 
oben dargestellten Kategorien von Regionalproble- 
men angewandt werden. Die Studien der Sachver- 
ständigengruppe und der Kommission in diesem Be- 
reich haben zu einer Reihe von Erkenntnissen ge- 
führt, die von der Regionalpolitik unmittelbar ange- 
wendet werden können, 

1. Die peripheren, von den großen Industriezentren 
entfernt gelegenen Gebiete der Gemeinschaft verfü- 
gen bei hinreichender Bevölkerungsdichte über ge- 
nügend Arbeitskräftereserven; die neue Lage auf 
dem Energie- und Rohstoffversorgungsmarkt behin- 
dert heute die Entwicklung dieser Gebiete keines- 
wegs mehr, sondern begünstigt sie eher. 

Die Ansiedlung wettbewerbsfähiger Unternehmen 
in den peripheren Gebieten ist also möglich, inso- 
fern diese über die allgemeinen Voraussetzungen 
für eine kumulative Entwicklung der vorhandenen 
oder entstehenden Industriezentren verfügen. Dabei 
handelt es sich z. B. um die erforderlichen Fühlungs- 
vorteile zwischen komplementären wirtschaftlichen 
Tätigkeiten oder um die allgemeine, von der öffent- 
lichen Hand zu erstellende Infrastruktur. 

Die Regionalpolitik sollte also in diesen Gebieten 
die Schaffung von „Eni Wicklungsschwerpunkten '' 
fördern, um die sich ein zusammenhängender Kom- 
plex von Betrieben des Industrie- und des Dienst- 
leistungssektors gruppiert, die ebenso über die er- 
forderliche Infrastruktur verfügen und sich nach 
Gewährung gewisser Starthilfen selbständig auf 
Grund des Marktmechanismus entwickeln können. 

Für die Bildung solcher Schwerpunkte ist es zu- 
nächst erforderlich, die wünschenswerte wirtschaft- 
liche Orientierung derjenigen Zonen, die die besten 
Aussichten auf Erfolg bieten, systematisch zu unter- 
suchen. Dadurch erhält die öffentliche Hand Richt- 
linien für ihre Entscheidungen im Bereich der Infra- 
struktur und für die Orientierung der Investitionen 
der Unternehmen mit Hilfe der vorhandenen staat- 
lichen und gemeinschaftlichen Mittel. 

Die Fördermaßnahmen der öffentlichen Hand dür- 
fen in diesen Fällen nicht darauf gerichtet sein, mehr 
oder weniger künstlich große Unternehmen der 
Grundstoffindustrie anzusiedeln, die technisch und 
psychologisch isoliert bleiben, sondern sie müssen 
sich auf die Ansiedlung von „motorischen" Gewer- 
ben konzentrieren, d. h. von solchen, die die An- 
siedlung von induzierten Betrieben — insbesondere 
auch des Dienstleistungssektors — nach sich ziehen. 

Damit diese „Entwicklungsschwerpunkte" die jun- 
gen Kräfte, die augenblicklich zur Abwanderung in 
die Ballungszentren gezwungen werden, zurückhal- 
ten können, ist es erforderlich, die geeigneten Ein- 
richtungen (wie Wohnungen, Krankenhäuser, höhere 
Ausbildungsstätten und Forschungstätigkeiten, Ver- 
kehrsinfrastruktur usw.) zu schaffen. Angesichts des 
Umfanges und der Verschiedenartigkeit der von der 
öffentlichen Hand zu übernehmenden Investitionen 
ist eine gewisse Konzentration erforderlich, weil es 
nur auf diese Weise möglich ist, die wichtigsten 
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Elemente der Kollektivausstattung gleichzeitig in 
einigen „Schwerpunkten" der großen benachteilig- 
ten Regionen zu errichten. 

Das Vorhandensein derartiger hinreichend ent- 
wickelter und „dynamischer Schwerpunkte" erleich- 
tert auch die Entwicklung von „sekundären Zent- 
ren". Wenn die Industrialisierung ■ — so wie beson- 
ders in Westfrankreich und in gewissen süditalieni- 
schen Regionen — auf mehreren Stufen der Städte- 
hierarchie angelaufen ist, wird die Schaffung großer 
Industrieschwerpunkte besonders dringend, weil die 
vereinzelt in Mittelstädten angesiedelten Unterneh- 
men für ihr weiteres Gedeihen und Wachstum auf 
sie angewiesen sind. 

Parallel hierzu muß in diesen Regionen die Politik 
der Verbesserung der Agrarstruktur laufen, um die 
ländliche Bevölkerung an der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Expansion teilhaben zu lassen. Neben 
der Spezialisierung für den interregionalen Handels- 
austausch kann die Produktion von Agrarerzeugnis- 
sen für den wachsenden Bedarf der Bevölkerung der 
„Entwicklungsschwerpunkte" und der „sekundären 
Zentren" zur Steigerung des landwirtschaftlichen 
Einkommens beitragen. Allerdings wird die Land- 
wirtschaft der jeweiligen Region nur durch ständige 
interne Rationalisierungsbemühungen Vorteil aus 
der Erweiterung ihrer Märkte ziehen können. 

Da, wo die geringere Bevölkerungsdichte die 
Schaffung großer Komplexe sekundär- und tertiär- 
wirtschaftlicher Tätigkeit nicht zuläßt, kann sich die 
Entwicklung auf die Verbesserung der Agrarstruk- 
tur, auf die Förderung einzelner Erwerbszweige j 
wie z. B. den Fremdenverkehr und auf die Ansied- 
lung von solchen Unternehmen stützen, die auf die 
Nähe anderer Industriebetriebe weniger stark an- 
gewiesen sind. Damit die Landflucht in einzelnen 
Fällen nicht die wirtschaftlich gerechtfertigten und 
sozial zumutbaren Grenzen übersteigt und zu einer 
Überalterung der in der Landwirtschaft tätigen Be- 
völkerung führt, sollten in einigen zentralen Orten 
(Dorfzentren) die gemeinnützigen Einrichtungen, die 
zur Verhinderung dieser Abwanderung beitragen 
können, geschaffen werden. 

2. In den landwirtschaftlich strukturierten Gebieten 
geringerer Ausdehnung, die ebenifalls ihre Entwick- 
lungsprobleme haben, jedoch von den Industrie- 
zentren nicht zu weit entfernt sind, sollte eine bes- 
sere Streuung der gewerblichen Tätigkeit angestrebt 
werden, insbesondere durch die Entwicklung von 
sekundären Zentren, welche die von der Landwirt- 
schaft freigesetzten Arbeitskräfte aufnehmen kön- 
nen. Als wirksame Methode erweist es sich in die- 
sem Falle, in bestimmten mittleren Orten, die be- 
reits eine gewisse administrative und kulturelle Be- 
deutung haben, die für die Weiterentwicklung dieser 
Orte erforderliche Infrastruktur zu schaffen, Die Er- 
fahrungen, die mit den früheren „zentralen Orten" 
und jetzigen „Bundesausbauorten" in der Bundes- 
republik Deutschland und mit den „Entwicklungs- 
kernen" in den Niederlanden gemacht wurden, ge- 
ben hier nützliche Hinweise. In regionalen Aktions- 
programmen müssen diese zentralen Orte ausge- 
wählt und die in jedem dieser Orte zu schaffende 
Infrastruktur bestimmt werden. 
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3. In den alten Industriegebieten, die Anpassungs- 
und Umstellungsprobleme aufwoisen, muß die Re- 
gionalpolitik darauf abzielen, die Wirtschaftsstruk- 
tur durch die Ansiedlung neuer Industrien aufzu- 
lockern, um auf diese Weise das weitere Wachstum 
des Sozialprodukts sicherzustellen. Der vorgesehene 
Maßnahmekatalog darf sich nicht allein auf die An- 
siedlung von Unternehmen beschränken, sondern 
muß ebenso die Berufsumschulung, die Städtesanie- 
rung und die übrigen Grundausrüstungen umfassen. 
Es könnte angebracht sein, einige Zentren auszu- 
wählen, die günstige Voraussetzungen für ein brei- 
ter gestreutes wirtschaftliches Wachstum aufweisen 
und die nicht unbedingt mit dem Ort zusammenfal- 
len müssen, in denen die Umstellungsprobleme auf- 
tauchen, die jedoch auch nicht zu weit von diesem 
Ort entfernt sein sollten. In diesen Zentren sollten 
die zur wirtschaftlichen Wiederbelebung erforder- 
lichen Anstrengungen unternommen werden. i) 

4. Was die Probleme der Gebiete mit übermäßiger 
Konzentration betrifft, so ist die Klärung des Pro- 
blems der „Kosten der Ballungen" die wesentliche 
Voraussetzung für jede Aktion. In diesem Zusam- 
menhang ist darauf hinzuweisen, daß die Kommis- 
sion die Absicht hat, eine Sachverständigengruppe 
einzusetzen, um die kollektiven Kosten in den 
großen Ballungszentren der Gemeinschaft sowie die 
Modalitäten der Finanzierung der durch übermäßige 
Ballung verursachten Kosten zu untersuchen. 

5. Für die an den gemeinsamen Grenzen der Mit- 
gliedstaaten gelegenen Gebiete erhöht der progres- 

! sive Abbau der wirtschaftlichen Grenzen die Not- 
wendigkeit der Zusammenarbeit, die vor allem auf 
die Verbesserung der Infrastruktur gerichtet sein 
muß und insbesondere auf die Verkehrsverbindun- 
gen über die Grenzen hinweg. Die zur Entwicklung 
dieser Gebiete vorgesehenen Maßnahmen sollten 
zum Gegenstand von Programmen gemacht werden, 
die es erlauben, die Absichten beiderseits der Gren- 
zen kennenzulernen und für diejenigen Projekte, 
deren Wirkungsbereich sich auf die Nachbarregion 
erstreckt, die nötige Abstimmung vorzunehmen. Auf 
diese Weise könnten Fehlentwicklungen im Bereich 
der privaten und öffentlichen Investitionen vermie- 
den werden. 

6. In den Zonenrandgebieten ist die Durchführung 
von kohärenten Maßnahmen notwendig, um den 
wirtschaftlichen Folgen der Unterbrechung der tradi- 
tionellen Austauschbeziehungen zu begegnen. Die 
Maßnahmen müssen insbesondere darauf abzielen, 
die Gefahr der Abwanderung und damit der lang- 
samen sozialen Erosion dieser Gebiete zu bannen. 


C. Maßnahmen der Regionalpolitik in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Das Gros der in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft durchgeführten regionalpolitischen Maß- 
nahmen hängt von den Entscheidungen der Behör- 

siehe Schlußfolgerungen der Gruppe Nr. 2, beauftragt 
mit der Prüfung der Probleme bereits industrialisierter 
Gebiete mit veralteter Struktur 
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den der Mitgliedstaaten ab, d. h. je nach Verfassung : 
des Mitgliedstaates von zentralen Behörden, von ; 
Regionen und lokalen Körperschaften. Bei der Durch- j 
führung dieser Maßnahmen müssen jedoch die Ver- | 
tragsbestimmungen eingehalten werden. Außerdem 
verfügen die gemeinschaftlichen Institutionen über 
eigene Mittel. 

Wie das Europäische Parlament bereits hervorge- 
hoben hat, setzt eine wirksame Regionalpolitik in 
der Gemeinschaft voraus, daß die in den Mitglied- 
Staaten auf nationaler und regionaler Ebene vorhan- 
denen Mittel sowie die Mittel der europäischen Ge- 
meinschaften auf die gemeinsamen Ziele ausgerichtet 
werden. 

Es kann nicht genügend auf die Notwendigkeit 
hingewiesen werden, die auf regionaler Ebene er- 
griffenen Sondermaßnahmen, gleichgültig welcher 
Art (sei es im Bereich der Agrarstruktur, der Ver- 
kehrsinfrastruktur, der Berufsausbildung u. a.), in 
den größeren Zusammenhang der wirtschaftlichen 
Lage und der Perspektiven der Regionen zu stellen. 

1. Regionalpolitische Maßnahmen in den Mitglied- 
staaten 

Die Erfahrungen zeigen, daß die Wirksamkeit der 
finanziellen Beihilfen nicht überschätzt werden darf 
und daß seihst erhelbliche finanzielle Beihilfen für 
sich allein die regionale Entwicklung nicht gewähr- 
leisten können. Es wäre ein vergebliches Bemühen, 
die Nachteile, die sich für ein Unternehmen a,uf 
Grund der mangelnden Infrastruktur ergeben, durch 
finanzielle Beihilfen Ausgleichen zu wollen. Für eine 
schnelle und dauerhafte Entwicklung ist ein Bündel 
von sorgfältig aufeinander abgestimmten, öffent- 
lichen und privaten Maßnahmen in den verschie- 
denen Bereichen und auf breiter Basis nötig. 

Die einzelnen Maßnahmen der Regionalpolitik 
wurden von nationalen Sachverständigen ausführ- 
lich untersucht ; die nachfolgenden Schlußfolge- 
rungen beziehen sich vor allem auf die finanziellen 
Beihilfen, für die der Vertrag der Kommission eine 
besondere Verantwortung überträgt. 

a) Finanzielle Beihilfen 

Die Wirksamkeit der Beihilfen könnte schon 
jetzt durch Berücksichtigung der nachfolgenden, von 
den nationalen Sachverständigen bestätigten Grund- 
sätze erhöht werden: 

i) Finanzielle Beihilfen genügen allein nicht, die 
Entwicklung der weniger begünstigten Gebiete 
sicherzustellen. Eine hinreichende Wirksamkeit 
der Beihilfen ist nur dann gegeben, wenn ihre 
Gewährung mit der Schaffung der erforder- 
lichen Infrastruktur verbunden wird. 

ii) Es ist wünschenswert, daß die Beihilfen die An- 
siedlung von Unternehmen in denjenigen Orten 
und Zentren der benachteiligten Regionen för- 
dern, die die günstigsten Entwicklungschancen 

h vgl. Schlußfolgerungen der Gruppe Nr. 3, beauftragt 
mit der Prüfung der Wirksamkeit der zugunsten der 
regionalen Entwicklung gewährten Vorteile 
Kapitalsubventionen, Zinszuschüsse, Bürgschaften etc. 


■bieten. Dabei sollten die ßeihilfesysteme so ge- 
staltet werden, daß sie die Entwicklung von 
„Schwerpunkten" und „Zentren" begünstigen, 
wie dies bereits in einigen Ländern der Fall ist. 

iii) Finanzielle Vorteile dürfen nur an finanziell 
gesunde und auf lange Sicht wettbewerbsfähige 
Unternehmen vergeben werden. Sie sollten 
namentlich in den großen benachteiligten Ge- 
bieten die Ansiedlung von „motorischen Unter- 
nehmen" begünstigen, die geeignet sind, die 
Entstehung weiterer Unternehmen anzuregen. 

iv) Die finanziellen Vorteile sollten die strukturelle 
Anpassung der Regionen an die neuen wirt- 
schaftlichen und technischen Bedürfnisse erleich- 
tern. Dies setzt voraus, daß die finanziellen 
Vorteile den Charakter von Ubergangshilfen 
erhalten. Auf jeden Fall sollten die Mitglied- 
staaten auf Dauerhilfen verzichten, die den 
Anpassungsprozeß verhindern und zur Unter- 
stützung nicht wettbewerbsfähiger Erwerbs- 
zweige führen; dies würde nämlich nicht nur 
einen Produktionsverlust für die gesamte 
Volkswirtschaft nach sich ziehen, sondern auf 
die Dauer auch neue regionale Probleme schaf- 
fen. 

v) Die Erfordernisse der Regionalpolitik und die 
der Wettbewerbspolitik machen nicht nur auf 
nationaler, sondern auch auf Gemeinschafts- 
ebene eine Bemessung der gewährten Beihilfen 
im Verhältnis zur Schwere der reginolen Pro- 
bleme erforderlich, was eine vordringliche Be- 
rücksichtigung der Gebiete mit besonders gro- 
ßen Schwierigkeiten zur Folge haben sollte. 

Um einen Einsatz der Beihilfen im Sinne dieser 
Grundsätze zu gewährleisten und den Institutionen 
der Gemeinschaft die Prüfung der Übereinstimmung 
der Beihilfen mit den Vorschriften des Vertrages 
von Rom zu erleichtern, ist es wünschenswert, sie 
möglichst in den Rahmen von Programmen oder 
gründlichen Untersuchungen für die einzelnen Re- 
gionen einzuordnen. 

b) Infrastruktur 

Unter dem Begriff „Infrastruktur" sind nicht allein 
die dem Kollektivwesen zur Verfügung stehenden 
materiellen Einrichtungen zu verstehen, sondern 
auch sämtliche Vorleistungen für die Entfaltung der 
Erwerbstätigkeit. Demzufolge ist dieser Begriff sehr 
weit zu fassen, so daß er alle Faktoren einschließt, 
die für die wirtschaftliche Entwicklung eine ent- 
scheidende Rolle spielen: Die wirtschaftliche Infra- 
struktur im engen Sinne des Wortes (Industrie- 
gelände, Nahverkehrswege, Nachrichtenwesen usw.), 
das Ausibildungswesen (allgemeine- und Berufsaus- 
bildung), die soziale und kulturelle Ausstattung 
(Wohnungsbau, Gesundheitswesen, kulturelle Ein- 
richtungen, Freizeitgestaltung) usw. 

Da die gleichzeitige, bekanntermaßen sehr kost- 
spielige Erstellung dieser Kollektiveinrichtungen 
eine Vorbedingung für die Entwicklung der unter- 
nehmerischen Initiative darstellt, erweist sich eine 


h siehe Schlußfolgerungen der Gruppe Nr. 3 
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gewisse Konzentration der Maßnahmen auf be- 
stimmte „Entwicklungsschwerpunkte" oder „Zen- 
trale Orte" als unbedingt erforderlich. Zu diesem 
Fragenkreis können die Schlußfolgerungen der 
Arbeitsgruppe Nr. 3 übernommen werden^). 

Allgemein sollte berücksichtigt werden, daß in 
den benachteiligten Gebieten der Gemeinschaft die 
Infrastrukturinvestitionen nicht nur von den aktuel- 
len Verhältnissen ausgehen dürfen, die fast immer 
zugunsten der entwickelten Gebiete sprechen; es 
müssen vielmehr in langfristiger Betrachtungsweise 
Vorleistungen überall da erbracht werden, wo die 
Voraussetzungen für eine günstige Entwicklung 
gegeben sind. Bei der Anwendung dieses Prinzips 
muß berücksichtigt werden, inwieweit die Gebiete j 
bereits über die nötige Mindestausrüstung verfügen j 
und in welchem Maße mit einer spontanen Entwick- 
lung der Wirtschaft gerechnet werden kann. 

c) Die Verwaltung s- undFinanzorga- 
n i s a t i o n 

Da die regionale Entwicklung von der Gesamt- 
heit der Entscheidungen der öffentlichen Hand und 
ebenso von den Auswirkungen dieser Maßnahmen 
auf die Standortentscheidungen der Unternehmer 
abhängt, erweist sich ein gemeinsames Vorgehen 
aller zentralen und lokalen Verwaltungen — ge- 
stützt auf die verschiedenen wirtschaftlichen und 
sozialen Elemente — als erforderlich. 

Dabei muß vor allem vermieden werden, daß die 
Entscheidungen der öffentlichen Hand ungewollt 
zentralisierend wirken. 

ln diesem Zusammenhang verdienen die indirek- 
ten Auswirkungen der Finanzverfassung besondere 
Beachtung. Die Tatsache, daß in bestimmten Bal- 
lungsräumen die Unternehmen die von ihnen ver- 
ursachten öffentlichen Ausgaben nicht anteilsgerecht 
über örtliche Steuern und öffentliche Tarife entgel- 
ien, wirkt sich zweifellos zugunsten der Konzen- 
tration aus. 

Die erste Voraussetzung für eine harmonische 
Verteilung der Wirtschaftstätigkeiten im Raume 
der EWG besteht also darin, dafür zu sorgen, daß 
die Unternehmen in angemessener Weise die finan- 
ziellen Folgen ihrer Ansiedlung in den Ballungs- 
räumen tragen. Die Gruppe der unabluingigen Sach- 
verständigen zum Studium der Kosten der Agglo- 
meration, deren Einsetzung von der Kommission 
beabsichtigt ist, könnte die Grundlage für die Kon- 
zeption einer entsprechenden Politik liefern. 

Darüber hinaus knüpfen die besonders ergiebigen 
Steuern im allgemeinen an die Einnahmen der 
Industrieunternehmen an. Dieses System begünstigt 
die industriellen Gemeinden und benachteiligt die 
Gemeinden in den Wohn- oder landwirtschaftlich 
strukturierten Gebieten. Es ruft die Gefahr einer 
Unterbietung zwischen Gemeinden und zwischen 
Regionen bei der Anwerbung von Unternehmen 
hervor. Um eine bessere Berücksichtigung der regio- 
nalen Auswirkungen der Steuersysteme zu ermög- 
lichen, wäre daher eine genaue Kenntnis des Ein- 
flusses dieser Systeme auf die Standortbedingungen 
der Unternehmen sehr wünschenswert. 


Das gleiche gilt für die Organisation des Kredit- 
systems. Die Bedingungen für die Entwicklung 
regionaler Initiativen scheinen in denjenigen Ge- 
meinschaftsländern günstiger zu sein, in denen 
eigene regionale Kapitalsammel- und Verteilungs- 
stellen oder zumindest regionale Finanzinstitute mit 
hinreichenden Betätigungsmöglichkeiten bestehen. 

Voraussetzung dafür, daß die gewünschten Ziele 
auf lokaler, regionaler und zentraler Ebene erreicht 
werden, ist eine aufeinander abgestimmte Tätigkeit 
der öffentlichen Hand, ln dieser Frage können die 
Schlußfolgerungen der Sachverständigen über- 
nommen werden, wobei offensichtlich ist, daß je 
nach Verfassungssystem die Probleme in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich gelagert 
sind. 

Keines der vorhandenen Systeme erlaubt die 
Lösung aller Probleme. Das Ideal wäre zweifellos, 
daß die Bevölkerung der Gemeinden und der 
Regionen bzw. deren Vertreter selbst die lokalen 
und regionalen Belange wahrnehmen. Gleichzeitig 
müßte aber eine zu starke Konkurrenz zwischen 
den lokalen Körperschaften durch eine wirksame 
horizontale Koordinierung vermieden und durch 
eine wirksame vertikale Koordinierung die lokale 
und regionale Wirtschaftsbetätigung in die über- 
geordnete Wirtschaftspolitik eingefügt werden. 

Schließlich setzt eine wirksame Regionalpolitik, 
insbesondere in denjenigen Gebieten, die Gegen- 
stand von Aktionsprogrammen sind, die Klärung 
der Frage voraus, wer Träger der Maßnahmen sein 
soll. Dieses Problem der Trägerschaft muß natürlich 
je nach Verwaltungsstruktur des Mitgliedstaates 
und je nach regionaler Situation unterschiedlich 
geregelt werden. 

2. Die Abstimmung zwischen der Regionalpolitik 
und den gemeinsamen Politiken 

Da die gemeinsamen Politiken durch ihre ver- 
schiedenen Maßnahmen oft einen erheblichen Ein- 
I fluß auf die Wirtschaft der einzelnen Regionen aus- 
1 üben, ist es wichtig, sie mit der Regionalpolitik 
; abzustimmen, in dem Sinne, daß sie möglichst zur 
Verminderung der regionalen Ungleichgewichte bei- 
tragen. Die nachfolgenden Ausführungen legen dar, 

; welche Probleme sich in den einzelnen Bereichen 
stellen, und welche Schritte unternommen werden 
: können, um zu einer besseren Ausrichtung der ge- 
meinsamen Politiken auf die regionalpolitischen 
Ziele zu gelangen. 

a) Landwirtschaftspolitik 

Die Schaffung einheitlicher Agrarmärkte und die 
einheitlichen Preise beeinflussen sowohl Orientie- 
rung und Volumen der landwirtschaftlichen Erzeu- 
gung als auch ihre Lokalisierung auf der Basis der 
natürlichen und wirtschaftlichen Bedingungen. Die 
landwirtschaftliche Tätigkeit der einzelnen Gebiete 
wird dadurch in die Richtung einer vom gesamtwirt- 
schaftlichen Standpunkt aus höchstmöglichen Ratio- 
nalität gebracht. 

h vgl. Schlußfolgerungen der Gruppe Nr. 3 
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Die Annäherung der Preise bedingt jedoch in j 
einer Reihe von Fällen eine Verminderung der Er- j 
zeugerpreise; diese kann eine genügend große An- 
zahl von landwirtschaftlichen Betrieben in Schwie- 
rigkeiten bringen, um daraus ein regionales Problem 
entstehen zu lassen. Die Fortsetzung der wirtschaft- 
lichen Expansion bringt andererseits die strukturel- 
len Schwächen der überwiegend landwirtschaftlichen 
orientierten Gebiete zum Vorschein, erhöht die Dis- 
parität zwischen den Einkommen in der Landwirt- 
schaft und denjenigen in den übrigen Sektoren und 
beschleunigt die Abwanderung aus der Landwirt- 
schaft in andere Bereiche, 

Um die Anpassung der Landwirtschaft an die Ver- 
hältnisse einer wachsenden Wirtschaft zu fördern 
und um eine Verstärkung der Unterschiede zwischen 
den landwirtschaftlichen und den übrigen Gebieten 
zu vermeiden, hat deshalb die gemeinsame Land- 
wirtschaftspolitik sehr frühzeitig die Probleme der 
Agrarstruktur aufgegriffen und die Ingangsetzung 
einer Politik der Agrarstrukturverbesserung als un- 
abdingbares Korrelat zur Marktpolitik anerkannt. 

Das erste Instrument, über das die Gemeinschaft 
auf diesem Gebiet verfügt, ist die Koordinierung der 
Agrarstrukturpolit.ik der Mitgliedstaaten in Anwen- 
dung der Ratsontscheidung vom 4. Dezember 1962. 
Gemäß dieser Entscheidung müssen bei der Beurtei- 
lung und Koordinierung der nationalen Agrarstruk- 
turpolitik die wechselseitigen Beziehungen zwischen 
der landwirtschaftlichen Strukturpolitik und der 
landwirtschaftlichen Marktpolitik in Verbindung mit 
den Möglichkeiten der Regionalpolitik in Betracht 
gezogen werden. Die Mitgliedstaaten haben außer- 
dem die Verpflichtung, der Kommission rechtzeitig 
die Entwürfe für Mehrjahrespläne und Regional- 
programme, die Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur enthalten, mitzuteilen. Dis Kommis- 
sion kann sich zu diesen Entwürfen äußern. 

Das zweite Instrument der Strukturpolitik, über 
das die Gemeinschaft verfügt, ist die gemeinschaft- 
liche Finanzierung bestimmter Projekte der Agrar- 
strukturverbesserung. Die Finanzierung wird von 
der Abteilung „Ausrichtung" des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
wahrgenommen. Für die Betätigung des Fonds kom- 
men solche Vorhaben mit Vorrang in Betracht, die 
zu einer Gesamtheit von Maßnahmen zur Förderung 
der harmonischen Entwicklung der Gesamtwirtschaft 
des Gebietes gehören, in dem diese Vorhaben durch- 
geführt werden sollen [Artikel 15, Abs. 1 der Ver- 
ordnung Nr. 17 (64 EWG)]. 

Die vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu er- 
lassenden Gemeinschaftsprogramme stellen die not- 
wendige Verbindung zwischen diesen beiden Instru- 
menten der Politik, nämlich der Koordinierung und 
der Finanzierung, dar. Diese müssen sich auf regio- 
nale Analysen der sozial-ökonomischen Situation 
der Landwirtschaft und ihre voraussichtliche Entwick- 
lung gründen, wobei die Folgen der Durchführung 
der gemeinsamen Preis- und Marktpolitik ebenso 
wie die Entwicklung der Wirtschaft im allgemeinen 
zu berücksichtigen sind. Diese Gemeinschafts- 
programme müssen außer den Finanzierungsmodali- 
täten im eigentlichen Sinne das zu erreichende Ziel, 


die Art der vorgesehenen Maßnahmen und die 
Schwerpunktsgebiete festlegen. 

Die Kommission hat bekanntgegeben, daß sie die 
Absicht hat, dem Rat Vorschläge zur Erstellung von 
Gemeinschaftsplänen zu unterbreiten. Diese sollen 
unter anderem Maßnahmen strukturellen und sozia- 
len Charakters zur Verbesserung der sozial-ökono- 
mischen Lage von solchen Unternehmen oder Ge- 
bieten enthalten, die unter einem wirtschaftlichen 
Rückstand leiden, die jedoch Möglichkeiten zur An- 
passung und Einfügung in die Gesamtwirtschaft 
bieten. 

Die Grundkonzeption für die Koordinierung der 
nationalen Agrarstrukturpolitiken auf Gemein- 
schaftsebene, Artikel 15, § 1 der Verordnung Nr. 17 
(64 EWG), die in Artikel 16 der genannten Verord- 
nung vorgesehenen Gemeinschaftsprogramme und 
die zukünftigen Gemeinschaftspläne stellen positive 
Beiträge der Gemeinsamen Landwirtschaftspolitik 
sowohl zur Korrektur der regionalen Ungleich- 
gewichte als zur Anpassung der Landwirtschaft in 
einer expandierenden Gesamtwirtschaft dar. 

Auf die Notwendigkeit, die Agrarstrukturpolitik 
in den Gesamtrahmen der wirtschaftlichen Lage und 
Perspektiven der jeweiligen Gebiete einzubauen, 
wird an dieser Stelle erneut hingewiesen. 

b) Gemeinsame Verkehrspolitik 

Die in Ausarbeitung befindliche Verkehrspolitik 
muß darauf bedacht sein, die ausgeglichene Entwick- 
lung der Regionen zu begünstigen. 

Frachten und Beförderungsbedingungen im Sinne 
des Artikels 80, die in irgendeiner Weise der Unter- 
stützung oder dem Schutz dienen. 

Die in Artikel 80 des Vertrages als Ausnahme 
vorgesehenen Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen, die der Unterstützung oder dem Schutze dienen, 
sind im Flinblick auf die wirtschaftliche Wirksam- 
keit dieser Maßnahmen zu beurteilen. 

Derartige Frachten und Beförderungsbedingungen 
weisen gegenüber den anderen regionalpolitischen 
Maßnahmen zweifellos bestimmte Nachteile auf. Der 
Umfang der gewährten Vergünstigungen ist oft we- 
der dem empfangenden Unternehmer noch der ge- 
wahrenden öffentlichen Hand im voraus bekannt; 
sie begünstigen insbesondere die transportempfind- 
lichen Unternehmen. y\uf diese Weise können sie 
die optimale räumliche Verteilung der wirtschaft- 
lichen Tätigkeit verfälschen. 

Die Verbesserung der Infrastruktur stellt überall 
da, wo eine günstige Entv/icklung gewährleistet ist, 
ein wirksameres regionalpolitisches Mittel dar als 
die Unterstützungstarife. 

V e r k e h r s i n f r a s t r u k t u r 

Im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik muß 
mit Vorrang der Ausbau der großen europäischen 
Verkehrsachsen betrieben werden, die die „Entwick- 
lungsschwerpunktc" der peripheren Regionen mit 
den zentral gelegenen Gebieten der Gemeinschaft 
verbinden. Das setzt voraus, daß die Verkehrspoli- 
tik nicht von den aktuellen Verkehrsverhältnissen 
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in den benachteiligten Gebieten ausgeht, sondern 
die langfristigen Entwicklungsperspektiven und ins- 
besondere die zukünftige Rentabilität dieser Ver- 
kehrsachsen berücksichtigt. 

Eine Koordinierung der nationalen und regiona- 
len Verkehrsinfrastrukturprogramme ist auch für 
die an den gemeinsamen Grenzen der Mitgliedstaa- 
ten liegenden Gebiete erforderlich. 

Der Rat hat am 28. Februar 1966 den von der 
Kommission vorgelegten Vorschlag zur Entschei- 
dung über die Einführung eines Konsultationsver- 
fahrens für Vorhaben der großen Verkehrsinfra- 
struktur genehmigt. Dieses Verfahren verfolgt vor 
allem den Zweck, im Rahmen der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik die von den Mitgliedstaaten in diesem 
Bereich angestrebte Tätigkeit aufeinander abzustim- 
men. 

c) Im Energiebereich haben sich im Verlauf 
der letzten Jahre tiefgehende Veränderungen struk- 
tureller Art vollzogen (Substitution von Kohle durch 
Erdöl und Gas, Konkurrenz billigerer Importkohle). 

Auf Grund dieser Veränderungen der Angebots- 
seite der Energie könnte ein Großteil der periphe- 
ren Gebiete der Gemeinschaft heute in den Genuß 
ebenso günstiger — wenn nicht sogar günstigerer — 
Energiepreise kommen wie die großen traditionel- 
len Industriezentren, die um die Kohlenbecken ge- 
lagert sind. Allerdings führt die tatsächlich ange- 
wandte Politik und Reglementierung in bestimmten 
Regionen zur Aufrechterhaltung relativ hoher Ener- 
giepreise. Daraus ergeben sich Verzerrungen, die I 
einer ausgeglichenen Entwicklung auf Gemein- 
schaftsebene entgegenwirken können. 

Die in Ausarbeitung befindliche Energiepolitik 
sollte daher als eines ihrer Zick; anerkennen, die 
Randgebiete der Gemeinschaft stärker als bisher in 
den Genuß der Möglichkeiten gelangen zu lassen, 
die die neue Lage im Bereich der Energieversorgung 
bietet. 

Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß der Rück- 
gang der Kohlenproduktion in der Gemeinschaft 
schwierige Probleme aufwirft, die sowohl hinsicht- 
lich ihrer Natur wie auch ihrer Tragweite von Re- 
gion zu Region verschieden sind. 

Das Protokoll eines Abkommens vom April 1964 
sieht deshalb eine Koordinierung auf Gemein- 
schaftsebene der Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
einer bestimfnten Kohlenproduktion und zur Ingang- 
haltung des Substitutionsprozesses vor. Gleichzeitig 
wird es nötig sein, das aufeinander abgestimmte 
Vorgehen der Mitgliedstaateri und der europäischen 
Institutionen zur Förderung neuer Erwerbstätigkei- 
ten zu intensivieren. Diese Aktion hat bisher schon 
zu guten Ergebnissen geführt. 

Schließlich scheint es vertretbar, schon heute bei 
der Ausvmhl von Standorten für Atomkraftwerke 
die Ziele der regionalen Entwicklung im Auge zu 
behalten. 

d) Die B e r u f s a u s b i 1 d u n g s p o 1 i t i k 

Die Berufsausbildungspolitik wird eine immer 
größere Bedeutung für die regionale Entwicklung 


erhalten. In dem Maße, wie die Nachteile der Rand- 
gebiete der Gemeinschaft vor allem im Bereich der 
Energieversorgung abnehmen, hängen ihre Entwick- 
lungsmöglichkeiten mehr und mehr von der Quali- 
fikation und den Fähigkeiten der ansässigen Bevöl- 
kerung ab. Die augenblicklichen Tendenzen der 
Wirtschaft zur Spezialisierung und Automatisierung 
führen zu immer größeren Anforderungen auf dem 
Gebiet der Berufsausbildung. Die Unternehmen, die 
sich in den benachteiligten Gebieten niederlassen, 
müssen dort bereits ausgebildetes Personal oder zu- 
mindest geeignete Ausbildungsstätten vorfinden, 
um die Arbeitskräfte an ihren Bedarf anpassen zu 
können. 

Deshalb ist es erforderlich, das Netz der Berufs- 
ausbildungsstätten weiter zu entwickeln und ein 
wirksames System finanzieller Anreize zu schaffen, 
die den ausbildungswilligen Personen die Möglich- 
keit gewähren, Ausbildungs- und Umschulungskurse 
zu besuchen. 

Gegebenenfalls wären gezielte Beihilfen an Un- 
ternehmen als Entschädigung für die zusätzlichen 
Kosten zu gewähren, die bei der Einstellung von 
ungelernten Arbeitnehmern mit anfänglich geringe- 
ren Leistungen entstehen. 

überdies sollte es als normal betrachtet werden, 
daß in Gebieten mit Umstellungsproblemen den Ar- 
beitnehmern und Unternehmern möglichst diejeni- 
gen Lasten abgenommen werden, deren Ursprung 
nicht in einzelnen Unternehmen, sondern in der Ge- 
samtwirtschaft zu suchen ist. Die Berufsumschulung 
ist dabei von entscheidender Bedeutung. 

e) Wettbewerbspolitik 

Die Gewährung von Beihilfen an Unternehmen 
stellt ein wichtiges Instrument zur Förderung der 
regioncüen Entwicklung dar, insofern diese nach be- 
stimmten Regeln gewährt werden, insbesondere den 
genannten ^), die eine möglichst große Wirksamkeit 
sicherstellen können. 

Andererseits unterliegen die gleichen Beihilfen 
den Regeln des Wettbewerbs, so wie sie insbeson- 
dere in Artikel 92 des Vertrages in Rom enthalten 
sind. 

Es ist offensichtlich, daß zwischen den Forderun- 
gen nach einem möglichst großen Beitrag zur regio- 
nalen Entwicklung einerseits und nach einer mög- 
lichsten Vermeidung von Wettbewerbsverfälschun- 
gen andererseits in bestimmten Fällen Konflikte auf- 
treten können. So ist es möglich, daß bestimmte For- 
men der Beihilfen, wie z. B. beschleunigte Abschrei- 
bungen, für die Unternehmungen sehr attraktiv sind, 
für die Behörden jedoch — neben gewissen Vortei- 
len — den Nachteil aufweisen, daß der Umfang der 
gewährten Vergünstigung oft nur schwer feststell- 
bar ist. Ebenso könnte es vom Standpunkt der regio- 
nalen Entwicklung aus in bestimmten Fällen nützlich 
erscheinen, die Beihilfe auf ein motorisches Unter- 
nehmen zu konzentrieren, insofern dieses die Grün- 
dung einer größeren Zahl von weiteren Unterneh- 
men nach sich zieht; die Wettbewerbspolitik wird 
hier jedoch Einwände erheben müssen, insbeson- 
dere wenn es sich z. B. erweisen sollte, daß das 

*) siehe oben II, C, 1 a) 
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motorische Unternehmen einem Wirtschaftszweig 
angehört, der durch scharfen Wettbewerb gekenn- 
zeichnet ist. 

Die Kommission weist in diesem Zusammenhang 
darauf hin, daß sie beabsichtigt: 

— Stellungnahmen oder Empfehlungen über die- 
jenigen Aktionen abzugeben, die in erster Linie 
die finanzielle Unterstützung der Staaten verdie- 
nen und die den Wettbewerb am wenigsten zu 
verfälschen drohen. In dieser Hinsicht ist der 
Ausbau der Infrastruktur im weiten Sinne des 
Wortes vorrangig zu behandeln; 

■ — Stellungnahmen oder Empfehlungen über die 
Wirtschaftszweige abzugeben, in denen Maßnah- 
men zur Unterstützung der Unternehmen die 
Handelsbedingungen besonders stark in einer 
Weise zu verändern drohen, die dem gemeinsa- 
men Interesse zuwiderläuft. Es handelt sich da- 
bei um empfindliche Wirtschaftszweige, die zum 
Beispiel durch übermäßige Produktionskapazitä- 
ten oder durch scharfen Wettbewerb gekenn- 
zeichnet sind und die eine Inanspruchnahme der 
Schutzklauseln des Vertrages voraussehen las- 
sen. 

Es geht dabei nicht um eine Beschränkung des 
Marktmechanismus, sondern darum, zu vermei- 
den, daß durch öffentliche Eingriffe die Schaffung 
überschüssiger Kapazitäten gefördert wird. 

- Die Anwendung dos allgemeinen Beihilfesystems 
gemäß einem Verfahren zu verfolgen, das sie in- 
zwischen den Mitgliedstaaten vorgeschlagen hat. 
Durch diese Aktion wird es möglich sein, nach 
und nach eine Rechtsprechung zu entwickeln, die 
von Prinzipien der regionalen Wirtschaftspolitik, 
die in Übereinstimmung mit dem Interesse der 
Gemeinschaft stehen, inspiriert ist und z. B. auch 
die Schaffung von „Entwicklungsschwerpunkten" 
und „sekundären Zentren" berücksichtigt. Diese 
Rechtsprechung wird aufzeigen müssen, auf wel- 
che Art und Weise die Mitgliedstaaten die Bei- 
hilfesysteme anwenden sollen. 

Damit will die Kommission zwischen den Forde- 
rungen der Regionalpolilik und denjenigen der 
Wettbewerbspolitik einen Kompromiß finden, der 
von beiden Standpunkten aus einen zufriedenstel- 
lenden Einsatz der Beihilfen ermöglicht. 

3. Die Rolle der Europäischen Institutionen bei der 
Finanzierung der Regionalpolitik 

Obwohl die den Europäischen Institutionen zur 
Verfügung stehenden Finanzmittel für unterschied- 
lich. geartete Zwecke bestimmt sind, von verschiede- 
nen Organen verwaltet und nach unterschiedlichen 
Verfahren verteilt werden, erhält die Gemeinschaft 
durch den koordinierten Einsatz dieser Mittel doch 
ein regionalpolitisches Instrument von Gewicht, 
kraft dessen sie einen wirksamen Beitrag zur Lö- 
sung der aufgezeigten Probleme leisten kann. Um 
eine höchstmögliche Effizienz dieser Mittel und ihre 
Konzentration auf die besonders schwierigen Regio- 
nalprobleme der Gemeinschaft zu gewährleisten, 
sollten sie möglichst nur in denjenigen Fällen einge- 
setzt werden, in denen die nationalen und regiona- 


len Behörden allein nicht in der Lage sind, die Pro- 
bleme zu lösen. Die Koordinierung könnte durch die 
Einräumung eines gewissen Vorranges der Vor- 
haben, die im Rahmen von Programmen stehen, er- 
leichtert werden. 

a) Europäische Investitionsbank 

Die Europäische Investitionsbank hat bereits 
einen erheblichen Beitrag zur Lösung der Entwick- 
lungsprobleme in den großen Randgebieten der Ge- 
meinschaft geleistet. 

Ende 1964 hatte die Bank 80 Darlehen in Höhe 
von insgesamt 465 Millionen Rechnungseinheiten 
gewährt. Die Investitionen, an denen sich die Bank 
beteiligte, betrugen insgesamt 2 Mrd. Rechnungs- 
einheiten. Die überwiegende Anzahl der Finanzie- 
rungsvorhaben liegt in den großen benachteiligten 
Randgebieten der Gemeinschaft. 

Es wird sich in Zukunft als nötig erweisen, die 
Eigenmittel der Bank dem Umfang der Bedürfnisse 
entsprechend anzupassen, was insbesondere voraus- 
setzt, daß die Mitgliedstaaten der Bank den Zugang 
zu den Kapitalmärkten stärker erleichtern. 

Um der Bank eine aktivere Rolle bei der regiona- 
len Entwicklung zu ermöglichen, ist es außerdem 
angebracht, zu untersuchen, ob bei den gegenwär- 
tigen Gegebenheiten und unter welchen Bedingun- 
gen es notwendig ist, in den Regionen, die beson- 
ders benachteiligt sind, die sich für die Darlehens- 
nehmer der Bank ergebenden Zinssätze und -lasten 
zu vermindern, so wie dies in bestimmten Gebieten 
bereits der Fall ist. Dabei muß allerdings darauf ge- 
achtet werden, daß nicht durch eine zu weit verbrei- 
tete Gewährung von Zinszuschüssen die Lenkungs- 
funktion des Zinses für die Steuerung der Geld-, 
Kredit- und Kapitalströme in Frage gestellt wird. 

b) Darlehen im Rahmen des 
EWG-Vertrages 

Ähnliche Probleme stellten sich bei den auf Grund 
des EGKS-Vertrages für Umstellungsvorhaben ge- 
währten Darlehen, und zwar sowohl hinsichtlich der 
Zinssätze als auch im Hinblick auf die von den Un- 
ternehmen einzugehenden Wechselkursrisiken. 

Um diese Probleme zu lösen hat die Hohe Behörde 
am 8. September 1965 beschlossen, aus den ihr zur 
Verfügung stehenden Finanzmitteln Darlehen für 
die Erleichterung der Finanzierung von Umstellungs- 
vorhaben zu günstigeren Bedingungen zu gewähren. 

Um die von ihr unterstützten Umstellungsvor- 
haben in voller Kenntnis der Auswirkungen auf die 
nicht dem Vertrag von Paris unterstehenden Sekto- 
ren durchführen zu können, berät sich übrigens die 
Hohe Behörde im Rahmen einer Arbeitsgruppe mit 
der Kommission und der EIB. Dadurch wird sicher- 
t gestellt, daß keine Einwände gegen die von ihr be- 
! absichtigten Krediterleichterungen bestehen. 

c) Der Europäische Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft 

Die Abteilung „Ausrichtung" des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft gibt der Gemeinschaft ein wertvolles Aktions- 
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mittel zur Sanierung der Agrarstruktur, die zweifel- 
los einen wichtigen Aspekt der Regionalpolitik dar- 
stellt, in die Hand. 

Die Annahme einer regionalpolitischen Gesamt- 
konzeption der Gemeinschaft und die Prüfung der 
Regionalprogramme auf gemeinschaftlicher Ebene 
erweisen sich als besoders notwendig: 

— für die Ausarbeitung der in Artikel 16 der Ver- 
ordnung 17/64 des Rats vorgesehenen Gemein- 
schaftsprogramme; diese müssen bekanntlich die 
Art der Maßnahmen (evtl, auch die zur Erzielung 
einer größeren Wirksamkeit nötigen Maßnahme- 
kombinationen) und ebenso die Schwerpunkt- 
gebiete bestimmen; 

— für die zweckentsprechende Anwendung von 
Artikel 15 der gleichen Verordnung, die einen 
Vorrang für solche Vorhaben einräumt, die zu 
einer Gesamtheit von Maßnahmen zur Eörde- 
rung der harmonischen Entwicklung der Gesamt- 
wirtschaft des Gebietes gehören. 

d) Der Sozialfonds 

Da Arbeitslosigkeit oder Unterbeschäftigung die 
Voraussetzungen für das Tätigwerden des Fonds 
sind, richtet sich dessen Beitrag vor allem auf die 
Finanzierung von Umschulungs- und Wiedereinstel- 
lungsvorhaben. Die Ergebnisse dieser Tätigkeit 
kommen den Zielen der Regionalpolitik in dem 
Maße entgegen, in dem Arbeitslosigkeit und Unter- 
beschäftigung ihren räumlichen Niederschlag finden. 

Insoweit eine ausgewogene regionale Wirtschafts- 
entwicklung auch regional gezielte Maßnahmen zur 
Förderung der beruflichen Qualifikation und Anpas- 
sungsfähigkeit erfordert, kann die Unterstützung 
durch den Europäischen Sozialfonds eine besondere 
Bedeutung haben. 


') In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
die Kommission dem Rat eine Anzahl von Vorschlä- 
gen unterbreitet hat, von denen die wichtigsten dar- 
auf abzielen, dem Fonds unmittelbarere Eingriffsmög- 
lichkeiten auf dem Gebiet der regionalen Entwicklung 
zu geben. Insbesondere ist beabsichtigt: 

— den Fonds in denjenigen Gebieten, in denen die 
notwendige Ausrüstung fehlt, an der Finanzierung 
der Neuerrichtung, der Vergrößerung oder Aus- 
stattung von Berufsausbildungsstätten zu beteili- 
gen; 

— die Programme zur Umschulung und zur Errichtung 
von Ausbildungsstätten mittels einer dynamischen 
Methode der Intervention zu fördern; der Fonds 
sollte demnach ab Anlaufen der Berufsumschu- 
lungsprogramme Vorschüsse an die Mitgliedstaaten 
und öffentlich-rechtlichen Organisationen für die 
Neuerrichtung und die Ausstattung der Berufsum- 
bildungsstätten in bestimmten Regionen gewähren 
können; 

-- den Fonds im Bereich der Betriebsumstellungen an 
den Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des glei- 
chen Lohnstandes der Arbeitskrälte zu beteiligen, 
die in einem Gebiet, in dem Arbeitslosigkeit 
herrscht oder droht, auf Grund der Schließung 
eines Unternehmens ihre Beschäftigung verloren 
haben und die von einem neuen Unternehmen, das 


e) Forschungsmittel der Gemein- 
schaften 

Die Kommission hat darüber hinaus im Rahmen 
ihrer verfügbaren Mittel eine Reihe von Modell- 
untersuchungen in Auftrag gegeben, und zwar über 
die Förderung eines Entwicklungsschwerpunktes in 
Süditalien, über die Schaffung eines Netzes zentraler 
Orte im Eifel-Hunsrück-Gebiet und in einem Teil 
Bayerns und über die Möglichkeiten der Zusammen- 
arbeit zwischen Nord-Lothringen und der südbel- 
gischen Provinz Luxemburg. Ferner sind Studien- 
büros mit einer Untersuchung des zukünftigen Stra- 
ßenverkehrs innerhalb einer Zone entlang der Linie 
Lüttich-Luxemburg-Straßburg beauftragt worden, 
unter dem Gesichtspunkt einer Koordinierung der 
Investitionen de^r Infrastruktur in dem vorgenann- 
ten Gebiet. Die Hohe Behörde beteiligt sich an eini- 
gen dieser Untersuchungen und veranlaßt ihrerseits 
zahlreiche Studien und Maßnahmen technischen Bei- 
standes in den Bergbau- und Stahlgebieten der 
Gemeinschaft. 

Diese Studien müssen vertieft und auf andere 
typische Regionalprobleme der Gemeinschaft aus- 
gedehnt werden. Die Gemeinschaften können dar- 
über hinaus bei der Ausarbeitung regionaler Studien 
und Programme technischen Beistand gewähren. 


D. Die Rolle der Regionalprogramme 

1. Typen der Regionalprogramme 

a) In allen Mitgliedstaaten entscheiden die Unter- 
nehmer frei über Investitionen und Standort der 
Unternehmen, aber diese Entscheidungen werden 
weitgehend und in zunehmendem Maße durch die 
Tätigkeit der öffentlichen Hand beeinflußt, und zwar 
insbesondere durch 

— Umfang und Qualität der von ihr bereitgestellten 
Infrastruktur, 

— die Gewährung von direkten finanziellen Vor- 
teilen an Unternehmen, 

— die indirekten regionalen Auswirkungen der all- 
gemeinen Wirtschaftspolitik. 

sich in der gleichen Region niederläßt, wiederein- 
gestellt werden sollen; 

— um bestimmte Kategorien von unterbeschäftigten 
Lohnarbeitskräften in den Genuß der Interventio- 
nen des Fonds kommen zu lassen, und zwar die- 
jenigen, die entweder ohne jegliche Berufsausbil- 
dung sind, oder die infolge der Entwicklung der 
Produktionstechnik auf eine berufliche Umschulung 
angewiesen sind. Diese Maßnahme sollte ein An- 
reiz für die Niederlassung von neuen Betrieben in 
den Entwicklungsgebieten oder in Gebieten mit 
veralterer Struktur sein; 

— um schließlich den sozialen Wohnungsbau zugun- 
sten solcher Arbeitnehmer zu fördern, die ent- 
weder innerhalb eines Staates oder von einem 
Staat zu einem anderen Staat umsiedeln. Dieser 
Vorschlag könnte die Niederlassung von neuen 
Betrieben in den jeweiligen Regionen erleichtern. 

Die Beratungen über diese Vorschläge im Rat sind 

noch nicht abgeschlossen. 
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Die Entscheidungen der öffentlichen Hand werden 
jedoch auf sehr unterschiedlicher Ebene getroffen: 
Einige obliegen den Gemeinden, andere der Region, 
andere wiederum der zentralen Regierung; in be- 
stimmten Fällen werden die europäischen Institutio- 
nen tätig. 

Diese Aufteilung der Entscheidungszentren ist er- 
forderlich, um eine möglichst zweckmäßige Aus- 
richtung der Maßnahmen auf die lokalen und regio- 
nalen Bedürfnisse zu ermöglichen und die Nachteile 
einer übermäßigen Zentralisierung zu vermeiden. 

Andererseits ist es jedoch wichtig, eine Zersplit- 
terung der Maßnahmen zu verhindern und einen 
möglichst rationellen Einsatz der öffentlichen Mittel 
zu ermöglichen. Dies setzt voraus, daß 

— die verschiedenen Entscheidungszentren die glei- 
chen Ziele anstreben, 

— die Maßnahmen aufgrund der gleichen Analysen 
und Perspektiven konzipiert werden, 

— die Maßnahmen zeitlich und räumlich koordi- 
niert werden. 

b) Es stellt sich immer mehr heraus, daß auf gründ- 
lichen Untersuchungen aufbauende regionale Pro- 
gramme ein wirksames Instrument darstellen, um 
diesen vielfältigen Erfordernissen zu genügen. 

Naturgemäß sind die gegenwärtig vorliegenden 
und in Vorbereitung befindlichen Programme oder 
Programmansätze für Gebiete oder Teilgebiete sehr 
unterschiedlicher Natur, indem sie sich von Studien 
mehr oder weniger akademischen Charakters bis zu 
vollzugsverbindlichen Maßnahmekatalogen erstrek- 
ken. 

Die nachfolgenden Überlegungen beziehen sich 
nur auf diejenigen regionalen Programme, die — 
ohne notwendigerweise vollzugsverbindlich zu sein 

— doch offiziellen Charakter haben und mit dem 
Ziel aufgestellt werden, für bestimmte Regionen je- 
weils eine Reihe von konkreten Maßnahmen im 
Infrastrukturbereich und in anderen Bereichen zum 
Zwecke der Entwicklung oder Anpassung vorzu- 
schlagen. Ausgehend von dieser Definition lassen 
sich in der Gemeinschaft zwei Kategorien von Pro- 
grammen unterscheiden: 

— Programme für Gebiete oder Zonen, die von Fall 
zu Fall aufgrund spezifischer Probleme abge- 
grenzt werden und die aufbauend auf detaillier- 
ten Untersuchungen eine Reihe konkreter Aktio- 
nen zur Beseitigug dieser Probleme vorsehen 
(Aktionsprogramme) ; 

- Programme für Regionen im Sinne autonomer 
Verwaltungseinheiten (Länder, regioni), die 
für einen längeren Zeitabschnitt die vergangene 
und die voraussichtlich zukünftige Entwicklung 
aufzeigen, die voraussehbaren Probleme zu er- 
mitteln versuchen und die für die Region vor- 
gesehenen öffentlichen Maßnahmen — nach gro- 
ßen Kategorien gegliedert — darstellen (lang- 
fristige Orientierungsprogramme) . 

Daneben gibt es die „regionale Programmierung" 
im eigentlichen Sinne, d. h. die systematischen Pro- 
jektionen aller Maßnahmen der öffentlichen Hand 
auf die Regionen von einer zentralen Stelle aus. Sie 


setzt einen zentralen Planungsapparat voraus, der 
beauftragt ist, die für alle Regionen aufgestellten 
langfristigen Orientierungsprogramme zu koordine- 
ren und daraus die kurzfristig zu realisierenden 
„Operationsabschnitte" abzuleiten. Eine derartige 
„regionale Programmierung" besteht bisher nur in 
einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft und wird in 
diesem durch die stärker zentralisierte Staats- und 
Verwaltungsstruktur begünstigt. 

c) Aktionsprogramme umfassen meist über den 
Rahmen der normalen Verwaltungstätigkeit hinaus- 
gehende Sondermaßnahmen. Sie sind geeignet, für 
Gebiete oder Zonen, die besonders dringende Pro- 
bleme aufweisen, diejenigen konkreten Maßnahmen 
herauszuarbeiten, die baldmöglichst zur Überwin- 
dung dieser Probleme ergriffen werden sollten. Sie 
stellen damit ein wertvolles Instrument der Regio- 
nalpolitik dar, das insbesondere eingesetzt werden 
kann, um die bestehenden Schwierigkeiten in den 
oben genannten Kategorien von Problemgebieten zu 
lösen, d. h. in den großen benachteiligten Rand- 
gebieten der Gemeinschaft, in anderen schwach 
strukturierten Gebieten, in bestimmten Umstellungs- 
zonen, in Gebieten, die an den gemeinsamen Gren- 
zen der Mitgliedstaaten liegen usw. 

Die Orientierungsprogramme unterrichten über 
die langfristigen Absichten der regionalen und loka- 
len Behörden der autonomen Regionen. Sie bezie- 
hen sich mehr auf die normale Verwaltungstätigkeit 
und liefern eine Grundlage für die Koordienierung 
der Maßnahmen der verschiedenen Behörden. Diese 
Koordinierung wird offensichtlich um so dringender, 
je bedeutender die Autonomie der Behörden ist und 
je mehr der Umfang der öffentlichen Aufgaben 
wächst. 

d) Im gleichen Maße wie Aktions- und Orientie- 
rungsprogramme ausgearbeitet werden, erwächst 
die Aufgabe, dafür Sorge zu tragen, daß sich diese 
in die Regionalpolitik und in die allgemeine Wirt- 
schaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Gemein- 
schaft einfügen. 

Für die Aktionsprogramme bedeutet dies, daß die 
vorgesehenen Sondermaßnahmen nicht den Zielen 
und Grundsätzen der Wirtschaftspolitik im allgemei- 
nen und der Regionalpolitik im besonderen zuwider- 
laufen: die Abstimmung ist also im wesentlichen 
qualitativer Art. 

Für die Orientierungsprogramme hingegen ent- 
hält diese Abstimmung notwendigerweise auch 
quantitative Elemente. Eine erste Bedingung quan- 
titativer Natur besteht darin, daß sich das für die 
einzelnen Regionen vorgesehene Wachstum zum 
vorgesehenen gesamtwirtschaftlichen Wachstum auf- 
addieren muß. Diese Rahmenbedingung läßt aber 
einen weiten Spielraum für die Entwicklung der ein- 
zelnen Regionen und liefert für sich genommen noch 
keinerlei Kriterien für die Beurteilung ihres indivi- 
duellen Wachstums. Dieses wird in erster Linie 
durch die in der Region vorhandenen Ressourcen 
und ihre mögliche Ausnützung bestimmt, die sich 
aufgrund eingehender Analysen ermitteln läßt. Wei- 
terhin müssen die aus anderen Regionen zufließen- 
den Mittel berücksichtigt werden. 
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Im übrigen ist die Einfügung der für die einzelnen 
Regionen vorgesehenen Politik in die gesamtwirt- 
schaftliche Politik auch unterschiedlich schwierig, je 
nachdem, ob es sich um ein zentralisiertes Verwal- 
tungssystem mit einer nationalen Planungsbehörde 
handelt oder um ein föderatives System, in dem ein 
nationaler Planungsapparat fehlt. 

Im ersteren System können sich die regionalen 
Perspektiven an den auf zentraler Ebene erstellten 
Perspektiven für die gesamte Wirtschaft ausrichten. 
Die Koordinierung der vorgesehenen Maßnahmen 
ist um so leichter, als die wichtigsten Entscheidun- 
gen ohnedies von zentraler Stelle aus bestimmt wer- 
den. Die weniger bedeutsamen Entscheidungen der 
regionalen und lokalen Behörden können durch das 
bestehende Planungsverfahrcn in die gewünschte 
Gesamtentwicklung eingebaut werden. 

In einem föderativen System hingegen sind die 
Entscheidungen der autonomen regionalen Behör- 
den von erheblichem Gewicht. Da die zentralen In- 
stanzen weder über die Planungshoheit noch über 
die Planungseinrichtungen verfügen, können diese 
Entscheidungen nicht ohne weiteres in die von den 
zentralen Behörden verfolgte Politik eingebaut wer- 
den. Eine Lösung kann hier nur in mehreren Etappen 
angestrebt werden. Die erste unerläßliche Voraus- 
setzung bildet das Vorliegen von gesamtwirtschaft- 
lichen Perspektiven, an denen sich die regionalen 
Perspektiven ausrichten können und die den Rah- 
men für die Wachstumsvorstellungen der verschie- 
denen Regionen liefern. 

e) Die Frage der regionalen Programme ist zwei- 
fellos noch im Stadium der Entwicklung und bedarf 
eingehender Studien, um zu einer Klärung der ver- 
schiedenen Probleme zu gelangen. 

Im Interesse einer möglichst wirksamen Regional- 
politik der Gemeinschaft erscheint es deshalb wün- 
schenswert, daß die Mitgliedstaaten und die Institu- 
tionen der Gemeinschaft ihre Studien fortsetzen, um 
zu einer Übereinstimmung hinsichtlich der großen 
Linie der zu befolgenden Mefhoden für die Aufstel- 
lung dieser Programme zu gelangen. 

Es besteht schon jetzt Einigkeit darüber, daß 
oberstes Ziel der Programme eine bessere Aus- 
nützung der wirtschaftlichen Ressourcen der Regio- 
nen und ihre Anpassung an die Erfordernisse des 
gesamtwirtschaftlichen Wachstums in den Mitglied- 
staaten und in der Gemeinschaft sein muß. 

In der Verfolgung dieser Zielsetzung müssen die 
Programme diejenigen Aktionen definieren, die in 
bestimmten Wirtschaftsbereichen im Hinblick auf die 
Entwicklung oder Anpassung der Wirtschaft eines 
Gebietes ergriffen werden. Die Werkzeuge, die der 
öffentlichen Hand dabei zur Verfügung stehen, sind 
in erster Linie Maßnahmen der Infrastruktur im wei- 
ten Sinne des Wortes (einschließlich der beruflichen 
Ausbildung und Qualifizierung) und finanzielle An- 
reize. Diese sollten in dem Programm eingehend 
begründet und präzisiert werden. 

Um den Einsatz dieser Werkzeuge möglichst wir- 
kungsvoll und in Übereinstimmung mit den gesamt- 
wirtschaftlichen Erfordernissen zu gestalten, sollten 


die Programme auf folgenden Untersuchungen auf- 
bauen: 

— auf voraussschauenden Bevölkerungs- und Be- 
schäftigungsstudien, die den sektoriellen Ver- 
änderungen Rechnung tragen und mit Hilfe derer 
ermittelt werden kann, wie sich die jeweilige 
Region wirtschaftlich und sozial entwickeln 
würde, wenn keine beeinflussenden Maßnahmen 
ergriffen würden; 

— der Aufstellung mehrjähriger, elastisch gehalte- 
ner Investitionsprogramme, die auf den Perspek- 
tiven der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben 
beruhen und insbesodere die vorgesehenen Aus- 
gaben der regionalen und lokalen Haushalte 
berücksichtigen. Für bestimmte sehr große Re- 
gionen könnte sich dabei eine Aufgliederung 
nach Unterregionen als nützlich erweisen. 

Was die Aktionsprogramme anbetrifft, so sollten 
Modelltypen ausgearbeitet werden, die den ver- 
schiedenen Kategorien von regionalen Problemen 
angepaßt werden und die z. B. den Notwendigkeiten 
der Schaffung von Entwicklungsschwerpunkten in 
den großen benachteiligten Gebieten und von sekun- 
dären Zentren in den kleineren benachteiligten Ge- 
bieten Rechnung tragen. Es wäre erwünscht, daß die 
Kommission den Vertretern der Mitgliedstaaten und 
maßgebenden Persönlichkeiten der Regionen die Er- 
gebnisse der Studien und der Erfahrungen zur Ver- 
fügung stellt, die in der Anwendung dieser beiden 
Methoden erzielt wurden. 

Was die Orientierungsprogramme betrifft, so soll- 
ten die Milgliedstaaten und Institutionen der Ge- 
meinschaft ihre Studien fortsetzen, um zu präzisie- 
ren, welchen Beitrag deren Aufstellung sowohl im 
Hinblick auf eine ausgeglichene regionale Entwick- 
lung als auch im Hinblick auf die Wahrung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts leisten kann. 
Es sollte insbesondere die Frage geprüft werden, 
inwieweit es möglich ist, Kriterien für die Beurtei- 
lung der von einzelnen Regionen vorgeschlagenen 
oder gewünschten Entwicklung zu erarbeiten. 


2. Gemeinschaitliche Aspekte der 
Regionalprogramme 

Die Regionalprogramme stellen für die nationalen 
Behörden nützliche Instrumente dar, insofern sie es 
gestatten, Inkohärenzen zu vermeiden und die re- 
gionalen Bemühungen an die Möglichkeiten der 
Gesamtwirtschaft anzupassen. Um dies zu erreichen, 
müssen sie auf der Ebene jedes Mitgliedstaates 
koordiniert und in die allgemeine Wirtschaftspolitik 
eingefügt werden. 

Ähnliche Aufgaben zeichnen sich auf Gemein- 
schaftsebene ab. Für die Erstellung der Programme 
ist eine Konfrontation der Regionalpolitiken der 
Mitgliedstaaten im Rahmen der EWG notwendig: 

1. Um die Kohärenz zwischen den den Programmen 
zugrundeliegenden Hypothesen — z. B. auf dem 
Gebiet der Wanderungsbewegungen — zu wah- 
ren; 
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2. um die Wirkungen, die sich aus der Integration : 

der Märkte auf die Wirtschaft der einzelnen . 
Regionen ergeben, beurteilen zu können-, | 

3. um die Wirkungen, die sich aus der Anwendung I 
der gemeinsamen Politiken (der Landwirtschafts-, ' 
Verkehrs-, Berufsausbildung-, Handelspolitik 
usw.) auf die Wirtschaft dieser Regionen er- 
geben, vorauszusehen und berücksichtigen zu 
können und um sicherzustellen, daß der Inhalt 
der Regionalprogramme mit den allgemeinen Zie- 
len der mittelfristigen Wirtschaftspolitik über- 
einstimmt; 

4. um untersuchen zu können, in welchem Ausmaß 
regionalpolitische Gründe eine Abweichung von 
den allgemeinen Grundsätzen des Vertrages von 
Rom (staatliche Beihilfen, Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen im Sinne des Artikels 80 des 
Vertrages, die in irgendeiner Weise der Unter- 
stützung oder dem Schutze dienen, Schutz- 
klauseln) rechtfertigen und zu vermeiden, daß 
die öffentliche Hand die Errichtung von Unter- 
nehmen begünstigt, die auf lange Sicht im Ge- 
meinsamen Markt und gegenüber der Kon- 
kurrenz von außen nicht wettbewerbsfähig sind; 

5. um zu untersuchen, ob und in welchem Ausmaß 
die gemeinschaftlichen Finanzierungsorgane (EIB, 
EAGFL , Sozialfonds, Mittel im Rahmen des 
EGKS-Vertrages) an der Durchführung dieser 
Programme mitwirken können. 


ANHANG IV 

Beschluß des Rats vom 15. April 1964 
über die Einsetzung eines Ausschusses für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 105 und 145, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments *), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses “), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 2 des Vertrags ist es Aufgabe der 
Gemeinschaft durch die Errichtung eines Gemein- 
samen Marktes und die schrittweise Annäherung 
der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten eine har- 
monische Entwicklung des Wirtschaftslebens inner- 
halb der Gemeinschaft, eine beständige und aus- 
gewogene Wirtschaftsausweitung, eine größere Sta- 
bilität, eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung 
und engere Beziehungen zwischen den Staaten zu 
fördern, die in dieser Gemeinschaft zusammen- 
geschlossen sind. 


Es wäre dabei erwünscht, im Rahmen der Ko- j 
ordinierung der mittelfristigen Wirtschaftspolitik ■ 
einen Meinungsaustausch innerhalb der Arbeits- ! 
gruppe der hohen für die Regionalpolitik verant- i 
wörtlichen Beamten über die Programme bestimm- 
ter Regionen zu organisieren. 

Der Vorrang ist zweifellos den Programmen der 
großen peripheren Gebiete einzuräumen, denen das 
besondere Bemühen der gemeinschaftlichen Institu- 
tionen gelten muß. Dabei muß überprüft werden, ob 
die zugunsten dieser Gebiete ergriffenen Gesamt- 
maßnahmen angemessen sind, um das Vertragsziel 
zu erreichen, das darin besteht, „den Rückstand 
weniger begünstigter Gebiete zu verringern". 

Eine gewisse Koordinierung kann auch für die 
Programme der an den gemeinsamen Grenzen der 
Mitgliedstaaten liegenden Regionen nützlich sein, 
deren Entwicklungsperspektiven aus gemeinsamer 
Sicht untersucht werden sollten. 

Aufgrund eines eingehenden Studiums der 
Schwierigkeiten des Zonenrandgebietes könnten die 
Möglichkeiten der Unterstützung durch die Gemein- 
schaft genauer Umrissen werden. 

Schließlich sollte ein Gedankenaustausch über die 
Programme der alten Industriegebiete stattfinden, 
um insbesondere die Instanzen der Gemeinschaft in 
die Lage zu versetzen, die regionalen Auswirkun- 
gen derjenigen Maßnahmen zu beurteilen, die von 
ihnen zugunsten bedrohter Wirtschaftszweige er- 
griffen werden (in den Sektoren Kohle, Erzgruben, 
Schwefel, Blei und Zink, Schiffsbau usw.). 


Die Mitgliedstaaten haben sich in den Artikeln 6 
und 105 des Vertrags verpflichtet, ihre Wirtschafts- 
politik zu koordinieren; gemäß Artikel 145 sorgt der 
Rat für die Abstimmung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten. 

Mittelfristige Vorausschätzungen würden es er- 
j möglichen, über Anhaltspunkte für die künftige 
; wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu verfügen, 

1 und würde somit die nationalen und gemeinsamen 
1 Entscheidungen erleichtern, deren Auswirkungen 
! erst nach einiger Zeit auftreten. 

Eine enge Koordinierung der von den Mitglied- 
staaten und den gemeinsamen Institutionen befolg- 
ten Politik ist insbesondere auf denjenigen Gebieten 
erforderlich, die einen bestimmenden Einfluß auf die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Gemein- 
schaft haben. 

Die gemeinsame Politik, deren Durchführung auf 
verschiedenen Sektoren vorgesehen ist, muß in 
einen mehrere Jahre umfassenden wirtschaftlichen 
Rahmen einbezogen werden. 

Es ist angezeigt, hierfür ein Verfahren zur Vor- 
bereitung und Verabschiedung eines Programms für 
die mittelfristige Wirtschaftspolitik zu erstellen, 

I dessen Grundausrlchtung die Organe der Gemein- 
1 Schaft und die Mitgliedstaaten bei ihrem Vorgehen 
I zugrunde legen — 

! ') Amtsblatt der Europaisdien Gemeinsdidtteti Nr, 24 
vom 8. Februar 1964 S. 408/64 
j ■-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 38 
vom 5. März 1964 S. 643 64 
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BESCHI.IESST: 

1. Zur Förderung der Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitik der Mitgliedstaaten wird ein Ausschuß 
für mittelfristige Wirtschaftspolitik eingesetzt. 

2. Aufgabe des Ausschusses ist es insbesondere, 
einen Vorentwurf eines Programms für die mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik unter Berücksichtigung 
aller verfügbaren Informationen, insbesondere der 
Vorausschätzungen einer bei der Kommission arbei- 
tenden Sachverständigengruppe, vorzubereiten; die- 
ser Entwurf hat die großen Linien der von den 
Mitgliedstaaten und den Institutionen der Gemein- 
schaft für die zugrunde gelegte Periode beabsichtig- 
ten Wirtschaftspolitik darzulegen und darauf ge- 
richtet zu sein, ihre Koordinierung zu gewährleisten. 

Dieses Programm wird sich auf eine Periode 
von etwa fünf Jahren beziehen. 

Unter Zugrundelegung der Arbeit des Ausschusses 
für mittelfristige Wirtschaftspolitik stellt die kom- 
mission einen Programmentwurf auf. In diesem Ent- 
wurf sind die Punkte anzugeben, bei denen vom 
Vorontwurf des Ausschusses abgewichen wird. 

Die Kommission übermittelt den Programm- 
entwurf dem Rat, der ihn sogleich dem Europäischen 
Parlament und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß 
mit der Bitte um Stellungnahme vorlegt 

Für die Verabschiedung dos Programms ist die 
Annahme durch den Rat und die Annahme durch die 
Regierungen der Mitgliedstaaten erforderlich. 

Der Rat und die Regierungen der Mitgliedstaaten 
geben mit Annahme des Programms ihrer Absicht 
Ausdruck, auf dem vom Programm erfaßten Gebiet 
entsprechend den darin vorgesehenen Leitgedanken 
zu handeln. 

Der Ausschuß nimmt eine jährliche Prüfung des j 
Programms im Hinblick auf eine etwaige Anpassung ! 
desselben vor. 

3. Der Ausschuß verfolgt die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik der Mitgliedstaaten und prüft ihre 
Vereinbarkeit mit dem Programm, das entsprechend 
dem Verfahren des Punktes 2 dieses Beschlusses an- 
genommen wurde. 

Er analysiert die wirtschaftliche Entwicklung, um 
die Gründe für alle Abweichungen von den in 
Punkt 2 genannten Vorausschätzungen zu ermitteln. 

Er arbeitet auf Wunsch des Rates, der Kommis- 
sion oder aus eigener Initiative Stellungnahmen 
aus, um die zuständigen Institutionen der Gemein- 
schaft und der Mitgliedstaaten bei der Verfolgung 
der angestrebten Wirtschaftspolitik zu unterstützen. 

4. Die Mitgliedstaaten und die Kommission ernen- 

nen je zwei Mitglieder des Ausschusses. Sie können 
ebenfalls zwei Stellvertreter bestimmen, Die von den 
Mitgliedstaaten ernannten Mitglieder und Stellver- 
treter werden aus dem Kreis der in ihrem Land für 
die Wirtschaftspolitik verantwortlichen höheren Be- I 
amten ausgewählt. i 

Das Mandat der Mitglieder des Ausschusses und | 
ihrer Stellvertreter gilt für zwei Jahre. Es kann er- ; 
neuert werden. 


I D('r .Ausschuß wählt seinen Vorstand für die 
Dauer von zwei .luhren. Er gibt sich eine Geschäfts- 
I Ordnung und legt sie zur Genehmigung dem Rat 
: vor, der nach Stellungnahme der Kommission dar- 
über beschließt. 

Das Sekretariat des Ausschusses wird von der 
Kommission gestellt. Sie sorgt für die Vorbereitung 
der Arbeit und die erforderliche Verbindung zu den 
bestehenden Ausschüssen und Arbeitsgruppen. 

6. Der Ausschuß kann die Untersuchung bestimm- 
ter Fragen an Arbeitsgruppen überweisen, die aus 
einigen seiner Mitglieder, deren Stellvertretern oder 
Experten bestehen. 

7. Der Ausschuß übermittelt seine Berichte und 
Stellungnahmen an den Rat und die Kommission. 

Geschehen zu Brüssel am 15. April 1964 

Im Namen des Rats 
Der Präsident 
gez. H. F.AYAT 

Mandat der Arbeitsgruppe 
„Sektorale Strukturpolitik" 

I 

j Der Ausschuß kommt überein, eine Arbeitsgruppe 
I „Sektorale Strukturpolitik" mit der Klärung folgen- 
: der Fragen zu beauftragen: 

I 1. Nach welchen Zielsetzungen und in welchem 
Umfang werden in den Mitgliedsländern struk- 
turelle Entwicklungen durch staatliche Maß- 
nahmen beeinflußt? 

2. Welche Methoden und Instrumente werden hier- 
zu eingesetzt? 

3. Wie beurteilt man in den einzelnen Mitglied- 
staaten die Zusammenhänge zwischen einer sek- 
toralen Strukturpolitik und 

a) der allgemeinen Wachstumspolitik, 

b) der Konjunkturpolitik sowie 

c) der Wettbewerbspolitik? 

4. In welcher Weise können strukturpolitische Maß- 
nahmen Rückwirkungen auf die wirtschaftliche 
Entwicklung innerhalb der Gemeinschaft haben? 


Mandat der Arbeitsgruppe „Einkommenspolitik" 

1. Der Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
beschließt die Einsetzung einer Arbeitsgruppe 
„Einkommenspolitik". 

2. Er überträgt dieser Gruppe die Aufgabe, bis zum 
August/September 1965 einen Bericht über die 
bis heute in den Mitgliedstaaten verfolgte Orien- 
tierung auf dem Gebiet der Einkommen (Lohn- 
und Nichtlohneinkommen) zu erstellen. In die- 
sem Bericht sind insbesondere folgende Punkte 
zu behandeln: 

a) die eventuell angewandten A^erfahren und 
Kriterien, 
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1)) die Erfahrungen und Ergebnisse, 
c ) die bestehenden Vorhaben und die Absichten 
der für die Wirtschaftspolitik Verantwort- 
lichen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der 
Einkommenspolitik. 

Die Gruppe zeigt in ihrem Bericht ebenfalls die 
auf diesem Gebiet in Ländern außerhalb der Ge- 
meinschaft, insbesondere in Großbritannien, ge- 
sammelten Erfahrungen und bestehenden Vor- 
haben auf. 

3. Die Arbeitsgruppe „Einkommenspolitik" bedient 
sich der bestehenden Unterlagen (insbesondere 
der Arbeiten der OECD) und kann die Mitglied- 
Staaten sowie die Kommission bitten, ihr die 
verfügbaren und für die Behandlung des Man- 
dats erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen. 


Mandat der Arbeitsgruppe 

„Politik auf dem Gebiet der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung" 

Es wird im Rahmen des Ausschusses für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik eine Arbeitsgruppe der 
für die Forschungspolitik in den Mitgliedsländern 
zuständigen hohen Beamten eingesetzt*). 

Jedes Mitgliedsland entsendet jeweils zwei Mit- 
glieder. Es kann außerdem zwei Stellvertreter be- 
nennen, wenn es dies für erforderlich hält. Das 
gleiche gilt bis zu ihrer Fusion für die Kommission 
der EWG, die Hohe Behörde der EGKS und die 
Kommission der EAG. Nach der Fusion wird die 
einheitliche Kommission genauso vertreten sein wie 
jede der Regierungen. 

Aufgabe der Gruppe ist es, die Probleme zu unter- 
suchen, die sich unter Berücksichtigung der even- 
tuellen Möglichkeiten einer Zusammenarbeit mit 
anderen Ländern für die Ausarbeitung einer ko- 
ordinierten bzw. gemeinsamen Politik auf dem Ge- 
biet der wissenschaftlichen und technischen For- 
schung ergeben, und Maßnahmen zur Inangriff- 
nahme einer solchen Politik vorzuschlagen; diese 
Untersuchung sollte so eng wie möglich den Zusam- 
menhang mit der allgemeinen Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedsländer und der EWG aufzeigen. 

Die Gruppe wird dem Ausschuß für mittelfristige 
Wirtschaftspolitik für den Monat Oktober einen 
ersten Bericht übermitteln. Dabei wäre es wün- 
schenswert, wenn folgende Probleme berücksichtigt 
werden könnten: 

1. Situation der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung in den Mitgliedsländern und in den 
Gemeinschaften 

— Verwaltungsmäßige Struktur und Forschungs- 
einrichtungen, 

— auf dem Forschungsgebiet zur Verfügung ste- 
hende Statistiken: Zahlungsbilanz, Patente, 
Finanzierungsmittel, Ausbildung des wissen- 
schaftlichen Personals, Verteilung der wissen- 

') Unter Berücksichtigung auch der Beratungen im Aus- 
schuß der Ständigen Vertreter am 18. März 1965. 


schafllichen und technischen Forschung auf 
den öffentlichen und privaten Sektor, 

Ziele und Mittel der Forschungspolitik im Be- 
reich der Technik und Wissenschaft in den 
Mitgliedstaaten und in den Gemeinschaften: 
budgetäre Maßnahmen, steuerliche Anreize, 
Arten der Verbindung privater und öffent- 
licher Bemühungen. 

2. Gegenüberstellung der Programme, die in den 
meisten Ländern der Gemeinschaft bestehen. 
Diese Gegenüberstellungen könnten sich einer- 
seits auf die bei der Wahl der Forschungsgegen- 
stände angewandten Methoden und andererseits 
auf den Inhalt dieser Programme beziehen. Ihr 
Ziel wäre es: 

a) den Umfang der in Aussicht genommenen 
Arbeiten im Verhältnis zur europäischen 
Wirtschaft zu untersuchen, 

b) falls notwendig, zu prüfen, ob die ins Auge 
gefaßten Programme aufeinander abgestimmt 
und ausreichend sind, 

c) die eventuellen Lücken aufzuzeigen, die durch 
zusätzliche Maßnahmen ausgefüllt werden 
könnten. 

3. Unmittelbar mit dem Integrationsprozeß zusam- 
menhängende Probleme, die für die wissen- 
schaftliche Forschung von Bedeutung sind: 

a) System der Forschungsbeihilfen, 

b) koordinierte oder gemeinschaftliche Aktionen 
auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung, 

c) Mittel zur Verbreitung von Informationen auf 
dem Gebiet der wissenschaftlichen und tech- 
nischen Forschung. 

4. Versuch einer Erfassung derjenigen Sektoren, 
bei denen sich die Anstrengungen auf dem Ge- 
biet der angewandten Forschung, namentlich im 
Vergleich zu den Anstrengungen anderer Länder, 
als deutlich unzureichend erweisen, sowie der- 
jenigen entwickelten Sektoren, deren Dynamik 
eng und unmittelbar von der Entwicklung der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung ab- 
hängt. 


Verzeichnis 

der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
des Ausschusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik 

Präsident: 

Dr. W. LANGER 
Staatssekretär 

im Bundesministerium für Wirtschaft, Bonn 

Vizepräsidenten: 

Prof. G. BROUWERS 
Secretaris-Generaal 

van het Ministerie van Economische Zaken, 

Den Haag 
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P. MASSE (bis 11. Februar 1966) 

Commissaire General 

au Plan d'Equipement et ä la Productivite, Paris 

F. ORTOLI (ab 25. März 1966) 

Commissaire General 

au Plan d'Equipement et ä la Productivite, Paris 


Präsident der stellvertretenden Mitglieder: 

Dr. O. SCHLECHT 
Ministerialrat 

im Bundesministerium für Wirtschaft, Bonn 

Deutschland 

Mitglieder: 

Dr. W. LANGER 
Staatssekretär 

im Bundesministerium für Wirtschaft, Bonn 

Dr, H. BONUS 

Ministerialdirigent 

im Bundesministerium der Finanzen, Bonn 

Stellvertretende Mitglieder: 

Dr. O. SCHLECHT 
Ministerialrat 

im Bundesministerium für Wirtschaft, Bonn 

Dr. D. ROSENKRÄNZER 
Oberregiorungsrat 

im Bundesministerium der Finanzen, Bonn 
Belgien 

Mitglieder: 

A. KERVYN DE LETTENHOVE (bis 23. Februar 1966) 
Conseiller Scientifique aupres du Burau de Pro- 
grammation economique, Brüssel 
Brüssel 

C. VAN HERBRUGGEN 

Conseiller ä la Direction Generale des Etudes 
et de la Documentation, Chef de Cabinet adjoint 
du Ministere des Affaires economiques et de 
l'Energie, Brüssel 

C. JOSZ (ab 23. Februar 1966) 

Secretaire General 

du Bureau de Programmation economique, 
Brüssel 

Stellvertretende Mitglieder: 

M. DEFOSSEZ (bis 23. April 1965) 

Directeur General des Etudes au Ministere 
des Finances, Brüssel 

C. JOSZ (bis 23. Februar 1966) 

Secretaire General 

du Bureau de Programmation economique, 
Brüssel 

E. THIRION (ab 23. April 1965) 

Conseiller au Service des Etudes 

et de Documentation du Ministere des Finances, 

Brüssel 


, K. RAES 

! Premier Conseiller aupres du Bureau de Pro- 
I grammation economique, Inspecteur General 

j des Finances, Brüssel 

Frankreich 

Mitglieder: 

P. MASSE (bis 11. Februar 1966) 

Commissaire General 

au Plan d’Equipement et ä la Productivite, Paris 

F. X. ORTOLI (ab 11. Februar 1966) 

Commissaire General 

au Plan d'Equipement et ä la Productivite, Paris 

J. SAINT GEOURS 

Directeur de la Prevision 

au Ministere de l'Economie et des Finances, 

Paris 

Stellvertretende Mitglieder: 

J. RIPERT 

Commissaire General adjoint 

au Plan d'Equipement et ä la Productivite, Paris 

J. LE NOANE 

j Sous-directeur ä la Direction de la Prevision 

' du Ministere de l'Economie et des Finances, 

i Paris 

I Italien 

I Mitglieder: 

I Dott. G. LANDRISCINA 

Vice Segretario Generale del Comitato italiano 
per la Ricostruzione, Ministero del Bilancio, 
Rom 

Prof. E. CAPACCIOLI (bis 28. Juni 1965) 

Capo di Gabinetto 
al Ministero del Bilancio, Rom 

Dott. P. MELITO (ab 28. Juni 1965) 

Capo di Gabinetto 
al Ministero del Bilancio, Rom 

Stellvertretende Mitglieder: 

Prof. S. PETRICCIONE 

Ufficio del Programma, 

Ministero del Bilancio, Rom 

Prof. A. HERZEL 
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